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Hinweis: 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord­
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung. 

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort finden Sie Links zu vielen quali­
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote. 
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Verordnung 
über die Regelung von Zuständigkeiten nach § 32 

Absatz 1 Satz 1 des Parteiengesetzes 

Vom 5. Juli 2016 

Auf Grund des § 32 Absatz 1 Satz 1 des Parteiengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994 (BGBl. I S. 149), und des § 5 Absatzes 3 Satz 1 des 
Landesorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (Gv. 
NRW. S. 421), insoweit nach Anhörung des fachlich zu­
ständigen Ausschusses des Landtags, von denen § 5 Ab­
satz 3 Satz 1 des Landesorganisationsgesetzes zuletzt 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (Gv. 
NRW. S. 462) geändert worden ist, verordnet die Landes­
regierung: 

§1 
Zuständige Behörde 

Vollstreckungsbehörde nach § 32 Absatz 1 Satz 1 des 
Parteiengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 149), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (BGBl. I 
S. 2563) geändert worden ist, ist das Landeskriminalamt. 

§2 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 5. Juli 2016 

2011 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

- Gv. NRW. 2016 S. 540 

31. Verordnung 
zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungs­

gebührenordnung 

Vom 5. Juli 2016 

Auf Grund des § 2 Absatz 2 des Gebührengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 23. August 1999 (Gv. NRW. S. 524) 
verordnet die Landesregierung: 

Artikel 1 

Der Allgemeine Gebührentarif der Allgemeinen Verwal­
tungsgebührenordnung vom 3. Juli 2001 (Gv. NRW. 
S. 262), die zuletzt durch Verordnung vom 26. April 2016 
(Gv. NRW. S. 236) geändert worden ist, wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Der Tarifstelle 1.1.2 wird folgender Satz angefügt: 

"Bei Anordnungen gegen Beschäftigte sind maxi­
mal 20 Prozent der vorgenannten Verwaltungsge­
bühren zu erheben." 

2. In der Tarifstelle 2.1.2 werden die Wörter "DIN 277 
Teil 1 Ausgabe Juni 1987" durch die Wörter "DIN 
277 - 1 Ausgabe Februar 2005" ersetzt. 

3. In der Tarifstelle 2.4.1.6 wird die Angabe ,,6 v. H." 
durch die Angabe ,,10 v. H." und die Angabe ,,50" 
durch die Angabe ,,100" ersetzt. 

4. In den Tarifstellen 2.4.2.2 und 2.4.2.4 Buchstabe b 
wird jeweils die Angabe ,,8 v. T." durch die Angabe 
,,10 v. T." ersetzt. 

5. In der Tarifstelle 2.4.2.6 wird die Angabe ,,6 v. H." 
durch die Angabe ,,10 v. H." und die Angabe ,,50" 
durch die Angabe ,,100" ersetzt. 

6. In der Tarifstelle 2.4.3 wird in den Buchstaben a 
und b jeweils die Angabe ,,2 500" durch die Angabe 
,,5 000" ersetzt. 

7. In der Tarifstelle 2.5.1.1 wird die Angabe ,,250" 
durch die Angabe ,,500" ersetzt. 

8. In der Tarifstelle 2.5.2.1 wird die Angabe ,,1/4" 
durch die Wörter "bis zu 1/4" ersetzt. 

9. In der Tarifstelle 2.7.1 werden die Angabe "WEG" 
durch die Angabe "WoEigG" und die Angabe ,,50" 
durch die Angabe ,,100" ersetzt. 

1 O. Die Tarifstelle 2.7.2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe "WEG" wird durch die Angabe 
"WoEigG" ersetzt. 

b) Dem Buchstaben a wird die Angabe "bis 150" 
angefügt. 

c) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

"b) je Garagenstellplatz Euro 20'.' 

d) In Buchstabe c werden die Wörter "für jede" 
durch das Wort "je" ersetzt. 

11. In der Tarifstelle 5.1.1 wird die Angabe ,,7" durch 
die Angabe" 11" ersetzt. 

12. In der Tarifstelle 5.1.1.1 wird die Angabe ,,4" durch 
die Angabe ,,6" ersetzt. 

13. Nach der Tarifstelle 5.1.1.1 wird folgende Tarifstelle 
5.1.1.2 eingefügt: 

,,5.1.1.2 
Einfache Melderegisterauskunft gemäß § 44 Ab­
satz 1 BMG auf elektronischem Weg, der eine er­
folglose Anfrage gemäß § 49 Absatz 1 bis 2 BMG je 
Betroffenen im gleichen Fachverfahren vorausge­
gangen ist: 
Gebühr: Euro 5 '.' 

14. In der Tarifstelle 5.1.2 wird die Angabe ,,10" durch 
die Angabe ,,15" ersetzt. 

15. In der Tarifstelle 5.1.3 werden die Wörter ,,(insbe­
sondere Rückgriff in nach § 13 Absatz 2 BMG ge­
sondert aufzubewahrende Bestände)" gestrichen 
und die Angabe ,,10 bis 30" durch die Angabe ,,15 
bis 50" ersetzt. 

16. In der Tarifstelle 5.1.4 wird die Angabe ,,20 bis 45" 
durch die Angabe ,,40 bis 100" ersetzt. 

17. In der Tarifstelle 5.1.5 werden die Angabe ,,9" 
durch die Angabe ,,10" und die Angabe ,,100 bis 
1 000" durch die Angabe ,,200 bis 3 000" ersetzt. 

18. In der Tarifstelle 5.1.6 wird die Angabe ,,100 bis 
1 000" durch die Angabe ,,200 bis 2 000" ersetzt. 

19. In der Tarifstelle 5.1. 7 werden die Wörter ,,8, höchs­
tens Euro 1150" durch die Angabe ,,10" ersetzt. 

20. Die Tarifstelle 5.2 wird wie folgt gefasst: 

,,5.2 
Sonstige Bescheinigungen im Meldewesen 
Gebühr: Euro 9'.' 

21. In der Tarifstelle 5.4 werden die Wörter ,,31 Ab­
satz 1 Satz 2 MG NRW" durch die Angabe ,,35 
BMG" ersetzt. 

22. Nach der Tarifstelle 5.4 werden folgende TarifsteI­
len 5.5 und 5.6 eingefügt: 

,,5.5 
Mittelbare Datenübermittlungen nach §§ 34, 35 
und 38 BMG im Wege des Auftragsdatenverarbei-
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tungsverhältnisses. Die Gebühr ist durch den Auf­
tragnehmer zu entrichten. 
Gebühr: Die Tarifstellen 5.1.1 bis 5.1.6 finden ent­
sprechende Anwendung 

5.6 
Zulassung eines Portals nach § 49 Absatz 3 BMG 
Gebühr: nach Zeitaufwand, jedoch mindestens Eu­
ro 360'.' 

23. Die Tarifstelle 8.1.4.11 wird wie folgt gefasst: 

,,8.1.4.11 
Prüfung einerWegebauanzeige (§ 6b LFoG) 
Gebühr: Euro 100 bis 600'.' 

24. Nach der Tarifstelle 9.1 wird folgende Tarifstelle 
9.2 eingefügt: 

,,9.2 
Zuschlag für die Verwahrung sperriger Fundsachen 
Gebühr: Euro 15'.' 

25. Die Tarifstelle 10.1.5 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Buchstabe d werden folgende Buchstaben 
e und feingefügt: 
"e) § 2 Absatz 3 Satz 2 PsychThG (Kenntnisprü­
fung Psychologische Psychotherapeuten) 
Gebühr: Euro 305 bis 530 

f) § 2 Absatz 2 Satz 9 PsychThG (Eignungsprü­
fung Psychologische Psychotherapeuten) 

Gebühr: Euro 305 bis 530'.' 

b) Der bisherige Buchstabe e wird Buchstabe g. 

26. In der Tarifstelle 10.2.1.1 wird die Angabe ,,15" 
durch die Angabe ,,40" ersetzt. 

27. In der Tarifstelle 10.2.1.2 wird die Angabe ,,25" 
durch die Angabe" 70" ersetzt. 

28. In der Tarifstelle 10.2.2 wird die Angabe ,,20" durch 
die Angabe ,,50" ersetzt. 

29. In der Tarifstelle 10.2.3 wird die Angabe ,,25" durch 
die Angabe ,,50" ersetzt. 

30. In der Tarifstelle 10.2.4 wird die Angabe ,,15" durch 
die Angabe ,,25" ersetzt. 

31. In der Tarifstelle 10.2.5 werden das Wort "Studien­
leistungen" durch die Wörter ,,(Studien- und Prü­
fungsleistungen)" und die Angabe ,,20" durch die 
Angabe ,,50" ersetzt. 

32. Nach der Tarifstelle 10.5.1.2 wird folgende Tarif­
stelle 10.5.1.3 eingefügt: 

,,10.5.1.3 
Prüfung und Bestätigung beziehu.ngsweise Wider­
spruch von Anzeigen sowie deren Anderungen nach 
§ 20b Absatz 2 AMG 
Gebühr: Euro 50 bis 25 500'.' 

33. Die bisherigen Tarifstellen 10.5.1.3 bis 10.5.1.26 
werden die Tarifstellen 10.5.1.4 bis 10.5.1.27. 

34. In der Tarifstelle 10.11.1 werden nach dem Wort 
"Rettungsassistenten," die Wörter "Schulen für 
Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter," einge­
fügt. 

35. In der Tarifstelle 10.14.8 wird die Angabe ,,15" 
durch die Angabe ,,25" ersetzt. 

36. Die Tarifstelle 10.17.5 wird aufgehoben. 

37. Die Tarifstelle 10.19.1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe b wird die Angabe ,,65" durch die 
Angabe ,,50" ersetzt. 

b) In Buchstabe c wird die Angabe ,,20" durch die 
Angabe ,,50" ersetzt. 

38. In den Tarifstellen 10a.1.6 und 10a.1.7 wird jeweils 
die Angabe", 41" gestrichen. 

39. In den Tarifstellen 10a.4.1 und 10a.5.3 werden je­
weils die Wörter,,34 Absatz 1 Satz 2" jeweils durch 
die Angabe ,,34 Satz 2" ersetzt. 

40. Die Tarifstelle 10a.6.4 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe b werden die Wörter "eines beste­
henden ambulanten Dienstes" durch die Wörter 
"einer bestehenden Gasteinrichtung" ersetzt. 

b) Nach Buchstabe c wird folgender Buchstabe d 
eingefügt: 
"d) Anzeige eines Wechsels der Einrichtungs­
oder Pflegedienstleistung 

Gebühr: Euro 100 bis 200'.' 

41. In der Tarifstelle 11.6.9 wird die Angabe ,,15" durch 
die Angabe ,,25" ersetzt. 

42. Nach der Tarifstelle 11. 7. 7. 2 wird folgende TarifsteI­
le 11.7.8 eingefügt: 

,,11.7.8 
Entscheidung über die Erteilung einer Ausnahme­
genehmigung nach Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b 
der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 (POP-Verord­
nung) 
Gebühr: Euro 50 bis 2 000'.' 

43. Die Tarifstelle 11.8.19 wird wie folgt gefasst: 

,,11.8.19 
Entscheidung über die Festlegung einer Ersatzdosis 
nach § 41 Absatz 1 Satz 3 
Gebühr: Euro 60 pro Person und Monat 

+ ein Drittel des Betrages pro weitere Person bei 
mehr als zehn Personen in einem Vorgang 

Sofern die zuständige Behörde gemäß § 41 Absatz 4 
einen längeren Auswertezeitraum gestattet hat (bis 
zu drei Monaten), ist dieser zugrunde zu legen." 

44. In der Tarifstelle 11.9.1 werden die Buchstaben b 
und c wie folgt gefasst: 

"b) sofern es sich um die Teleradiologie während 
des Nacht-, Wochenend- und Feiertagsdienstes han­
delt 
Gebühr: Euro 150 bis 1 500 
c) sofern es sich um die Teleradiologie über den 
Nacht-, Wochenend- und Feiertagsdienst hinaus 
handelt 
Gebühr: Euro 4 000'.' 

45. Die Tarifstelle 11.9.26 wird wie folgt gefasst: 

,,11.9.26 
Entscheidung über die Festlegung einer Ersatzdosis 
nach § 35 Absatz 8 Nummer 2 
Gebühr: Euro 60 pro Person und Monat 

+ ein Drittel des Betrages pro weitere Person bei 
mehr als zehn Personen in einem Vorgang 

Sofern die zuständige Behörde gemäß § 35 Absatz 7 
Nummer 1 und 2 andere Auswertezeiträume gestat­
tet beziehungsweise angeordnet hat, sind diese zu­
grunde zu legen." 

46. Nach der Tarifstelle 14.3.4.4 wird folgende Tarif­
stelle 14.3.5 eingefügt: 

,,14.3.5 
Entscheidung über Einwände gegen das Ergebnis 
der Feststellung des Grundversorgers nach § 36 Ab­
satz 2 Satz 4 EnWG 
Gebühr: Euro 50 bis 10 000'.' 

47. Die Tarifstellen 14.3.9.1 bis 14.3.9.3 werden durch 
folgende Tarifstellen 14.3.9.1 bis 14.3.9.2.3 ersetzt: 

,,14.3.9.1 
Entscheidungen über die Zul~ssigkeit der Errich­
tung, des Betriebs sowie der Anderung von Hoch­
spannungsleitungen nach § 43 EnWG 

14.3.9.1.1 
Entscheidung über die Planf.~ststellung zur Errich­
tung und den Betrieb sowie Anderungen von Hoch­
spannungsleitungen gemäß § 43 Absatz 1 EnWG 
Gebühr: Euro 40000 je angefangenen Kilometer 

14.3.9.1.2 
Entscheidung über die Plangene~migung zur Er­
richtung und den Betrieb sowie Anderungen von 
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Hochspannungsleitungen gemäß § 43 Absatz 1 En­
WG 
Gebühr: Euro 5 000 je angefangenen Kilometer 

14.3.9.1.3 
Entscheidung über das Vorliegen eines Falles unwe­
sentlicher Bedeutung (§ 43 Absatz 1 Satz 3 EnWG) 
zur Errichtung und den Betrieb sowie für Erweite­
rungen oder Anderungen von Hochspannungslei­
tungen gemäß § 43 En WG 
Gebühr: Euro 1 000 je angefangenen Kilometer 

14.3.9.1.4 
Wird ein Antrag auf eine der genannten Amtshand­
lungen nach Beginn der sachlichen Bearbeitung zu­
rückgenommen, ist derjenige Teil der für die ge­
samte Amtshandlung vorgesehenen Gebühr zu 
erheben, der dem Fortschritt der Bearbeitung ent­
spricht. Für einen Antrag, der aus anderen Gründen 
als der Unzuständigkeit der Behörde abgelehnt 
wird, ist die volle Gebühr zu erheben. Die Gebühr 
kann ermäßigt werden oder es kann von der Erhe­
bung abgesehen werden, wenn dies der Billigkeit 
entspricht. 

14.3.9.2 
Entscheidungen über die Zu~ässigkeit der Errich­
tung, des Betriebs sowie der Anderung von anderen 
Energieanlagen nach § 43 EnWG (ausgenommen 
Hochspannungslei tungen) 

14.3.9.2.1 
Entscheidung über die Planf~ststellung zur Errich­
tung und den Betrieb sowie Anderungen von ande­
ren Energieleitungen gemäß § 43 Absatz 1 EnWG 
Gebühr: Euro 0,2 Prozent der Baukosten, 
mindestens jedoch Euro 2500 

Bei Angelegenheiten, die mit besonderer Mühewal­
tung verbunden sind, kann die Gebühr bis auf das 
Doppelte erhöht werden. 

Die Kosten für Bekanntmachungen bei den Ge­
bietskörperschaften sowie für den Versand von Pla­
nunterlagen und der hierbei erwachsenden Postge­
bühren sind als Auslagen zusätzlich zu erstatten. 
Letzteres gilt auch für die Kosten der Gebietskör­
perschaften bei Rücksendung der ausgelegten Un­
terlagen. 

14.3.9.2.2 
Entscheidung über die Plangeneh.~igung zur Er­
richtung und den Betrieb sowie Anderungen von 
anderen Energieleitungen gemäß § 43 Absatz 1 
EnWG 
Gebühr: Euro 0,2 Prozent der Baukosten, abzüglich 
20 Prozent, 
mindestens jedoch Euro 1 000 

14.3.9.2.3 
Entscheidung über das Vorliegen eines Falles unwe­
sentlicher Bedeutung (§ 43 Absatz 1 Satz 3 EnWG) 
zur Errichtung und den Betrieb sowie für Erweite­
rungen oder Anderungen von anderen Energielei­
tungen gemäß § 43 En WG 
Gebühr: Euro 250 bis 5 000'.' 

48. Die TarifsteIle 14.5 wird wie folgt gefasst: 

,,14.5 
Aufsicht über die genossenschaftlichen Prüfungs­
verbände nach dem Genossenschaftsgesetz (GenG) 

14.5.1 
Verleihung oder Entziehung des Prüfungsrechts 
nach §§ 63, 63a GenG 
Gebühr: Euro 100 bis 1 000 

14.5.2 
Aufsichtsrnaßnahmen nach § 64 GenG 
Gebühr: Euro 50 bis 1 000'.' 

49. In der TarifsteIle 15a.2.1 werden die Wörter "Nach­
trägliche Anordnung nach § 17 Absatz 1, 5" durch 
die Angabe "Anordnungen (§ 17 BImSchG)" er­
setzt. 

50. In der TarifsteIle 15a.3.13.1 werden die Wörter 
"Ausnahmebewilligung nach § 11 Absatz 1 von den 
Anforderungen der Verordnung" durch die Wörter 
"Ausnahmebewilligung von den Anforderungen der 
Verordnung (§ 11 Absatz 1 der 20. BImSchV)" er­
setzt. 

51. Die TarifsteIle 15a.3.14 wird wie folgt gefasst: 

,,15a.3.14 
Entscheidung über die Zulassung von Ausnahmen 
(§ 7 der 21. ElmSchV) 
Gebühr: Euro 50 bis 500'.' 

52. Nach der TarifsteIle 15a.3.16.1 wird folgende Tarif­
steIle 15a.3.16.2 eingefügt: 

" 15a.3.16.2 
Prüfung des Ergebnisses einer Messung (§ 9 der 27. 
BImSchV) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Für die Berechnung 
der zu erhebenden Verwaltungsgebühren sind die 
vom für Inneres zuständigen Ministerium jeweils 
veröffentlichten Stundensätze (Richtwerte) für die 
Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes zu­
grunde zu legen. Abgerechnet wird für jede ange­
fangenen 30 Minuten." 

53. Die bisherige TarifsteIle 15a.3.16.2 wird die Tarif­
steIle 15a.3.16.3 und die Angabe ,,(§ 12)" durch die 
Angabe ,,(§ 12 der 27. BImSchV)" ersetzt. 

54. In der TarifsteIle 15a.3.18.1 werden die Wörter "ge­
mäß § 5 Absatz 7 durch die zuständige Behörde" 
durch die Wörter "durch die zuständige Behörde 
(§ 5 Absatz 7 der 31. BImSchV)" ersetzt. 

55. TarifsteIle 15a.3.18.2 wird wie folgt geändert: 
a) Nach der Angabe ,,§ 11" wird die Angabe "der 

31. BImSchV" eingefügt. 

b) Die Buchstaben abis h werden wie folgt gefasst: 
"a) § 3 Absatz 2 oder 3 der 31. BImSchV 
Gebühr: Euro 250 bis 2 500 

b) §§ 3 Absatz 4 oder 6 der 31. BImSchV 
Gebühr: Euro 250 bis 2500 

c) § 3 Absatz 5 der 31. BImSchV 
Gebühr: Euro 50 bis 500 

d) § 4 der 31. BImSchV 
Gebühr: Euro 500 bis 5000 

e) §§ 5 oder 8 der 31. BImSchV 
Gebühr: Euro 50 bis 1 000 

f) § 6 der 31. ElmSch V 
Gebühr: Euro 100 bis 1 000 

g) § 7 Absatz 1 der 31. BImSchV 
Gebühr: Euro 25 bis 250 

h) § 7 Absatz 2 der 31. BImSchV 
Gebühr: Euro 100 bis 1 000'.' 

56. In der TarifsteIle 15a.4.3 wird nach der Angabe 
"Absatz 4" die Angabe "LImschG" eingefügt und 
die Angabe ,,5 bis 25" durch die Angabe ,,25 bis 
200" ersetzt. 

57. Die TarifsteIle 15c wird wie folgt gefasst: 

,,15c 
Vollzug des Umweltinformationsgesetzes Nord­
rhein-Westfalen (UIG NRW) vom 29. März 2007 
(Gv. NRW. S. 142) in der jeweils geltenden Fassung'.' 

58. Die TarifsteIle 15c.1.2 wird wie folgt gefasst: 

,,15c.1.2 
Ausnahmeregelung für Gemeinden und Gemeinde­
verbände 

15c.1.2.1 
Gebühren für die Erteilung von Auskünften aus 
dem Altlastenkataster nach dem Landesboden­
schutzgesetz (LBodSchG) vom 9. Mai 2000 (Gv. 
NRW. S. 439) in der jeweils geltenden Fassung 
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Erteilung von mündlichen oder schriftlichen Aus­
künften einschließlich der Herausgabe von Dupli­
katen aus dem Kataster über altlastverdächtige 
Flächen und Altlasten gemäß § 8 LBodSchG oder 
über schädliche Bodenveränderungen und Ver­
dachtsflächen gemäß § 5 LBodSchG, wenn dies mit 
mehr als geringfügigem Aufwand verbunden ist. 
Dazu zählt auch der Aufwand für Recherchen, für 
die Herstellung von Duplikaten, für die Zusam­
menstellung von Unterlagen und für die Aussonde­
rung von Daten zum Schutz öffentlicher oder pri­
vater Belange. 

Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Für die Berechnung 
der zu erhebenden Verwaltungsgebühren sind die 
vom für Inneres zuständigen Ministerium jeweils 
veröffentlichten Stundensätze (Richtwerte) für die 
Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes zu­
grunde zu legen. Abgerechnet wird für jede ange­
fangenen 30 Minuten, insgesamt höchstens Euro 
500. 

15c.1.2.2 
Gebührenerhebung in sonstigen Fällen 

Soweit den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
bei sonstigen Auskünften und der Herausgabe von 
Duplikaten mit umfangreichem und erheblichem 
Vorbereitungsaufwand Ausfälle entstehen, können 
diese eine Gebühr von bis zu Euro 500 erheben, es 
sei denn, es stehen im Einzelplan 10 Kapitel 10 020 
Titel 633 00 des Landeshaushalts Haushaltsmittel 
zum Ausgleich des Verzichts auf diese Gebührener­
hebung zur Verfügung." 

59. Die Ergänzende Regelung zu der Tarifstelle 15c.l 
wird wie folgt gefasst: 

"Ergänzende Regelung zu der Tarifstelle 15c.l: 
Vorkehrungen nach § 2 UIG NRW und § 7 Absatz 1 
und 2 des Umweltinformationsgesetzes (UIG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Oktober 
2014 (BGBL I S. 1643) in der jeweils geltenden Fas­
sung.sind gebührenfrei. Ebenso die Unterrichtung 
der Offentlichkeit nach § 2 UIG NRW in Verbin­
dung mit § 10 UIG. 

Von der Gebührenerhebung ist bei Anträgen von 
nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (Um­
wRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. 
April 2013 (BGBL I S. 753) in der jeweils geltenden 
Fassung anerkannten Vereinigungen abzusehen. 

Soweit den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
durch die Regelung Ausfälle entstehen, besteht die 
Verpflichtung zum Gebührenverzicht nur im Rah­
men von im Einzelplan 10 Kapitel 10 020 Titel 633 
00 des Landeshaushalts zur Verfügung stehenden 
Haushai tsmi tteln." 

60. Die Tarifstelle 15d.l wird wie folgt gefasst: 

,,15d.l 
Erstattung von Gutachten, schriftliche Beratung 
sowie Untersuchungen 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Für die Berechnung 
sind je angefangenen 30 Minuten, abweichend von 
den vom für Inneres zuständigen Ministerium ver­
öffentlichten jeweils gültigen Stundensätzen 
(Richtwerte), die Stundensätze der Kosten- und 
Leistungsrechnung des Landesamtes für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz zugrunde zu legen. 

Die im Zusammenhang mit der Behördentätigkeit 
anfallenden Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und 
Nachbereitungszeiten werden als Zeitaufwand mit­
berechnet und die Auslagen (zum Beispiel Reise­
kosten, Materialkosten) gesondert berechnet. 

Hinweis zu Tarifstelle 15d.l: 
Das für Immissionsschutz (Anlagensicherheit) und 
Gentechnik zuständige Ministerium gibt die jeweils 
aktuellen Stundensätze für das Landesamt für Na­
tur, Umwelt und Verbraucherschutz im Ministerial­
blatt bekannt. Diese werden zudem auf der Inter­
netseite http://www.lanuv.nrw.de dargestellt." 

61. In der Tarifstelle 15d.2 werden die Wörter "je volle 
Stunde" gestrichen, die Wörter "gemäß Tarifstelle 

15d.l b) oder c)" werden durch die Wörter "Je nach 
Zeitaufwand nach Tarifstelle 15d.l" und die Wörter 
"Sonstige Kosten" durch das Wort "Auslagen" er­
setzt. 

62. Die Tarifstelle 15f wird wie folgt gefasst: 

,,15f 
Raumordnungsverfahren 

Amtshandlungen bei der Durchführung von Raum­
ordnungsverfahren gemäß § 32 des Landespla­
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 
2005 (Gv. NRW S. 430), das zuletzt durch Gesetz 
vom 24. Mai 2016 (Gv. NRW S. 259) geändert wor­
den ist, in Verbindung mit § 43 der Landespla­
nungsgesetzDVO (LP1G DVO) vom 8. Juni 2010 (Gv. 
NRW S. 334), die zuletzt durch Verordnung vom 
3. Mai 2016 (Gv. NRW S. 238) geändert worden ist." 

63. In der Tarifstelle 15f.l werden nach dem Wort "be­
rühren" die Wörter ,,(ausgenommen Hoch- und 
Höchstspannungsleitungen mit 110 kV oder mehr 
Nennspannung)" eingefügt. 

64. In der Tarifstelle 15f.2 werden nach dem Wort "be­
rühren" die Wörter ,,(ausgenommen Hoch- und 
Höchstspannungsleitungen mit 110 kV oder mehr 
Nennspannung)" eingefügt. 

65. Nach der Tarifstelle 15f.2 wird folgende Tarifstelle 
15f.3 eingefügt: 

,,15f.3 
Gebührentarife für Hoch- und Höchstspannungs­
leitungen mit 110 kV oder mehr Nennspannung: 
Gebühr: Euro 20 000 je angefangenen Kilometer. 
Dabei ist die geographische Entfernung der durch 
eine Trasse zu verbindenden Orte (Luftlinie) maß­
geblich." 

66. Nach der Tarifstelle 15f.3 werden die Wörter "An­
merkung zu den Tarifstellen 15f.l und 15f.2" durch 
die Wörter "Anmerkung zu den Tarifstellen 15f.l, 
15f.2 und 15f.3" ersetzt. 

67. Die Tarifstellen 16.15 und 16.15.1 werden wie folgt 
gefasst: 

,,16.15 
Düngemittelrecht 

Amtshandlungen nach 

- der Verordnung (EG) Nr. 200312003 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über Düngemittel (ABL L 304 vom 
21.11.2003, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung, 

- dem Düngegesetz vom 9. Januar 2009 (BGBL I 
S. 54, 136) in der jeweils geltenden Fassung und 

- der Düngemittelverordnung vom 5. Dezember 
2012 (BGBL I S. 2482) in der jeweils geltenden 
Fassung (DüMV) 

16.15.1 
Prüfung und Feststellung, ob ein Produkt, das unter 
§ 2 Nummer 1 und 6 bis 8 des Düngegesetzes fällt, 
den Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 2003/2003 und der Düngemittelverordnung ent­
spricht 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Für die Berechnung 
sind je angefangenen 30 Minuten, abweichend von 
den vom für Inneres zuständigen Ministerium ver­
öffentlichten jeweils gültigen Stundensätzen 
(Richtwerte), die Stundensätze der Kosten- und 
Leistungsrechnung des Landesamtes für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz zugrunde zu legen. 

Die im Zusammenhang mit der Behördentätigkeit 
anfallenden Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und 
Nachbereitungszeiten werden als Zeitaufwand mit­
berechnet und die Auslagen (zum Beispiel Reise­
kosten, Materialkosten) gesondert berechnet. 

Hinweis zu Tarifstelle 16.15.1: 
Das für Landwirtschaft zuständige Ministerium 
gibt die jeweils aktuellen Stundensätze für das 
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher­
schutz im Ministerialblatt bekannt. Diese werden 
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zudem auf der Internetseite http://www.lanuv.nrw. 
de dargestellt." 

68. Die Tarifstelle 16.15.3 wird aufgehoben. 

69. Nach der Tarifstelle 16a werden folgende TarifsteI­
len 16a.0 und 16a.0.1 eingefügt: 

,,16a.0 
Ermittlung des Verwal tungsa ufwandes 

16a.0.1 
Sofern im Folgenden eine Tarifstelle für Amtshand­
lungen des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz (LANUV) vorsieht, dass eine 
Gebühr nach Zeitaufwand zu berechnen ist, sind 
für die Berechnung je angefangenen 30 Minuten, 
abweichend von den vom für Inneres zuständigen 
Ministerium veröffentlichten jeweils gültigen Stun­
densätzen (Richtwerte), die Stundensätze der Kos­
ten- und Leistungsrechnung des LANUV zugrunde 
zu legen, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, werden die im 
Zusammenhang mit der Behördentätigkeit anfal­
lenden Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und Nachbe­
reitungszeiten als Zeitaufwand mitberechnet und 
die Auslagen (zum Beispiel Reisekosten, Material­
kosten) gesondert berechnet. 

Hinweis zu Tarifstelle 16a.0.1: 
Das für Ernährungswirtschaft zuständige Ministe­
rium gibt die jeweils aktuellen Stundensätze für 
das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbrau­
cherschutz im Ministerialblatt bekannt. Diese wer­
den zudem auf der Internetseite http://www.lanuv. 
nrw.de dargestellt." 

70. Die Tarifstelle 16a.8 wird wie folgt geändert: 

a) In dem dritten Spiegelstrich werden die Wörter 
"den dazu erlassenen Verordnungen:' gestrichen. 

b) Nach den Wörtern "in Verbindung mit" werden 
die Wörter "der 2. Fleischgesetz-Durchführungs­
verordnung (2. FIGDV) vom 12. November 2008 
(BGBL I S. 2186,2189) in der jeweils geltenden 
Fassung und weiterer zum Fleischgesetz erlasse­
nen Verordnungen," angefügt. 

71. Die Tarifstellen 16a.8.1 bis 16a.8.4 werden durch 
folgende Tarifstellen 16a.8.1 bis 16a.8.5 ersetzt: 

,,16a.8.1 
Prüfung der Sachkunde für die Neuzulassung einer 
Tierart (§ 4 Absatz 2 des Fleischgesetzes in Ver­
bindung mit § 5 Absatz 1 und § 7 Absatz 1 der 
2. FIGDV) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach Tarifstelle 
16a.0.1 

16a.8.2 
Prüfung der Sachkunde zwecks Erweiterung der 
Zulassung auf weitere Gerätegruppen 
und -typen bei Schweineschlachtkörpern (§ 4 Ab­
satz 2 des Fleischgesetzes in Verbindung mit § 5 
Absatz 3 und § 7 Absatz 1 der 2. FIGDV) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach Tarifstelle 
16a.0.1 

16a.8.3 
Entscheidung über die Zulassung und Erweiterung 
der Zulassung eines Klassifizierers (§ 4 des Fleisch­
gesetzes) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach Tarifstelle 
16a.0.1 

16a.8.4 
Entscheidung über den Widerruf, die Rücknahme 
oder das Erlöschen der Zulassung eines Klassifi­
zierers (§§ 5 und 6 des Fleischgesetzes) oder das 
Ruhenlassen der Tätigkeit (§ 15 Absatz 3 der 
2. FIGDV) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach Tarifstelle 
16a.0.1 

16a.8.5 
Theoretische und praktische Fortbildung über die 
Klassifizierung von Schlachtkörpern einer Tierart 

inklusive anschließender Fortbildungsprüfung (§ 4 
Absatz 4 des Fleischgesetzes in Verbindung mit § 15 
Absatz 1 der 2. FIGDV) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach Tarifstelle 
16a.0.1'.' 

72. Die bisherige Tarifstelle 16a.8.5 wird Tarifstelle 
16a.8.6. 

73. Die bisherige Tarifstelle 16a.8.5.1 wird Tarifstelle 
16a.8.6.1 und die Wörter "Euro 165 bis 11 000" 
werden durch die Wörter "Je nach Zeitaufwand 
nach Tarifstelle 16a.0.1" ersetzt. 

74. Die bisherige Tarifstelle 16a.8.5.2 wird Tarifstelle 
16a.8.6.2 und die Wörter "Euro 165 bis 11 000" 
werden durch die Wörter "Je nach Zeitaufwand 
nach Tarifstelle 16a.0.1" ersetzt. 

75. Die bisherige Tarifstelle 16a.8.5.3 wird Tarifstelle 
16a.8.6.3 und die Wörter "Euro 550 bis 11 000" 
werden durch die Wörter "Je nach Zeitaufwand 
nach Tarifstelle 16a.0.1" ersetzt. 

76. Die Tarifstellen 16a.15 bis 16a.15.5 werden durch 
die folgenden Tarifstellen 16a.15 bis 16a.15.6 er­
setzt: 

,,16a.15 
Amtshandlungen nach 

- der Verordnung (EU) Nr. 115112012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. Novem­
ber 2012 über Qualitätsregelungen für Agrarer­
zeugnisse und Lebensmittel (ABI. L 343 vom 
14.12.2012, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung, 

- der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vq!TI 29. April 
2004 über amtliche Kontrollen zur Uberprüfung 
der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermit­
telrechts sowie der Bestimmungen über Tierge­
sundheit und Tierschutz (ABI. L 165 vom 
30.4.2004, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung, 

- dem Lebensmittelspezialitätengesetz vom 29. Ok­
tober 1993 (BGBL I S. 1814) in der jeweils gelten­
den Fassung (LSpG), 

- dem Markengesetz vom 25. Oktober 1994 
(BGBL I S. 3082; 1995 I S. 156; 1996 I S. 682) in 
der jeweils geltenden Fassung (MarkenG) und 

- der Kontrollstellen-Zulassungsverordnung NRW 
vom 23. Mai 2014 (GV NRW. S. 333) in der jeweils 
geltenden Fassung (KtrStZuIVO) 

Hinweis: 
Die Amtshandlungen der nachfolgenden TarifsteI­
len 16a.15.1, 16a.15.2 und 16a.15.3 fallen in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie 20061123/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Bin­
nenmarkt (ABI. L 376 vom 27.12.2006, S. 36). Die 
Gebührenfestsetzung ist daher auf den Verwal­
tungsaufwand begrenzt. 

16a.15.1 
Entscheidung über die erstmalige Zulassung einer 
privaten Kontrollstelle (§ 1 KtrStZulVO in Verbin­
dung mit § 2 Absatz 1 und 2 KtrStZulVO) 
Gebühr: Euro 255 bis 2 600 

16a.15.2 
Entscheidung über die Zulassung einer in einem 
anderen Bundesland zugelassenen privaten Kont­
rollstelle (§ 1 KtrStZulVO in Verbindung mit § 2 
Absatz 1 und 2 KtrStZuIVO) 
Gebühr: Euro 153 bis 520 

16a.15.3 
Änderung, Rücknahme und Widerruf der Zulassung 
einer privaten Kontrollstelle oder einer in einem 
anderen Bundesland zugelassenen privaten Kont­
rollst elle (§§ 2 Absatz 2 und 3 KtrStZuIVO) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach Tarifstelle 
16a.0.1 
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16a.15.4 
Kontrollen und ordnungs behördliche Maßnahmen 
zur Uberprüfung einer zugelassenen privaten Kont­
rollstelle (Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach Tarifstelle 
16a.0.1 

16a.15.5 
Kontrollen und ordnungsbehördliche Maßnahmen 
im Rahmen der Überwachung (Artikel 34 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 115112012 in Verbindung mit 
§ 134 MarkenG und § 4 LSpG) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach Tarifstelle 
16a.0.1 

16a.15.6 
Entscheidung über die Genehmigung eines neuen 
oder geänderten Kontrollkonzeptes einer zugelasse­
nen privaten Kontrollstelle (§ 3 Absatz 1 KtrStZul­
VO) 
Gebühr: Euro 50 bis 750'.' 

77. Die Tarifstelle 16a.16.11 wird wie folgt gefasst: 

,,16a.16.11 
Entscheidung über einen Antrag über die Verwen­
dung nicht ökologischen Saatguts oder Kartoffel­
pflanzguts für Forschung, FE;~dversuche oder Sor­
tenerhaltung (Artikel 45 EG-OKO-DVO) 
Gebühr: Euro 50 bis 1 000'.' 

78. Die Tarifstelle 18.4 wird aufgehoben. 

79. Die Tarifstelle 20 wird aufgehoben. 

80. In der Tarifstelle 23.0.1 wird nach Satz 2 folgender 
Satz eingefügt: 
"Ist im Rahmen der Kosten- und Leistungsrech­
nung die Wegstreckenentschädigung bereits in die 
Berechnung der Stundensätze eingeflossen, kann 
eine Wegstreckenentschädigung nicht zusätzlich er­
hoben werden." 

81. In der Anmerkung zu Tarifstelle 23.0.1 werden das 
Wort "Anmerkung" durch das Wort "Hinweis',' das 
Wort "veröffentlicht" durch das Wort "gibt" und 
die Wörter "durch Erlass" durch die Wörter "im Mi­
nisterialblatt bekannt" ersetzt. 

82. Der Tarifstelle 23.0.4.1 wird folgender Satz ange­
fügt: 
"Die Tarifstelle 23.0.4.1 gilt nicht für die Kontrol­
len in Schulen, Kindergärten, Kindertageseinrich­
tungen und Tafeln." 

83. In der Tarifstelle 23.3.1.1.9 werden die Angabe ,,5" 
durch die Angabe ,,10',' die bisherige Angabe ,,10" 
durch die Angabe ,,20',' die Angabe ,,28" durch die 
Angabe ,,38" und die Angabe ,,102" durch die An­
gabe ,,204" ersetzt. 

84. Nach der Tarifstelle 23.3.1.1.11 wird folgende Tarif­
stelle 23.3.1.1.12 eingefügt: 

,,23.3.1.1.12 
Kontrolle von TRACES-Meldungen über eingE!hen­
de Lieferungen (Dokumentenprüfung und Uber­
prüfung von Tieren oder Waren am Bestimmungs­
ort) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
23.0.1 bis 23.0.3'.' 

85. In der Tarifstelle 23.3.1.3.1 wird die Angabe 
durch die Angabe ,,25" ersetzt. 

86. Die Tarifstelle 23.3.1.4 wird wie folgt gefasst: 

,,23.3.1.4 

" 
8" 

Abnahme und/oder Überwachung eines Quarantä­
nestalles zum Beispiel beim Export in Drittländer 
oder zur Anerkennung eines BHV1-Status 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
23.0.1 bis 23.0.3': 

87. In den Tarifstellen 23.3.1.7.3 und 23.3.1.7.5 wird je­
weils die Angabe ,,100" durch die Angabe ,,500" er­
setzt. 

88. In der Tarifstelle 23.4.2.3 werden die Angabe ,,13 b" 
durch die Angabe ,,18" und die Angabe ,,2. Januar 
1978 (BGBL I S. 15)" durch die Angabe ,,24. Okto­
ber 2006 (BGBL I S. 2355)" ersetzt. 

89. Die Tarifstellen 23.6.1.18 bis 23.6.1.18.3 werden 
durch die folgenden Tarifstellen 23.6.1.18 bis 
23.6.1.18.4 ersetzt: 

,,23.6.1.18 
Anordnungen nach § 16a TierSchG 

23.6.1.18.1 
Anordnung und Durchführung von Maßnahmen zur 
Beseitigung festgestellter und zur Verhütung künf­
tiger Verstöße (§ 16a Absatz 1 TierSchG) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
23.6.1.1. Auslagen werden gesondert berechnet. 

23.6.1.18.2 
Entscheidung über einen Antrag auf Aufhebung ei­
nes Tierhaltungs- oder Betreuungsverbotes (§ 16a 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 letzter Halbsatz Tier­
SchG) 
Gebühr: Euro 50 bis 250 

23.6.1.18.3 
Unter~agung der Durchführung oder der Vornahme 
einer Anderung eines Versuchsvorhabens (§ 16a Ab­
satz 2 TierSchG) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
23.6.1.1. Auslagen werden gesondert berechnet. 

23.6.1.18.4 
Anordnungen (§ 16a Absatz 3 TierSchG) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
23.6.1.1. Auslagen werden gesondert berechnet." 

90. Tarifstelle 23.6.11.13.3 wird aufgehoben. 

91. Tarifstelle 23.6.11.13.4 wird Tarifstelle 23.6.11.13.3. 

92. Die Tarifstelle 23.7.24 wird wie folgt gefasst: 

,,23.7.24 
Entgegennahme und Bearbeitung schriftlicher Mit­
teilungen und Entgegennahme und Bearbeitung der 
schriftlichen yersicherung des Tierhalters (§ 58b 
AMG) sowie Ubermittlung dieser Daten an die ge­
meinsame Stelle (§ 58c Absatz 3 AMG) 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
23.0.1 bis 23.0.3'.' 

93. Der Tarifstelle 23.8 werden die Wörter "sowie Ge­
bühren für Amtshandlungen im Zusammenhang 
mit dem Export von Lebensmitteln in Drittländer" 
angefügt. 

94. Nach der Tarifstelle 23.8.3.8 wird folgende Tarif­
stelle 23.8.3.9 eingefügt: 

,,23.8.3.9 
Sonstige Amtshandlungen im Zusammenhang mit 
dem Export von Lebensmitteln in Drittländer 
Gebühr: Die Gebühren sind entsprechend der Tarif­
stellen 23.8.9.1 bis 23.8.9.4 zu berechnen." 

95. In der Tarifstelle 23.8.5 werden die Wörter "von 
dem Staatlichen Veterinäruntersuchungsamt 
(SVUA) Arnsberg" durch die Wörter "vom Chemi­
schen und Veterinäruntersuchungsamt Westfalen 
(CVUA-Westfalen)" ersetzt. 

96. Die Tarifstelle 23.8.5.1 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird die Angabe ,,0,89" durch 
die Angabe ,,0,909296" ersetzt. 

b) In Buchstabe b wird die Angabe ,,1,00" durch 
die Angabe ,,1,012126" ersetzt. 

c) In Buchstabe c wird die Angabe ,,0,18" durch 
die Angabe ,,0,181170" ersetzt. 

d) In Buchstabe d wird die Angabe ,,0,17" durch 
die Angabe ,,0,153899" ersetzt. 

e) In Buchstabe e wird die Angabe ,,4,00" durch 
die Angabe ,,3,731730" ersetzt. 
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f) In Buchstabe f wird die Angabe ,,1,26" durch 
die Angabe ,,1,316783" und die Angabe 
,,0,00126" durch die Angabe ,,0,001316783" er­
setzt. 

g) In Buchstabe g wird die Angabe ,,2,15" durch 
die Angabe ,,0,00" und die Angabe ,,0,00215" 
durch die Angabe ,,0,00" ersetzt. 

97. In der Tarifstelle 23.8.5.2 wird in Buchstabe c die 
Angabe ,,8,34" durch die Angabe ,,18,212234" er­
setzt. 

98. In den Tarifstellen 23.8.6.2, 23.8.6.3.1, 23.8.6.5.1 
und 23.8.6.5.2 wird jeweils die Angabe ,,75" durch 
die Angabe ,,90" ersetzt. 

99. In der Tarifstelle 23.8.13 wird die Angabe ,,55 bis 
3 000" durch die Angabe ,,80 bis 5 000" ersetzt. 

100. Nach der Tarifstelle 23.8.14 wird folgende TarifsteI­
le 23.8.15 eingefügt: 

,,23.8.15 
Ausstellen einer Bescheinigung für ein Lebensmit­
tel für das Ausland 
Gebühr: Euro 20 bis 250'.' 

101. Nach der Tarifstelle 23.9.5.1.7 werden folgende Ta­
rifstellen 23.9.5.1.8 und 23.9.5.1.9 eingefügt: 

,,23.9.5.1.8 
Für die Entsorgung der Tierkörper und Tierkörper­
teile von Pferden, Rindern und Equiden für Unter­
suchungen nach der Tarifstelle 23.9.5.1 sind dem 
Einsender die Kosten in Höhe des Entgeltes für die 
Tierkörperbeseitigung in Rechnung zu stellen. 

23.9.5.1.9 
Bearbeitung von Proben zum Versand 
Gebühr: Euro 20'.' 

102. Die bisherigen Tarifstellen 23.9.5.1.8 bis 23.9.5.1.10 
werden die Tarifstellen 23.9.5.1.10 bis 23.9.5.1.12. 

103. Die Tarifstelle 23.9.5.8.4 wird wie folgt gefasst: 

,,23.9.5.8.4 
Kotuntersuchung Wildtier, Zootier, Ziervogel und 
sonstigen in den Tarifstellen 23.9.5.8.1 bis 23.9.5.8.3 
nicht genannten Heim- oder Nutztieren 
Gebühr: Euro 9'.' 

104. In der Tarifstelle 23.10.5 wird die Angabe ,,30 bis 
300" durch die Angabe ,,150 bis 1 500" ersetzt. 

105. Nach der Tarifstelle 23.13.7.4 wird folgende Tarif­
stelle 23.13.7.5 angefügt: 

,,23.13.7.5 
Ausstellung einer Bescheinigung über die Zulas­
sung und/oder Registrierung als Futtermittelunter­
nehmer 
Gebühr: Euro 50 bis 200'.' 

106. In der Tarifstelle 24.3.1 wird die Angabe ,,190 bis 1 
900" durch die Angabe ,,200 bis 1 950" ersetzt. 

107. Die Tarifstelle 24.3.2.1 wird wie folgt geändert: 

a) In den Buchstaben a und b wird jeweils die An­
gabe ,,0,43" durch die Angabe ,,0,44" ersetzt. 

b) In Buchstabe c wird die Angabe ,,0,19" durch 
die Angabe ,,0,20" ersetzt. 

c) In Buchstabe d wird die Angabe ,,0,11" durch 
die Angabe ,,0,12" ersetzt. 

d) In Buchstabe e wird die Angabe ,,0,09" durch 
die Angabe ,,0,10" ersetzt. 

e) In Buchstabe f werden die Angabe ,,0,042" 
durch die Angabe ,,0,043" ersetzt. 

f) In dem Textteil nach Buchstabe f wird die An­
gabe ,,220" durch die Angabe ,,230" ersetzt. 

108. Die Tarifstelle 24.3.2.2 wird wie folgt geändert: 

a) In den Buchstaben a, bund c wird jeweils die 
Angabe ,,0,43" durch die Angabe ,,0,44" ersetzt. 

b) In Buchstabe d wird die Angabe ,,0,19" durch 
die Angabe ,,0,20" ersetzt. 

c) In Buchstabe e wird die Angabe ,,0,09" durch 
die Angabe ,,0,10" ersetzt. 

d) In Buchstabe f wird die Angabe ,,0,055" durch 
die Angabe ,,0,056" ersetzt. 

e) In dem Textteil nach Buchstabe f wird die Anga­
be ,,220" durch die Angabe ,,230" ersetzt. 

109. In der Tarifstelle 24.3.3 wird die Angabe ,,190 bis 
420" durch die Angabe ,,200 bis 430" ersetzt. 

110. In den Tarifstellen 24.3.4 und 24.3.5 wird jeweils 
die Angabe ,,190 bis 1 900" durch die Angabe ,,200 
bis 1 950" ersetzt. 

111. In der Tarifstelle 24.3.6 wird die Angabe ,,110 bis 
600" durch die Angabe ,,120 bis 650" ersetzt. 

112. In der Tarifstelle 24.3.7 wird die Angabe ,,110" 
durch die Angabe ,,120" ersetzt. 

113. In der Tarifstelle 24.3.8 wird die Angabe ,,310 bis 
2 400" durch die Angabe ,,320 bis 2 450" ersetzt. 

114. In der Tarifstelle 24.3.9 wird die Angabe ,,190 bis 
8400" durch die Angabe ,,200 bis 8 450" ersetzt. 

115. In der Tarifstelle 24.3.10 wird die Angabe ,,190 bis 
2 000" durch die Angabe ,,200 bis 2 050" ersetzt. 

116. In der Tarifstelle 24.3.11 wird die Angabe ,,110 bis 
1 000" durch die Angabe ,,120 bis 1 050" ersetzt. 

117. In der Tarifstelle 24.3.12 wird die Angabe ,,190 bis 
1 900" durch die Angabe ,,200 bis 1 950'.' 

118. In der Tarifstelle 24.3.13 wird die Angabe ,,190 bis 
550" durch die Angabe ,,200 bis 560" ersetzt. 

119. In der Tarifstelle 24.3.14 wird die Angabe ,,190 bis 
1 900" durch die Angabe ,,200 bis 1 950" ersetzt. 

120. In der Tarifstelle 24.3.15 wird die Angabe ,,190 bis 
550" durch die Angabe ,,200 bis 560" ersetzt. 

121. In der Tarifstelle 24.3.16 werden die Angabe ,,190 
bis 8 500" durch die Angabe ,,200 bis 8 550',' die 
Angabe ,,430" durch die Angabe ,,440" und die An­
gabe ,,1 000" durch die Angabe ,,1 050" ersetzt. 

122. In der Tarifstelle 24.3.17 wird die Angabe ,,190 bis 
600" durch die Angabe ,,200 bis 610" ersetzt. 

123. In den Tarifstellen 24.3.18 bis 24.3.20 wird jeweils 
die Angabe ,,190 bis 1 900" durch die Angabe ,,200 
bis 1 950" ersetzt. . 

124. Die Tarifstelle 24.3.21 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe ,,0,52" durch die Angabe ,,0,53" er­
setzt. 

b) In Buchstabe a wird die Angabe ,,0,30" durch 
die Angabe ,,0,31" ersetzt. 

c) In Buchstabe b wird die Angabe ,,0,11" durch 
die Angabe ,,0,12" ersetzt. 

d) In Buchstabe c wird die Angabe ,,0,018" durch 
die Angabe ,,0,019" ersetzt. 

125. In der Tarifstelle 24.3.22 wird die Angabe ,,190 bis 
1 900" durch die Angabe ,,200 bis 1 950" ersetzt. 

126. In der Tarifstelle 24.4.1 werden die Angabe ,,0,15" 
durch die Angabe ,,0,16" und die Angabe ,,150" 
durch die Angabe ,,160" ersetzt. 

127. In der Tarifstelle 24.4.2 wird die Angabe ,,150 bis 
1500" durch die Angabe ,,160 bis 1 550" ersetzt. 

128. In den Tarifstellen 24.4.3 und 24.4.4 wird jeweils 
die Angabe ,,90 bis 340" durch die Angabe ,,100 bis 
360" ersetzt. 

129. In den Tarifstellen 24.4.5 und 24.4.6 wird jeweils 
die Angabe ,,150 bis 1 500" durch die Angabe ,,160 
bis 1 550" ersetzt. 

130. In der Tarifstelle 24.4.7 wird die Angabe ,,150 bis 
750" durch die Angabe ,,160 bis 800" ersetzt. 

131. In der Tarifstelle 24.4.8 wird die Angabe ,,150 bis 1 
500" durch die Angabe ,,160 bis 1 550" ersetzt. 

132. Nach der Tarifstelle 26a.1.2.3 wird folgende Tarif­
stelle 26a.1.2.4 eingefügt: 
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,,26a.1.2.4 
Büchsen, Flinten, Büchsen- und Flintenaustausch­
läufe, Büchsen- und Flintenwaffenteile für Schreck­
schuss-, Reizstoff- und Signalmunition 

a) für die erste bis einschließlich fünfte Waffe 
Gebühr: Euro 12 

b) für die sechste bis einschließlich 150. Waffe 
Gebühr: Euro 4 

c) bei mehr als 150 Waffen 
Gebühr: Euro 4 '.' 

133. TarifsteIle 26a.2.2 wird wie folgt gefasst: 

,,26.a 2.2 
Unbrauchbarmachung und Veränderung von Schuss­
waffen 

Einzelprüfung je Waffe 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand'.' 

134. Nach der TarifsteIle 28.2.1.8 wird folgende Tarif­
steIle 28.2.1.9 eingefügt: 

,,28.2.1.9 
Prüfung von Anträgen zur Feststellung, dass eine 
angezeigte Rücknahme von Abfällen in Wahrneh­
mung der Produktverantwortung erfolgt (§ 23 
KrWG in Verbindung mit § 26 Absatz 6 Satz 1 
KrWG) 
Gebühr: Euro 60 bis 2 500'.' 

135. Die bisherigen TarifsteIlen 28.2.1.9 bis 28.2.1.19 
werden die TarifsteIlen 28.2.1.10 bis 28.2.1.20. 

136. Die bisherige TarifsteIle 28.2.1.20 wird TarifsteIle 
28.2.1.21 und wie folgt gefasst: 

,,28.2.1.21 
Überwachung der Vermeidung nach Maßgabe der 
nach KrWG erlassenen Rechtsverordnungen und 
der Abfallbewirtschaftung (§§ 24 und 25 KrWG in 
Verbindung mit § 47 KrWG) 

Gebühr: Je nach Zeitaufwand, ausgenommen 
Transportkontrollen, die keine weiteren behördli­
chen Maßnahmen erfordern. Für die Berechnung 
der zu erhebenden Verwaltungsgebühren sind die 
vom für Inneres zuständigen Ministerium jeweils 
veröffentlichten Stundensätze (Richtwerte) für die 
Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes zu­
grunde zu legen. Abgerechnet wird für jede ange­
fangenen 30 Minuten. Die im Zusammenhang mit 
der Behördentätigkeit anfallenden Vorbereitungs-, 
Fahr-, Warte- und Nachbereitungszeiten werden als 
Zeitaufwand mitberechnet." 

137. Die bisherigen TarifsteIlen 28.2.1.21 bis 28.2.1.28 
werden die TarifsteIlen 28.2.1.22 bis 28.2.1.29. 

138. Die TarifsteIle 28.2.3.9 wird wie folgt gefasst: 

,,28.2.3.9 
Durchführung von Laborbegutachtungen, Erstel­
lung von Gutachten und schriftliche Beratungen im 
Rahmen der N otifizierung sowie die N otifizierung 
von Untersuchungsstellen nach § 3 der AbfKlärV, 
§§ 3,4 und 9 der BioAbfV, § 6 der AltholzV und § 5 
der AltölV. 

Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Für die Berechnung 
sind je angefangenen 30 Minuten, abweichend von 
den vom für Inneres zuständigen Ministerium ver­
öffentlichten jeweils gültigen Stundensätzen 
(Richtwerte), die Stundensätze der Kosten- und 
Leistungsrechnung des Landesamt für Natur, Um­
welt und Verbraucherschutz zugrunde zu legen. 

Die im Zusammenhang mit der Behördentätigkeit 
anfallenden Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und 
Nachbereitungszeiten werden als Zeitaufwand mit­
berechnet und die Auslagen (zum Beispiel Reise­
kosten, Materialkosten) gesondert berechnet. 

Hinweis zu TarifsteIle 28.2.3.9: 
Das für Abfall zuständige Ministerium gibt die je­
weils aktuellen Stundensätze für das Landesamt 
für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz im Mi-

nisterialblatt bekannt. Diese werden zudem auf der 
Internetseite http://www.lanuv.nrw.de dargestellt." 

139. Die TarifsteIle 28a.4 wird wie folgt gefasst: 

,,28a.4 
Durchführung von Laborbegutachtungen sowie die 
Anerkennung von Untersuchungsstellen durch das 
Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher­
schutz (LANUV) nach § 18 des BBodSchG und § 17 
des LBodSchG in Verbindung mit der Verordnung 
über Sachverständige und Untersuchungsstellen 
für Bodenschutz und Altlasten. 

Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Für die Berechnung 
sind je angefangenen 30 Minuten, abweichend von 
den vom für Inneres zuständigen Ministerium ver­
öffentlichten jeweils gültigen Stundensätzen 
(Richtwerte), die Stundensätze der Kosten- und 
Leistungsrechnung des Landesamtes für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz zugrunde zu legen. 

Die im Zusammenhang mit der Behördentätigkeit 
anfallenden Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und 
Nachbereitungszeiten werden als Zeitaufwand mit­
berechnet und die Auslagen (zum Beispiel Reise­
kosten, Materialkosten) gesondert berechnet. 

Hinweis zu TarifsteIle 28a.4: 
Das für Bodenschutz zuständige Ministerium gibt 
die jeweils aktuellen Stundensätze für das Landes­
amt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz im 
Ministerialblatt bekannt. Diese werden zudem auf 
der Internetseite http://www.lanuv.nrw.de darge­
stellt." 

140. In der TarifsteIle 30.1.3 wird die Angabe ,,5" durch 
die Angabe ,,10" ersetzt. 

141. Die Anlage 2 zum Gebührentarif (zur TarifsteIle 2) 
wird wie folgt gefasst: 

"Anlage 2 
zum Gebührentarif 

(zu TarifsteIle 2) 

Auszug aus der DIN 277 - 1, Ausgabe Februar 2005, 
zur Bestimmung des Brutto-Rauminhalts 

3. 
Begriffe 

3.1 
Brutto-Grundfläche (BGF) 

Summe der Grundflächen aller Grundrissebenen 
eines Bauwerks mit Nutzungen nach DIN 277-
2:2005-02, Tabelle 1, Nummer 1 bis Nummer 9, und 
deren konstruktive Umschließungen. 

Nicht zur Brutto-Grundfläche gehören Flächen, die 
ausschließlich der Wartung, Inspektion und In­
standsetzung von Baukonstruktionen und techni­
schen Anlagen dienen, zum Beispiel nicht nutzbare 
Dachflächen, fest installierte Dachleitern und -ste­
ge, Wartungsstege in abgehängten Decken. 

Die Brutto-Grundfläche gliedert sich in Netto­
Grundfläche und Konstruktions-Grundfläche. 

3.2 
Brutto-Rauminhalt (BRI) 

Summe der Rauminhalte des Bauwerks über Brut­
to-Grundflächen 

Der Brutto-Rauminhalt wird von den äußeren Be­
grenzungsflächen der konstruktiven Bauwerkssoh­
le, der Außenwände und der Dächer einschließlich 
Dachgauben und Dachoberlichtern umschlossen. 

Nicht zum Brutto-Rauminhalt gehören die Raum­
inhalte von: 

- Tief- und Flachgründungen, 
- Lichtschächten, 
- Außentreppen, 
- Außenrampen, 
- Eingangsüberdachungen, 
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- Dachüberständen soweit sie nicht Überdeckun­
gen für Bereich b nach 4.1.2 darstellen, 

- auskragenden Sonnenschutzanlagen, 
- über den Dachbelag aufgehenden Schornstein-

köpfen, Lüftungsrohren und -schächten. 

4. 
Ermittlungsgrundlagen 

4.1 
Allgemeines 

4.1.1 
Die Ermittlung der Grundflächen und Rauminhalte 
erfolgt in ihrer Genauigkeit entsprechend dem Pla­
nungsfortschritt zum Beispiel von der Bedarfspla­
nung bis zur Dokumentation und anhand der je­
weiligen Planungsunterlagen. 

4.1.2 
Grundflächen und Rauminhalte sind nach ihrer Zu­
gehörigkeit zu den folgenden Bereichen getrennt zu 
ermitteln: 

- Bereich a: überdeckt und allseitig in voller Höhe 
umschlossen, 

- Bereich b: überdeckt, jedoch nicht allseitig in 
voller Höhe umschlossen, 

- Bereich c: nicht überdeckt. 

Sie sind ferner getrennt nach Grundrissebenen, 
zum Beispiel Geschossen und getrennt nach unter­
schiedlichen Höhen zu ermitteln. Dies gilt auch für 
Grundflächen unter oder über Schrägen. 

4.1.3 
Grundflächen von waagerechten Flächen sind aus 
ihren tatsächlichen Maßen, Grundflächen von 
schräg liegenden Flächen, zum Beispiel Tribünen, 
Zuschauerräume, Treppen und Rampen, aus ihrer 
vertikalen Projektion zu ermitteln. 

4.1.4 
Grundflächen sind in Quadratmeter (m2) , Raumin­
halte in Kubikmeter (m3) anzugeben. 

4.2 
Ermittlung von Grundflächen 

4.2.1 
Brutto-Grundfläche 

Für die Ermittlung der Brutto-Grundfläche (Sum­
me aus Netto-Grundfläche und Konstruktions­
Grundfläche) sind die äußeren Maße der Bauteile 
einschließlich Bekleidung, zum Beispiel Putz, Au­
ßenschalen mehrschaliger Wandkonstruktionen, in 
Höhe der Boden- beziehungsweise Deckenbelags­
oberkanten anzusetzen. 

Brutto-Grundflächen des Bereiches b sind an Stel­
len, an denen sie nicht umschlossen sind, bis zur 
vertikalen Projektion ihrer Überdeckung zu ermit­
teln. Brutto-Grundflächen von Bauteilen (Konst­
ruktions-Grundflächen), die zwischen den Berei­
chen a und b liegen, sind dem Bereich a zuzuord­
nen. 

4.3 
Ermittlung von Rauminhalten 

4.3.1 
Brutto-Rauminhalt 

Der Brutto-Rauminhalt ist aus den nach 4.2.1 er­
mittelten Brutto-Grundflächen und den dazugehö­
rigen Höhen zu ermitteln. Als Höhen für die Er­
mittlung des Brutto-Rauminhalts gelten die 
vertikalen Abstände zwischen den Deckenbelags­
oberkanten der jeweiligen Grundrissebenen bezie­
hungsweise bei Dächern die Dachbelagsoberkan­
ten. 

Für die Höhen des Bereichs c sind die Oberkanten 
begrenzender Bauteile, zum Beispiel Brüstungen, 
Attiken, Geländer, maßgebend. 

Bei untersten Geschossen gilt als Höhe der Abstand 
von der Unterkante der konstruktiven Bauwerks-

sohle bis zur Deckenbelagsoberkante der darüber 
liegenden Grundrissebene. 

Bei Bauwerken oder Bauwerksteilen, die von nicht 
vertikalen und/oder nicht waagerechten Flächen 
begrenzt werden, ist der Rauminhalt nach entspre­
chenden geometrischen Formeln zu ermitteln." 

142. Buchstabe A der Anlage 5 wird wie folgt gefasst: 

"A Allgemeines 
Für chemische, biologische und physikalische Un­
tersuchungen von Proben und Begutachtungen 
werden vom Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz (LANUV) die unter Abis H 
festgesetzten Gebühren erhoben. 

Für Leistungen, die nicht im Einzelnen aufgeführt 
sind, werden die nachfolgenden Gebühren erhoben: 
Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Für die Berechnung 
sind je angefangenen 30 Minuten, abweichend von 
den vom für Inneres zuständigen Ministerium ver­
öffentlichten jeweils gültigen Stundensätzen 
(Richtwerte), die Stundensätze der Kosten- und 
Leistungsrechnung des LANUV zugrunde zu legen. 

Die im Zusammenhang mit der Behördentätigkeit 
anfallenden Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und 
Nachbereitungszeiten werden als Zeitaufwand mit­
berechnet und die Auslagen (zum Beispiel Reise­
kosten, Materialkosten) gesondert berechnet. 

Hinweis: 
Das für Fischerei, Wasser und Abfall zuständige 
Ministerium gibt die jeweils aktuellen Stundensät­
ze für das LANUV im Ministerialblatt bekannt. 
Diese werden zudem auf der Internetseite http:// 
www.lanuv.nrw.de dargestellt." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 5. Juli 2016 

2122 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf Jäger 

- Gv. NRW. 2016 S. 540 

Dritte Verordnung zur Änderung 
der Zuständigkeitsverordnung Heilberufe 

Vom 5. Juli 2016 

Auf Grund des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisati­
onsgesetzes vom 10. Juli 1962 (Gv. NRW. S. 421), der 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (Gv. 
NRW. S. 462) geändert worden ist - insoweit nach Anhö­
rung des fachlich zuständigen Ausschusses des Land­
tags -, des § 7 Absatz 4 Satz 2 des Landesorganisations­
gesetzes, in Verbindung mit § 1 des Landesaltenpflegege­
setz es vom 27. Juni 2006 (Gv. NRW. S. 290), der zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. April 2016 (Gv. 
NRW. S. 230) neu gefasst worden ist, in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 2 Nummer 6 des Gesundheitsfachberufewei­
terentwicklungsgesetzes vom 6. Oktober 1987 (Gv. NRW. 
S. 342), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. 
November 2007 (Gv. NRW. S. 572) geändert worden ist 
und des § 4 Absatz 5 des Gesetzes über den Europäi-
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schen Berufsausweis vom 26. April 2016 (Gv. NRW 
S. 230) verordnet die Landesregierung: 

Artikel! 
Die Zuständigkeitsverordnung Heilberufe vom 20. Mai 
2008 (Gv. NRW S. 458), die zuletzt durch Verordnung 
vom 5. Mai 2015 (GV. NRW S. 441) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 
eingefügt: 

,,5. Gesetz über den Europäischen Berufsaus­
weis, soweit es sich nicht auf Grund von 
Durchführungsrechtsakten der Europäischen 
Kommission nach Artikel 4a Absatz 7 der 
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 7. September 2005 
über die Anerkennung von Berufsqualifikati­
onen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22), die 
zuletzt durch Richtlinie 2013/55/EU (ABI. L 
354 vom 28.12.2013, S. 132) geändert worden 
ist, um eingeführte Weiterbildungsbezeich­
nungen handelt," . 

bb) Die bisherigen Nummern 5 bis 9 werden die 
Nummern 6 bis 10. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

,,(2a) Örtlich zuständig ist in den Fällen des 

1. § 12 Absatz 3 Satz 1 der Bundesärzteordnung, 

2. § 16 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über die Aus-
übung der Zahnheilkunde und 

3. § 12 Absatz 2 der Bundes-Apothekerordnung 

die Bezirksregierung, in deren Bezirk der Beruf 
ausgeübt werden soll." 

c) Die bisherigen Absätze 2a und 2b werden die Ab­
sätze 2b und 2c. 

d) Nach Absatz 2c wird folgender Absatz 2d ange­
fügt: 

,,(2d) Örtlich zuständig für Entscheidungen im Zu­
sammenhang mit ausgestellten Europäischen Be­
rufsausweisen ist diejenige Bezirksregierung, die 
die Entscheidung über die Erteilung getroffen hat." 

e) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Für die übrigen Entscheidungen nach 

1. § 12 der Bundesärzteordnung, 

2. § 16 des Gesetzes über die Ausübung der Zahn­
heilkunde, 

3. § 10 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Psycho­
therapeutengesetzes sowie für die Entgegen­
nahme der Entscheidung der Antragstellenden 
nach § 20 Absatz 1 der Ausbildungs- und Prü­
fungsverordnung für Psychologische Psychothe­
rapeuten und nach § 20 Absatz 1 der Ausbil­
dungs- und Prüfungsverordnung für Kinder­
und Jugendlichenpsychotherapeuten, 

4. § 12 der Bundes-Apothekerordnung und 

5. § 4 des Gesetzes über den Europäischen Berufs-
ausweis 

ist die Bezirksregierung örtlich zuständig, in deren 
Bezirk der Beruf ausgeübt wird oder werden soll 
oder zuletzt ausgeübt worden ist." 

2. Dem § 3 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

,,(6) Zuständige Behörden zur Beurteilung, ob Antrag­
stellende über die für die Ausübung des Berufs der 
Apothekerin und des Apothekers erforderlichen 
Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen, sind für 
Anträge, die nach dem 15. Juni 2016 gestellt worden 
sind, für die Regierungsbezirke Düsseldorf und Köln 
die Apothekerkammer Nordrhein sowie für die Regie­
rungsbezirke Arnsberg, Detmold und Münster die 
Apothekerkammer Westfalen-Lippe." 

3. Die Überschrift des 1I. Teils wird wie folgt gefasst: 

,,11. Teil 
Pflege- und Gesundheitsfachberufe, 

Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker': 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Nach Satz 1 Nummer 23 werden die folgen­
den Nummern 24 bis 30 eingefügt: 

,,24. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
den Beruf der Gesundheits- und Krankenpfle­
geassistentin und des Gesundheits- und 
Krankenpflegeassistenten vom 6. Oktober 
2008 (Gv. NRW S. 652), 

25. Weiterbildungs- und Prüfungsverordnung 
für Pflegeberufe vom 15. Dezember 2009 (Gv. 
NRW S. 904), 

26. Weiterbildungsverordnung Hygienefach­
kraft vom 28. September 2012 (Gv. NRW 
S.461), 

27. Hebammengesetz vom 4. Juni 1985 
(BGBI. I S. 902), 

28. Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für Hebammen und Entbindungspfleger in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 16. 
März 1987 (BGBl. I S. 929), 

29. Landeshebammengesetz vom 5. März 2002 
(Gv. NRW S. 102) und 

30. Berufsordnung für Hebammen und Ent­
bindungspfleger vom 12. Februar 2015 (Gv. 
NRW S. 230)." 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

"Aufgaben der Kreise und kreisfreien Städte 
nach Satz 1 sind in diesem Zusammenhang 
darüber hinaus die Durchführung der staatli­
chen Prüfungen, die Erteilung, der Widerruf 
und die Rücknahme der Erlaubnis zur Füh­
rung der Berufsbezeichnung, die Durchfüh­
rung der Sprachprüfung, die Durchführung 
des Verwaltungsverfahrens nach § 4 Absatz 3 
des Gesetzes über den Europäischen Berufs­
ausweis sowie für die Ausstellung des Certifi­
ca te of current professional status." 

b) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

"Davon abweichend bestimmt sich die örtliche Zu­
ständigkeit in Fällen der Erteilung und des Wider­
rufs der Berufserlaubnis nach den in Absatz 1 ge­
nannten Gesetzen nach dem Ort, in dessen 
Zuständigkeitsbereich die Prüfung abgelegt 
wurde. Soweit die jeweilige Prüfung nicht im Gel­
tungsbereich dieser Verordnung abgelegt wurde, ist 
die Behörde zuständig, in deren Bezirk die ge­
prüfte Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat 
oder zuletzt hatte. Für die Ausstellung eines Certi­
ficate of current professional status ist die Behörde 
zuständig, die die Berufserlaubnis erteilt hat." 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 
und 3 eingefügt: 

,,(2) Die Bezirksregierung ist die zuständige Be­
hörde für die Durchführung der nachstehenden 
Gesetze und Verordnungen, soweit nicht in Ab­
satz 4 etwas anderes geregelt ist: 

1. Altenpflegegesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 25. August 2003 (BGBl. I S. 1690), 

2. Altenpflege-Ausbildungs- und Prüfungsverord­
nung vom 26. November 2002 (BGBI. I S. 4418), 

3. Landesaltenpflegegesetz vom 27. Juni 2006 (Gv. 
NRW S. 290), 

4. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die AI­
tenpflegehilfeausbildung vom 23. August 2006 
(Gv. NRW S. 404) und 

5. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Famili­
enpflegerinnen und Familienpfleger vom 2. April 
2004 (Gv. NRW S. 184) 
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jeweils in der jeweils geltenden Fassung. Aufgaben 
der Bezirksregierung nach Satz 1 sind insbeson­
dere die staatliche Anerkennung und Überwa­
chung der Ausbildungsstätten, die Durchführung 
der staatlichen Prüfungen, die Erteilung, der Wi­
derruf und die Rücknahme der Erlaubnis zur Füh­
rung der Berufsbezeichnung, die Durchführung 
der Sprachprüfung und die Ausstellung des Certi­
ficate of current professional status. Ihr wird auch 
die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach den in Satz 1 ge­
nannten Gesetzen übertragen. 

(3) Soweit in den in Absatz 2 genannten Gesetzen 
und Verordnungen nichts anderes bestimmt ist, be­
stimmt sich die örtliche Zuständigkeit nach § 3 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen. Davon abweichend be­
stimmt sich die örtliche Zuständigkeit in Fällen 
der Erteilung und des Widerrufs der Berufserlaub­
nis nach den in Absatz 2 genannten Gesetzen nach 
dem Ort, in dessen Zuständigkeitsbereich die Prü­
fung abgelegt wurde. Soweit die jeweilige Prüfung 
nicht im Geltungsbereich dieser Verordnung abge­
legt wurde, ist die Behörde zuständig, in deren Be­
zirk die geprüfte Person ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt hat oder zuletzt hatte. Für die Ausstellung 
eines Certificate of current professional status ist 
die Behörde zuständig, die die Berufserlaubnis er­
teilt hat." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und wie 
folgt gefasst: 

,,(4) Die Bezirksregierung Düsseldorf - Landesprü­
fungsamt für Medizin, Psychotherapie und Phar­
mazie - ist die zuständige Behörde für die Aner­
kennung von Berufsabschlüssen, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum oder in Drittstaaten erwor­
ben wurden, für die in § 5 Absatz 1 und für An­
träge ab dem 1. September 2016 für die in § 6 
Absatz 2 geregelten Berufe mit Ausnahme der Ent­
scheidung über die Führung der Berufsbezeich­
nung einschließlich der dafür erforderlichen 
Sprachprüfung. Aufgaben sind darüber hinaus die 
Nachprüfung der Berufsqualifikationen von 
Dienstleistenden gemäß Artikel 7 Absatz 4 der 
Richtlinie 2005/36/EG, auch für die Berufe, die der 
automatischen Anerkennung unterliegen, und die 
Ausstellung und der Widerruf des Europäischen 
Berufsausweises im Rahmen der Dienstleistungs­
erbringung sowie im Rahmen der Berufsanerken­
nung. Aufgabe der Bezirksregierung Düsseldorf -
Landesprüfungsamt für Medizin, Psychotherapie 
und Pharmazie - ist auch, die Inhaberin oder den 
Inhaber eines Europäischen Berufsausweises nach 
§ 4 Absatz 3 und § 4 Absatz 4 des Gesetzes über 
den Europäischen Berufsausweis zu informieren." 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

,,(5) Die Bezirksregierung Düsseldorf - Landesprü­
fungsamt für Medizin, Psychotherapie und Phar­
mazie - ist die zuständige Behörde für die Durch­
führung der nachstehenden Verordnungen: 

1. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Hygie­
nekontrolleurinnen und -kontrolleure vom 14. 
April 2015 (Gv. NRW. S. 374), 

2. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für sozial­
medizinische Assistentinnen und Assistenten 
vom 14. April 2015 (Gv. NRW. S. 388) und 

3. Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Desin­
fektorinnen und Desinfektoren vom 14. April 
2015 (GV. NRW. S. 401) 

jeweils in der jeweils geltenden Fassung. Für die 
staatliche Anerkennung der Ausbildungsstätten 
nach Nummer 3 sind die Bezirksregierungen zu­
ständig." 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nummer 5 
Buchstabe b tritt am 1. September 2016 in Kraft. 

Düsseldorf, den 5. Juli 2016 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- Gv. NRW. 2016 S. 548 
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13. Gesetz 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 

Vom 8. Juli 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

13. Gesetz 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 

Artikel I 
Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Abgeordneten-

gesetzes 

Das Abgeordnetengesetz des Landes Nordrhein-Westfa­
len (AbgG NRW) vom 5. April 2005 (Gv. NRW. S. 252), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 2014 
(GV. NRW. S. 930), wird wie folgt geändert: 

§ 11 wird wie folgt geändert: 

1. Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 einge­
fügt: 

,,(4) Im Falle einer Beitragserstattung nach § 10 Ab­
satz 3 Nr. 4 wird die erstattete Summe von Ptlichtbei­
trägen in voller Höhe auf die monatlichen Zahlungen 
der Altersentschädigung gemäß Absatz 1 und die Hin­
terbliebenenversorgung gemäß Absatz 2 nach Anwen­
dung des Absatzes 3 angerechnet und verschiebt die 
Auszahlung entsprechend. Leistungen nach § 13 blei­
ben davon unberührt." 

2. Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden die Absätze 5 
bis 8. 

Artikel 11 
Inkrafttreten 

Artikel I tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Juli 2016 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

(L.S.) Ralf Jäger 
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Für den Finanzminister 

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei 

Franz-Josef L e r s c h - M e n s e 

- Gv. NRW. 2016 S. 550 

2006 

Gesetz 
zur Förderung der elektronischen Verwaltung 

in Nordrhein-Westfalen 
Vom 8. Juli 2016 

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat das folgende Ge­
setz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Förderung der elektronischen Verwaltung 

in Nordrhein-Westfalen 

Artikell 
Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung in 

N ordrhein-Westfalen 
(E-Government-Gesetz Nordrhein-Westfalen - EGovG 

NRW) 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 - Grnndlagen 

§ 1 Ziel und Geltungsbereich 

§ 2 Barrierefreiheit 

Abschnitt 2 - Elektronisches Verwaltungshandeln 

§ 3 Elektronischer Zugang zur Verwaltung 

§ 4 Elektronische Kommunikation mit Bürgerinnen 
und Bürgern sowie Unternehmen 

§ 5 Elektronische Verwaltungsverfahren 

§ 6 Information zu Behörden in öffentlich zugänglichen 
Netzen 

§ 7 Elektronische Bezahlmöglichkeiten 

§ 8 Nachweise 

§ 9 Elektronische Aktenführung 

§ 10 Übertragen und Vernichten des Papieroriginals 

§ 11 Aufbewahrung und Archivierung 

§ 12 Optimierung von Verwaltungs abläufen und Infor­
mation zum Verfahrensstand 

§ 13 Akteneinsicht 

§ 14 Elektronische Behördenkommunikation und Da-
tenaustausch 

§ 15 Petitionsverfahren 

§ 16 Anforderungen an das Bereitstellen von Daten 

§ 17 Georeferenzierung von Registern 

§ 18 Elektronische Beteiligungen 

§ 19 Amtliche Mitteilungs- und Verkündungsblätter 

Abschnitt 3 - Informationstechnische Zusammenarbeit 

§ 20 Umsetzung von Standardisierungsbeschlüssen des 
IT-Planungsrates 

§ 21 IT-Kooperationsrat Nordrhein-Westfalen 

§ 22 Koordinierung der Informationstechnik in der Lan­
desverwaltung 

§ 23 Verordnungsermächtigung und Verwaltungsvor­
schriften 

§ 24 Landesbetrieb IT.NRW 

Abschnitt 4 - Schlussvorschriften 

§ 25 Überprüfung von Rechtsvorschriften 

§ 26 Inkrafttreten und Berichtspflicht 

Abschnitt 1 
Grundlagen 

§l 
Ziel und Geltungsbereich 

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, dass die elektronische Kommunikation mit 
und innerhalb der öffentlichen Verwaltung erleichtert 
wird und die Kommunikations- und Bearbeitungspro­
zesse in der öffentlichen Verwaltung weitgehend elektro­
nisch und medienbruchfrei durchgeführt werden können. 
Die elektronische Abwicklung von Verwaltungsdienst­
leistungen soll fiächendeckend für Nutzerinnen und 
Nutzer gewährleistet werden. Gemeinden und Gemein­
deverbände können die Vorgaben dieses Gesetzes, zu 
deren Erfüllung sie nicht gesetzlich verpflichtet sind, in 
eigener Verantwortung umsetzen. 

(2) Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtliche Ver­
waltungstätigkeit der Behörden des Landes, der Gemein­
den, und Gemeindeverbände und der sonstigen der Auf­
sicht des Landes unterstehenden juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts. Behörde im Sinne dieses Geset­
zes ist jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwal­
tung wahrnimmt. 

(3) Das Gesetz gilt nicht für die Tätigkeit der Kirchen, 
der Religionsgesellschaften und Weltanschauungsge­
meinschaften sowie ihrer Verbände und Einrichtungen, 
die Tätigkeit des Westdeutschen Rundfunks, der Schulen, 
der Krankenhäuser, der Universitätsklinika, der NRW. 
BANK, der der Aufsicht des Landes unterstehenden öf­
fentlich-rechtlichen Versicherungsunternehmen und Ver­
sorgungswerke, der Sparkassen, der Sparkassen- und 
Giroverbände, der LBS Westdeutsche Landesbauspar­
kasse sowie der Sparkassenakademie Nordrhein-Westfa­
len, der Wasser- und Bodenverbände gemäß Wasserver­
bandsgesetz vom 12. Februar 1991 (BGBL I S. 405), das 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Mai 2002 (BGBL I 
S. 1578) geändert worden ist, der Zentren für schulprak­
tische Lehrerausbildung, von Schloss Augustusburg und 
Schloss Falkenlust in Brühl, der Akademie der Wissen­
schaften und Künste Nordrhein-Westfalen, der Zentral­
stelle der Länder für Gesundheitsschutz bei Arzneimit­
teln und Medizinprodukten, der Akademie für 
öffentliches Gesundheitswesen und der Staatlichen Zen­
tralstelle für Fernunterricht, der Geschäftsstelle der 
Bauministerkonferenz (ARGEBAU) sowie die Tätigkeit 
der Deutschen Rentenversicherungen Rheinland und 
Westfalen und der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen. 
Das Gesetz gilt nicht für den Landesrechnungshof des 
Landes Nordrhein-Westfalen, für die oder den Landes­
beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen sowie für die Tätigkeit von Stiftun­
gen, Beliehenen und Notarinnen und Notaren. 

(4) Dieses Gesetz gilt ferner nicht für 

1. Verwaltungsverfahren, in denen Landesfinanzbehör­
den Rechtsvorschriften der Abgabenordnung anwen­
den, 

2. die Strafverfolgung, die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten, die Rechtshilfe für das Aus­
land in Straf- und Zivilsachen, die Steuerfahndung 
(§ 208 der Abgabenordnung in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBL I S. 3866; 
2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 28. Juli 2015 (BGBL I S. 1400) geändert worden 
ist), und Maßnahmen des Richterdienstrechts und 

3. die Verwaltungstätigkeit nach dem Zweiten Buch So­
zialgesetzbuch - Grundsicherung für Arbeitsuchende 
- in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 
2011 (BGBL I S. 850, 2094), das zuletzt durch Artikel 
5 des Gesetzes vom 24. Juni 2015 (BGBL I S. 974) ge­
ändert worden ist. 

(5) Für die Tätigkeit der Gerichtsverwaltungen und der 
Behörden der Justizverwaltung einschließlich der ihrer 
Aufsicht unterliegenden Körperschaften des öffentlichen 
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Rechts gilt dieses Gesetz nur, soweit die Tätigkeit der 
Nachprüfung durch die Gerichte der Verwaltungsge­
richtsbarkeit oder durch die in verwaltungsrechtlichen 
Anwalts-, Patentanwalts- und Notarsachen zuständigen 
Gerichte unterliegt. § 9 Absatz 1 und 2 sowie § 10 blei­
ben unberührt. 

(6) Für die Tätigkeit der Hochschulen in der Träger­
schaft des Landes, der staatlichen Hochschulen sowie 
des Hochschulbibliothekszentrums des Landes Nord­
rhein-Westfalen gelten nur § 2, §§ 6 bis 8, § 9 Absatz 1 
und 2, §§ 10, 11 und 13, §§ 16 bis 18, 19 Absatz 1 und 2 
sowie § 23 Absatz 1 Nummer 2 Für das Hochschulbiblio­
thekszentrum gilt ferner § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5. 

§2 
Barrierefreiheit 

Das Behindertengleichstellungsgesetz Nordrhein-West­
falen vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW S. 766) in der 
jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. 

Abschnitt 2 
Elektronisches Verwaltungshandeln 

§3 
Elektronischer Zugang zur Verwaltung 

(1) Die Behörde eröffnet einen Zugang für die Übermitt­
lung von Dokumenten auf elektronischem Weg nach den 
Vorschriften des § 3a Absatz 1 des Verwaltungsverfah­
rensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 
(GV. NRW S. 602), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 20. Mai 2014 (Gv. NRW S. 294) geändert worden 
ist, auch soweit sie mit einer qualifizierten elektroni­
schen Signatur versehen sind. Für den Zugang bietet die 
Behörde ein Verschlüsselungsverfahren an. 

(2) Die Behörde eröffnet einen elektronischen Zugang 
zusätzlich durch eine De-Mail-Adresse im Sinne des De­
Mail-Gesetzes vom 28. April 2011 (BGBL I S. 666), das 
zuletzt durch Artikel 3 Absatz 8 des Gesetzes vom 7. Au­
gust 2013 (BGBL I S. ~154) geändert worden ist. Auch 
der Zugang für die Ubermittlung einer De-Mail im 
Sinne des § 3a Absatz 2 Satz 4 Nummer 2 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-West­
falen, des § 36a Absatz 2 Satz 4 Nummer 2 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil - (Artikel I 
des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBL I S. 3015), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezem­
ber 2014 (BGBL I S. 2325) geändert worden ist, oder des 
§ 87a Absatz 3 Satz 4 Nummer 2, Absatz 4 Satz 3 der 
Abgabenordnung ist sicherzustellen. Sieht ein Fachver­
fahren die ausschließliche Einreichung von Unterlagen 
in elektronischer Form vor, so entfällt die Pflicht zur 
Entgegennahme einer De-Mail in diesem Fachverfahren. 
Ist bereits die Verpflichtung zur Eröffnung eines Zugangs 
durch das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspost­
fach oder durch ein funktionsgleiches Nachfolgeprodukt 
gesetzlich geregelt, so kann ebenfalls von der Eröffnung 
eines Zugangs durch eine De-Mail-Adresse abgesehen 
werden. 

(3) Die Behörde bietet in Verwaltungsverfahren, in denen 
sie die Identität einer Person aufgrund einer Rechtsvor­
schrift festzustellen hat oder aus anderen Gründen eine 
Identifizierung für notwendig erachtet und die Identi­
tätsfeststellung zulässig ist, einen elektronischen Identi­
tätsnachweis nach § 18 des Personalausweisgesetzes vom 
18. Juni 2009 (BGBL I S. 1346), das zuletzt durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 20. Juni 2015 (BGBL I S. 970 ) geän­
dert worden ist, oder nach § 78 Absatz 5 des Aufent­
haltsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Februar 2008 (BGBL I S. 162), das zuletzt durch Arti­
kel 128 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBL I 
S. 1474) geändert worden ist, an. Die Bereitstellung und 
der Betrieb von IT-Infrastrukturkomponenten und An­
wendungen zum elektronischen Nachweis der Identität 
in Verwaltungsverfahren können zur behördenübergrei­
fenden Nutzung auf einen gemeinsamen IT-Dienstanbie­
ter übertragen werden, der die Aufgabe in eigener daten­
schutzrechtlicher Verantwortlichkeit wahrnimmt. Vor 
jeder Verwendung in einer anderen E-Government An­
wendung muss die betroffene Person die Einwilligung 

zur Verarbeitung ihrer Stammdaten für die konkrete An­
wendung erteilen. 

(4) Die nicht-elektronische Kommunikation und die An­
nahme von Erklärungen in schriftlicher Form, zur Nie­
derschrift oder auf anderem Wege dürfen außer in den 
Fällen des Absatzes 2 Satz 3 nicht unter Hinweis auf die 
Zugangsmöglichkeiten nach den Absätzen 1 bis 3 abge­
lehnt werden. 

§4 
Elektronische Kommunikation mit Bürgerinnen 

und Bürgern sowie Unternehmen 

(1) Durch die Wahl eines elektronischen Kommunikati­
onswegs eröffnen Bürgerinnen und Bürger sowie Unter­
nehmen in der jeweiligen Angelegenheit den Zugang für 
die zuständige Behörde. Diese soll im Falle einer Ant­
wort den von der Absenderin oder dem Absender ge­
wählten elektronischen Kommunikationsweg zur Über­
mittlung der Antwort nutzen. Satz 2 gilt nicht, soweit die 
Antwort in einem elektronischen Fachverfahren erzeugt 
oder versandt wird, wenn Rechtsvorschriften dem ge­
wählten Kommunikationsweg entgegenstehen oder die 
Antwort der Behörde aufgrund technischer Unmöglich­
keit nicht auf demselben elektronischen Weg erfolgen 
kann. 

(2) Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Do­
kument für diese zur Bearbeitung nicht geeignet, gilt 
§ 3a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen, § 36a Absatz 3 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch oder § 87a Absatz 2 der Abga­
benordnung. 

(3) Werden an Bürgerinnen und Bürger oder Unterneh­
men Dateien übermittelt, sollen für diese offene und 
standardisierte Dateiformate genutzt werden. 

§5 
Elektronische Verwaltungsverfahren 

Die Behörde soll spätestens bis zum 1. Januar 2021 die 
Durchführung ihrerVerwaltungsverfahren mit Bürgerin­
nen und Bürgern oder Unternehmen auf elektronischem 
Weg anbieten. § 3a Absatz 2 und Absatz 3 des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-West­
falen, § 36a des Ersten Buches Sozialgesetzbuch und 
§ 87a der Abgabenordnung bleiben unberührt. Von der 
Maßnahme nach Satz 1 kann ganz oder teilweise abgese­
hen werden, soweit diese einen unverhältnismäßigen 
wirtschaftlichen Aufwand bedeuten würde. 

§6 
Information zu Behörden in öffentlich 

zugänglichen Netzen 

(1) Die Behörde stellt über öffentlich zugängliche Netze 
in allgemein verständlicher Sprache Informationen über 
ihre Aufgaben, ihre Anschrift, ihre Geschäftszeiten sowie 
postalische, telefonische und elektronische Erreichbar­
keiten zur Verfügung. 

(2) Die Behörde soll über öffentlich zugängliche Netze in 
allgemein verständlicher Sprache über die von ihr auf 
elektronischem Weg angebotenen Dienstleistungen, ihre 
sonstige nach außen wirkende öffentlich-rechtliche Tä­
tigkeit, damit verbundene Gebühren, beizubringende 
Unterlagen und die zuständige Ansprechstelle und ihre 
Erreichbarkeit informieren sowie erforderliche Formu­
lare bereitstellen. 

§ 7 
Elektronische Bezahlmöglichkeiten 

Fallen im Rahmen eines elektronisch durchgeführten 
Verwaltungsverfahrens Gebühren oder sonstige Forde­
rungen an, ermöglicht die Behörde spätestens bis zum 
1. Januar 2019 die Einzahlung dieser Gebühren oder Be­
gleichung dieser sonstigen Forderungen durch Teilnahme 
an mindestens einem im elektronischen Geschäftsver­
kehr gängigen und hinreichend sicheren Zahlungsver­
fahren, das der Art des Verwaltungsverfahrens ent­
spricht. 
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§8 
Nachweise 

(1) Wird ein Verwaltungsverfahren elektronisch durchge­
führt, können die vorzulegenden Nachweise spätestens 
ab dem 1. Januar 2018 elektronisch eingereicht werden, 
es sei denn, dass durch Rechtsvorschrift etwas anderes 
bestimmt ist oder die Behörde für bestimmte Verfahren 
oder im Einzelfall die Vorlage eines Originals oder einer 
beglaubigten Abschrift verlangt. Die Behörde entschei­
det nach pflichtgemäßem Ermessen, welche Art und Qua­
lität der elektronischen Einreichung zur Ermittlung des 
Sachverhalts zulässig ist. 

(2) Mit Einwilligung der oder des Verfahrensbeteiligten 
kann die zuständige Behörde erforderliche Nachweise, 
die von einer deutschen öffentlichen Stelle stammen, un­
mittelbar bei der ausstellenden öffentlichen Stelle elekt­
ronisch einholen. Dies gilt für alle Fälle, in denen nicht 
ausdrücklich eine nichtelektronische Vorlage gesetzlich 
angeordnet ist. Zu diesem Zweck dürfen die anfordernde 
Behörde und die ausstellende öffentliche Stelle die erfor­
derlichen personenbezogenen Daten verarbeiten. Satz 1 
gilt nicht für die Einholung von Führungszeugnissen. 

(3) Die Einwilligung nach Absatz 2 muss den Anforde­
rungen des § 4 Absatz 1 Satz 2, 4, 5 und 6 des Daten­
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Juni 2000 (Gv. NRW S. 542), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 2. Juni 2015 
(Gv. NRW S. 482) geändert worden ist, entsprechen. So­
fern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, kann die 
Einwilligung nach Absatz 2 elektronisch erklärt werden. 

§9 

Elektronische Aktenführung 

(1) Akten können ausschließlich elektronisch geführt 
werden. 

(2) Wird eine Akte elektronisch geführt, ist durch geeig­
nete technisch-organisatorische Maßnahmen nach dem 
Stand der Technik sicherzustellen, dass die Grundsätze 
ordnungsgemäßer Aktenführung eingehalten werden. 

(3) Die Behörden des Landes sollen spätestens ab dem 1. 
Januar 2022 ihre Akten elektronisch führen. Die Ver­
pflichtung zur elektronischen Aktenführung gilt nicht 
für solche Behörden oder Teile oder Bereiche einer Be­
hörde, bei denen das Führen elektronischer Akten lang­
fristig unwirtschaftlich ist. Sie gilt auch nicht für die 
Landrätinnen und Landräte als untere staatliche Verwal­
tungsbehörden, die Direktorinnen oder Direktoren der 
Landschaftsverbände als untere staatliche Verwaltungs­
behörden, die Direktorin oder den Direktor der Land­
wirtschaftskammer als Landesbeauftragte oder Landes­
beauftragten, die Geschäftsführerinnen oder Geschäfts­
führer der Kreisstellen der Landwirtschaftskammer als 
Landesbeauftragte im Kreise, die staatlichen Schulämter 
sowie die Gutachterausschüsse für Grundstückswerte 
und deren Geschäftsstellen. 

§ 10 

Übertragen und Vernichten des Papieroriginals 

(1) Die Behörden sollen, soweit sie Akten elektronisch 
führen, an Stelle von Papierdokumenten deren elektroni­
sche Wiedergabe in der elektronischen Akte aufbewah­
ren. Bei der Ubertragung in elektronische Dokumente ist 
nach dem Stand der Technik sicherzustellen, dass die 
elektronischen Dokumente mit den Papierdokumenten 
bildlich und inhaltlich übereinstimmen, wenn sie lesbar 
gemacht werden, und nachvollzogen werden kann, wann 
und 9.urch wen die Unterlagen übertragen wurden. Von 
der Ubertragung der Papierdokumente in elektronische 
Dokumente kann abgesehen werden, wenn die Ubertra­
gung unverhältnismäßigen technischen Aufwand erfor­
dert. 

(2) Papierdokumente nach Absatz 1 sollen nach der 
Ubertragung in elektronische Dokumente vernichtet 
oder zurückgegeben werden, sobald eine weitere Aufbe­
wahrung nicht mehr au~. rechtlichen Gründen oder zur 
Qualitätssicherung des Ubertragungsvorgangs erforder­
lich ist. 

§11 
Aufbewahrung und Archivierung 

(1) Soweit es zur Erhaltung der Lesbarkeit erforderlich 
ist, müssen elektronisch gespeicherte Akten oder Akten­
teile in ein anderes elektronisches Format überführt wer­
den. § 10 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Für elektro­
nische Dokumente, die Papierdokumente wiedergeben, 
gilt § 10 Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

(2) Die Vorschriften des Archivgesetzes Nordrhein-West­
falen vom 16. März 2010 (Gv. NRW S. 188), das zuletzt 
durch Gesetz vom 16. September 2014 (Gv. NRW S. 603) 
geändert worden ist, bleiben unberührt. 

§ 12 
Optimierung von Verwaltungsabläufen und Information 

zum Verfahrensstand 

(1) Verwaltungsabläufe der Behörden des Landes sollen 
spätestens bis zum 1. Januar 2031 auf elektronischem 
Weg abgewickelt und entsprechend gestaltet werden 
(Elektronische Vorgangsbearbeitung). Verwaltungsab­
läufe sind Abläufe, die innerhalb von Behörden von be­
stimmten Personengruppen in einer sich wiederholenden 
Reihenfolge unter bestimmten Vorgaben und unter Nut­
zung von Hilfsmitteln bearbeitet werden. 

(2) Vor Einführung der elektronischen Vorgangsbearbei­
tung sollen Behörden des Landes Verwaltungs abläufe 
unter Nutzung einer landeseinheitlichen Methode doku­
mentieren, analysieren und optimieren. Dabei sollen sie 
im Interesse derVerfahrensbeteiligten die Abläufe so ge­
stalten, dass Informationen zum Verfahrensstand und 
zum weiteren Verfahren sowie die Kontaktinformationen 
der zum Zeitpunkt der Anfrage zuständigen Ansprech­
stelle auf elektronischem Wege abgerufen werden kön­
nen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die Landrätin­
nen und Landräte als untere staatliche Verwaltungs­
behörden, die Direktorinnen oder Direktoren der Land­
schaftsverbände als untere staatliche Verwaltungs­
behörden, die Direktorin oder der Direktor der 
Landwirtschaftskammer als Landesbeauftragte oder 
Landesbeauftragter, die Geschäftsführerinnen oder Ge­
schäftsführer der Kreisstellen der Landwirtschaftskam­
mer als Landesbeauftragte im Kreise, die staatlichen 
Schulämter sowie die Gutachterausschüsse für Grund­
stückswerte und deren Geschäftsstellen. 

(4) Von den Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 
kann ganz oder teilweise abgesehen werden, soweit diese 
einen nicht vertretbaren wirtschaftlichen Aufwand be­
deuten würden oder Rechtsvorschriften oder sonstige 
zwingende Gründe entgegenstehen. Liegen zwingende 
Gründe vor, kann auch von der Frist nach Absatz 1 
Satz 1 abgewichen werden. Die Gründe nach Satz 1 und 
2 sind zu dokumentieren. 

(5) Die Absätze 2 und 4 gelten entsprechend bei allen 
wesentlichen Änderungen elektronisch unterstützter Ver­
waltungsabläufe oder der eingesetzten informationstech­
nischen Systeme. 

§ 13 
Akteneinsicht 

Soweit ein Recht auf Akteneinsicht besteht, können die 
Behörden, die Akten elektronisch führen, Akteneinsicht 
dadurch gewähren, dass sie 

1. einen Aktenausdruck zur Verfügung stellen, 

2. die elektronischen Dokumente auf einem Bildschirm 
wiedergeben, 

3. elektronische Dokumente übermitteln oder 

4. den elektronischen Zugriff auf den Inhalt der Akten 
gestatten. 

§14 
Elektronische Behördenkommunikation und 

Datenaustausch 

(1) Die schriftliche Kommunikation zwischen Behörden 
soll auf elektronischem Weg erfolgen. Zwischen Behör-
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den, welche die elektronische Aktenführung nutzen, sol­
len Akten und sonstige Unterlagen elektronisch übermit­
telt oder aber der elektronische Zugriff ermöglicht 
werden. Bei der Kommunikation nach Satz 1 und der 
Datenübermittlung sowie dem Datenabruf nach Satz 2 
sind gesicherte Übertragungswege zu nutzen. 

(2) Soweit die Fflicht zur Aktenvorlage in Einzelfällen 
gesetzlich angeordnet oder Mittel des allgemeinen oder 
spezialgesetzlich geregelten U n terrich tungsrech tes der 
Aufsichtsbehörde ist, ist der Austausch von Akten spä­
testens bis zum 1. Januar 2022 auf elektronischem Weg 
zwischen Behörden des Landes und den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden zu gewährleisten. Das Scannen der 
Akten und deren Übermittlung in strukturierter Form 
reichen hierfür grundsätzlich aus, soweit die Behörde 
ihre Akten noch nicht vollumfänglich elektronisch führt. 
Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Von der Übermittlung von Unterlagen auf el.~ktroni­
schem Weg kann abgesehen werden, wenn die Ubertra­
gung unverhältnismäßigen technischen Aufwand erfor­
dert. 

§ 15 
Petitionsverfahren 

Petitionsverfahren sollen zwischen den beteiligten Be­
hörden auf elektronischem Wege abgewickelt werden. 

§ 16 
Anforderungen an das Bereitstellen von Daten 

Stellen Behörden über öffentlich zugängliche Netze 
Daten auf elektronischem Weg bereit, so sind diese in 
maschinenlesbaren Formaten und möglichst offen anzu­
bieten. Ein Format ist maschinenlesbar, wenn die enthal­
tenen Daten durch Software automatisiert ausgelesen 
und verarbeitet werden können. Die Daten sind mit Me­
ta daten bereitzustellen. Regelungen in anderen Rechts­
vorschriften über technische Formate, in denen Daten 
verfügbar zu machen sind, gehen vor, soweit sie Maschi­
nenlesbarkeit gewährleisten. Die Sätze 1 bis 3 gelten für 
Daten, die vor dem 16. Juli 2016 erstellt wurden, nur, 
wenn sie grundlegend überarbeitet werden. Die Pflichten 
nach den Sätzen 1 bis 3 gelten nicht, soweit Rechte Drit­
ter oder geltendes Recht entgegenstehen. 

§ 17 
Georeferenzierung von Registern 

(1) Wird ein elektronisches Register, welches Angaben 
mit Bezug zu inländischen Grundstücken enthält, neu 
aufgebaut oder grundlegend überarbeitet, hat die Be­
hörde in das Register eine bundesweit einheitlich festge­
legte direkte Georeferenzierung (Koordinate) zu dem je­
weiligen Flurstück, dem Gebäude oder zu einem in einer 
Rechtsvorschrift definierten Gebiet aufzunehmen, auf 
welches sich die Angaben beziehen. Von der Maßnahme 
nach Satz 1 kann ganz oder teilweise abgesehen werden, 
soweit diese einen unverhältnismäßigen wirtschaftlichen 
Aufwand bedeuten würde oder wenn datenschutzrecht­
liche Gründe der Nutzung entgegenstehen. 

(2) Elektronische Register sind solche, für die Daten auf 
Grund von Rechtsvorschriften des Landes elektronisch 
erhoben oder gespeichert werden. Dies können öffent­
liche und nichtöffentliche Register sein. 

§ 18 
Elektronische Beteiligungen 

(1) Die Behörden können zur Beteiligung der Öffentlich­
keit elektronische Informationstechnologien nutzen. Ins­
besondere können sie Möglichkeiten zur Online-Beteili­
gung über das Internet eröffnen. Die für die konkrete 
Durchführung der elektronischen Beteiligung jeweils zu­
ständige Behörde hat einen angemessenen Zeitraum zur 
Beteiligung und den transparenten Ablauf des Verfah­
rens zu gewährleisten. Nach anderen Rechtsvorschriften 
geregelte Beteiligungsverfahren bleiben unberührt. 

(2) Die Resultate der elektronischen Öffentlichkeitsbe­
teiligung sind von der zuständigen Behörde auszuwerten 

und zu prüfen. Die Ergebnisse durchgeführter Beteili­
gungen sind bekannt zu geben. 

§ 19 

Amtliche Mitteilungs- und Verkündungsblätter 

(1) Eine durch Rechtsvorschrift des Landes bestimmte 
Pflicht zur Veröffentlichung in einem amtlichen Mittei­
lungs- oder Verkündungsblatt des Landes kann zusätz­
lich oder ausschließlich durch eine elektronische Aus­
gabe erfüllt werden, wenn diese über öffentlich 
zugängliche Netze angeboten wird. Satz 1 gilt nicht für 
das Gesetz- und Verordnungsblatt. 

(2) Jede Person muss einen angemessenen Zugang zu der 
Publikation haben. Gibt es nur eine elektronische Aus­
gabe, ist dies in öffentlich zugänglichen Netzen auf ge­
eignete Weise bekannt zu machen. Es ist sicherzustellen, 
dass die publizierten Inhalte allgemein und dauerhaft 
zugänglich sind und eine Veränderung des Inhalts ausge­
schlossen ist. Bei gleichzeitiger Publikation in elektroni­
scher und papiergebundener Form hat die herausge­
bende Stelle zu bestimmen, welche Fassung als die 
authentische anzusehen ist. Gibt es nur eine elektroni­
sche Ausgabe oder ist die elektronische Fassung die au­
thentische, muss die Möglichkeit bestehen, Ausdrucke zu 
bestellen oder in öffentlichen Einrichtungen auf die Pu­
blikation zuzugreifen. 

(3) In Bezug auf das Verfahren bei der öffentlichen Be­
kanntmachung von Satzungen und sonstigen ortsrechtli­
chen Bestimmungen der Gemeinden und Gemeindever­
bände bleiben § 7 Absatz 5 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die 
zuletzt durch Art. 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (Gv. 
NRW. S. 496) geändert worden ist, § 5 Absatz 5 der 
Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. 
NRW. S. 646), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878) geändert wor­
den ist, und die hierauf basierende Bekanntmachungs­
verordnung vom 26. August 1999 (Gv. NRW. S. 516), die 
zuletzt durch Verordnung vom 13. Mai 2014 (Gv. NRW. 
S. 307) geändert worden ist, unberührt. 

Abschnitt 3 

Informationstechnische Zusammenarbeit 

§ 20 

Umsetzung von Standardisierungsbeschlüssen 
des IT-Planungsrates 

Fasst der IT-Planungsrat einen verbindlichen Beschluss 
über fachunabhängige und fachübergreifende Interope­
rabilitäts- oder Sicherheits standards gemäß § 1 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 und § 3 des Vertrages über die Errich­
tung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der 
Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechno­
logie in den Verwaltungen von Bund und Ländern - Ver­
trag zur Ausführung von Artikel 91c GG (Anlage des Ge­
setzes zum Vertrag über die Errichtung des 
IT-Planungsrats und über die Grundlagen der Zusam­
menarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in 
den Verwaltungen von Bund und Ländern - Vertrag zur 
Ausführung von Artikel 91c GG) vom 20. November 2009 
(BGBL 2010 I S. 663), so sind diese Standards durch die 
Behörden des Landes und Gemeinden und Gemeindever­
bände bei den von ihnen eingesetzten informationstech­
nischen Systemen einzuhalten. 

§ 21 

IT -Kooperationsrat Nordrhein -Westfalen 

(1) Das Land Nordrhein-Westfalen und die nordrhein­
westfälischen Gemeinden und Gemeindeverbände wir­
ken bei der Informationstechnik zusammen (ebenen­
übergreifende Kooperation). 

(2) Als Gremium der ebenenübergreifenden Kooperation 
wird der IT-Kooperationsrat Nord-rhein-Westfalen ein­
gerichtet. Dem IT-Kooperationsrat gehören an: 
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1. die oder der Beauftragte der Landesregierung Nord­
rhein-Westfalen für Informationstechnik, die oder der 
den Vorsitz führt, 

2. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Ministerprä­
sidentin oder des Ministerpräsidenten und jedes Mi­
nisteriums und 

3. sechs Vertreterinnen oder Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände. 

Ausschließlich mit beratendem Status gehören dem Rat 
eine Vertreterin oder ein Vertreter des Landesbetriebs In­
formation und Technik Nordrhein-Westfalen sowie zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter des Zweckverbandes 
KDN - Dachverband kommunaler IT-Dienstleister an. 

Der IT-Kooperationsrat kann bei Bedarf Externe mit 
Fachwissen, insbesondere Vertreterinnen oder Vertreter 
einzelner Gemeinden und Gemeindeverbände, beratend 
hinzuziehen. 

(3) Der IT-Kooperationsrat ist in den Angelegenheiten 
zu beteiligen, die für die ebenenübergreifende Koopera­
tion in der Informationstechnik von Bedeutung sind. 
Dies gilt insbesondere bei der Festlegung von Daten­
übermittlungs- und Datenabrufregelungen von allgemei­
ner Bedeutung. 

(4) Der IT-Kooperationsrat spricht Empfehlungen aus 
insbesondere zu 

1. den im IT-Planungsrat behandelten Themen und den 
Beschlussvorschlägen des IT-Planungsrates, 

2. den Umsetzungsregelungen für die Beschlüsse des IT­
Planungsrates, die dieser gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 
und § 3 des Vertrages über die Errichtung des IT-Pla­
nungsrats und über die Grundlagen der Zusammenar­
beit beim Einsatz der Informationstechnologie in den 
Verwaltungen von Bund und Ländern - Vertrag zur 
Ausführung von Artikel 91c GG fasst, und zu den 
Bund-Länder-Beschlüssen im Bereich Informations­
technik und elektronische Verwaltung, 

3. der Weiterentwicklung der Strategien für Informati­
onstechnologie, Open Government, elektronische Ver­
waltung und die Umsetzungsplanung des Landes 
Nordrhein-Westfalen und der nordrhein-westfäli­
schen Gemeinden und Gemeindeverbände im Hin­
blick auf die elektronische Verwaltung sowie zur 
Steuerung von wichtigen Einzelprojekten aus dieser 
Umsetzungsplanung, 

4. landesspezifischen Informationssicherheits- und Inte­
roperabilitätsstandards für die ebenen übergreifende 
Kooperation der im Land Nordrhein-Westfalen einge­
setzten informationstechnischen Systeme, Daten und 
Metadaten, soweit der IT-Planungsrat hierzu nicht be­
reits verbindliche Standards beschlossen hat und 

5. den elektronischen Kommunikations- und Zahlungs-
verfahren. 

(5) Die Empfehlungen des IT-Kooperationsrates werden 
einstimmig ausgesprochen. 

(6) Der IT-Kooperationsrat gibt sich eine Geschäftsord­
nung. 

§ 22 
Koordinierung der Informationstechnik 

in der Landesverwaltung 

(1) Die oder der Beauftragte der Landesregierung Nord­
rhein-Westfalen für Informationstechnik steuert und 
koordiniert die Informationstechnik in der Landesver­
waltung und legt insbesondere die technischen und orga­
nisatorischen Rahmenbedingungen für den Einsatz der 
Informationstechnik in der Landesverwaltung in Ab­
stimmung mit der Ministerpräsidentin oder dem Minis­
terpräsidenten und den Ministerien fest. Soweit Belange 
der Gemeinden und Gemeindeverbände berührt werden, 
ist der IT-Kooperationsrat zu beteiligen. 

(2) Hierzu stimmen die Ministerpräsidentin oder der Mi­
nisterpräsident und die Ministerien die informations­
technischen Vorhaben ihrer Geschäftsbereiche mit der 
oder dem Beauftragten der Landesregierung Nordrhein­
Westfalen für Informationstechnik ab. 

(3) Die oder der Beauftragte der Landesregierung Nord­
rhein-Westfalen für Informationstechnik ist insbeson­
dere zuständig für 

1. die Fortentwicklung einer an einheitlichen Grundsät­
zen ausgerichteten Informationstechnik der Landes­
verwaltung, 

2. die Umsetzung der Beschlüsse des IT-Planungsrats 
über fachunabhängige und fach-übergreifende Intero­
perabilitäts- und Sicherheitsstandards gemäß § 1 Ab­
satz 1 Satz 1 Nummer 2 und § 3 des Vertrages über die 
Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grund­
lagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der Infor­
mationstechnologie in den Verwaltungen von Bund 
und Ländern -Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c 
GG-, 

3. die Bereitstellung von übergreifenden Kommunika­
tions- und anderen Infrastrukturen für die elektroni­
sche Verwaltung, die der fachunabhängigen oder fach­
übergreifenden Unterstützung der Verwaltungstätig­
keit dienen (Basiskomponenten). 

4. die Koordinierung der Umsetzung und Fortentwick­
lung von Open Government in der Landesverwaltung, 

5. die Koordinierung der informationstechnischen Si­
cherheit in der Landesverwaltung und die Bereitstel­
lung zentraler informationstechnischer Sicherheits­
komponenten, 

6. die fachliche Steuerung des Landesbetriebes Informa­
tion und Technik sowie seine Beauftragung mit infor­
mationstechnischen Aufgaben von grundsätzlicher 
und ressortübergreifender Bedeutung, 

7. die Zusammenarbeit mit den übrigen Ländern, dem 
Bund, der Europäischen Union und internationalen 
Partnern in Angelegenheiten der Informationstechnik, 
wenn mehr als eine oberste Landesbehörde betroffen 
ist, sowie mit den Gemeinden und Gemeindeverbän­
den im Land Nordrhein-Westfalen und 

8. die Vertretung des Landes Nordrhein-Westfalen, wenn 
der Bereich der Informationstechnik betroffen ist, ins­
besondere im IT-Planungsrat. 

(4) Der Aufbau der Geodateninfrastruktur Nordrhein­
Westfalen verbleibt in der Verantwortung der hierfür zu­
ständigen obersten Landesbehörde und erfolgt im Ein­
vernehmen mit der oder dem Beauftragten der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen für Informations­
technik. 

§ 23 
Verordnungsermächtigung und Verwaltungsvorschriften 

(1) Das für Informationstechnik zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit der Ministerprä­
sidentin oder dem Ministerpräsidenten und den Ministe­
rien durch Rechtsverordnung Bestimmungen über 

1. die behördenübergreifende Bereitstellung und den 
Betrieb von IT-Infrastrukturkomponenten und An­
wendungen zum elektronischen Nachweis der Identi­
tät nach § 3 Absatz 3 und 

2. die Nutzung der Daten und Ausgestaltung der Meta-
daten nach § 16 

zu erlassen. 

(2) Das für Informationstechnik zuständige Ministerium 
erlässt im Einvernehmen mit der Ministerpräsidentin 
oder dem Ministerpräsidenten und den Ministerien die 
zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwal­
tungsvorschriften über die technischen und organisatori­
schen Rahmenbedingungen für den Einsatz der Informa­
tionstechnik in der Landesverwaltung, insbesondere die 
Vorgabe von zentralen Standards für die Behörden des 
Landes für 

1. den Einsatz von Verschlüsselungsverfahren gemäß 
§ 3 Absatz 1, 

2. den Einsatz von De-Mail gemäß § 3 Absatz 2, 

3. die für die Übermittlung durch Bürgerinnen oder 
Bürger oder Unternehmen geeigneten Formate ge­
mäß § 4 Absatz 1 sowie die Formate nach Absatz 3, 
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4. den Einsatz von elektronischen Bezahlverfahren ge­
mäß § 7, 

5. die E~nführung der elektronischen Akte nach § 9 und 
das Ubertragen und Vernichten des Papieroriginals 
nach § 10, 

6. die Anwendung der Grundsätze ordnungsgemäßer 
Führung elektronischer Akten nach § 9 Absatz 2, 

7. die Optimierung von Verwaltungsabläufen und Ein­
führung der elektronischen Vorgangsbearbeitung 
nach § 12, 

8. die elektronische Übermittlung von Akten nach § 14 
Absatz 1 Satz 2, 

9. die Beschaffung informationstechnischer Geräte und 
der für ihren Betrieb erforderlichen systemnahen 
Programme für die Landesverwaltung nach § 22 Ab­
satz 2 und 

10. für die Informationssicherheit. 

§ 24 
Landesbetrieb IT.NRW 

(1) Der Landesbetrieb Information und Technik Nord­
rhein-Westfalen steht als gemeinsames Rechenzentrum 
allen Geschäftsbereichen der Landesverwaltung zur 
Durchführung von informationstechnischen Aufgaben 
zur Verfügung. 

(2) Informationstechnische Aufgaben der Landesverwal­
tung können daneben durchgeführt werden durch 

1. Behörden zur informationstechnischen Unterstützung 
der ihnen obliegenden Aufgaben; die nähere Ausge­
staltung regelt eine Verwaltungsvorschrift im Sinne 
des § 23 Absatz 2, 

2. Dritte, soweit dies den Vorgaben des § 14 a Absatz 3 
des Landesorganisationsgesetzes vom 10. Juli 1962 
(Gv. NRW. S. 421) in der jeweils geltenden Fassung 
und der Leistungsabnahme VO IT.NRW vom 14. No­
vember 2000 (Gv. NRW S. 700), die zuletzt durch Ar­
tikel 3 der Verordnung vom 27. Juni 2014 (Gv. NRW. 
S. 376) geändert worden ist, entspricht, 

3. das Rechenzentrum der Finanzverwaltung für Aufga­
ben der Steuerverwaltung, 

4. das Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste für 
polizeitechnische Aufgaben und 

5. das Fachrechenzentrum des Hochschulbibliothekszen­
trums des Landes Nordrhein-Westfalen für Aufgaben 
der wissenschaftlichen Informationsversorgung. 

Bestehende Behörden nach Satz 1 Nummer 1 können bis 
zum Erlass einer Verwaltungsvorschrift im Sinne des 
§ 23 Absatz 2 ihre Arbeit weiterführen. 

Abschnitt 4 
Schlussvorschriften 

§ 25 
Überprüfung von Rechtsvorschriften 

Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 1. 
Januar 2019, 

1. in welchen Rechtsvorschriften des Landes die Anord­
nung der Schriftform verzichtbar ist und 

2. in welchen Rechtsvorschriften des Landes auf die An­
ordnung des persönlichen Erscheinens zugunsten 
einer elektronischen Identifikation verzichtet werden 
kann. 

§ 26 
Inkrafttreten und Berichtspflicht 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das 
ADV-Organisationsgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 9. Januar 1985 (Gv. NRW. S. 41), das durch 
Artikel 11 des Gesetzes vom 5. April 2005 (Gv. NRW. 
S. 274) geändert worden ist, außer Kraft. 

(2) § 3 Absatz 1 bis 3 tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 

(3) Die Landesregierung überprüft bis zum 1. Januar 
2020 die Erfahrungen mit diesem Gesetzes und unter­
richtet den Landtag über die Ergebnisse. 

Artikel 2 
Folgeänderung 

In § 1 Absatz 1 Satz 1 der LeistungsabnahmeVO IT.NRW 
vom 14. November 2000 (Gv. NRW. S. 700), die zuletzt 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 27. Juni 2014 (Gv. 
NRW. s. 376) geändert worden ist, werden die Wörter 
"ADV-Organisationsgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 9. Januar 1985 (Gv. NRW. S. 41)" 
durch die Wörter "E-Government-Gesetzes Nordrhein­
Westfalen vom 8. Juli 2016 (Gv. NRW. S. 551)" ersetzt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Juli 2016 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 
sowie für den Justizminister 

(L. S.) Ralf Jäger 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 
zugleich für die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung, 
den Minister 

für Arbeit, Integration und Soziales 
sowie für den Minister 

für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Garrelt D u i n 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r 0 s c h e k 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c h u I z e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Christina Kampmann 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei 
zugleich für den Finanzminister 

Franz-Josef L e r s c h - M e n s e 

- Gv. NRW. 2016 S. 551 
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Gesetz zur Änderung 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW und 

zur Änderung des Landeszustellungsgesetzes 

Vom 8. Juli 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Ve~altungsvollstreckungsgesetzes NRW und 

zur Anderung des Landeszustellungsgesetzes 

Artikel 1 
Änderung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW 

Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2003 (Gv. 
NRW S. 156, ber. 2005 S. 818), das zuletzt durch Arti­
kel 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (Gv. NRW 
S. 886) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 4a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 4a Gläubigerfiktion, Aufrechnung'.' 

b) Nach der Angabe zu § 61 wird folgende Angabe 
eingefügt: 

,,§ 61a Abgabe einer Erklärung'.' 

c) Die Angabe zu § 82 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 82 Inkrafttreten, Berichtspflicht'.' 

2. § 5a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Der Vollstreckungsschuldner muss auf Ver­
langen der Vollstreckungsbehörde oder auf Ver­
langen des Vollstreckungsbeamten der Justizver­
waltung für die Vollstreckung einer Forderung 
Auskunft über sein Vermögen erteilen. Das Ver­
fahren richtet sich für die Vollstreckungsbehörde 
nach § 284 der Abgabenordnung. Die Vollstre­
ckungsbehörde fertigt im Termin zur Abgabe der 
Vermögensauskunft nach § 27 Absatz 5 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 12. November 1999 (Gv. NRW S. 602) 
in der jeweils geltenden Fassung eine Nieder­
schrift an. Eine Schriftführerin oder ein Schrift­
führer ist nicht erforderlich. Mit dem Verfahren 
zur Abnahme der Vermögens auskunft nach den 
§§ 802a bis 8021 der Zivilprozessordnung kann 
die Vollstreckungsbehörde auch den Vollstre­
ckungsbeamten der Justizverwaltung beauftra­
gen. Die Anordnung der Eintragung des Vollstre­
ckungsschuldners in das Schuldnerverzeichnis 
erfolgt in jedem Fall durch die Vollstreckungsbe­
hörde nach § 284 der Abgabenordnung." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

"Die sofortige Abnahme kann in der Schuld­
nerwohnung erfolgen oder innerhalb von 
zehn Arbeitstagen, nachdem die in Satz 1 ge­
nannten Voraussetzungen vorliegen, im Büro 
des Vollziehungsbeamten." 

bb) In dem neuen Satz 3 werden die Wörter 
,,§ 802f der Zivilprozessordnung" durch die 
Wörter ,,§ 284 der Abgabenordnung" ersetzt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Wörter "den Vollziehungsbeamten der 
Justiz" werden durch die Wörter "den Voll­
streckungsbeamten der Justizverwaltung" 
und die Wörter "dem Vollstreckungsbeamten 
der Justiz" durch die Wörter "dem Vollstre­
ckungsbeamten der Justizverwaltung" er­
setzt. 

bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

"Wird der Vollstreckungsauftrag mit Hilfe 
automatischer Einrichtungen erstellt, ist der 
Auftrag mit einem Dienstsiegel und dem Na­
men des für die Beauftragung zuständigen 
Bediensteten zu versehen. Einer Unterschrift 
bedarf es nicht. Dem Vollstreckungsauftrag 
kann eine Anlage beigefügt werden, aus der 
sich die einzelnen Forderungen zur Gesamt­
forderung des Vollstreckungsauftrages dem 
Grund und der Höhe nach sowie die jeweili­
gen Fälligkeiten ergeben. Die Bescheinigung 
der Vollstreckbarkeit erfolgt auf dem Voll­
streckungsauftrag selbst. Wird der Vollstre­
ckungsauftrag mit einem Antrag auf Erzwin­
gungshaft verbunden, ist er zu 
unterschreiben oder mit einem Beglaubi­
gungsvermerk zu versehen." 

3. In § 8 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern "ist 
der" die Wörter "zunächst bei der Vollstreckungsbe­
hörde zu erhebende" eingefügt. 

4. In § 12 Satz 1 werden nach dem Wort "schriftlichen" 
die Wörter "oder elektronischen" eingefügt. 

5. Dem § 16 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Satz 1 gilt nicht für die Vollstreckung in Geschäfts­
räumen von Unternehmern und Unternehmen im 
Sinne des § 2 Absatz 1 des Umsatzsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 11 
und 12 des Gesetzes vom 2. November 2015 (BGBl. I 
S. 1834) geändert worden ist, die ihre geschäftlichen 
Tätigkeiten während der Nachtzeit oder an Sonnta­
gen und gesetzlichen Feiertagen ausüben." 

6. In § 48 Absatz 1 Satz 3 wird nach dem Wort "Bußgel­
des" das Komma durch die Wörter "einschließlich 
der Nebenfolgen, Gebühren und Auslagen, eines" er­
setzt. 

7. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Entsprechende Kostenanforderungen sind sofort 
vollziehbar." 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

,,(4) Grundstücksbezogene Kosten der Ersatzvor­
nahme ruhen als öffentliche Last auf dem Grund­
stück beziehungsweise auf den grundstücksglei­
chen Rechten." 

8. Nach § 61 wird folgender § 61a eingefügt: 

,,§ 61a 
Abgabe einer Erklärung 

(1) Ist jemand durch Verwaltungsakt verpflichtet, ei­
ne Erklärung bestimmten Inhaltes abzugeben, so gilt 
die Erklärung als abgegeben, sobald der Verwal­
tungsakt, der die Verpflichtung begründet, unan­
fechtbar geworden ist. Voraussetzung ist, dass die 
oder der Pflichtige auf diese Rechtsfolge hingewiesen 
worden ist und die Erklärung im Zeitpunkt des Ein­
tritts der Unanfechtbarkeit des Verwaltungs aktes 
rechtswirksam abgeben konnte. 

(2) Die Vollzugsbehörde teilt den Beteiligten mit, zu 
welchem Zeitpunkt der Verwaltungsakt unanfecht­
bar geworden ist. Sie ist berechtigt, die zur Wirksam­
keit der abzugebenden Erklärung notwendigen Ge­
nehmigungen einzuholen sowie Anträge auf 
Eintragungen in öffentliche Bücher und Register zu 
stellen. Bedarf die Vollzugsbehörde eines Erbscheins 
oder einer anderen Urkunde, die dem Betroffenen 
auf Antrag von einer Behörde, einem Gericht oder ei­
ner Notarin oder einem Notar zu erteilen ist, so kann 
sie die Erteilung an Stelle des Betroffenen verlan­
gen." 

9. § 82 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 82 
Inkrafttreten, Berichtspflicht'.' 
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b) Folgender Satz wird angefügt: 

"Die Landesregierung überprüft dieses Gesetz bis 
zum 31. Dezember 2021 und erstattet dem Land­
tag hierüber Bericht." 

10. Es werden ersetzt: 

a) in § 1 Absatz 2 Satz 1, § 2 Absatz 2 Satz 2 und 4, 
§ 56 Absatz 2 Satz 2, § 77 Absatz 2 Satz 1 sowie 
§ 81 das Wort "Innenministerium" jeweils durch 
die Wörter "für Inneres zuständige Ministerium" 
und 

b) in § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, § 11 Absatz 3 
Satz 1 sowie § 56 Absatz 2 Satz 1 das Wort "In­
nenministerium" jeweils durch die Wörter "für 
Inneres zuständigen Ministerium '.' 

Artikel 2 
Änderung des Landeszustellungsgesetzes 

Das Landeszustellungsgesetz vom 7. März 2006 (Gv. 
NRW S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 1. Oktober 2015 (Gv. NRW S. 698) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort "Innenministeri­
ums" durch die Wörter "für Inneres zuständigen Mi­
nisteriums" ersetzt. 

2. Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz einge­
fügt: 

"Geht der Rückschein nicht innerhalb von vier Wo­
chen nach der Aufgabe des Einschreibens zur Post ein, 
kann die Zustellung des Dokumentes auch nach Ab­
satz 1 Nummer 4 erfolgen." 

3. § 10 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Für Gemeinden und Gemeindeverbände gilt Satz 1 
entsprechend mit der Maßgabe, dass im Fall derVeröf­
fentlichung einer Benachrichtigung die Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Gemeinde erfolgt." 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Juli 2016 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 
sowie für den Justizminister 

(L. S.) Ralf Jäger 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 
zugleich für die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung, 
den Minister 

für Arbeit, Integration und Soziales 
sowie für den Minister 

für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Garrelt D u i n 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r 0 s ehe k 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c h u I z e 

223 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Christina Kam p man n 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei 
zugleich für den Finanzminister 

Franz-Josef L e r s c h-M e n s e 

- GV. NRW 2016 S. 557 

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Förderung kommunaler Aufwen­

dungen 
für die schulische Inklusion 

Vom 8. Juli 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Förderung kommunaler Aufwendungen 

für die schulische Inklusion 

Artikel 1 

§ 1 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes zur Förderung kommu­
naler Aufwendungen für die schulische Inklusion vom 9. 
Juli 2014 (Gv. NRW S. 404) wird wie folgt gefasst: 

"Die Verteilung der Mittel erfolgt: 

1. in Höhe von 24 Millionen Euro auf Basis der Schüler­
zahl der allgemeinen Schulen der Primarstufe und der 
Sekundarstufe I in Trägerschaft der einzelnen Ge­
meinden und Kreise am 15. Oktober des jeweils vor­
letzten Jahres und 

2. in Höhe von 1 Million Euro durch einen Pauschalbe­
trag in Höhe von 10 000 1);uro an jeden Kreis und jede 
kreisfreie Stadt und im Ubrigen auf Basis der Schü­
lerzahl der Berufskollegs in deren Trägerschaft am 
15. Oktober des jeweils vorletzten Jahres." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Juli 2016 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

Ralf J ä ger 

Für die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

sowie für den Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 

Garrelt D u i n 
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Für den Finanzminister 

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei 

21281 
2129 
641 
74 
77 
94 
95 

zugleich für den Finanzminister 

Franz-Josef L e r s c h - M e n s e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Christina Kam p man n 

- Gv. NRW. 2016 S. 558 

Gesetz zur Änderung 
wasser- und wasserverbandsrechtlicher 

Vorschriften 
Vom 8. Juli 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften 

Artikel 1 

Artikel 2 

Artikel 3 

Artikel 4 

Artikel 5 

Artikel 6 

Artikel 7 

Artikel 8 

Artikel 9 

Inhaltsübersicht 

Landeswassergesetz 

Abwasserabgabengesetz Nordrhein-West­
falen 

Änderung des Aggerverbandsgesetzes 

Änderung des Eifel-Rur-Verbandsgesetzes 

Änderung des Emschergenossenschafts­
gesetzes 

Änderung des Gesetzes über den Erftverband 

Änderung des Linksniederrheinischen 
Entwässerungs-Genossenschafts-Gesetzes 

Änderung des Lippeverbandsgesetzes 

Änderung des Niersverbandsgesetzes 

Artikel 10 Änderung des Ruhrverbandsgesetzes 

Artikel 11 Änderung des Wupperverbandsgesetzes 

Artikel 12 Änderung des Kurortegesetzes 

Artikel 13 Änderung des Wasserentnahmeentgelt­
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 

Artikel 14 Änderung der Kommunalabwasser­
verordnung 

Artikel 15 Änderung der Verordnung zur Umsetzung von 
Artikel 4 und 5 der Richtlinie 91/676/EWG 
des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz 
der Gewässer vor Verunreinigungen durch 
Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen­
ABI. EG Nr. L 375 S. 1 

Artikel 16 Änderung der Verordnung über zuständige 
Aufsichtsbehörden nach dem Gesetz über 
Wasser- und Bodenverbände 

Artikel 17 Änderung der Allgemeinen Hafenverordnung 

Artikel 18 Änderung der Emissionserklärungs­
verordnung 

Artikel 19 Änderung der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und 
über Fachbetriebe 

Artikel 20 Änderung der Selbstüberwachungsverord­
nung kommunal 

Artikel 21 Änderung der Badegewässerverordnung 

Artikel 22 Änderung der Verordnung über die Schiff­
barkeit von Gewässern 

Artike123 Änderung der Selbstüberwachungs­
verordnung Abwasser 

Artikel 24 Aufhebung der Ge~ässerbestandsaufnahme-, 
Einstufungs- und Uberwachungsverordnung 

Artikel 25 Aufhebung der Verordnung zur Umsetzung 
der Richtlinie 2000/76/EG über die Verbren­
nung von Abfällen 

Artikel 26 Änderung der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen 

Artikel 27 Änderung des Landesabfallgesetzes 

Artikel 28 Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände 
(Wasserverbandsgesetz - WVG) vom 12. Feb­
ruar 1991 (BGBL 1. S. 405) im Lande Nord­
rhein-Westfalen 

Artikel 29 Änderung des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung in Nordrhein-Westfalen 

Artikel 30 Inkrafttreten 

77 

Artikel 1 

Das Landeswassergesetz in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 25. Juni 1995 (Gv. NRW. S. 926), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. März 2013 (Gv. 
NRW. S. 133) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

§ 1 

§2 

§ 3 

§4 

§ 5 

"Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz - LWG) 

Kapitell 
Allgemeine Bestimmungen 

Sachlicher Anwendungsbereich (zu § 2 des Was­
serha ushaltsgesetzes) 

Einteilung der oberirdischen Gewässer, Begriffs­
bestimmungen 

Eigentumsverhältnisse an Gewässern erster und 
zweiter Ordnung, sonstige Gewässer (zu § 4 Ab-
satz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Eintragung im Grundbuch (zu § 4 Absatz 5 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

Bisheriges Eigentum (zu § 4 Absatz 5 des Wasser­
haushaltsgesetzes) 

§ 6 Uferlinie (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsge­
setzes) 

§ 7 Verlandung, Überflutung (zu § 4 Absatz 5 des Was­
serha ushal tsgesetzes) 

§ 8Uferabriss (zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushalts­
gesetzes) 

§ 9 Verlagerung des Gewässers (zu § 4 Absatz 5 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 10 Inseln, verlassenes Gewässerbett (zu § 4 Absatz 5 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 11 Bildung und Information 

Kapitel 2 
Bewirtschaftung von Gewässern 

Abschnitt 1 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 12 Bewirtschaftung in Flussgebietseinheiten (zu § 7 
Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 13 Verordnungsermächtigung zur Gewässerbewirt­
schaftung (zu § 23 des Wasserhaushaltsgesetzes) 
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§ 14 Gehobene Erlaubnis (zu § 15 des Wasserhaushalts­
gesetzes) 

§ 15 Bewilligung (zu § 10 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 16 Rechtsnachfolge (zu § 8 Absatz 4 des Wasserhaus­
haltsgesetzes) 

Abschnitt 2 
Bewirtschaftung oberirdischer Gewässer 

§ 17 Erlaubnisfreie Benutzungen (zu § 8 Absatz 3 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 18 Duldungspflicht des Gewässereigentümers (zu § 4 
Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 19 Gemeingebrauch (zu § 25 des Wasserhaushaltsge­
setzes) 

§ 20 Regelung des Gemeingebrauchs sowie des Verhal­
tens im Uferbereich (zu § 25 des Wasserhaushalts­
gesetzes) 

§ 21 Eigentümer- und Anliegergebrauch (zu § 26 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 22 Genehmigung von Anlagen in, an, über und unter 
oberirdischen Gewässern (zu § 36 des Wasserhaus­
haltsgesetzes ) 

§ 23 Unterhaltung von Anlagen in, an, über und unter 
oberirdischen Gewässern (zu § 36 des Wasserhaus­
haltsgesetzes) 

§ 24 Anpassung und Rückbau von Anlagen in, an, über 
und unter oberirdischen Gewässern (zu § 36 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 25 Anlagen zur Benutzung eines Gewässers 

§ 26 Außer Betrieb Setzen und Beseitigen von Stau-
anlagen 

§ 27 Anschluss von Stauanlagen 

§ 28 Nutzung der Wasserkraft 

§ 29 Staumarke 

§ 30 Unbefugtes Ablassen 

§ 31 Gewässerrandstreifen (zu § 38 des Wasserhaus­
haltsgesetzes) 

Abschnitt 3 
Bewirtschaftung des Grundwassers 

§ 32 Entnahmen aus dem Grundwasser (zu § 46 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 33 Außer Betrieb Setzen, Beseitigen und Ändern von 
Benutzungsanlagen 

§ 34 Erdaufschlüsse, unterirdische Anlagen (zu § 49 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

Kapitel 3 
Besondere wasserwirtschaftliche Bestimmungen 

Abschnitt 1 
Öffentliche Wasserversorgung, Wasserschutzgebiete, 

Heilquellenschutz 

§ 35 Wasserschutzgebiete (zu §§ 51,52 des Wasserhaus­
haltsgesetzes ) 

§ 36 Heilquellenschutzgebiete (zu § 53 des Wasserhaus­
haltsgesetzes ) 

§ 37 Wasserentnahmen zur öffentlichen Trinkwasser­
versorgung (zu §§ 12, 50 des Wasserhaushaltsge­
setzes) 

§ 38 Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung 
(zu § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 39 Kostenumlage (zu § 50 des Wasserhaushaltsgeset­
zes) 

§ 40 Anlagen zur Wassergewinnung und zur Aufberei­
tung von Wasser für die öffentliche Trinkwasser­
versorgung (zu § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 41 Anzeigepflicht 

§ 42 Verpflichtung zur Selbstüberwachung 

Abschnitt 2 
Abwasserbeseitigung 

Unterabschnitt 1 
Begriffsbestimmungen, Grundsätze 

§ 43 Begriffsbestimmung 

§ 44 Beseitigung von Niederschlagswasser (zu § 55 Ab­
satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 45 Erlaubniserteilung für das Einleiten von Abwasser 
(zu § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Unterabschnitt 2 
Gemeindliche und wasserverbandliche Abwasserbeseiti­

gungspflicht, Übergang von Pflichten 

§ 46 Pflicht und Umfang der gemeindlichen Abwasser-
beseitigung (zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 47 Abwasserbeseitigungskonzept 

§ 48 Abwasserüberlassungspflicht 

§ 49 i\.usnahmen von der Abwasserbeseitigungspflicht, 
Ubergang auf Dritte 

§ 50 Gemeinsame Abwasserbeseitigungspflicht (zu § 56 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 51 Übergangsregelung 

§ 52 Übergang gemeindlicher Pflichten auf juristische 
Personen und Körperschaften des öffentlichen 
Rechts (zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 53 Abwasserbeseitigungspflicht im Gebiet von Ab­
wasserverbänden (zu § 56 des Wasserhaushaltsge­
setzes) 

Unterabschnitt 3 
Umlage von Kosten, Ausgleichszahlungen 

§ 54 Umlage von Kosten der Abwasser- und Fremdwas­
serbeseitigung 

§ 55 Beitrag an den Kosten der Wasserdienstleistung 
Abwasserbeseitigung 

Unterabschnitt 4 
Anforderungen an Abwasseranlagen, Einleitung 

und Selbstüberwachung 

§ 56 Bau und Betrieb von Abwasseranlagen (zu § 60 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 57 Anzeige und Genehmigung von Abwasseranlagen 

§ 58 Einleiten von Abwasser in öffentliche und private 
Abwasseranlagen (zu §§ 55, 58, 59 des Wasser­
haushaltsgesetzes) 

§ 59 Selbstüberwachung von Abwassereinleitungen 
und Abwasseranlagen (zu §§ 60, 61 des Wasser­
haushaltsgesetzes) 

Unterabschnitt 5 
Gewässerschutzbeauftragte 

§ 60 Gewässerschutzbeauftragte bei Abwasserverbän­
den (zu § 64 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Abschnitt 3 
Gewässerunterhaltung, Ausgleich der Wasserführung, 

Gewässerausbau 

Unterabschnitt 1 
Gewässerunterhaltung 

§ 61 Gewässerunterhaltung (zu § 39 des Wasserhaus­
haltsgesetzes ) 

§ 62 Pflicht zur Gewässerunterhaltung (zu § 40 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 
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§ 63 Gewässerunterhaltung durch Dritte (zu § 39 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 64 Umlage des Unterhaltungsaufwands (zu § 40 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 65 Entscheidung in Fragen der Gewässerunterhal­
tung (zu §§ 39 bis 41 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Unterabschnitt 2 
Ausgleich der Wasserführung 

§ 66 Pflicht zum Ausgleich der Wasserführung 

§ 67 Umlage des Aufwands für den Ausgleich der Was­
serführung 

Unterabschnitt 3 
Gewässerausbau 

§ 68 Pflicht zum Gewässerausbau (zu § 67 des Wasser­
haushaltsgesetzes) 

§ 69 Umlage des Ausbauaufwands 

§ 70 Vorteilsausgleich (zu § 67 des Wasserhaushaltsge­
setzes) 

§ 71 Grundsätze für den Gewässerausbau (zu § 67 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

Unterabschnitt 4 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 72 Finanzierungshilfen des Landes (zu § 40 des Was­
serha ushal tsgesetzes) 

§ 73 Vorkaufsrecht 

§ 74 Koordinierung der Unterhaltung und des Ausbaus 
der Gewässer sowie des Ausgleichs der Wasserfüh­
rung 

Abschnitt 4 
Talsperren, Hochwasserrückhaltebecken, Rückhalte­

becken außerhalb von Gewässern 

§ 75 Talsperren, Hochwasserrückhaltebecken, Rückhal­
tebecken außerhalb von Gewässern 

§ 76 Bau und Betrieb 

Abschnitt 5 
Hochwasserschutz 

Unterabschnitt 1 
Deiche und andere Hochwasserschutzanlagen 

§ 77 Errichten, Beseitigen, Umgestalten von Deichen 
und anderen Hochwasserschutzbauten (zu § 67 
Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 78 Unterhaltung und Wiederherstellung 

§ 79 Umlage 

§ 80 Entscheidung in Unterhaltungsfragen 

§ 81 Statusbericht (zu § 67 des Wasserhaushaltsgeset­
zes) 

§ 82 Schutzvorschriften 

Unterabschnitt 2 
Überschwemmungsgebiete 

§ 83 Festsetzung und vorläufige Sicherung von Über­
schwemmungsgebieten (zu § 76 des Wasserhaus­
haltsgesetzes) 

§ 84 Besondere Bestimmungen für Überschwemmungs­
gebiete (zu § 78 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 85 Melde-, Warn- und Alarmordnung zum Schutz vor 
Hochwasser (zu § 79 Absatz 2 des Wasserhaus­
haltsgesetzes ) 

Abschnitt 6 
Wasserwirtschaftliche Planung, Grundlagen 

der Wasserwirtschaft 

Unterabschnitt 1 
Hochwasserrisikomanagementplanung nach § 75 

des Wasserhaushaltsgesetzes, Maßnahmenprogramm 
und Bewirtschaftungsplanung nach §§ 82, 83 

des Wasserhaushaltsgesetzes 

§ 86 Beteiligung bei Maßnahmenprogramm und Be­
wirtschaftungsplan (zu §§ 82, 83, 85 des Wasser­
haushaltsgesetzes ) 

§ 87 Information und aktive Beteiligung der Öffent­
lichkeit bei der Hochwasserrisikomanagementpla­
nung (zu § 79 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgeset­
zes) 

§ 88 Bekanntgabe und Verbindlichkeit der wasserwirt­
schaftlichen Planungen (zu §§ 75, 82, 83 des Was­
serha ushaltsgesetzes) 

Unterabschnitt 2 
Grundlagen der Wasserwirtschaft, Daten 

und Dokumentation 

§ 89 Grundlagen der Wasserwirtschaft (zu § 88 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 90 Informations- und Dokumentationspflichten (zu 
§§ 51,53,76,82,83 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Unterabschnitt 3 
Wasserbuch 

§ 91 Einrichtung des Wasserbuchs (zu § 87 des Wasser­
haushaltsgesetzes) 

§ 92 Eintragung, Verfahren (zu § 87 des Wasserhaus­
haltsgesetzes) 

Kapitel 4 
Gewässeraufsicht 

§ 93 Aufgaben der Gewässeraufsicht (zu § 100 Absatz 1 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 94 Überwachung von Abwassereinleitungen 

§ 95 Gewässer- und Deichschau 

§ 96 Kosten der Gewässeraufsicht (zu § 100 des Was­
serha ushal tsgesetzes) 

Kapitel 5 
Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen, 

Betretungsrechte, Mitwirkungspflichten 

§ 97 Besondere Pflichten Dritter beim Gewässerausbau, 
Deichbau, der Gewässerunterhaltung und der Ge­
wässer- und Deichschau (zu § 41 des Wasserhaus­
haltsgesetzes ) 

§ 98 Besondere Pflichten im Interesse der Wasserversor­
gung und Abwasserbeseitigung, bei der Erteilung 
von Wasserrechten, Anzeigeverfahren und Grund­
lagenermittlung (zu § 101 des Wasserhaushaltsge­
setzes) 

§ 99 Einschränkende Vorschriften (zu §§ 92, 93 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 100 Wasser- und Hochwassergefahr 

Kapitel 6 
Enteignung, Entschädigung, Ausgleich 

§ 101 Enteignung und Enteignungsverfahren (zu § 71 
des Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 102 Entschädigungsverfahren (zu §§ 22, 96 bis 99 des 
Wasserhaushaltsgesetzes) 

§ 103 Ausgleichsverfahren (zu §§ 22, 52 Absatz 5, § 53 
Absatz 5, § 78 Absatz 5, 6 des Wasserhaushaltsge­
setzes) 
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Kapitel 7 
Verwaltungsverfahren, Rechtsverordnungen 

Abschnitt 1 
Verwaltungsverfahren 

§ 104 Grundsätze 

§ 105 Verfahren über die Erteilung von Zwangsrechten 

§ 106 Verfahren über Antrag auf gehobene Erlaubnis 
oder Bewilligung (zu § 11 des Wasserhaushaltsge­
setzes) 

§ 107 Gewässerausbauverfahren (zu § 68 des Wasser-
ha ushal tsgesetzes) 

§ 108 Sondervorschrift für Wasserverbände 

§ 109 Sachverständige 

§ 110 Bauordnungsrechtliche Anforderungen 

§ 111 Sicherheitsleistung 

Abschnitt 2 
Verordnungen 

§ 112 Verordnungen der oberen und unteren Wasserbe­
hörden 

§ 113 Festsetzen von Wasserschutz- und Heilquellen­
schutzgebieten 

Kapitel 8 
Behördenaufbau, Zuständigkeiten 

§ 114 Behördenaufbau 

§ 115 Sonderordnungsbehörden 

§ 116 Aufsichtsbehörden 

§ 117 Bestimmung der zuständigen Behörden 

Kapitel 9 
Verkehrliche Regelungen 

§ 118 Schifffahrt 

§ 119 Hafen- und Ufergeldtarife 

§ 120 Fähren 

§ 121 Besondere Pflichten im Interesse der Schifffahrt 
und des Sports 

Kapitel 10 
Wassergefährdende Stoffe 

§ 122 Wassergefährdende Stoffe (zu §§ 62, 63 des Was­
serha ushal tsgesetzes) 

Kapitel 11 
Bußgeld-, Überleitungs- und Schluss bestimmungen 

§ 123 Bußgeldvorschriften 

§ 124 Einschränkung von Grundrechten 

§ 125 Überleitung 

§ 126 Inkrafttreten, Berichtspflicht 

Kapitell 
Allgemeine Bestimmungen 

§ I 

Sachlicher Anwendungsbereich 
(zu § 2 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Dieses Gesetz gilt für die in § 2 Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 1 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585) in der jeweils geltenden Fassung 
aufgeführten Gewässer und deren Teile sowie für Hand­
lungen und Anlagen, die sich auf die Gewässer und ihre 
Nutzungen auswirken oder auswirken können. 

§2 
Einteilung der oberirdischen Gewässer, 

Begriffs bestimmungen 

(1) Oberirdische Gewässer werden eingeteilt in 

1. Gewässer erster Ordnung: 

die in der Anlage 1 unter A aufgeführten Gewässer­
strecken, 

2. Gewässer zweiter Ordnung: 

die in der Anlage 1 unter B aufgeführten Gewässer, 

3. sonstige Gewässer. 

(2) Fließende Gewässer im Sinne dieses Gesetzes sind 
oberirdische Gewässer mit ständigem oder zeitweili­
gem Abfluss, die der Vorflut für Grundstücke mehrerer 
Eigentümer dienen. Anlagen zur Ableitung von Ab­
wasser, Niederschlagswasser oder sonstigem Wasser 
sowie zur Straßenentwässerung gewidmete Seitengrä­
ben von Straßen (Straßenseitengräben) sowie Anlagen 
zur Bewässerung (Bewässerungsgräben) sind keine 
Gewässer. 

§3 
Eigentumsverhältnisse an Gewässern erster und 

zweiter Ordnung, sonstige Gewässer 
(zu § <1 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Gewässer erster Ordnung sind Eigentum des 
Landes, soweit sie nicht Bundeswasserstraßen sind. 

(2) Bildet ein Gewässer zweiter Ordnung oder ein sonsti­
ges Gewässer kein selbständiges Grundstück, ist es Be­
standteil der Ufergrundstücke und gehört deren Eigen­
tümern. 

(3) Gehören die Ufer verschiedenen Eigentümern, so ist 
vorbehaltlich abweichender privatrechtlicher Regelun­
genEigentumsgrenze 

1. für gegenüberliegende Ufergrundstücke eine durch 
die Mitte des Gewässers bei Mittelwasserstand zu zie­
hende Linie, 

2. für nebeneinander liegende Ufergrundstücke die 
Senkrechte von dem Endpunkt der Landgrenze auf 
die in Nummer 1 bezeichnete Mittellinie. 

(4) Als Mittelwasserstand gilt das Mittel der Wasser­
stände derjenigen zwanzig Jahre, die jeweils dem letzten 
Jahr vorangehen, in dessen Jahreszahl die Zahl Zehn 
aufgeht. Stehen Pegelbeobachtungen für diesen zwanzig­
jährigen Zeitraum nicht zur Verfügung, so kann eine an­
dere Jahresreihe verwendet werden. Solange Pegelbeob­
achtungen nicht vorliegen, bestimmt sich der Mittelwas­
serstand nach der Grenze des Graswuchses. 

(5) Ist Absatz 3 wegen der besonderen Form des Gewäs­
sers nicht anwendbar, so steht das Eigentum an dem Ge­
wässer den Eigentümern der Ufergrundstücke nach dem 
Verhältnis ihrer Ufers trecken zu. 

(6) An Grenzgewässern, die die Grenze zum Land Rhein­
land-Pfalz bilden, reicht, soweit die Eigentumsverhält­
nisse nicht anderweitig geregelt sind, das Gewässerei­
gentum bis zur Landesgrenze. 

§<1 
Eintragung im Grundbuch 

(zu § <1 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Wird die Eintragung des dem Eigentümer des Ufer­
grundstücks gehörenden Anteils an einem Gewässer im 
Grundbuch beantragt, so ist er im Grundbuch und im 
Liegenschaftskataster nur als Anteil an dem Gewässer 
zu bezeichnen. 

§5 
Bisheriges Eigentum 

(zu § <1 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes das Eigen­
tum an Gewässern erster Ordnung einem anderen als 
dem Bund oder dem Land, an Gewässern zweiter Ord­
nung oder an sonstigen Gewässern einem anderen als 
den Eigentümern der Ufergrundstücke zusteht, bleibt es 
aufrechterhalten. 
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(2) Zugunsten des Landes ist die Enteignung von Ge­
wässern erster Ordnung zulässig, soweit sie nicht dem 
Bund gehören. Das Landesenteignungs- und -entschädi­
gungsgesetz vom 20. Juni 1989 (Gv. NRW. S. 366, ber. 
S. 570) in der jeweils geltenden Fassung ist anzuwenden. 

§6 
Uferlinie 

(zu § <I Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Grenze zwischen dem Gewässer und den Ufer­
grundstücken (Uferlinie) wird durch den Mittelwasser­
stand bestimmt. 

(2) Die Uferlinie kann durch die zuständige Behörde 
festgesetzt und, soweit erforderlich, bezeichnet werden. 
Jeder Beteiligte kann die Festsetzung und die Bezeich­
nung der Uferlinie auf seine Kosten verlangen. Die Be­
zeichnung der Uferlinie darf nicht unbefugt beseitigt 
oder verändert werden. 

§7 
Verlandung, Überflutung 

(zu § <I Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Eine durch allmähliches Anlanden oder durch Zu­
rücktreten des Wassers entstandene Verlandung wächst 
an fließenden Gewässern den Eigentümern der Ufer­
grundstücke zu, wenn die Verlandung mit dem bisherigen 
Ufer bei Mittelwasserstand zusammenhängt, sich darauf 
Pflanzenwuchs gebildet hat und seit dem Ende des Jah­
res, in dem sich der Pflanzenwuchs gebildet hat, drei 
Jahre verstrichen sind. 

(2) Bei Seen, Teichen, Weihern und ähnlichen Wasseran­
sammlungen gehören Verlandungen innerhalb der bishe­
rigen Eigentumsgrenze den Gewässereigentümern. Diese 
haben früheren Anliegern den Zutritt zum Gewässer zu 
gestatten, soweit dies zur Ausübung des Gemeinge­
brauchs in dem bisher geübten Umfang erforderlich ist. 

(3) Werden an Gewässern zweiter Ordnung oder an sons­
tigen Gewässern, die kein selbständiges Grundstück bil­
den, Grundstücke bei Mittelwasserstand dauernd über­
flutet, findet § 3 Anwendung. 

(4) Werden an Gewässern zweiter Ordnung oder an sons­
tigen Gewässern, die ein selbständiges Grundstück bil­
den, Grundstücke bei Mittelwasserstand dauernd über­
flutet, wächst das Eigentum an den überfluteten Flächen 
dem Gewässereigentümer zu. Die neue Grenze zwischen 
dem Gewässer und dem Ufergrundstück ist die Uferlinie. 

(5) Die Rechtsfolgen der Absätze 3 und 4 treten bei 
Uberflutungen, die infolge künstlicher Einwirkungen 
entstanden sind, nur ein, wenn diese auf rechtlich zuläs­
sige Weise herbeig~führt worden sind. In diesem Fall hat 
derjenige, der die Uberflutungen verursacht hat, die be­
troffenen Eigentümer zu entschädigen. 

§8 
Uferabriss 

(zu § <I Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Wird ein Stück Land durch Naturgewalt von dem 
Ufer abgerissen und mit einem anderen Ufergrundstück 
vereinigt, so wird es dessen Bestandteil, wenn es von die­
sem Grundstück nicht mehr unterschieden werden kann 
oder wenn die Vereinigung drei Jahre bestanden hat, 
ohne dass der Eigentümer oder ein sonst Berechtigter 
von seinem Recht, das abgerissene Stück wegzunehmen, 
Gebrauch gemacht hat. 

(2) Unter den gleichen Voraussetzungen wird ein abge­
rissenes Stück Land, das sich ohne Zusammenhang mit 
einem Ufer im Gewässer festgesetzt hat, Eigentum des 
Gewässereigentümers. 

§9 
Verlagerung des Gewässers 

(zu § <I Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Hat ein Gewässer zweiter Ordnung oder ein sonstiges 
Gewässer infolge natürlicher Ereignisse sein bisheriges 
Bett verlassen und sich ein neues Bett geschaffen, ist der 
frühere Zustand von dem zur Gewässerunterhaltung Ver-

pflichteten wiederherzustellen, wenn es das Wohl der 
Allgemeinheit erfordert. Hierüber entscheidet die zu­
ständige Behörde; sie kann Art und Umfang der Wieder­
herstellungsarbeiten bestimmen. § 64 Absatz 1 ist ent­
sprechend und mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 
Anteile der Erschwerer entfallen. 

(2) Erfordert das Wohl der Allgemeinheit die Wiederher­
stellung nicht, sind diejenigen Grundeigentümer und 
Nutzungsberechtigten, die von der Veränderung betrof­
fen werden, insgesamt oder einzeln berechtigt, den frü­
heren Zustand auf ihre Kosten wiederherzustellen, so­
fern das betroffene Grundstück im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans gemäß § 30 des Baugesetzbuchs in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBL I S. 2414) in der jeweils geltenden Fassung 
oder innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Orts­
teils liegt. Das Gleiche gilt für andere Grundstücke mit 
genehmigter Bebauung, wenn mit der Veränderung des 
Gewässerbettes die zulässige Nutzung der Grundstücke 
erheblich beeinträchtigt wird. Absatz 1 Satz 2 gilt ent­
sprechend. 

(3) Ordnet die zuständige Behörde die Wiederherstellung 
nach Absatz 1 nicht an und besteht kein Anspruch nach 
Absatz 2 auf Wiederherstellung, kann der Eigentümer 
des neuen Gewässerbettes vom Land Entschädigung ver­
langen. 

(4) Das Recht auf Wiederherstellung und Entschädigung 
erlischt binnen einer Frist von drei Jahren, gerechnet 
vom Ende des Jahres, in dem das Gewässer sein Bett ver­
lassen hat. Liegen besondere Gründe vor, kann die zu­
ständige Behörde die Frist verlängern. 

(5) Wird einem Gewässer zweiter Ordnung oder einem 
sonstigen Gewässer, das kein selbständiges Grundstück 
bildet, durch Baurnaßnahmen ein neues Bett geschaffen, 
findet § 3 Anwendung. 

(6) Wird einem Gewässer zweiter Ordnung oder einem 
sonstigen Gewässer, das ein selbständiges Grundstück 
bildet, durch Baurnaßnahmen ein neues Bett geschaffen, 
so wächst das Eigentum an den neuen Gewässerflächen 
dem Gewässereigentümer zu. Neue Eigentumsgrenze ist 
die Uferlinie. 

(7) Die Rechtsfolge der Absätze 5 oder 6 tritt nur ein, 
wenn das neue Gewässerbett auf rechtlich zulässige 
Weise geschaffen worden ist. In diesem Fall hat derje­
nige, der dies verursacht hat, die betroffenen Eigentümer 
zu entschädigen. 

(8) Tritt der Fall des Absatzes 1 bei Gewässern erster 
Ordnung ein, die Eigentum des Landes sind, so wird Ei­
gentümer der neuen Gewässerstrecke das Land; die bis­
herigen Eigentümer des neuen Bettes sind zu entschädi­
gen. Ist ein anderer als das Land Eigentümer des 
verlassenen Bettes, so hat er nach dem Maße seines Vor­
teils dem Land gegenüber zur Entschädigung beizutra­
gen. 

§ 10 
Inseln, verlassenes Gewässerbett 

(zu § <I Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Tritt in einem Gewässer eine Erderhöhung hervor, die 
den Mittelwasserstand überragt und bei diesem Wasser­
stand nach keiner Seite hin mit dem Ufer zusammen­
hängt (Insel), oder wird ein Gewässerbett vom Wasser 
verlassen, bleibt das Eigentum an den hierdurch entstan­
denen Landflächen unverändert. 

(2) Die §§ 6 bis 8 finden bei Inseln Anwendung. 

§11 
Bildung und Information 

Das allgemeine Verständnis für die Ziele des Schutzes 
der oberirdischen Gewässer und des Grundwassers ist 
mit geeigneten Mitteln zu fördern. Erziehungs-, Bil­
dungs- und Informationsträger klären auf allen Ebenen 
im Sinne einer Bildung für nachhaltige Entwicklung 
über die Bedeutung der oberirdischen Gewässer und des 
Grundwassers als Bestandteil des Naturhaushalts und 
als Lebensraum für Tiere und Pflanzen, ihre Bewirt­
schaftung und Nutzung für den Menschen sowie die Auf­
gaben der Wasserwirtschaft auf und wecken das Be-
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wusstsein für einen verantwortungsvollen Umgang mit 
oberirdischen Gewässern und Grundwasser. 

Kapitel 2 

Bewirtschaftung von Gewässern 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 12 

Bewirtschaftung in Flussgebietseinheiten 
(zu § 7 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die Bewirtschaftung der oberirdischen Gewässer auf 
dem Gebiet des Landes Nordrhein-Westfalen und der 
ihnen zugeordneten Grundwasserkörper findet nach 
Maßgabe dieses Abschnitts für die folgenden Flussge­
bietseinheiten statt, deren jeweilige Einzugsgebiete er­
fasst werden: 

1. Ems, 

2. Maas, 

3. Rhein und 

4. Wes er. 

Die Flussgebietseinheiten mit ihren Einzugsgebieten 
sind in der Anlage 2 dargestellt. 

§ 13 

Verordnungsermächtigung zur Gewässerbewirtschaftung 
(zu § 23 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Das für Umwelt zuständige Ministerium wird ermäch­
tigt, nach Anhörung des für Umweltschutz zuständigen 
Ausschusses des Landtages durch RechtsverordnungVor­
schriften zum Schutz und zur Bewirtschaftung der Ge­
wässer im Umfang der Ermächtigungen zum Schutz und 
zur Nutzung der Gewässer nach § 23 Absatz 1 des Was­
serhaushaltsgesetzes, zum Schutz des Grundwassers in 
Verbindung mit § 48 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 3 
des Wasserhaushaltsgesetzes und zum Umgang mit was­
sergefährdenden Stoffen in Verbindung mit § 62 Absatz 4 
und § 63 Absatz 2 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes zu 
erlassen. 

§ 14 

Gehobene Erlaubnis 
(zu § 15 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Für die gehobene Erlaubnis gelten § 14 Absatz 1 Num­
mer 3 und Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes und 
§ 16 entsprechend. 

§ 15 

Bewilligung 
(zu § 10 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Auf die Ansprüche aus dem bewilligten Recht sind die 
für die Ansprüche aus dem Eigentum geltenden Vor­
schriften des bürgerlichen Rechts entsprechend anzu­
wenden. 

§ 16 

Rechtsnachfolge 
(zu § 8 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Der Übergang einer Erlaubnis oder einer Bewilligung 
auf den Rechtsnachfolger nach § 8 Absatz 4 des Wasser­
haushaltsgesetzes ist der zuständigen Behörde anzuzei­
gen, sofern es sich bei der Gewässerbenutzung um eine 
nach dem Abwasserabgabengesetz zu veranlagende Ein­
leitung von Abwasser oder eine Entnahme von Wasser 
mit mehr als 3 000 Kubikmetern im Jahr handelt. Die 
Änderung des Rechtsinhabers ist von der zuständigen 
Behörde in das Wasserbuch einzutragen. 

Abschnitt 2 
Bewirtschaftung oberirdischer Gewässer 

§ 17 
Erlaubnisfreie Benutzungen 

(zu § 8 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Keiner Erlaubnis bedürfen das Entnehmen von Wasser­
proben und das Wiedereinleiten der Proben nach ihrer 
Untersuchung. 

§ 18 
Duldungspflicht des Gewässereigentümers 

(zu § 4 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Bei künstlichen Gewässern und Talsperren ist der Ge­
wässereigentümer nicht verpflichtet, erlaubnispflichtige 
Benutzungen zu dulden. Der Eigentümer und der Nut­
zungsberechtigte des Gewässers können von der zustän­
digen Behörde verpflichtet werden, die Benutzung des 
Gewässers zu dulden. Mit dem Erlöschen der Erlaubnis 
oder Bewilligung enden die hiermit in Zusammenhang 
stehenden Zwangsrechte. 

§ 19 
Gemeingebrauch 

(zu § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Jede Person darf natürliche oberirdische Gewässer 
zum Baden, Viehtränken, Schwemmen, Schöpfen mit 
Handgefäßen, Eissport und Befahren mit kleinen Fahr­
zeugen ohne eigene Triebkraft benutzen, Wasser mittels 
fahrbarer Behältnisse entnehmen sowie Wasser aus einer 
erlaubnisfreien Bodenentwässerung landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzter Grundstü­
cke einleiten, soweit nicht andere Rechtsvorschriften 
oder Rechte anderer entgegenstehen, insbesondere 
schädliche Gewässerveränderungen nicht zu erwarten 
sind, und soweit Befugnisse oder der Eigentümer- oder 
Anliegergebrauch anderer dadurch nicht beeinträchtigt 
werden. Satz 1 gilt nicht für künstliche Gewässer. 

(2) Der Gemeingebrauch nach Absatz 1 Satz 1 wird auf 
das Einbringen von Fischnahrung erstreckt, soweit da­
durch keine nachteiligen Auswirkungen auf den Gewäs­
serzustand zu erwarten sind. 

(3) Anlieger eines Gewässers haben zu dulden, dass 
kleine Fahrzeuge ohne eigene Triebkraft auf eigene Ge­
fahr um eine Stauanlage herumgetragen werden, soweit 
nicht einzelne Grundstücke von der zuständigen Be­
hörde auf Grund eines Antrags der Anlieger ausge­
schlossen sind. Entstehen Schäden, so hat der Geschä­
digte Anspruch gegen den Schädiger auf Schadensersatz. 
Kann der Schädiger nicht festgestellt werden, haftet der 
Betreiber der Stauanlage. 

(4) Schiffbare Gewässer darf jedermann mit Wasserfahr­
zeugen befahren. 

(5) Soweit das Befahren des Gewässers nicht als Ge­
meingebrauch zugelassen ist, darf es auf nicht schiffba­
ren Gewässern nur mit widerruflicher Genehmigung der 
zuständigen Behörde ausgeübt werden. Die Genehmi­
gung nach Satz 1 soll in der Regel nur für elektrisch an­
getriebene Fahrzeuge erteilt werden. Für Fahrzeuge mit 
Verbrennungsmotoren darf sie nur erteilt werden, wenn 
die Schifffahrt dem öffentlichen Interesse oder der Be­
treuung des Kanu- oder des Rudersports dient und dem 
Unternehmer die Schifffahrt mit elektrisch angetriebe­
nen Fahrzeugen nicht zugemutet werden kann. Die Ge­
nehmigung ist zu versagen, mit Nebenbestimmungen zu 
versehen oder zu widerrufen, soweit dies erforderlich ist, 
um schädliche Gewässerveränderungen zu vermeiden 
oder die Belange des Naturhaushalts, des Immissions­
schutzes, die Sicherheit und Ordnung des Verkehrs, der 
Schutz der Fischerei oder die Unterhaltung des Gewäs­
sers dies erfordern. 

(6) Die zuständige Behörde kann das Befahren mit klei­
nen elektrisch angetriebenen Fahrzeugen und Segelboo­
ten mit elektrischem Hilfsmotor auf nicht schiffbaren 
Gewässern als Gemeingebrauch zulassen. Die Motoren 
dürfen in stehenden Gewässern keine höhere Geschwin­
digkeit als sechs Kilometer je Stunde ermöglichen. 
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(7) Kein Gemeingebrauch findet statt an Gewässern, die 
in Hofräumen, Gärten und Parkanlagen liegen. 

§ 20 
Regelung des Gemeingebrauchs sowie des Verhaltens 

im Uferbereich 
(zu § 25 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die zuständige Behörde kann, auch durch ordnungs­
behördliche Verordnung, um zu verhindern, dass andere 
beeinträchtigt, schädliche Gewässerveränderungen zu 
besorgen sind oder die Leistungsfähigkeit des N atur­
haushalts erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt wird, 

1. bei künstlichen Gewässern und Talsperren bestim­
men, ob und in welchem Umfang der Gemeinge­
brauch an ihnen zulässig ist und die Ausübung des 
Gemeingebrauchs sowie das Verhalten im Uferbereich 
regeln und 

2. bei anderen Gewässern die Ausübung des Gemeinge­
brauchs regeln, beschränken oder verbieten und das 
Verhalten im Uferbereich regeln. 

Die zuständige Behörde kann, auch durch ordnungsbe­
hördliche Verordnung, den Gemeingebrauch erweitern, 
sofern keine schädlichen Gewässerveränderungen zu be­
sorgen sind. Bei künstlichen Gewässern und Talsperren 
erfolgt die Bestimmung im Einvernehmen mit dem Ge­
wässereigentümer. 

§ 21 
Eigentümer- und Anliegergebrauch 

(zu § 26 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die zuständige Behörde kann den Eigentümer- und An­
liegergebrauch durch ordnungsbehördliche Verordnung 
oderVerwaltungsakt regeln und beschränken, um zu ver­
hindern, dass andere beeinträchtigt werden, schädliche 
Gewässerveränderungen zu besorgen sind oder die Leis­
tungsfähigkeit des Naturhaushalts erheblich oder nach­
haltig beeinträchtigt wird. 

§ 22 
Genehmigung von Anlagen in, an, über und unter 

oberirdischen Gewässern 
(zu § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Errichtung, wesentliche Veränderung oder Besei­
tigung von Anlagen im Sinne von § 36 des Wasserhaus­
haltsgesetzes bedürfen der Genehmigung. 

(2) Keine Anlagen im Sinn von Absatz 1 sind 

1. Anlagen, die einer zulassungspflichtigen Benutzung 
oder der Unterhaltung des Gewässers dienen, 

2. Anlagen, die einer anderen behördlichen Zulassung 
auf Grund des Wasserhaushaltsgesetzes oder dieses 
Gesetzes bedürfen, in der die Belange des § 36 des 
Wasserhaushaltsgesetzes berücksichtigt werden, oder 
die in einem bergrechtlichen Betriebsplan oder in 
einem Planfeststellungsbeschluss oder in einer Plan­
genehmigung zugelassen werden, sofern die Zulas­
sung insoweit im Einvernehmen mit der zuständigen 
Behörde ergangen ist, 

3. Häfen, Werften, Lande- und Umschlagstellen, die 
einer Zulassung nach anderen Vorschriften bedürfen, 
in der die Belange des § 36 Wasserhaushaltsgesetzes 
berücksichtigt werden und 

4. Anlagen an den in der Anlage 1 unter Buchstabe A 
Abschnitt 11 Nummer 1, 3, 4 mit Ausnahme des Griet­
hauser Altrheins, 5 und 7 genannten Bundeswasser­
straßen sowie an Stichhäfen an allen in dieser Anlage 
genannten Gewässern. 

(3) Die Genehmigung wird grundsätzlich befristet erteilt 
und ist zu versagen, wenn die Anlage die Anforderungen 
nach § 36 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes nicht er­
füllt oder sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften dies 
erfordern. Bei der Genehmigung von Häfen, Lande- und 
Umschlagstellen sind die Belange des allgemeinen Ver­
kehrs zu wahren, sofern nicht eine schifffahrtspolizeili­
che Genehmigung nach dem Bundeswasserstraßengesetz 
vom 2. April 1968 (BGBL 1968 11 S. 173) in der jeweils 

geltenden Fassung erteilt wird. § 25 Absatz 2 ist anzu­
wenden. 

§ 23 
Unterhaltung von Anlagen in, an, über und unter 

oberirdischen Gewässern 
(zu § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Unterhaltung einer Anlage nach § 36 Satz 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes obliegt dem Eigentümer und 
dem Besitzer der Anlage. 

(2) Ist der Pflichtige nach Absatz 1 nicht feststellbar 
oder steht eine Anlage im Eigentum mehrerer, kann die 
zuständige Behörde den Gewässerunterhaltungspflich­
tigen verpflichten, die erforderlichen Maßnahmen 
durchzuführen. Der Pflichtige nach Absatz 1 hat die 
Maßnahme zu dulden und dem Gewässerunterhaltungs­
pflichtigen den Aufwand zu erstatten; der Gewässer­
unterhaltungspflichtige kann angemessene Vorschüsse 
verlangen. Im Streitfall setzt die zuständige Behörde den 
zu erstattenden Betrag nach Anhörung der Beteiligten 
fest. Die zuständige Behörde erstattet dem Gewässerun­
terhaltungspflichtigen seinen nach Satz 3 festgesetzten 
Aufwand, soweit dieser im Wege der Vollstreckung nicht 
beigetrieben werden kann. Entsprechendes gilt, soweit 
eine Festsetzung nach Satz 3 nicht möglich ist, da der 
Pflichtige nach Absatz 1 nicht feststellbar ist. 

(3) Liegen der zuständigen Behörde hinreichende An­
haltspunkte vor, dass die Anlage nicht Anforderungen 
nach § 36 Wasserhaushaltsgesetz entspricht, kann sie an­
ordnen, dass der Pflichtige nach Absatz 1 nachweist, dass 
die Anlage den Anforderungen entspricht, insbesondere 
ihre Standsicherheit und Abflussleistung. Absatz 2 gilt 
entsprechend. 

§ 24 
Anpassung und Rückbau von Anlagen in, an, 

über und unter oberirdischen Gewässern 
(zu § 36 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Der Pflichtige nach § 23 Absatz 1 hat die Anlage an­
zupassen, wenn sie nicht den Anforderungen nach § 36 
Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes entspricht. Soweit 
die Anpassung wegen Veränderungen des Abflusses des 
Gewässers erforderlich ist, die auf Einwirkungen eines 
oder mehrerer Dritter (Verursacher) zurückzuführen 
sind, kann der Pflichtige nach Satz 1 vom jeweiligen Ver­
ursacher die Erstattung der Kosten verlangen. Satz 2 gilt 
nicht, wenn die verursachenden Maßnahmen der ord­
nungsgemäßen Erfüllung gesetzlicher Pflichten dienen. 
§ 23 Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. 

(2) Die zuständige Behörde kann die Zulassung wider­
rufen, wenn die Anlage die Vorgaben des § 36 Satz 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes nicht einhält. Der Pflichtige 
nach § 23 Absatz 1 hat dann die Anlage zurückzubauen. 
Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(3) Wenn eine Maßnahme nach den Absätzen 1 und 2 
wegen Veränderungen des Gewässers, die auch auf Ein­
wirkungen eines oder mehrerer Dritter (Verursacher) zu­
rückzuführen sind, erforderlich ist oder eine Anlage im 
Eigentum oder Erbbraurecht mehrerer steht, kann die 
zuständige Behörde den Unterhaltungspflichtigen für 
das Gewässer verpflichten, die Maßnahmen nach den Ab­
sätzen 1 und 2 durchzuführen. Die Pflichtigen nach § 23 
Absatz 1 haben die Maßnahme zu dulden. Die Pflichtigen 
nach § 23 Absatz 1 sowie Verursacher nach Absatz 1 
Satz 2 haben dem Gewässerunterhaltungspflichtigen die 
Kosten der Anpassung im Verhältnis ihres Anteils zu er­
statten. § 23 Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. 

§ 25 
Anlagen zur Benutzung eines Gewässers 

(1) Beim Bau und Betrieb von Anlagen zur Gewässerbe­
nutzung ist auf einen effizienten Einsatz von Ressourcen 
und Energie zu achten. 

(2) Anlagen zur Benutzung eines Gewässers sind nach 
Wegfall der Benutzungsbefugnis zu beseitigen, sobald 
die zuständige Behörde es anordnet. Dabei kann ver­
langt werden, dass der frühere Zustand wiederherge­
stellt wird. 
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(3) Anlagen nach Absatz 2 dürfen geändert werden, 
wenn dadurch die Benutzung nicht über das zugelassene 
Maß hinaus erweitert wird und ordnungsrechtlich~ Vor­
schriften nicht entgegenstehen. Die beabsichtigte Ande­
rung ist zwei Monate vorher unter Beifügung der zur Be­
urteilung erforderlichen Zeichnungen, Nachweise und 
Beschreibungen der zuständigen Behörde anzuzeigen. 

§ 26 
Außer Betrieb Setzen und Beseitigen von Stauanlagen 

Stauanlagen dürfen nur mit Genehmigung der zuständi­
gen Behörde dauernd außer Betrieb gesetzt oder besei­
tigt werden. Ist die Anlage durch eine andere Behörde 
zugelassen worden, erteilt diese die Genehmigung im 
Einvernehmen mit der für die Benutzung zuständigen 
Behörde. Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn andere durch das außer Betrieb Setzen oder Besei­
tigen der Anlage geschädigt würden und sie sich dem 
Anlageeigentümer und der zuständigen Behörde gegen­
über verpflichten, nach Wahl des Anlageeigentümers die­
sem die Kosten der Erhaltung der Anlage zu ersetzen 
oder statt seiner die Anlage zu erhalten. Sie müssen sich 
auch verpflichten, dem Anlageeigentümer andere Nach­
teile zu ersetzen und für die Erfüllung ihrer Verpflich­
tung Sicherheit zu leisten. Im Streitfall setzt die zustän­
dige Behörde den zu erstattenden Betrag nach Anhörung 
der Beteiligten fest. Sie hat auf Antrag des Anlageeigen­
tümers eine Frist zu bestimmen, binnen derer die in den 
Sätzen 3 und 4 bezeichneten Verpflichtungen übernom­
men werden müssen. Die Fristbestimmung ist ortsüblich 
bekanntzumachen. Das Land und die Gebietskörper­
schaften sind von der Sicherheitsleistung frei. Die zu­
ständige Behörde kann sonstige öffentlich-rechtliche 
Körperschaften von der Sicherheitsleistung befreien. 

§ 27 
Anschluss von Stauanlagen 

Will jemand auf Grund einer Erlaubnis oder Bewilligung 
eine Stauanlage errichten, so können die Anlieger von 
der zuständigen Behörde verpflichtet werden, den An­
schluss zu dulden, soweit er die Ufergrundstücke nur un­
wesentlich beeinträchtigt. § 95 des Wasserhaushaltsge­
setzes findet entsprechende Anwendung. 

§ 28 
Nutzung der Wasserkraft 

(1) Die Zulassung von Benutzungen und der Gewässer­
ausbau zum Zweck der Energieerzeugung durch Wasser­
kraft haben sich an den Bewirtschaftungszielen für das 
Gewässer sowie den Vorgaben des Maßnahmenpro­
gramms nach § 82 des Wasserhaushaltsgesetzes auszu­
richten. Dabei sind auch die Erfordernisse des Klima­
schutzes zu berücksichtigen. 

(2) In der Regel stehen überwiegende Gründe des Wohls 
der Allgemeinheit im Sinne von § 6 Absatz 2 des Wasser­
haushaltgesetzes der Verpflichtung zum Rückbau eines 
ausgebauten Gewässers in einen naturnahen Zustand 
entgegen, wenn eine Wasserkraftnutzung vorhanden ist. 

(3) Für eine Benutzung zum Zweck der Energieerzeu­
gung durch Wasserkraft kann eine gehobene Erlaubnis 
nach § 15 des Wasserhaushaltsgesetzes erteilt werden. 
Bei der Befristung der Erlaubnis ist das Interesse des 
Betreibers an einer zeitlich angemessenen Nutzung der 
Wasserkraftanlage zu berücksichtigen. Die Erlaubnis ist 
mindestens für 25 Jahre, längstens für 40 Jahre zu ertei­
len. 

§ 29 
Staumarke 

(1) Jede Stauanlage mit festgesetzter Stauhöhe muss mit 
mindestens einer Staumarke versehen werden, an der die 
während des Sommers und Winters einzuhaltende Stau­
höhe und, wenn der Wasserstand auf bestimmter Min­
desthöhe gehalten werden muss, auch die Mindesthöhe 
deutlich angegeben sind. 

(2) Durch Beziehung auf möglichst unverrückbare und 
unvergängliche Festpunkte ist sicherzustellen, dass die 
Staumarken erhalten bleiben. 

(3) Staumarken werden von der zuständigen Behörde 
gesetzt, die darüber eine Urkunde aufnimmt. 

(4) Der Stauberechtigte und derjenige, der den Stau be­
treibt, haben für Erhaltung, Sichtbarkeit und Zugäng­
lichkeit der Stauma.rke und Festpunkte zu sorgen, jede 
Beschädigung und Anderung der Staumarke und Fest­
punkte der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzei­
gen und bei amtlichen Prüfungen unentgeltlich Arbeits­
hilfe zu stellen. 

(5) Eine die Beschaffenheit der Staumarke oder der 
Festpunkte beeinflussende Handlung darf nur mit Ge­
nehmigung der zuständigen Behörde vorgenommen wer­
den. Für das Erneuern, Versetzen und Berichtigen von 
Staumarken gilt Absatz 3 sinngemäß. 

(6) Die Aufwendungen für das Setzen, Erneuern, Verset­
zen, Berichtigen und Erhalten einer Staumarke trägt der 
Stauberechtigte. 

§ 30 
Unbefugtes Ablassen 

Es ist verboten, aufgestautes Wasser so abzulassen, dass 
Menschenleben gefährdet werden, für fremde Grundstü­
cke oder Anlagen Gefahren oder Nachteile entstehen, die 
Ausübung von Wasserbenutzungsrechten beeinträchtigt 
oder die Unterhaltung des Gewässers erschwert wird 
oder eine nachteilige Einwirkung auf die Ziele nach § 6 
Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
zu befürchten ist. 

§ 31 
Gewässerrandstreifen 

(zu § 38 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, im Außenbereich durch Rechtsverordnung Ge­
wässerrandstreifen in einer Breite von 10 Metern an Ge­
wässerstrecken im Einzugsgebiet von Gewässerstrecken 
festzuse~zen, in denen nach den Ergebnissen der jeweils 
letzten Uberwachung nach § 9 Absatz 1 der Oberflächen­
gewässerverordnung vom 20. Juli 2011 (BGBL I S. 1429) 
in der jeweils geltenden Fassung 

1. bei einem der in der Anlage 3 Tabelle 1 zu diesem Ge­
setz geregelten Parametern der ihm in der Oberflä­
chengewässerverordnung in der Anlage 7 oder in der 
Anlage 8 je nach Gewässertyp nach Anlage 1 zugeord­
nete Wert überschritten ist, und im Gewässer das im 
Bewirtschaftungsplan nach § 83 des Wasserhaushalts­
gesetzes vorgegebene Bewirtschaftungsziel für den 
ökologischen Zustand verfehlt wird, und 

2. bei einem der in der Anlage 3 Tabelle 2 zu diesem Ge­
setz geregelten Parametern der ihm in den Anlagen 6 
und 8 der Oberflächengewässerverordnung zugeord­
nete Wert überschritten ist. 

(2) In Gewässerrandstreifen nach Absatz 1 ist § 38 Ab­
satz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes mit der Maßgabe an­
zuwenden, dass in einem Bereich von 5 Metern ab dem 
1. Januar 2022 zusätzlich verboten ist 

1. die Anwendung und die Lagerung von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln, ausgenommen ist die Dünge­
mittelanwendung auf Grünland, sowie 

2. die Nutzung als Ackerland; hiervon ausgenommen 
sind die Anpflanzung von Gehölzen mit Ernteinter­
vallen von mehr als zwei Jahren sowie die Anlage von 
Dauerkulturen und der umbruchlose Erhalt von Blüh­
streifen in Form von mehrjährigen nektar- und pol­
lenspendenden Trachtflächen für Insekten. 

(3) Grünlandumwandlungs- und -umbruchverbote gel­
ten nicht für Grünland, auf dem nach Absatz 2 Num­
mer 2 die Nutzung als Ackerland beendet worden ist. Die 
Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 
2009 (BGBL I S. 2542) in der jeweils geltenden Fassung 
über den gesetzlichen Biotopschutz, das Netz Natura 
2000 und über den Schutz der wild lebenden Tier- und 
Pflanzenarten, ihrer Lebensstätten und Biotope bleiben 
unberührt. 

(4) Der Gewässerrandstreifen ist im Innenbereich nach 
§§ 30, 34 des Baugesetzbuchs 5 Meter breit. Verboten ist 
die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen, so-
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weit sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaft­
lich erforderlich sind. Satz 2 gilt nicht, wenn das Grund­
stück im Bereich des Gewässerrandstreifens bereits 
bebaut ist oder dort am 16. Juli 2016 Baurecht bestand. 

(5) Die zuständige Behörde kann unter Beachtung der 
Grundsätze des § 6 des Wasserhaushaltsgesetzes und zur 
Erreichung der Bewirtschaftungsziele durch ordnungs­
behördliche Verordnung an einem Gewässer oder einen 
Gewässerabschnitt 

1. die Breite der Gewässerrandstreifen abweichend von 
den Absätzen 1, 2 und 4 regeln oder den Gewässer­
randstreifen aufheben, 

2. weitergehende Regelungen zu Gewässerrandstreifen 
treffen, soweit es zum Schutz der Gewässer vor 
Schadstoffeinträgen erforderlich ist und 

3. im Gewässerrandstreifen nach § 38 Absatz 3 des Was­
serhaushaltsgesetzes die Begründung von Baurechten 
und die Errichtung und Erweiterung von baulichen 
Anlagen verbieten, soweit es sich nicht um standort­
gebundene oder wasserwirtschaftlich erforderliche 
Anlagen handelt. 

Die zuständige Behörde soll den Gewässerrandstreifen 
nach den Absätzen 1, 2 und 4 sowie § 38 Absatz 3 des 
Wasserhaushaltsgesetzes insoweit durch ordnungsbe­
hördliche Verordnung aufheben, als mit ausreichender 
Wahrscheinlichkeit davon auszugehen ist, dass die Ziele 
des Gesetzes im Wege der Kooperation mit Grundstücks­
eigentümern oder Nutzern auf Grund verbindlich ver­
einbarter Maßnahmen oder durch Ersatz- und Aus­
gleichsmaßnahmen erreicht werden. Das für Umwelt 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch Rechts­
verordnung die Voraussetzungen für die Aufhebung des 
Gewässerrandstreifens nach Satz 2, die Anforderungen 
an die Wirkung der vereinbarten Maßnahmen und deren 
Nachweis sowie die Folgen der Verfehlung der gesetzten 
Ziele zu regeln. 

(6) § 38 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt für 
die Verbote nach Absätzen 1, 2, 4, und 5 entsprechend. 
Darüber hinaus kann die zuständige Behörde dem Ei­
gentümer oder der Person, die eine landwirtschaftliche 
Fläche an einem Gewässer bewirtschaftet, auf Antrag 
eine widerrufliche Befreiung erteilen, wenn bei der Be­
wirtschaftung des Gewässerrandstreifens und des an ihn 
grenzenden Grundstücks 

a) keine Pflanzenschutzmittelwirkstoffe der Anlage 3 
eingesetzt werden, 

b) die gesamte Düngung auf maximal 80 Prozent des er­
rechneten Düngebedarfs von Stickstoff und Phosphor 
beschränkt wird, 

c) maximal 120 Kilogramm Stickstoff pro Hektar aus 
organischen Düngemitteln stammen und 

d) flüssige Düngemittel in den Boden eingebracht wer-
den 

sowie die entsprechende Bewirtschaftung nachgewiesen 
und auf Dauer sichergestellt ist. Eine Befreiung ist nur 
möglich, wenn die Fläche eine Neigung von bis zu zwei 
Prozent aufweist. 

Werden Eigentümern oder anderen Nutzungsberechtig­
ten nach den Absätzen 1,2,4 und 5 Anforderungen auf­
erlegt, durch die sie unverhältnismäßig oder im Verhält­
nis zu anderen ungleich und unzumutbar belastet 
werden, ist dafür Entschädigung zu leisten. 

§ 96 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt entsprechend. 

Abschnitt 3 
Bewirtschaftung des Grundwassers 

§ 32 
Entnahmen aus dem Grundwasser 

(zu § 46 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Soweit der gute mengenmäßige Zustand im Grund­
wasser nach § 4 Absatz 2 der Grundwasserverordnung 
vom 9. November 2010 (BGBL I s. 1513) nicht sicherge­
stellt ist, kann die zuständige Behörde durch ordnungs­
behördliche Verordnung oder Verwaltungsakt für ein Ge­
biet bestimmen, dass für eine Benutzung nach § 46 

Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes eine Er­
laubnis oder eine Bewilligung erforderlich ist. 

(2) Die zuständige Behörde wird ermächtigt, durch ord­
nungsbehördliche Verordnung oder durch Verwaltungs­
akt für ein Gebiet Entnahmen von der Erlaubnispflicht 
auszunehmen, sofern nicht zu besorgen ist, dass durch 
die Entnahmen der gute mengenmäßige Zustand im 
Grundwasser nach § 4 Absatz 2 der Grundwasserverord­
nung verfehlt wird und sich das Grundwasser im guten 
mengenmäßigen Zustand nach § 4 Absatz 2 der Grund­
wasserverordnung befindet. 

§ 33 
Außer Betrieb Setzen, Beseitigen und Ändern 

von Benutzungsanlagen 

(1) Auf Anlagen zum Aufstauen, Absenken, Ableiten und 
Umleiten von Grundwasser ist § 26 entsprechend anzu­
wenden. 

(2) Auf die übrigen Anlagen zur Benutzung von Grund­
wasser ist § 25 entsprechend anzuwenden. 

§ 34 
Erdaufschlüsse, unterirdische Anlagen 
(zu § 49 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Bei dem unterirdischen Einbau von Anlagen oder 
Anlagenteilen oberhalb der obersten wasserführenden 
Schicht entfällt die Anzeigepflicht nach § 49 Absatz 1 
Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes, wenn die Anlagen 
oder Anlagenteile einer Eignungsfeststellung nach § 63 
des Wasserhaushaltsgesetzes oder einer Zulassung be­
dürfen, bei deren Erteilung geprüft wird, ob sie sich auf 
die Beschaffenheit des Grundwassers auswirken, sowie 
für 

1. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof­
fen, welche die Anforderungen der Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof­
fen und über Fachbetriebe vom 20. März 2004 (Gv. 
NRW. S. 274) in der jeweils geltenden Fassung einhal­
ten, 

2. Anlagen nach Nummer 1, die im privaten Bereich ver­
wendet werden, welche die Anforderungen einhalten, 
die für die Anlagen im Bereich der gewerblichen Wirt­
schaft oder im Bereich öffentlicher Einrichtungen gel­
ten, 

3. Anlagen und Anlagenteile, welche die Anforderungen 
zum Schutz der Gewässer nach Rechtsvorschriften 
der Europäischen Union zu Bauprodukten oder nach 
den zu ihrer Umsetzung oder Durchführung ergange­
nen Rechtsvorschriften erfüllen. Die nach den ge­
nannten Rechtsvorschriften erforderlichen CE-Kenn­
zeichnungen müssen angebracht und die nach diesen 
Rechtsvorschriften zulässigen Klassen und Leistungs­
stufen nach Maßgabe landesrechtlicher Vorschriften 
müssen eingehalten sein oder 

4. Rohrleitungsanlagen zum Befördern von Stoffen im 
Sinne der Nummern 19.3 bis 19.6 der Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 
24. Februar 2010 (BGBL I S. 94) in der jeweils gelten­
den Fassung. 

In Wasserschutzgebieten nach § 51 Absatz 1 des Wasser­
haushaltsgesetzes in Verbindung mit § 35 Absatz 1 sowie 
in Gebieten nach § 51 Absatz 2 des Wasserhaushaltsge­
setzes ist der unterirdische Einbau von Anlagen und An­
lagenteilen anzeigepflichtig. Besondere Regelungen für 
Gebiete nach Satz 2 bleiben unberührt. 

(2) Die zuständige Behörde kann für bestimmte Gebiete, 
insbesondere für Gebiete, in denen Gefahren vom Unter­
grund ausgehen, durch ordnungs behördliche Verordnung 
weitergehende Regelungen zur Konkretisierung der Be­
stimmungen des § 49 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Wasser­
haushaltsgesetzes treffen. 

(3) Soweit die Bundesregierung keine Anforderungen 
durch Rechtsverordnung nach Maßgabe des § 23 Ab­
satz 1 in Verbindung mit § 62 Absatz 4 und § 63 Absatz 2 
Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes festgelegt hat, kann 
das für Umwelt zuständige Ministerium im Einverneh­
men mit dem für Bergbau zuständigen Ministerium 
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durch Bekanntgabe im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen für unterirdisch einzubauende 
oder ins Gewässer einzubringende geothermische Anla­
gen einschließlich der dafür notwendigen Bohrungen Re­
geln der Technik für die Errichtung, die Ausführung, den 
Betrieb, die Unterhaltung sowie Anforderungen an die 
Qualifikation der ausführenden Unternehmen festlegen. 

(4) Die unbeabsichtigte Erschließung von Grundwasser 
nach § 49 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes haben 
der Vorhabenträger oder der von diesem mit den Arbei­
ten Beauftragte der zuständigen Behörde unverzüglich 
anzuzeigen. Die Arbeiten, die zur Erschließung geführt 
haben, sind unverzüglich einstweilen einzustellen. Die 
zuständige Behörde trifft die erforderlichen Anordnun­
gen. 

Kapitel 3 
Besondere wasserwirtschaftliche Bestimmungen 

Abschnitt 1 
Öffentliche Wasserversorgung, Wasserschutzgebiete, 

Heilquellenschutz 

§ 35 
Wasserschutzgebiete 

(zu §§ 51, 52 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die zuständige Behörde setzt ein Wasserschutzgebiet 
durch ordnungsbehördliche Verordnung fest. Die Verord­
nung nach Satz 1 ist unbefristet, es sei denn die zustän­
dige Behörde befristet sie; § 32 des Ordnungsbehörden­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Mai 1980 (Gv. NRW. S. 528), in der jeweils geltenden 
Fassung findet keine Anwendung. Das für Umwelt zu­
ständige Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit den für Wirtschaft, Inneres, Bauen und Verkehr zu­
ständigen Ministerien sowie der Landesplanungsbehörde 
durch Rechtsverordnung auch Schutzbestimmungen für 
alle oder mehrere Wasserschutzgebiete zu treffen, von 
denen in einer Festsetzung nach Satz 1 abgewichen wer­
den kann. 

(2) In Wasserschutzgebieten nach § 51 Absatz 1 Num­
mer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes ist die oberirdische 
Gewinnung von Bodenschätzen verboten. Eine von 
Satz 1 abweichende Regelung kann in einer Wasser­
schutzgebietsverordnung nach Absatz 1 Satz 1 getroffen 
werden, wenn und soweit der Schutzzweck das Verbot 
für einen Teil des Wasserschutzgebiets nicht erfordert. 
§ 52 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes 
über die Befreiung von Verboten findet Anwendung. 

(3) Handlungen, die nach anderen Bestimmungen einer 
Erlaubnis, Bewilligung, Genehmigung oder sonstigen be­
hördlichen Zulassung bedürfen, sollen einer besonderen 
Genehmigung nach den Vorschriften für Wasserschutzge­
biete nicht unterworfen werden, wenn schon die anderen 
Bestimmungen einen hinreichenden Schutz ermöglichen. 

(4) Entscheidungen auf Grund von Wasserschutzgebiets­
verordnungen trifft die zuständige Behörde. Entschei­
dungen anderer als nach Wasserrecht zuständiger Behör­
den, die sich auf ein Wasserschutzgebiet beziehen, 
ergehen im Einvernehmen mit der nach Wasserrecht zu­
ständigen Behörde, es sei denn, die Entscheidung ergeht 
im Planfeststellungsverfahren. 

(5) Die für die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes 
erforderlichen Unterlagen, insbesondere Karten, Pläne 
und Gutachten, hat der durch die Festsetzung unmittel­
bar Begünstigte vorzulegen. Kommt dieser seiner Ver­
pflichtung nicht nach, so hat er der zuständigen Behörde 
die für die Erstellung der Unterlagen entstehenden Kos­
ten zu erstatten. 

§ 36 
Heilquellenschutzgebiete 

(zu § 53 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) § 35 Absatz 1 Satz 1 sowie Absatz 3 bis 5 gilt bei 
Heilquellenschutzgebieten entsprechend. Die staatliche 
Anerkennung von Heilquellen auf Grund bisherigen 
Rechts gilt fort. 

(2) Auch außerhalb des Heilquellenschutzgebietes kön­
nen Handlungen, die geeignet sind, den Bestand oder die 
Beschaffenheit einer staatlich anerkannten Heilquelle zu 
gefährden, untersagt werden. § 52 Absatz 4 und 5 des 
Wasserhaushaltsgesetzes gilt entsprechend. 

§ 37 
Wasserentnahmen zur öffentlichen 

Trinkwasserversorgung 
(zu §§ 12, 50 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Zulassung einer Entnahme von Wasser, das un­
mittelbar oder nach entsprechender Aufbereitung der öf­
fentlichen Trinkwasserversorgung dienen soll, ist nach 
§ 12 des Wasserhaushaltsgesetzes zu versagen, wenn 

1. eine Beeinträchtigung der an die Wasserversorgung zu 
stellenden hygienischen, chemischen und sonstigen An­
forderungen nach der Trinkwasserverordnung in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 2. August 2013 (BGBL I 
S. 2977) in der jeweils geltenden Fassung zu besorgen ist, 

2. kein mengenmäßiger Nachweis über die Erforderlich­
keit der Versorgung privater und gewerblicher Wasserab­
nehmer geführt ist und 

3. andere Wasserentnahmerechte bestehen, die das glei­
che Versorgungsgebiet und den gleichen Versorgungs­
zweck betreffen, es sei denn, diese sind aus Gründen der 
Betriebssicherheit erforderlich. 

(2) Bei der Benutzung von Grundwasser, das für die der­
zeit bestehende oder künftige öffentliche Wasserversor­
gung besonders geeignet ist, genießt die öffentliche Was­
serversorgung Vorrang vor anderen Benutzungen, soweit 
nicht überwiegende Belange des Wohls der Allgemeinheit 
oder im Einklang damit auch der Nutzen Einzelner 
etwas anderes erfordern. 

(3) Ist auf Grund von Inhaltsstoffen und Eigenschaften 
des entnommenen Wassers (Rohwassers) davon auszuge­
hen, dass eine ordnungsgemäße Beschaffenheit des 
Trinkwassers zukünftig nicht sichergestellt werden kann, 
hat der Inhaber der Zulassung zu untersuchen, ob mit 
den vorhandenen Schutzauflagen im Wassereinzugsge­
biet und der Aufbereitung sicherstellt werden kann, dass 
keine Beeinträchtigung der Anforderungen nach Ab­
satz 1 Nummer 1 zu besorgen ist, und die Untersuchung 
der zuständigen Behörde vorzulegen. 

(4) Entspricht eine bereits zugelassene Wasserentnahme 
den Anforderungen nach Absatz 1 Nummer 1 nicht und 
kann sie diesen Anforderungen nicht angepasst werden, 
darf das entnommene Wasser nicht zur öffentlichen 
Trinkwasserversorgung verwendet werden. Die zustän­
dige Behörde hat sicherzustellen, dass die Trinkwasser­
versorgung aus dieser Wasserentnahme eingestellt wird. 

§ 38 
Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung 

(zu § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Gemeinden haben in ihrem Gebiet eine dem Ge­
meinwohl entsprechende öffentliche Wasserversorgung 
sicherzustellen, das schließt die Vorhaltung von Anlagen 
zur Sicherstellung einer den örtlichen Verhältnissen an­
gemessenen Löschwasserversorgung nach dem Gesetz 
über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katast­
rophenschutz (BHKG) vom 17. Dezember 2015 (Gv. NRW. 
S. 886) ein. Eine Gemeinde kann ihre Aufgabe nach § 50 
Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes auf Dritte über­
tragen oder diese Dritten überlassen, wenn damit eine 
ordnungsgemäße Wasserversorgung im Gemeindegebiet 
gewährleistet ist; die Sicherstellungspflicht nach Satz 1 
verbleibt bei der Gemeinde. Die zur Wasserversorgung 
Verpflichteten oder die mit der Erfüllung dieser Pflicht 
beauftragten Unternehmen wirken auf einen haushälte­
rischen Umgang mit <lem Wasser hin. Unberührt bleiben 
die Regelungen zur Ubertragung gemeindlicher Aufga­
ben nach der Gemeindeordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), in der jeweils gel­
tenden Fassung und wasserverbandrechtlicher Regelun­
gen. 

(2) Zur Erfüllung der Pflicht nach Absatz 1 sind Maß­
nahmen zur qualitativen und quantitativen Sicherung 
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der Trinkwasserversorgung durchzuführen, also Maß­
nahmen zum Schutz der Gewässer, aus denen die Trink­
wasserversorgung stattfindet oder die für die Trinkwas­
sergewinnung vorgehalten werden sollen, um das zur 
Rohwassergewinnung genutzte Grundwasser oder Ober­
flächengewässer vorbeugend zu schützen, sowie Maßnah­
men zur Einhaltung der Regeln oder des Standes der 
Technik der Trinkwasserversorgung. Außerdem sind 
Maßnahmen zur Förderung des sorgsamen Gebrauchs 
von Trinkwasser zu ergreifen. 

(3) Zur langfristigen Sicherstellung der öffentlichen 
Wasserversorgung entsprechend ihrer Pflichten nach 
Absatz 1 und 2 haben die Gemeinden für ihr Gemeinde­
gebiet ein Konzept über den Stand und die zukünftige 
Entwicklung der Wasserversorgung (Wasserversorgungs­
konzept) aufzustellen, das die derzeitige Versorgungssi­
tuation und deren Entwicklung und damit verbundenen 
Entscheidungen mit Darstellung der Wassergewinnungs­
gebiete mit dem zugehörigen Wasserdargebot, der 
Wassergewinnungs- und -aufbereitungsanlagen, der 
Beschaffenheit des Trinkwassers, der Verteilungsanlagen 
sowie der Wasserversorgungsgebiete und deren Zuord­
nung zu den Wassergewinnungsanlagen beinhaltet, 
insbesondere im Hinblick auf den Klimawandel. Das 
Konzept ist der zuständigen Behörde erstmalig zum 
1. Januar 2018 vorzulegen und alle sechs Jahre fortzu­
schreiben und erneut vorzulegen. Wird das Wasserversor­
gungskonzept nach sechs Monaten nicht beanstandet, 
kann die Gemeinde davon ausgehen, dass mit der Umset­
zung der dargestellten Maßnahmen in dem dafür von der 
Gemeinde vorgesehenen zeitlichen Rahmen die Aufga­
ben nach Absatz 1 ordnungsgemäß erfüllt werden. Das 
für Umwelt zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
mit Rechtsverordnung Umfang und Inhalt des Wasser­
versorgungskonzeptes zu regeln. 

§ 39 

Kostenumlage 
(zu § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die Erhebung von Benutzungsgebühren durch die Ge­
meinden erfolgt auf der Grundlage des Kommunalab­
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 (Gv. NRW S. 712) in der jeweils gelten­
den Fassung mit der Maßgabe, dass zu den ansatz fähigen 
Kosten alle Aufwendungen gehören, die den Gemeinden 
durch die Wahrnehmung ihrer Pflichten nach § 50 des 
Wasserhaushaltsgesetzes und nach § 38 sowie § 35 Ab­
satz 5 entstehen. Zu den ansatzfähigen Kosten gehören 
die Kosten für Anlagen, die eine nach den örtlichen Ver­
hältnissen angemessene Löschwasserversorgung nach 
dem Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und 
den Katastrophenschutz sicherstellen. 

§ 40 

Anlagen zur Wassergewinnung und zur Aufbereitung 
von Wasser für die öffentliche Trinkwasserversorgung 

(zu § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Anlagen zur Aufbereitung von Wasser für die öffent­
liche Trinkwasserversorgung sind nach dem Stand der 
Technik zu errichten und zu betreiben, wenn in Anbe­
tracht des Einzugsgebiets der Wasserkörper, welche die 
Qualität des zur Trinkwasserversorgung gewonnenen 
Wassers (Rohwasser) beeinflussen, im Einzelfall zu be­
sorgen ist, dass wegen Stoffen im Rohwasser die Anfor­
derungen zum Schutz der Trinkwasserversorgung nicht 
eingehalten werden können. 

(2) Bei Errichtung und Betrieb ist auf einen effizienten 
Einsatz von Ressourcen und Energie zu achten, sofern 
dies mit den Anforderungen an die Aufbereitung und 
den übrigen Anforderungen an die Errichtung und Be­
trieb vereinbar ist. Der Betrieb und die Unterhaltung der 
Anlagen sind durch Personal mit der erforderlichen Qua­
lifikation sicherzustellen. 

(3) Entsprechen vorhandene Wassergewinnungsanlagen 
nicht den Anforderungen des § 50 Absatz 4 des Wasser­
haushaltsgesetzes und Aufbereitungsanlagen nicht den 
Anforderungen des Absatzes 1, hat sie der Betreiber un­
verzüglich diesen Anforderungen anzupassen. 

§41 
Anzeigepflicht 

Die Planung zur Errichtung oder wesentlichen Änderung 
einer Aufbereitungsanlage oder ihres Betriebs für die öf­
fentliche Trinkwasserversorgung hat der Betreiber un­
verzüglich nach Aufstellung des Planes der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Der Anzeige sind Zeichnungen, 
Nachweise und Beschreibungen beizufügen,,,welche die 
technischen Grundzüge der Anlage oder der Anderungen 
erkennen lassen. Die zuständige Behörde ~ann im Hin­
blick auf die Errichtung oder wesentliche Anderung Re­
gelungen treffen, um schädliche Gewässerveränderungen 
zu verhüten oder auszugleichen, oder um sicherzustellen, 
dass die Aufbereitungsanlagen entsprechend den An­
forderungen des § 40 errichtet, geändert und betrieben 
werden. 

§ 42 
Verpflichtung zur Selbstüberwachung 

(1) Unternehmen der öffentlichen Trinkwasserversor­
gung sind verpflichtet, auf ihre Kosten die Beschaffen­
heit des Rohwassers durch eine geeignete Stelle unter­
suchen zu lassen. Die zuständige Behörde kann 
widerruflich zulassen, dass das Unternehmen die Unter­
suchungen ganz oder teilweise selbst durchführt. Die 
Untersuchungsergebnisse nach Satz 1 sind der zuständi­
gen Behörde vorzulegen. Werden im Rahmen der Unter­
suchungen nach Satz 1 Feststellungen zu nachteiligen 
Auswirkungen der Wasserentnahme auf das Gewässer 
bekannt, sind diese der zuständigen Behörde mitzuteilen. 

(2) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen zu treffen 
über 

1. Häufigkeit, Art, Ort und Umfang der Probeentnahmen 
in Abhängigkeit von der Entnahmemenge an der Ent­
nahmestelle und 

2. die Behandlung und Untersuchung der entnommenen 
Proben, insbesondere welche mikrobiologischen, phy­
sikalischen und chemischen Parameter des Rohwas­
sers zu untersuchen und wie diese zu ermitteln sind. 

Abschnitt 2 
Abwasserbeseitigung 

Unterabschnitt 1 
Begriffsbestimmungen, Grundsätze 

§ 43 
Begriffs bestimmung 

Eine Abwasserbehandlungsanlage ist eine Einrichtung, 
die dazu dient, 

1. die Schadwirkung des Abwassers zu vermindern oder 
zu beseitigen oder 

2. den im Zusammenhang mit der Abwasserbehandlung 
anfallenden Klärschlamm für eine ordnungsgemäße 
Beseitigung aufzubereiten. 

§ 44 
Beseitigung von Niederschlagswasser 

(zu § 55 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach 
dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder an 
die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, ist 
nach Maßgabe des § 55 Absatz 2 des Wasserhaushaltsge­
setzes zu beseitigen. 

(2) Die Gemeinde kann durch Satzung festsetzen, dass 
und in welcher Weise das Niederschlagswasser zu versi­
ckern, zu verrieseln oder in ein Gewässer einzuleiten ist. 
Die Festsetzungen nach Satz 1 können auch in den Be­
bauungsplan aufgenommen werden; in diesem Fall sind 
die §§ 1 bis 13 und 214 bis 216 des Baugesetzbuches an­
zuwenden. 

(3) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung Anforderungen an 
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Einleitungen nach Absatz 1 zu stellen. Es kann insbeson­
dere Regelungen treffen über 

1. die Erlaubnisfreiheit und die Begründung einer An­
zeigepflicht, 

2. die Errichtung und den Betrieb der zur schadlosen 
Versickerung notwendigen Anlagen und 

3. die Unterhaltung und die Überwachung der Abwas-
seranlagen. 

(4) Die zuständige Behörde kann zur Wahrung einer ge­
meinwohlverträglichen Beseitigung von Niederschlags­
wasser durch Allgemeinverfügung festlegen, dass in be­
bauten oder zu bebauenden Gebieten eine Versickerung 
verboten ist. 

§ 45 

Erlaubniserteilung für das Einleiten von Abwasser 
(zu § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Eine Erlaubnis für die Einleitung des Abwassers darf 
nur der Person erteilt werden, die insoweit abwasserbe­
seitigungspflichtig ist. 

(2) Die Einleitung von Abwasser in Gewässer im Ein­
zugsgebiet einer Flusskläranlage kann übergangsweise 
bis längstens zum 31. Dezember 2021 erlaubt werden, 
wenn durch die wasserrechtliche Genehmigung der 
Flusskläranlage sichergestellt ist, dass die Anforderun­
gen nach § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes am Ablauf 
der Flusskläranlage eingehalten werden. Der Abwasser­
beseitigungspflichtige weist die erforderlichen Maßnah­
men und die zeitlichen Abfolgen in seinem Abwasserbe­
seitigungskonzept nach Maßgabe des § 53 Absatz 3 aus. 
Enthält das Abwasser einer dieser Einleitungen gefährli­
che, prioritäre oder prioritär gefährliche Stoffe, sind die 
Anforderungen nach § 57 Absatz 1 des Wasserhaushalts­
gesetzes bei der Einleitung in das Gewässer des Einzugs­
gebietes einzuhalten. 

Unterabschnitt 2 
Gemeindliche und wasserverbandliche 

Abwasserbeseitigungspflicht, 
Ubergang von Pflichten 

§ 46 
Pflicht und Umfang der gemeindlichen 

Abwasserbeseitigung 
(zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Gemeinden haben das auf ihrem Gebiet anfal­
lende Abwasser gemäß § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes 
ZU beseitigen. Die Verpflichtung der Gemeinden zur Ab­
wasserbeseitigung umfasst insbesondere 

1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung 
von Grundstücken, deren Bebaubarkeit nach Maß­
gabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungs­
plan, einen Vorhaben- und Erschließungsplan oder 
eine Klarstellungs-, Entwicklungs- und Ergänzungs­
satzung begründet worden ist, 

2. das Sammeln und das Fortleiten von Abwasser, das 
auf einem Grundstück des Gemeindegebietes anfällt, 
sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Plänen 
nach § 57 Absatz 1 Satz 4 und 5, 

3. das Behandeln und die Einleitung des nach Num­
mer 2 übernommenen Abwassers sowie die Aufberei­
tung des durch die Abwasserbehandlung anfallenden 
Klärschlamms für seine ordnungsgemäße Verwertung 
oder Beseitigung, 

4. die Errichtung und den Betrieb sowie die Erweiterung 
oder die Anpassung der für die Abwasserbeseitigung 
nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an 
die Anforderungen des § 60 des Wasserhaushaltsgeset­
zes und des § 56, 

5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranla­
gen anfallenden Schlamms und dessen Aufbereitung 
für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseiti­
gungund 

6. die Aufstellung und Vorlage des Abwasserbeseiti­
gungskonzeptes nach Maßgabe des § 47. 

Wenn das Abwasser mehrerer benachbarter Grundstücke 
über eine gemeinsame private Abwasserleitung der ge­
meindlichen Abwasserablage zugeführt wird, stellt die 
Gemeinde sicher, dass diese gemeinsame private Abwas­
serleitung nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik unterhalten und betrieben wird. 

(2) Die Gemeinde kann zur Erfüllung ihrer Abwasserbe­
seitigungspflicht durch Satzung 

1. Fristen für die Prüfung von Haus- und Grundstücks­
anschlüssen festlegen, wenn die Verordnung nach § 59 
Absatz 4 keine Fristen für die erstmalige Prüfung vor­
sieht oder wenn Sanierungsmaßnahmen an öffentli­
chen Abwasseranlagen zu planen oder durchzuführen 
sind oder wenn die Gemeinde für abgegrenzte Teile 
ihres Gebietes die Kanalisation im Rahmen der 
Selbstüberwachungsverpflichtung nach § 59 Absatz 3 
überprüft, 

2. festlegen, dass ihr eine Bescheinigung über das Er­
gebnis der Prüfung vorzulegen ist und 

3. die Errichtung und den Betrieb von Inspektionsöff­
nungen oder Einsteigeschächten mit Zugang für Per­
sonal auf privaten Grundstücken vorschreiben. 

Eine auf der Grundlage der vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erlassenen Satzung zur Regelung von Fristen 
kann die Gemeinde fortbestehen lassen. Die Gemeinde 
ist verpflichtet, die Grundstückseigentümer über ihre 
Pflichten nach den §§ 60 und 61 des Wasserhaushaltsge­
setzes zu unterrichten und zu beraten. 

§ 47 
Abwasserbeseitigungskonzept 

(1) Mit dem Abwasserbeseitigungskonzept nach § 46 Ab­
satz 1 Nummer 6 legen die Gemeinden der zuständigen 
Behörde eine Ubersicht über den Stand der öffentlichen 
Abwasserbeseitigung (Schmutz- und Niederschlagswas­
serbeseitigung) sowie über die Maßnahmen zur Erfül­
lung ihrer Pflichten nach § 46 Absatz 1, insbesondere die 
zeitliche Abfolge und die geschätzten Kosten der nach 
§ 46 Absatz 1 Nummer 4 erforderlichen Maßnahmen vor. 
Das Abwasserbeseitigungskonzept ist jeweils im Ab­
stand von sechs Jahren erneut vorzulegen. Es wird von 
der Gemeinde erarbeitet, im Gebiet von Abwasserver­
bänden im Benehmen mit dem Abwasserverband. Die 
vom Abwasserverband gemäß § 53 Absatz 1 und 4 über­
nommenen Maßnahmen sind nachrichtlich auszuweisen. 
Das für Umwelt zuständige Ministerium bestimmt durch 
Verwaltungsvorschrift, welche Angaben in das Abwas­
serbeseitigungskonzept zwingend aufzunehmen sind und 
in welcher Form sie dargestellt werden. 

(2) Die zuständige Behörde kann zur Erreichung der im 
Bewirtschaftungsplan aufgestellten Ziele sowie zur Si­
cherstellung der Erfüllung der gemeindlichen Pflichten 
nach § 46 Absatz 1, insbesondere der sich aus § 60 des 
Wasserhaushaltsgesetzes und § 56 ergebenden Pflichten 
das Abwasserbeseitigungskonzept beanstanden und 
Maßnahmen und Fristen festlegen, wenn die Gemeinde 
ohne zwingenden Grund die Durchführung erforderli­
cher Maßnahmen nicht oder verzögert vorsieht. Wird das 
Abwasserbeseitigungskonzept nach sechs Monaten nicht 
beanstandet, kann die Gemeinde davon ausgehen, dass 
mit der Umsetzung der dargestellten Maßnahmen in dem 
dafür von der Gemeinde vorgesehenen zeitlichen Rah­
men die Aufgaben nach § 46 ordnungsgemäß erfüllt wer­
den. Wenn die Gemeinde die festgelegten Maßnahmen 
nicht oder nicht in der festgelegten Frist durchführt, hat 
sie dies der zuständigen Behörde mit Begründung anzu­
zeigen. Die zuständige Behörde kann dann nach Satz 1 
vorgehen. 

(3) Das Abwasserbeseitigungskonzept hat auch Aussa­
gen darüber zu enthalten, wie in den Entwässerungsge­
bieten das Niederschlagswasser unter Beachtung des 
§ 55 Absatz 2 des Wasserhaushalts gesetzes und des § 44 
und der städtebaulichen Entwicklung beseitigt werden 
kann und welche Maßnahmen nach § 46 Absatz 1 Num­
mer 4 für die Niederschlagswasserbeseitigung noch er­
forderlich sind. Dabei sind die Auswirkungen auf die be­
stehende Entwässerungssituation und auf das 
Grundwasser und auf die oberirdischen Gewässer unter 
Berücksichtigung von Maßnahmen, die zum Ausgleich 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 22 vom 15. Juli 2016 571 

der Wasserführung nach § 66 geboten sind, sowie der 
Maßnahmen zur Klimafolgenanpassung darzustellen. 

§ 48 
Abwasserüberlassungspflicht 

Abwasser ist von dem Nutzungsberechtigten des Grund­
stücks, auf dem das Abwasser anfällt, der Gemeinde oder 
im Falle eines Übergangs der Aufgabe nach § 46 Ab­
satz 1 Satz 2 Nummer 2 auf eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts nach § 52 Absatz 1 dieser zu überlas­
sen, soweit nicht nach den §§ 49 bis 53 der Nutzungsbe­
rechtigte selbst oder andere zur Abwasserbeseitigung 
verpflichtet sind. Ist die Abwasserbeseitigungspflicht auf 
den Nutzungsberechtigten eines Grundstücks übertragen 
worden, so geht diese Verpflichtung auf den Rechtsnach­
folger des Nutzungsberechtigten über. 

§ 49 
Ausnahmen von der Abwasserbeseitigungspflicht, 

Übergang auf Dritte 

(1) Die Gemeinde ist nicht zur Abwasserbeseitigung ver­
pflichtet 

1. für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende 
Abwasser, das im Rahmen der pflanzenbedarfsgerechten 
Düngung auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzte Böden ohne Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den wasser­
rechtlichen, abfallrechtlichen, bodenschutzrechtlichen, 
naturschutzrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen 
Bestimmungen aufgebracht wird, und 

2. für unverschmutztes Abwasser, das zur Gewinnung 
von Wärme abgekühlt wurde. 

Unberührt bleibt das Recht der Gemeinde, durch Sat­
zung zu fordern, dass im Fall der Nummer 1 das Grund­
stück bezüglich des häuslichen Abwassers an eine öf­
fentliche Abwasseranlage angeschlossen wird; fordert 
die Gemeinde den Anschluss, finden die Vorschriften die­
ses Unterabschnittes Anwendung. 

(2) Werden einem Einleiter von Abwasser in öffentliche 
Abwasseranlagen Maßnahmen der Abwasserbeseitigung 
auferlegt, ist er insoweit abwasserbeseitigungspflichtig. 

(3) Zur Beseitigung von Niederschlagswasser, das von 
Straßenoberflächen außerhalb im Zusammenhang be­
bauter Ortsteile anfällt, ist der Träger der Straßenbau­
last verpflichtet. Soweit der Bund oder das Land Träger 
der Straßenbaulast im Außenbereich sind, legt der Lan­
desbetrieb Stra~enbau dem für Umwelt zuständigen Mi­
nisterium eine Ubersicht über den Stand der Einleitun­
gen sowie über die zeitliche Abfolge und die geschätzten 
Kosten der nach § 60 des Wasserhaushaltsgesetzes und 
nach § 57 noch erforderlichen Maßnahmen vor. § 47 Ab­
satz 2 findet entsprechende Anwendung. 

(4) Sofern gegenüber der zuständigen Behörde nachge­
wiesen ist, dass das Niederschlagswasser durch den Nut­
zungsberechtigten ganz oder teilweise gemeinwohlver­
träglich auf dem Grundstück versickert oder ortsnah in 
ein Gewässer eingeleitet werden kann, und die Gemeinde 
den l':ifutzungsberechtigten des Grundstücks insoweit von 
der Uberlassungspflicht nach § 48 freigestellt hat, ist der 
Nutzungsberechtigte selbst zur Beseitigung des Nieder­
schlagswassers verpflichtet. Die Freistellung gilt als er­
teilt, wenn das gesamte Niederschlagswasser eines 
Grundstücks seit dem 1. Januar 1996 auf dem Grund­
stück beseitigt worden ist und die Gemeinde in dieser 
Zeit ihren Anschluss- und Benutzungszwang nicht gel­
tend gemacht hat. Die Gemeinde k:mn den Nutzungsbe­
rechtigten von seiner Pflicht zur Uberlassung des Nie­
derschlagswassers auch freistellen, wenn die Ubernahme 
bereits erfolgt ist und die Voraussetzungen des Satzes 1 
vorliegen. Der Nachweis nach Satz 1 ist von der Ge­
meinde unter Berücksichtigung der Entwicklung der 
Grundwasserstände zu führen, wenn die Bebaubarkeit 
des Grundstücks nach dem 1. Januar 1996 durch einen 
Bebauungsplan, einen Vorhabens- und Erschließungs­
plan oder eine baurechtliche Satzung begründet worden 
ist. Im Übrigen ist der Nachweis durch den Nutzungsbe­
rechtigten des Grundstücks zu führen. Im Fall des Satzes 
4 hat die Gemeinde den Nachweis der zuständigen Be­
hörde rechtzeitig vor der Bebauung der Grundstücke mit 

der Planung nach § 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 
§ 57 Absatz 1 vorzulegen. 

(5) Die zuständige Behörde kann die Gemeinde auf 
ihren Antrag widerruflich ganz oder teilweise von der 
Pflicht zur Abwasserbeseitigung für Grundstücke außer­
halb im Zusammenhang bebauter Ortsteile freistellen 
und diese Pflicht auf die Nutzungsberechtigten der 
Grundstücke übertragen, wenn eine Ubernahme des Ab­
wassers wegen technischer Schwierigkeiten oder wegen 
eines unverhältnismäßig hohen Aufwandes nicht ange­
zeigt ist, das Wohl der Allgemeinheit der gesonderten 
Abwasserbeseitigung nicht entgegensteht und der Nut­
zungsberechtigte eine Abwasserbehandlungsanlage be­
treibt, die den allgemein anerkannten Regeln der Tech­
nik entspricht. Die zuständige Behörde kann auf Antrag 
der Gemeinde darüber hinaus bei landwirtschaftlichen 
Betrieben dem Nutzungsberechtigten der Grundstücke 
die Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfallen­
den Schlamms übertragen, wenn die Schlammbehand­
lung in einer Kleinkläranlage den allgemein anerkann­
ten Regeln der Technik entspricht und der Schlamm auf 
eigenbewirtschaftete Ackerflächen unter Beachtung der 
geltenden abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und 
bodenschutzrechtlichen Bestimmungen aufgebracht 
wird. 

(6) Die zuständige Behörde kann die Gemeinde auf 
ihren Antrag oder auf Antrag eines gewerblichen Betrie­
bes nach Anhörung der Gemeinde widerruflich ganz oder 
teilweise von der Pflicht zur Beseitigung von Abwasser 
aus diesem Betrieb einschließlich der von diesen genutz­
ten Flächen und aus anderen Anlagen freistellen und 
diese Pflicht auf den gewerblichen Betrieb oder den Be­
treiber der Anlage übertragen, soweit das Abwasser zur 
gemeinsamen Fortleitung oder Behandlung in einer öf­
fentlichen Abwasseranlage ungeeignet ist oder zweck­
mäßiger getrennt beseitigt wird. Im Gebiet eines Abwas­
serverbandes ist dieser zu beteiligen. § 53 Absatz 4 bleibt 
unberührt. Sollen kommunales Abwasser und Abwasser 
aus einem gewerblichen Betrieb gemeinsam behandelt 
werden, kann die zuständige Behörde die Abwasserbe­
handlung mit Zustimmung der betroffenen Gemeinde 
und des gewerblichen Betriebes auf diesen übertragen, 
wenn die Abwasserbehandlung durch den gewerblichen 
Betrieb zweckmäßiger ist. 

§ 50 
Gemeinsame Abwasserbeseitigungspflicht 

(zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Abwasserbeseitigungspflichtige können sich mit Ge­
nehmigung der zuständigen Behörde zur gemeinsamen 
Durchführung der Abwasserbeseitigung zusammen­
schließen. Sie können auf Anordnung der zuständigen 
Behörde zur gemeinsamen Durchführung verpflichtet 
werden, wenn anders die Abwasserbeseitigung nicht ord­
nungsgemäß durchgeführt werden kann oder wenn die 
gemeinsame Durchführung zweckmäßiger ist. Dies ist 
insbesondere der Fall, wenn durch die gemeinsame 
Durchführung 

1. eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, 
insbesondere eine Gewässerverunreinigung vermieden 
oder verringert oder 

2. die Abwasserbeseitigung insgesamt wirtschaftlicher 
gestaltet werden kann. 

In dem Antrag auf Genehmigung sind die Bereiche der 
Abwasserbeseitigung zu bezeichnen, die gemeinsam 
durchgeführt werden sollen. 

§ 51 
Übergangsregelung 

Bis zur Übernahme des Abwassers durch die Gemeinde, 
für das die Gemeinde nach § 46 Absatz 1 die Abwasser­
beseitigungspflicht hat, hat derjenige das Abwasser zu 
beseitigen und die für die Zwischenzeit erforderlichen 
Sanierungsmaßnahmen durchzuführen, bei dem das Ab­
wasser anfällt. Ihm können die dafür erforderlichen Ge­
nehmigungen ert.eilt und die Abwassereinleitung erlaubt 
werden, bis die Ubernahme des Abwassers durch die Ge­
meinde erfolgt. Für den Zeitpunkt der Übernahme sind 
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die in dem unbeanstandeten Abwasserbeseitigungskon­
zept der Gemeinde genannten Fristen maßgeblich. 

§ 52 
Übergang gemeindlicher Pflichten auf juristische 

Personen und Körperschaften des öffentlichen Rechts 
(zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Gemeinde kann Aufgaben der Abwasserbeseiti­
gung nach § 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 5 auf eine 
von ihr nach § 114a der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen errichtete Anstalt des öffentlichen 
Rechts übertragen. Die Übertragung ist der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Die Vorschriften des § 114 a der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen blei­
ben unberührt. Benachbarte Gemeinden können Aufga­
ben der Abwasserbeseitigung auch einem gemeinsamen 
Kommunalunternehmen nach den §§ 27 und 28 des Ge­
setzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (Gv. 
NRW. S. 621) in der jeweils geltenden Fassung übertra­
gen. Die Übertragung bedarf der Genehmigung der zu­
ständigen Behörde. Für die Anzeige und die Genehmi­
gung sind die übertragenen Aufgaben nach Maßgabe des 
§ 46 Absatz 1 zu bezeichnen. Mit der Anzeige oder der 
Genehmigung wird die Anstalt oder das gemeinsame 
Kommunalunternehmen im Umfang der übertragenen 
Aufgaben abwasserbeseitigungspflichtig. 

(2) Die Mitgliedsgemeinde eines sondergesetzlichen 
Wasserverbandes kann ihre Pflicht zum Sammeln und 
Fortleiten des Abwassers nach § 46 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 für das gesamte Gemeindegebiet auf den Ver­
band mit dessen Zustimmung übertragen. Errichtete An­
lagen müssen in dem Bestandsplan nach § 57.Absatz 1 
Satz 4 erfasst sein. Die Gemeinde hat vor dem Ubergang 
der Pflicht einen Nachweis über den Investitionsbedarf 
zur Sanierung der dem Kanalisationsnetz zugehörigen 
Abwasseranlagen und über die zeitliche Abfolge der er­
forderlichen Maßnahmen zu erstellen. Grundlage sind 
die haltungsweise zu erstellenden Investitionskosten und 
Abschreibungszeiten. Der Nachweis ist der zuständigen 
Behörde vorzulegen und von ihr zu prüfen. Wird der 
Nachweis nach sechs Monaten nicht beanstandet, kön­
nen die Gemeinde und der sondergesetzliche Wasserver­
band davon ausgehen, dass der Nachweis ordnungsge­
mäß erbracht wurde. Mit der verbandsrechtlichen 
Genehmigung geht die Abwasserbeseitigungspflicht im 
Umfang der übertragenen Aufgaben auf den sonderge­
setzlichen Wasserverband über. Der sondergesetzliche 
Wasserverband erhebt für die Erfüllung der übernomme­
nen Pflicht Beiträge von der Gemeinde. Die Pf4cht der 
Nutzungsberechtigten von Grundstücken zur Uberlas­
sung des Abwassers an die Gemeinde nach § 48 bleibt 
unberührt. Die Gemeinde und ger sondergesetzliche 
Wasserverband haben die mit der Ubertragung einherge­
henden gegenseitigen Rechte und Pflichten zu dokumen­
tieren. 

§ 53 
Abwasserbeseitigungspflicht im Gebiet 

von Abwasserverbänden 
(zu § 56 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Im Gebiet eines Abwasserverbandes obliegen für Ab­
wasseranlagen, die für mehr als 500 Einwohnerwerte be­
messen sind, dem Verband 

1. die Übernahme, Behandlung und Einleitung von 
Schmutzwasser oder mit Niederschlagswasser ver­
mischtem Schmutzwasser und 

2. die Rückhaltung von Abwasser aus öffentlichen Ka­
nalisationen in dazu bestimmten Sonderbauwerken, 
sofern das Abwasser vom Verband gemäß Nummer 1 
zu behandeln ist. 

Soweit dies noch erforderlich ist, hat der Verband die 
dazu notwendigen Anlagen in angemessenen Zeiträumen 
zu errichten, zu erweitern oder den Anforderungen des 
§ 60 des Wasserhaushaltsgesetzes und des § 56 anzupas­
sen. In Einzelfällen kann die zuständige Behörde im Ein­
vernehmen mit dem Verband und der betroffenen Ge­
meinde bestimmen, dass die Pflichten des Satzes 1 ganz 
oder teilweise der Gemeinde obliegen, sofern deren Er­
füllung durch die Gemeinde zweckmäßiger ist. 

(2) Soweit Aufgaben, die dem Verband nach Absatz 1 ob­
liegen, von einem bisher dazu Verpflichteten wahrgenom­
men werden, hat dieser die Aufgaben weiter zu erfüllen, 
bis der Verband sie übernimmt. 

(3) Der Abwasserverband legt der zuständigen Behörde 
für die Gemeindegebiete innerhalb des Verbandsgebietes 
im Benehmen mit den betroffenen Gemeinden ein Ab­
wasserbeseitigungskonzept nach § 47 Absatz 1 Satz 1 
zur Erfüllung seiner Pflichten nach § 46 Absatz 1 vor. 
§ 47 Absatz 1 Satz 2 und 5 sowie Absatz 2 gelten ent­
sprechend. Die Vorschriften über die Verbandsaufsicht 
bleiben unberührt. Im Gebiet eines Abwasserverbandes 
kann die zuständige Behörde einer Kommune aufgeben, 
ihr Abwasserbeseitigungskonzept nach § 47 zu aktuali­
sieren, wenn es für die Abstimmung von verbandlichem 
und gemeindlichem Abwasserbeseitigungskonzept erfor­
derlich ist. 

(4) Abwasserverbände sind an Stelle Dritter zu weiteren 
Maßnahmen der Abwasserbeseitigung berechtigt und 
verpflichtet, soweit und solang~ sie diese als Verbandsun­
ternehmen übernehmen. Die Ubernahme bedarf der Zu­
stimmung des Dritten und der Gemeinde als für die Re­
gelung des Anschluss- und Benutzungszwanges 
zuständige öffentlich-rechtliche Körperschaft. Sie ist der 
zuständigen Behörde anzuzeigen. 

Unterabschnitt 3 
Umlage von Kosten, Ausgleichzahlungen 

§ 54 
Umlage von Kosten der Abwasser- und 

Fremdwasserbeseitigung 

Die Erhebung von Benutzungsgebühren durch die Ge­
meinden erfolgt auf der Grundlage des Kommunalabga­
bengesetzes mit der Maßgabe, dass zu den ansatzfähigen 
Kosten alle Aufwendungen gehören, die den Gemeinden 
durch die Wahrnehmung ihrer Pflichten nach § 46 entste­
hen. Zu den ansatzfähigen Kosten gehören auch die Kos­
ten 

1. der Beratung der Anschlussnehmer im Zusammen­
hang mit dem Anschluss ihres Grundstücks an die öf­
fentliche Abwasser- oder Fremdwasseranlage sowie 
die Kosten der Unterrichtung und Beratung nach § 46 
Absatz 2 Satz 3, 

2. für Maßnahmen zur Ableitung oder Behandlung von 
Grund- und Drainagewasser über öffentliche Abwas­
ser- oder gesondert gebaute Fremdwasserbeseiti­
gungsanlagen zur Aufrechterhaltung des ordnungsge­
mäßen Betriebes der öffentlichen Abwasseranlagen, 

3. für Maßnahmen zur Verbesserung der Vorflut für die 
Zwecke der getrennten Niederschlagswasser- und 
Fremdwasserbeseitigung, 

4. für die Überprüfung der Funktionsfähigkeit der 
Grundstücksanschlussleitungen, auch wenn diese 
nicht Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage 
sind, sowie für die Sicherstellungsaufgaben des § 46 
Absatz 1 Satz 3 bei gemeinschaftlich genutzten priva­
ten Abwasseranlagen, 

5. für Kompensationsmaßnahmen im Gewässer als Er­
satz für Rückhaltemaßnahmen bei der Einleitung von 
Niederschlagswasser, sofern die Maßnahmen im Ge­
wässer im räumlichen und funktionalen Zusammen­
hang mit der Niederschlagswasserbeseitigung stehen, 

6. für Aufwendungen für den Gewässerausbau eines bis­
her der Schmutzwasserbeseitigung dienenden Gewäs­
sers zur Rückführung in den naturnahen Zustand, 

7. für Maßnahmen der Niederschlagswasserableitung 
und Nieder.~chlagswasserbewirtschaftung, die dem 
Schutz vor Uberflutung und Verschlammung von Ge­
meingütern, öffentlichen Abwasseranlagen und 
Grundstücken dienen, auch zur Klimafolgenanpas­
sungund 

8. für die Wahrnehmung der bei der Gemeinde verblie-
benen Pflichten in den Fällen des § 52. 

Ein schonender und sparsamer Umgang mit Wasser 
sowie die Nutzung von Regenwasser sollen in die Gestal­
tung der Benutzungsgebühr einfließen. 
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§ 55 
Beitrag an den Kosten der Wasserdienstleistung 

Abwasserbeseitigung 

Werden Maßnahmen wegen weitergehender Anforderun­
gen an die Abwasserbeseitigung durchgeführt, die zum 
Schutz einer öffentlichen Wasserversorgung geboten 
sind, oder werden besondere Maßnahmen der Abwasser­
beseitigung durchgeführt, weil der Ausbauzustand eines 
Gewässers zum Nutzen eines Unternehmens diese erfor­
dert, um die Anforderungen nach § 57 des Wasserhaus­
haltsgesetzes zu erreichen, kann die zuständige Behörde 
eine pauschale Ausgleichszahlung festsetzen, die das Un­
ternehmen dem Abwasserbeseitigungspflichtigen zum 
Ausgleich für den erhöhten Aufwand zu zahlen hat. 

Unterabschnitt 4 
Anforderungen an Abwasseranlagen, Einleitungen 

und Selbstüberwachung 

§ 56 
Errichtung und Betrieb von Abwasseranlagen 

(zu § 60 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die gemäß § 60 des Wasserhaushaltsgesetzes für die 
Errichtung und den Betrieb von Abwasseranlagen je­
weils in Betracht kommenden Regeln der Technik sind 
insbesondere die technischen Bestimmungen für den 
Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von Abwasseran­
lagen, die durch das für Umwelt zuständige Ministerium 
durch Bekanntgabe im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen eingeführt werden, soweit sie nicht 
durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 5 
des Wasserhaushaltsgesetzes festgelegt sind. Berühren 
sie bauaufsichtliehe oder straßenbauliche Belange, wer­
den sie im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichts­
behörde oder der obersten Straßenbaubehörde einge­
führt. Zur Unterhaltung der Abwasseranlagen gehört 
auch die Erhaltung der Bausubstanz. Bei Errichtung und 
Betrieb ist auf einen effizienten Einsatz von Ressourcen 
und Energie zu achten, sofern dies mit den Anforderun­
gen an die Einleitung und den übrigen Anforderungen 
an die Errichtung und den Betrieb vereinbar ist. 

(2) Zur Unterhaltung von Abwasserbehandlungsanlagen 
gehören insbesondere die notwendigen Vorkehrungen, 
um Störungen im Betrieb der Anlage und Reparaturen, 
welche die Ablaufwerte (Konzentrationen und Frachten) 
versc):,llechtern, vorzubeugen. Bei Betriebsstörungen, die 
zur Uberschreitung von Ablaufwerten geführt hiJ.ben, 
oder bei unvermeidlichen Reparaturen, die eine Uber­
schreitung befürchten lassen, hat der Betreiber die not­
wendigen Maßnahmen zu treffen, um die nachteiligen 
Auswirkungen nach Dauer und Umfang möglichst ge­
ring zu halten und Wiederholungen möglichst zu vermei­
den. Er ist verpflichtet, die zuständige Behörde über sol­
che Reparaturen rechtzeitig, sowie über Ursache, Art, 
Auswirkungen und voraussichtliche Dauer solcher Be­
triebsstörungen unverzüglich zu unterrichten. Er hat 
auch anzugeben, welche Maßnahmen er nach den Sätzen 
1 und 2 getroffen hat und noch treffen wird. Der Betrieb 
und die Unterhaltung von Abwasserbehandlungsanlagen 
sind durch Personal mit der erforderlichen beruflichen 
Qualifikation sicherzustellen. 

§ 57 
Anzeige und Genehmigung von Abwasseranlagen 

(1) Die Planung zur Erstellung, der Betrieb von Kanali­
sationsnetzen für die private, gewerbliche oder diesen 
vergleichbaren Kanalisationsnetzen von befestigten Flä­
chen, die größer als drei Hektar sind, und für d~e öffent­
liche Abwasserbeseitigung sowie wesentliche Anderun­
gen von Planung zur Erstellung und Betrieb sind der 
zuständigen Behörde anzuzeigen. Diese kann im Hin­
blick auf die Erstellung oder wesentliche Anderung der 
Planung sowie den Betrieb Regelungen treffen, um nach­
teilige Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit 
zu verhüten oder auszugleichen oder um sicherzustellen, 
dass die Abwasseranlagen nach § 60 des Wasserhaus­
haltsgesetzes und § 56 Absatz 1 errichtet und betrieben 
werden. Wird die Planung nach sechs Monaten nicht be­
anstandet, kann der Anzeigende davon ausgehen, dass er 
seine Planung umsetzen kann. Für bestehende Kanalisa-

tionsnetze haben die Betreiber einen Bestandsplan über 
die Abwasseranlagen und einen Plan über deren Betrieb 
aufzustellen. Die Pläne sind fortzuschreiben. Sie sind der 
zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. Das für 
Umwelt zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Regelungen über Art und Inhalt der 
vorzulegenden Unterlagen für die Anzeige, den Be­
standsplan und den Plan über den Betrieb zu treffen. 

(2) Die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche Än­
derung einer Abwasserbehandlungsanlage, die nicht 
unter § 60 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes fallen, 
bedürfen der Genehmigung durch die zuständige Be­
hörde. Werden genehmigungspflichtige Abwasserbehand­
lungsanlagen serienmäßig hergestellt, können sie der 
Bauart nach zugelassen werden. Die Bauartzulassung 
kann inhaltlich beschränkt, befristet und mit Nebenbe­
stimmungen verbunden werden. Bauartzulassungen aus 
dem übrigen Bundesgebiet gelten auch in Nordrhein­
Westfalen. Für diese Anlagen entfällt die Genehmigungs­
pflicht. Keiner Genehmigung bedürfen Abwasserbehand­
lungsanlagen oder Teile von ihnen, 

1. die wegen ihrer einfachen Bauart oder wegen nicht zu 
erwartender nachteiliger Auswirkungen auf die Abwas­
serbeseitigung in einer Rechtsverordnung des für Um­
welt zuständigen Ministeriums festgelegt sind, 

2. die Anforderungen zum Schutz der Gewässer nach 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union zu Baupro­
dukten oder nach den zu ihrer Umsetzung oder Durch­
führung ergangenen Rechtsvorschriften erfüllen; die 
nach den genannten Rechtsvorschriften erforderlichen 
CE-Kennzeichnungen müssen angebracht und die nach 
diesen Rechtsvorschriften zulässigen Klassen und Leis­
tungsstufen nach Maßgabe landesrechtlicher Vorschrif­
ten müssen eingehalten sein, oder 

3. bei denen nach den bauordnungsrechtlichen Vorschrif­
ten über die Verwendung von Bauprodukten auch die 
Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen sicher­
gestellt ist. 

Das für Umwelt zuständige Ministerium wird ermäch­
tigt, durch Rechtsverordnung die Abwasserbehandlungs­
anlagen zu bestimmen, die wegen ihrer einfachen Bauart 
oder nicht zu erwartenden nachteiligen Auswirkungen 
auf die Abwasserbeseitigung nach Satz 3 Nummer 1 kei­
ner Genehmigung bedürfen. 

(3) Die Genehmigung nach Absatz 2 ist zu versagen oder 
mit den notwendigen Nebenbestimmungen zu versehen, 
wenn die Anlage den Anforderungen des § 60 Absatz 1 
des Wasserhaushaltsgesetzes und § 57 Absatz 1 nicht 
entspricht oder sonstige öffentlich-rechtliche Vorschrif­
ten dies erfordern. § 13 Absatz 1, § 16 Absatz 1 und 3 
und § 17 des Wasserhaushaltsgesetzes gelten entspre­
chend. 

§ 58 
Einleiten von Abwasser in öffentliche und 

private Abwasseranlagen 
(zu §§ 55, 58, 59 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Im Falle des § 55 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgeset­
zes bedarf die Einleitung flüssiger Stoffe in öffentliche 
und private Abwasseranlagen einer Genehmigung der 
zuständigen Behörde. 

(2) Die zuständige Behörde wird ermächtigt, im Einzel­
fall für das Einleiten von Abwasser, das keiner Genehmi­
gungspflicht nach den §§ 58 und 59 des Wasserhaushalts­
gesetzes unterliegt, eine Genehmigungspflicht festzustel­
len und den Einleiter aufzufordern, eine Genehmigung 
zu beantragen, wenn durch die Einleitung des Abwassers 
in die Abwasseranlage eine schädliche Gewässerverän­
derung zu besorgen ist. 

(3) Bei einer genehmigungspflichtigen Einleitung von 
Abwasser in eine private Abwasseranlage hat der Betrei­
ber dieser Anlage den Wechsel des Nutzungsberechtigten 
eines an die Anlage angeschlossenen Grundstücks der 
zuständigen Behörde anzuzeigen, wenn sich die Art, die 
Menge oder die stoffliche Zusammensetzung des Abwas­
sers wesentlich ändern. 

(4) Die zuständige Behörde legt der obersten Wasserbe­
hörde auf Anforderung ein Verzeichnis der genehmi-



574 Gesetz- undVerordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 22 vom 15. Juli 2016 

gungspflichtigen Indirekteinleitungen vor. Das Verzeich­
nis hat Angaben über die Art, Herkunft und die Mengen 
des indirekt eingeleiteten Abwassers zu enthalten. 

§ 59 

Selbstüberwachung von Abwassereinleitungen 
und Abwasseranlagen 

(zu §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, für Einleitungen von Abwasser in ein Gewäs­
ser und in Abwasseranlagen durch Rechtsverordnung 
Regelungen zu treffen über 

1. die Ermittlung der Abwassermenge und der Abwas­
serzusammensetzung, 

2. Häufigkeit, Dauer sowie Art und Umfang der Probe­
entnahmen und 

3. die Behandlung und Untersuchung der entnommenen 
Proben insbesondere darüber, welche Merkmale und 
Inhaltsstoffe des Abwassers zu untersuchen sind, wie 
bei den Untersuchungen zu verfahren ist und in wel­
cher Art und in welchem Umfang die Untersuchungs­
ergebnisse aufzuzeichnen sind. 

(2) Wer nach den §§ 58, 59 des Wasserhaushaltsgesetzes 
und nach § 58 Absatz 1 und 2 dieses Gesetzes genehmi­
gungspflichtig Stoffe und Abwasser in eine Abwasseran­
lage einleitet, kann von der zuständigen Behörde zur 
Selbstüberwachung, insbesondere dazu verpflichtet wer­
den, Betriebseinrichtungen und Abwasserbehandlungs­
anlagen nachzuweisen, Aufzeichnungen über Betriebs­
vorgänge und eingesetzte Stoffe zu fertigen und das 
Abwasser durch eine geeignete Stelle untersuchen zu 
lassen. Die zuständige Behörde kann widerruflich zulas­
sen, dass der Indirekteinleiter die Untersuchungen ganz 
oder teilweise selbst durchführt. Der Einleiter hat die 
Nachweise, Aufzeichnungen und Untersuchungsergeb­
nisse der zuständigen Behörde und dem Betreiber der öf­
fentlichen Abwasseranlage in den von der zuständigen 
Behörde bestimmten Zeitabständen ohne besondere Auf­
forderung regelmäßig vorzulegen. 

(3) Abwasseranlagen sind nach Maßgabe des § 60 Ab­
satz 1 und 2 und des § 61 Absatz 2 des Wasserhaus­
haltgesetzes zu betreiben. Kommt der Betreiber einer 
Abwasserbehandlungsanlage seinen Verpflichtungen 
nach § 56 Absatz 2 nicht rechtzeitig nach, kann er von 
der zuständigen Behörde verpflichtet werden, auf seine 
Kosten die Anlage oder Teile von ihr regelmäßig durch 
einen geeigneten Sachverständigen überprüfen zu lassen. 
Die zuständige" Behörde legt dabei Art, Umfang und 
Häufigkeit der Uberprüfungen fest. Der Sacl}verständige 
hat das Prüfergebnis, insbesondere bei der Uberprüfung 
festgestellte Mängel, dem Betreiber, festgestellte Mängel 
auch der zuständigen Behörde mitzuteilen. Der Betreiber 
hat die Mängel unverzüglich abzustellen und die zustän­
dige Behörde darüber zu unterrichten. 

(4) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Landtags insbesondere Regelungen zu treffen über 

1. die vom Betreiber zu beobachtenden Einrichtungen 
und Vorgänge, die Häufigkeit der Beobachtung, die 
Art und den Umfang der zu ermittelnden Be­
triebskenndaten und die Häufigkeit ihrer Ermittlung 
sowie Art und Umfang der Aufzeichnungen über die 
Beobachtungen und Ermittlungen, 

2. die Methoden und Fristen zur Durchführung der Prü­
fung des Zustands und der Funktionsfähigkeit, die 
Anerkennung durchgeführter Prüfungen, Notwendig­
keit und Fristen der Sanierung, Unterrichtung und 
Beratung, die Anforderungen an die Sachkunde sowie 
die Voraussetzungen für die Anerkennung beziehungs­
weise Aberkennung der Sachkunde durch die zustän­
dige nordrhein-westfälische Handwerkskammer, In­
dustrie- und Handelskammer oder Ingenieurkammer­
Bau oder die zuständige Behörde, die Führung einer 
landesweiten Liste der anerkannten Sachkundigen 
und Schulungsinstitutionen, 

3. die Anforderungen an die Anerkennung von Schu­
lungsinstitutionen durch die zuständige Behörde und 

4. den Inhalt, die Aufbewahrung und die Vorlage von 
Unterlagen, Nachweisen und prüfbescheinigungen. 

Unterabschnitt 5 
Gewässerschutzbeauftragte 

§ 60 
Gewässerschutzbeauftragte bei Abwasserverbänden 

(zu § 64 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Der Gewässerschutzbeauftragte eines Abwasserverban­
des wird von dessen Vorstand bestellt. 

Abschnitt 3 
Gewässerunterhaltung, Ausgleich der Wasserführung, 

Gewässerausbau 

Unterabschnitt 1 
Gewässerunterhaltung 

§ 61 
Gewässerunterhaltung 

(zu § 39 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die Unterhaltung eines oberirdischen Gewässers er­
streckt sich auf das Gewässerbett und seine Ufer. Zur 
Unterhaltung gehört auch die Freihaltung, Reinigung 
und Räumung des Gewässerbettes und der Ufer von 
Unrat, soweit es dem Umfang nach geboten ist. 

§ 62 
Pflicht zur Gewässerunterhaltung 

(zu § 40 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Unterhaltung der fließenden Gewässer obliegt 

1. bei Gewässern erster Ordnung dem Eigentümer, so­
weit dieser eine öffentlich-rechtliche juristische Per­
son ist, ansonsten dem Land, 

2. bei Gewässern zweiter Ordnung und bei sonstigen 
Gewässern den Gemeinden, die mit ihrem Gebiet An­
lieger sind (Anliegergemeinden). 

(2) Die Unterhaltung der stehenden Gewässer obliegt 
den Eigentümern oder, wenn sich diese nicht ermitteln 
lassen, den Anliegern. 

(3) Soweit Wasserverbände nach Gesetz oder Satzung 
die Gewässerunterhaltung zur Aufgabe haben, obliegt 
ihnen die Gewässerunterhaltung; insoweit treten sie an 
die Stelle der Gemeinden oder der nach Absatz 2 Ver­
pflichteten. 

(4) Die Kreise können im Einvernehmen mit der betrof­
fenen Gemeinde die Pflicht zur Unterhaltung von Ge­
wässern zweiter Ordnung und von sonstigen Gewässern 
übernehmen; insoweit treten sie an die Stelle der Ge­
meinden. 

(5) Die Gemeinde kann ihre Pflicht zur Unterhaltung der 
Gewässer auf eine von ihr nach § 114a der Gemeinde­
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen err:~chteten 
Anstalt des öffentlichen Rechts übertragen. Die Ubertra­
gung bedarf der Genehmigung der zuständigen Behörde. 
Die Vorschriften des § 114 a der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen bleiben unberührt. Die 
Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn benachbarte Ge­
meinden nach den §§ 27, 28 des Gesetzes über die kom­
munale Gemeinschaftsarbeit ein gemeinsames Kommu­
nalunternehmen in Form einer Anstalt des öffentlichen 
Rechts gründen. Es gilt § 63 Absatz 2. 

(6) Die Unterhaltungspflicht für ein Gewässer oder 
einen Gewässerabschnitt kann nach den Absätzen 3 bis 5 
nur insgesamt auf eine andere Person übertragen und 
von einer solchen übernommen werden. 

§ 63 
Gewässerunterhaltung durch Dritte 

(zu § 39 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Pflicht zur Gewässerunterhaltung kann auf 
Grund einer Vereinbarung mit Zustimmung der zustän­
digen Behörde mit öffentlich-rechtlicher Wirkung von 
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einem anderen übernommen werden. § 62 Absatz 6 gilt 
entsprechend. Die Zustimmung kann widerrufen werden, 
wenn der neue Pflichtige seinen Verpflichtungen nicht 
ordnungsgemäß nachkommt. 

(2) Soweit die Pflicht zur Gewässerunterhaltung gemäß 
Absatz 1 auf andere als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts übergegangen ist, haben die nach § 62 Absatz 1 
und 2 zur Gewässerunterhaltung Verpflichteten die je­
weils erforderlichen Unterhaltungsarbeiten auf Kosten 
des Pflichtigen durchzuführen, wenn dieser in angemes­
sener Frist seine Pflicht nicht oder nicht genügend er­
füllt. Die Ersatzvornahme ordnet die zuständige Behörde 
an. 

§ 64 

Umlage des Unterhaltungsaufwands 
(zu § 40 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Gemeinden können den ihnen aus der Unterhal­
tung der Gewässer zweiter Ordnung und der sonstigen 
Gewässer entstehenden Aufwand zur Erhaltung und zur 
Erreichung eines ordnungsmäßigen Zustandes für den 
Wasserabfluss sowie die von ihnen an die Kreise oder 
Wasserverbände abzuführenden Beträge innerhalb des 
Gemeindegebiets als Gebühren nach den §§ 6 und 7 des 
Kommunalabgabengesetzes durch Satzung umlegen auf 

1. die Eigentümer von Grundstücken und Anlagen, die 
die Unterhaltung über die bloße Beteiligung am na­
türlichen Abflussvorgang hinaus erschweren (Er­
schwerer), und 

2. die Eigentümer von Grundstücken in dem Bereich, 
aus dem den zu unterhaltenden Gewässerstrecken 
Wasser seitlich zufließt (seitliches Einzugsgebiet) als 
durch den Abfluss Begünstigte. 

Zum umlagefähigen Aufwand gehören auch die Perso­
nal- und Verwaltungskosten zur Durchführung der Um­
lage, der Aufwand zur Ermittlung der Grundlagen für 
die Umlage sowie die Kosten nach § 74 Absatz 2. Ist das 
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die 
Stelle des Grundeigentümers der Erbbauberechtigte. Der 
von den Erschwerern insgesamt aufzubringende Anteil 
wird vorab als Prozentsatz des Gesamtaufwands festge­
setzt und auf die einzelnen Erschwerer verteilt. Die da­
nach verbleibenden Kosten sind die förderungsfähigen 
Aufwendungen. Der Teil der förderungsfähigen Aufwen­
dungen, der nicht durch Finanzierungshilfen gedeckt ist, 
kann auf die Eigentümer im seitlichen Einzugsgebiet 
umgelegt werden. Dabei tragen die Eigentümer der ver­
siegelten Flächen 90 Prozent und die Eigentümer der üb­
rigen Flächen 10 Prozent der Kosten. Als Gebührenmaß­
stab ist in der Satzung der Quadratmeter 
Grundstücksfläche zugrunde zu legen. 

(2) Kreise und Wasserverbände können den ihnen aus 
der Unterhaltung der Gewässer zweiter Ordnung und 
der sonstigen Gewässer entstehenden Aufwand inner­
halb ihres Gebiets auf die Erschwerer und die Gemein­
den im seitlichen Einzugsgebiet im Verhältnis ihrer Ge­
bietsteile im Einzugsgebiet umlegen. Absatz 1 gilt 
entsprechend. Die Befugnis der Wasserverbände, statt­
dessen für Maßnahmen der Gewässerunterhaltung von 
ihren Mitgliedern Verbandsbeiträge nach den dafür gel­
tenden Vorschriften zu erheben, bleibt unberührt. 

§ 65 

Entscheidung in Fragen der Gewässerunterhaltung 
(zu §§ 39 bis 41 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die zuständige Behörde stellt im Streitfall fest, wem die 
Pflicht zur Gewässerunterhaltung oder eine besondere 
Pflicht im Interesse der Gewässerunterhaltung obliegt. 
Sie setzt den Schadensersatz im Sinne des § 41 Absatz 4 
des Wasserhaushaltsgesetzes fest. 

Unterabschnitt 2 

Ausgleich der Wasserführung 

§ 66 

Pflicht zum Ausgleich der Wasserführung 

(1) Soweit die im Bewirtschaftungsplan festgelegten Be­
wirtschaftungsziele und das Maßnahmenprogramm, die 
allgemeinen Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung 
nach § 6 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie die Vorgaben 
der §§ 27 bis 31 des Wasserhaushaltgesetzes für die Be­
wirtschaftungsziele es erfordern, nachteilige Veränderun­
gen des Abflusses in fließenden Gewässern zweiter Ord­
nung oder in sonstigen fließenden Gewässern 
auszugleichen, obliegt es den Kreisen und kreisfreien 
Städten, durch geeignete Maßnahmen einen Ausgleich 
der Wasserführung herbeizuführen und zu sichern. Glei­
ches gilt, wenn ein solcher Ausgleich der Wasserführung 
einen weitergehenden Ausbau des Gewässers vermeidet. 
Erstreckt sich der Bereich, in dem der Anlass zu den 
Ausgleichsrnaßnahmen entstanden ist und in dem die 
Ausgleichsrnaßnahmen durchzuführen sind, auf das Ge­
biet mehrerer Kreise und kreisfreier Städte, sind diese 
verpflichtet, die notwendigen Ausgleichsrnaßnahmen ge­
meinsam durchzuführen; beschränkt er sich auf das Ge­
biet einer Gemeinde, ist diese dazu verpflichtet. Sofern 
die Gemeinde zum Ausgleich der Wasserführung ver­
pflichtet ist, gilt § 62 Absatz 5. 

(2) Soweit Wasserverbände nach Gesetz oder Satzung 
den Ausgleich der Wasserführung zur Aufgabe haben, 
obliegt ihnen die Pflicht, den Ausgleich der Wasserfüh­
rung herbeizuführen und zu sichern; insoweit treten sie 
an die Stelle der Kreise, kreisfreien Städte und Gemein­
den. 

§ 67 

Umlage des Aufwands für den Ausgleich 
der Wasserführung 

(1) Die Kreise, kreisfreien Städte, Gemeinden und Was­
serverbände können den ihnen aus der Durchführung 
der Ausgleichsrnaßnahmen nach § 66 entstehenden Auf­
wand innerhalb des Bereichs, in dem der Anlass zu den 
Ausgleichsrnaßnahmen entstanden ist, auf diejenigen, die 
zu nachteiligen Abflussveränderungen nicht nur unwe­
sentlich beitragen (Veranlasser), umlegen. Zum Aufwand 
gehört auch der Aufwand für die Erfüllung der Pflichten 
nach § 74 Absatz 2. Der von den Veranlassern insgesamt 
aufzubringende Anteil wird als Prozentsatz des Ge­
samtaufwands festgesetzt und auf die einzelnen Veran­
lasser verteilt. Anstelle der Eigentümer, deren Grundstü­
cke innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile 
liegen, und anstelle von Abwassereinleitern, deren Ab­
wasser sie gemäß § 46 zu beseitigen haben, können die 
Gemeinden zu Umlagen herangezogen werden. Die Be­
fugnis der Wasserverbände, stattdessen für Ausgleichs­
rnaßnahmen von ihren Mitgliedern Verbandsbeiträge 
nach den dafür geltenden Vorschriften zu erheben, bleibt 
unberührt. 

(2) Die Gemeinden können die von ihnen gemäß Ab­
satz 1 Satz 3 aufzubringende Umlage auf die einzelnen 
Veranlasser abwälzen. 

Unterabschnitt 3 

Gewässerausbau 

§ 68 

Pflicht zum Gewässerausbau 
(zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Der zur Gewässerunterhaltung Verpflichtete hat das Ge­
wässer auszubauen, soweit schädliche Gewässerverände­
rungen nach § 3 Nummer 10 des Wasserhaushaltsgeset­
zes es erfordern und nicht schon eine Pflicht zum 
Ausgleich der Wasserführung nach § 66 besteht. Die zu­
ständige Behörde kann den Verpflichteten zur Erfüllung 
seiner Pflicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
anhalten. 



576 Gesetz- undVerordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 22 vom 15. Juli 2016 

§ 69 
Umlage des Ausbauaufwands 

(1) Soweit Ausbaumaßnahmen durch nachteilige Ab­
flussveränderungen veranlasst sind kann der Pflichtige 
nach § 68 den ihm aus der Durchführung der Maßnah­
men entstehenden Aufwand innerhalb des Bereichs, in 
dem der Anlass zu den Ausgleichsmaßnahmen entstan­
den ist, auf diejenigen, die zu nachteiligen Abflussverän­
derungen nicht nur unwesentlich beitragen (Veranlas­
ser), umlegen. Der von den Veranlassern insgesamt 
aufzubringende Anteil wird als Prozentsatz des Ge­
samtaufwands festgesetzt und auf die einzelnen Veran­
lasser verteilt. Anstelle der Eigentümer, deren Grundstü­
cke innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile 
liegen, und anstelle von Abwassereinleitern, deren Ab­
wasser sie gemäß § 46 zu beseitigen haben, können die 
Gemeinden zu Umlagen herangezogen werden. Die Be­
fugnis der Wasserverbände, stattdessen für Ausgleichs­
maßnahmen von ihren Mitgliedern Verbandsbeiträge 
nach den dafür geltenden Vorschriften zu erheben, bleibt 
unberührt. Die Gemeinden können die von ihnen gemäß 
Absatz 1 Satz 3 aufzubringende Umlage auf die einzel­
nen Veranlasser abwälzen. 

(2) Im Übrigen findet § 64 Absatz 1 Satz 1, 2, 3, 6 bis 8 
und Absatz 2 mit der Maßgabe entsprechende Anwen­
dung, dass die Anteile der Erschwerer entfallen. 

§ 70 
Vorteilsausgleich 

(zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Baut eine öffentlich-rechtliche Körperschaft ein Ge­
wässer aus und erhalten Eigentümer von Grundstücken 
und Anlagen dadurch einen nicht nur unerheblichen Vor­
teil, können sie nach dem Maß ihres Vorteils zu den Auf­
wendungen herangezogen werden. Im Streitfall setzt die 
zuständige Behörde den Beitrag nach Anhörung der Be­
teiligten fest. Gemeinden und Gemeindeverbände kön­
nen den Vorteil nach Satz 1 als Gebühren entsprechend 
den §§ 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes durch 
Satzung umlegen. 

(2) Dient der Gewässerausbau auch der Erfüllung einer 
Verpflichtung nach § 66 oder § 68, sind die Beiträge nach 
Absatz 1 vorab zu ermitteln. Der verbleibende Rest des 
Aufwands wird nach den dafür geltenden Vorschriften 
umgelegt. 

(3) Soweit Maßnahmen des Landes oder des Bundes im 
Zuge der Unterhaltung oder des Ausbaus eines Gewässers 
erster Ordnung auch den besonderen Zwecken einer Ge­
meinde dienen, kann die zuständige Behörde die hierfür 
entstehenden Aufwendungen durch Verwaltungs akt auf 
diese umlegen. Die Gemeinden können die von ihnen 
gemäß Satz 1 zu zahlenden Aufwendungen in entspre­
chender Anwendung von §§ 64, 67, 69 auf die einzelnen 
Veranlasser oder Vorteilhabenden durch Satzung umlegen. 

§71 
Grundsätze für den Gewässerausbau 
(zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Maßnahmen zum Gewässerausbau haben die im Bewirt­
schaftungsplan festgelegten Bewirtschaftungsziele, das 
Maßnahmenprogramm, die allgemeinen Grundsätze der 
Gewässerbewirtschaftung nach § 6 des Wasserhaushalts­
gesetzes sowie die Vorgaben der §§ 27 bis 31 des Wasser­
haushaltgesetzes für die Bewirtschaftungsziele sowie 
den Risikomanagementplan nach § 75 des Wasserhaus­
haltsgesetzes und die durch das für Umwelt zuständige 
Ministerium im Ministerialblatt für das Land Nord­
rhein-Westfalen veröffentlichten Grundsätze für den Ge­
wässerausbau zu beachten. 

Unterabschnitt 4 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 72 
Finanzierungshilfen des Landes 

(zu § 40 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Soweit die Unterhaltungs- und Ausbaupflichtigen ihren 
Aufwand nach §§ 64,67,69,70 nicht umlegen können, da 

die zugrunde liegenden Maßnahmen insoweit dem Allge­
meinwohl dienen, gewährt das Land ihnen einen Zu­
schuss im Rahmen vorhandener Haushaltsmittel. Die 
Verteilung und Verwendung der Mittel richtet sich nach 
Richtlinien, die das für Umwelt zuständige Ministerium 
nach Anhörung des zuständigen Ausschusses des Land­
tags erlässt. 

§73 

Vorkaufsrecht 

(1) Dem Land steht ein Vorkaufsrecht zu 

1. an Grundstücken, auf denen sich fließende oberirdi­
sche Gewässer befinden, und an unbebauten Grund­
stücken, die an diese Gewässer angrenzen, 

2. an unbebauten Grundstücken, auf denen sich ein fest­
gesetztes oder vorläufig gesichertes Überschwem­
mungsgebiet befindet, oder 

3. an Grundstücken, auf denen Maßnahmen der Gewäs­
serentwicklung nach einem gemäß § 68 des Wasser­
haushaltsgesetzes zur Einsicht ausgelegten, festge­
stellten oder genehmigten Plan durchgeführt werden 
sollen, 

sofern das jeweilige Grundstück im Zeitpunkt des Ver­
tragsabschlusses im Verzeichnis nach Absatz 4 aufge­
führt ist. Dem Land steht ferner ein Vorkaufsrecht zu bei 
einem entgeltlichen Erwerb von Erbbaurechten, mit 
denen die Grundstücke des Satzes 1 belastet sind oder 
werden. Liegen die Merkmale des Satzes 1 nur bei einem 
Teil des Grundstücks oder Erbbaurechts vor, so erstreckt 
sich das Vorkaufsrecht nur auf diesen Teil. Der Eigentü­
mer oder Erbbauberechtigte kann aber verlangen, dass 
sich der Vorkauf auf das gesamte Grundstück oder Erb­
baurecht erstreckt, wenn ihm ansonsten der weitere Ver­
bleib des nicht vom Vorkaufsrecht umfassten Grund­
stücks oder Erbbaurechts in seinem Eigentum wirt­
schaftlich nicht zuzumuten ist. Satz 3 ist entsprechend 
anzuwenden, wenn das Grundstück oder Erbbaurecht, 
für das das Vorkaufsrecht ausgeübt wird, für die betrieb­
lichen Zwecke eines Betriebs, der sich auf anderen 
Grundstücken befindet, zwingend erforderlich ist. Das 
Vorkaufsrecht darf nur ausgeübt werden, wenn und 
soweit die Fläche im Außenbereich nach § 35 des Bau­
gesetzbuches liegt und zur Erreichung der Bewirtschaf­
tungsziele nach den §§ 27 bis 31 des Wasserhaushalts­
gesetzes, der Bewirtschaftungsziele im Bewirtschaf­
tungsplan oder der Umsetzung des Maßnahmenpro­
gramms oder für die konkrete Umsetzung einer 
Gewässerentwicklungsmaßnahme benötigt wird.' 

(2) Das Vorkaufsrecht wird durch die zuständige Be­
hörde ausgeübt. Es kann auf schriftlichen Antrag eines 
Pflichtigen nach §§ 62, 66, 68 auch zu dessen Gunsten 
ausgeübt werden. Dann kommt der Kauf zwischen dem 
Pflichtigen und dem Verkäufer zustande. Den Inhalt des 
mit dem Dritten geschlossenen Vertrags hat der Verkäu­
fer der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen. 
Die Mitteilung des Verkäufers wird durch die Mitteilung 
des Dritten ersetzt. Die zuständige Behörde hat das Vor­
kaufsrecht binnen zwei Monaten nach Empfang der Mit­
teilung nach Satz 4 oder 5 auszuüben. 

(3) Das Vorkaufsrecht bedarf nicht der Eintragung in 
das Grundbuch oder Erbbaugrundbuch. Es geht rechts­
geschäftlich begründeten Vorkaufsrechten mit Ausnahme 
solcher auf den Gebieten des Grundstücksverkehrs und 
des Siedlungswesens im Rang vor. Das Vorkaufsrecht 
steht dem Vorkaufsrecht auf den Gebieten des Grund­
stücksverkehrs und des Siedlungswesens im Rang gleich. 
Bei einem Eigentumserwerb auf Grund der Ausübung 
des Vorkaufsrechts erlöschen durch Rechtsgeschäft be­
gründete Vorkaufsrechte. Die §§ 463 bis 469, 471, 1098 
Absatz 2 und die §§ 1099 bis 1102 des Bürgerlichen Ge­
setzbuches finden Anwendung. Das Vorkaufsrecht er­
streckt sich nicht auf einen Verkauf, der an einen Ehe­
gatten, eingetragenen Lebenspartner oder einen 
Verwandten ersten Grades erfolgt und nicht auf Verkauf 
eines Rechts nach dem Wohnungseigentumsgesetz in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 403-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung in der jeweils gel­
tenden Fassung. 
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(4) Die zuständige Behörde führt und veröffentlicht ein 
Verzeichnis über die Grundstücke, für die das Vorkaufs­
recht nach Absatz 1 Satz 1 besteht. Jede Notarin und 
jeder Notar darf das Verzeichnis elektronisch einsehen. 
Die jeweilige Einsichtnahme sowie das vom Verzeichnis 
der Notarin oder dem Notar jeweils zur Verfügung ge­
stellte Ergebnis der Einsichtnahme wird dauerhaft ge­
speichert. 

§74 
Koordinierung der Unterhaltung und des Ausbaus der 

Gewässer sowie des Ausgleichs der Wasserführung 

(1) Die Verpflichteten nach den §§ 62, 66, 68 haben in 
einer Einheit nach Anlage 4 ihre Maßnahmen, zu denen 
sie nach den §§ 62, 66, 68 verpflichtet sind, aufeinander 
abzustimmen. Die zuständige Behörde hat die Abstim­
mung zu unterstützen und sicherzustellen. Sie kann im 
Einvernehmen mit den Verpflichteten nach Satz 1 die 
Einheit nach Anlage 4 in kleinere wasserwirtschaftliche 
Einheiten aufteilen, für die dann die Pflichten nach 
Satz 1 gelten. 

(2) Die Verpflichteten nach Absatz 1 Satz 1 haben bis 
zum 22. Dezember 2018 und dann jeweils wieder n!!-ch 6 
Jahren der zuständigen Behörde eine gemeinsame Uber­
sicht ihrer Maßnahmen zum Ausbau und Ausgleich der 
Wasserführung sowie zur Gewässerunterhaltung vorzu­
legen, die für die Erfüllung ihrer Pflichten nach §§ 62, 66, 
68 erforderlich sind, soweit die Maßnahmen nicht in 
einem Abwasserbeseitigungskonzept nach § 46 aufge­
führt sind. 

(3) Die zuständige Behörde kann die Übersicht zur Er­
reichung der im Bewirtschaftungsplan aufgestellten 
Ziele sowie zur Erfüllung der sich aus §§ 62,66,68 erge­
benden Pflichten beanstanden und Maßnahmen und 
Fristen festlegen, wenn ein Pflichtiger nach Absatz 1 
Satz lohne zwingenden Grund die Durchführung erfor­
derlicher Maßnahmen nicht oder verzögert vorsieht. 
Wird die Übersicht nach sechs Monaten nicht beanstan­
det, können die Pflichtigen davon ausgehen, dass mit der 
Umsetzung der dargestellten Maßnahmen in dem dafür 
von den Pflichtigen vorgesehenen zeitlichen Rahmen die 
Pflichten nach den §§ 62, 66, 68 ordnungsgem~ß erfüllt 
werden. Wenn ein Pflichtiger die für ihn in der Ubersicht 
festgelegten Maßnahmen nicht oder nicht in der festge­
legten Frist durchführt, hat er dies der zuständigen Be­
hörde mit Begründung anzuzeigen. Die zuständige Be­
hörde kann dann nach Satz 1 vorgehen. 

(4) Die zuständige Behörde kann, soweit die Ziele nach 
§ 6 des Wasserhaushaltsgesetzes, die §§ 27 bis 31 des 
Wasserhaushaltgesetzes, der Bewirtschaftungsplan und 
das Maßnahmenprogramm es erfordern, Maßnahmen 
vorgeben sowie Fristen setzen, wenn der Pflichtige ohne 
zwingengen Grund die Durchführung von Maßnahmen 
aus der Ubersicht verzögert. 

Abschnitt 4 
Talsperren, Hochwasserrückhaltebecken, Rückhalte­

becken außerhalb von Gewässern 

§ 75 
Talsperren, Hochwasserrückhaltebecken, Rückhalte-

becken außerhalb von Gewässern 

(1) Talsperren sind Anlagen zum Anstauen eines Gewäs­
sers und zum dauernden Speichern von Wasser oder 
schlamniigen Stoffen, bei denen die Höhe des Absperr­
bauwerks von der Sohle des Gewässers unterhalb des 
Absperrbauwerks oder vom tiefsten Geländepunkt im 
Speicher bis zur Krone mehr als fünf Meter beträgt 
und das Speicherbecken bis zur Krone gefüllt mehr als 
100 000 Kubikmeter umfasst. 

(2) Erfüllen Anlagen zum Anstauen eines fließenden Ge­
wässers und vorübergehenden Speichern von Hochwas­
ser (HochwasseITÜckhaltebecken) die Voraussetzungen 
des Absatzes 1, finden auf sie die Vorschriften des § 76 
Absatz 1, 2 und 3 Satz 2 bis 5 Anwendung. 

(3) Erfüllen Anlagen zum Anstauen und Speichern von 
Wasser oder schlammigen Stoffen außerhalb eines Ge­
wässers (Rückhaltebecken außerhalb von Gewässern) die 
Voraussetzungen des Absatzes 1, finden auf sie die Vor-

schriften des § 76 Absatz 1,2 und 3 Satz 2 bis 5 Anwen­
dung. 

§ 76 
Bau und Betrieb 

(1) Talsperren sind mindestens nach den allgemein aner­
kannten Regeln der Technik zu errichten, zu unterhalten 
und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der 
Technik sind insbesondere die technischen Bestimmun­
gen für den Bau, die Unterhaltung und den Betrieb von 
Talsperren, die durch das für Umwelt zuständige Minis­
terium durch Bekanntgabe im Ministerialblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen eingeführt werden. Für den 
Einzelfall oder durch Bekanntgabe im Ministerialblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen können aus Gründen 
des Wohls der Allgemeinheit weitergehende Anforderun­
gen festgesetzt werden. Der Betrieb und die Unterhal­
tung von Talsperren sind durch Personal mit der erfor­
derlichen beruflichen Qualifikation sicherzustellen. Beim 
Bau und Betrieb von Anlagen zur Gewässerbenutzung 
ist auf einen effizienten Einsatz von Ressourcen und 
Energie zu achten. 

(2) Entsprechen vorhandene Anlagen nicht den Anforde­
rungen des Absatzes 1, hat sie der Unternehmer inner­
halb einer angemessenen Frist diesen Anforderungen an­
zupassen. 

(3) Bau und Betrieb von Anlagen nach § 75 Absatz 3 be­
dürfen der Genel"\!lligung durch die zuständige Behörde. 
Die wesentliche Anderung einer Anlage nach § 75, die 
kein Gewässerausbau nach § 67 des Wasserhaushaltsge­
setzes ist, ist der zuständigen Behörde anzuzeigen. Sie 
kann. im Falle des Satzes 2 festlegen, dass die wesentli­
che Anderung nur mit ihrer Genehmigung durchgeführt 
werden darf. Sie kann verlangen, dass der Unternehmer 
einen entsprechenden Antrag stellt. Die Pflicht zur Ge­
nehmigung und Anzeige entfällt in den der Bergaufsicht 
unterstehenden Betrieben. 

(4) Für Rückhaltebecken außerhalb von Gewässern gel­
ten die §§ 29 und 30 sinngemäß. 

(5) Der Betreiber einer Anlage nach § 75 ist verpflichtet, 
Zustand, Unterhaltung und Betrieb der Anlage zu über­
wachen und hierüber Aufzeichnungen zu fertigen, die 
jährlich in einem Sicherheitsbericht zusammenzufassen 
sind. Der Sicherheitsbericht ist aufzubewahren und der 
zuständigen Behörde auf ihr Verlangen vorzulegen. Der 
Betreiber kann darüber hinaus verpflichtet werden, die 
Anlage oder Teile von ihr zu überprüfen oder auf eigene 
Kosten durch im Einvernehmen mit der zuständigen Be­
hörde beauftragte Gutachter überprüfen zu lassen. 

(6) Für Anlagen nach § 75 unterhalb der in § 75 Absatz 1 
Satz 1 genannten Grenzen gelten die Absätze 1 bis 5 ent­
sprechend, wenn die zuständige Behörde feststellt, dass 
ähnliche Sicherheitsvorkehrungen notwendig sind wie 
für Anlagen nach § 75. 

Abschnitt 5 
Hochwasserschutz 

Unterabschnitt 1 
Deiche und andere Hochwasserschutzanlagen 

§77 

Errichten, Beseitigen, Umgestalten von Deichen 
und anderen Hochwasserschutzanlagen 

(zu § 67 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Für das Errichten, Beseitigen, Verstärken oder sonstige 
wesentliche Umgestalten von Deichen, die den Hochwas­
serabfluss beeinflussen, gelten die allgemein anerkannten 
Regeln der Technik sowie § 71 entsprechend. Allgemein 
anerkannte Regeln der Technik sind insbesondere die 
Bestimmungen über das Errichten, Beseitigen und Um­
gestalten von Deichen, die durch das für Umwelt zustän­
digen Ministerium durch Bekanntgabe im Ministerial­
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen eingeführt sind. 
Die Sätze 1 und 2, die nachfolgenden Bestimmungen für 
Deiche sowie § 97 Absatz 2 gelten auch für Dämme und 
andere Hochwasserschutzanlagen. 
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§ 78 
Unterhaltung und Wiederherstellung 

(1) Die durch dieses Gesetz begründete Pflicht zur Un­
terhaltung und Wiederherstellung von Deichen ist eine 
öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit. 

(2) Deiche sind von demjenigen zu unterhalten, der sie 
errichtet hat. Deiche, die bei Inkrafttreten dieses Geset­
zes bereits bestehen, sind von dem bisher Unterhalts­
pflichtigen auch weiterhin zu unterhalten. Die Unterhal­
tung eines Deiches umfasst die Erhaltung des 
Ausbauzustands, insbesondere die zum Schutz gegen 
Angriffe des Gewässers notwendigen Maßnahmen und 
die Beseitigung von Schäden. Die zuständige Behörde 
kann den Umfang der Unterhaltung einschränken, wenn 
sie die Erhaltung des bisherigen Zustands nicht mehr für 
notwendig hält. 

(3) Entspricht ein Deich nicht mehr den allgemein aner­
kannten Regeln der Technik oder ist ein Deich ganz oder 
teilweise verfallen, durch Naturgewalt oder fremdes Ein­
greifen zerstört, ist der Unterhaltspflichtige verpflichtet, 
den Deich nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik zu sanieren oder wiederherzustellen. Die zu­
ständige Behörde kann den Verpflichteten von seiner 
Pflicht nach Satz 1 befreien, wenn ein Hochwasserschutz 
nicht mehr erforderlich ist oder durch andere Maßnah­
men erreicht wird. § 40 Absatz 3 Satz 2 und § 42 Ab­
satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes gelten entsprechend. 

(4) Ist ungewiss oder streitig, wer zur Unterhaltung des 
Deiches verpflichtet ist, kann die zuständige Behörde die 
Gemeinden, deren Gebiet durch den Deich geschützt 
wird, vorläufig zur Unterhaltung heranziehen. Die Ge­
meinden können ungeachtet des § 79 von dem Unterhal­
tungspflichtigen Ersatz ihrer Aufwendungen erlangen. 

(5) Die Pflichten nach den Absätzen 1 bis 3 können von 
einem anderen durch Vereinbarung unter Zustimmung 
der zuständigen Behörde mit öffentlich-rechtlicher Wir­
kung übernommen werden. Die Zustimmung kann wi­
derrufen werden, wenn der neue Pflichtige seinen Ver­
pflichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommt. Die 
Pflichten können nach Satz 1 nur insgesamt übernom­
men werden. 

(6) Sofern einer Gemeinde nach den Absätzen 1 bis 3 
Pflichten obliegen, kann sie diese insgesamt auf eine von 
ihr nach § 114a der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen errichteten Anstalt des öffentlichen 
Rechts übertragen. Die Gemeinde hat die Übertragung 
der zuständigen Behörde anzuzeigen. Die Vorschriften 
des § 114a der Gemeindeordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen bleiben unberührt. Die Sätze 1 bis 3 gel­
ten entsprechend, wenn benachbarte Gemeinden nach 
den §§ 27, 28 des Gesetzes über die kommunale Gemein­
schaftsarbeit ein gemeinsames Kommunalunternehmen 
in Form einer Anstalt des öffentlichen Rechts gründen. 

§ 79 
Umlage 

Die Aufwendungen für Unterhaltung, Sanierung und 
Wiederherstellung von Deichen sind nach dem Maß ihres 
Vorteils von denjenigen zu tragen, deren Grundstücke 
durch den Deich geschützt werden. Zu den Kosten der 
Unterhaltung gehören die Aufwendungen für die Erfül­
lung von Pflichten nach § 81 sowie die Personal-, Sach­
und Verwaltungskosten zur Vorbereitung und Informa­
tion der betroffenen Grundstückseigentümer. Im 
Streitfall setzt die zuständige Behörde nach Anhörung 
der Beteiligten den Beitrag fest. Sofern Gemeinden und 
Gemeindeverbände nach § 78 Absatz 2 unterhaltungs­
pflichtig sind, können sie den ihnen entstehenden Auf­
wand zur Erfüllung ihrer Pflichten nach § 78 Absatz 2 
und 3 als Gebühren entsprechend den §§ 6 und 7 des 
Kommunalabgabengesetzes auf Grundlage einer Sat­
zung umlegen. 

§ 80 
Entscheidung in Unterhaltungsfragen 

Die zuständige Behörde kann feststellen, wem die Unter­
haltung obliegt, und die nach § 81 Absatz 2 und 3 erfor­
derlichen Maßnahmen und Pflichten näher festlegen. 

§ 81 
Statusbericht 

(zu § 67 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Der Unterhaltungspflichtige über prüft regelmäßig 
die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit seines 
Deichs. Festgestellte Mängel sind unverzüglich zu besei­
tigen. 

(2) In einem Statusbericht hat der Unterhaltungspflich­
tige jährlich, für untergeordnete Anlagen alle fünf Jahre 
den Zustand der Hochwasserschutzanlage, relevante Ver­
änderungen im Abflussquerschnitt sowie seine Uberwa­
chungs-, Unterhaltungs- und Baurnaßnahmen zu doku­
mentieren. 

(3) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung den Inhalt des Sta­
tusberichts sowie die Definition der untergeordneten An­
lagen nach Absatz 2 zu regeln. 

§ 82 
Schutzvorschriften 

(1) Auf Deichen und in einer Schutzzone von beidseitig 
vier Metern Breite zum Deichfuß ist verboten: 

1. die Erdoberfläche zu erhöhen oder zu vertiefen, Anla­
gen und Einfriedungen zu errichten, zu erweitern 
oder zu verändern und Leitungen zu verlegen, 

2. zu reiten und zu fahren, außer auf dafür zugelassenen 
Flächen, 

3. Tiere, ausgenommen Schafe, zu weiden und zu trei-
ben, 

4. Gegenstände zu lagern und abzulagern, 

5. Sträucher und Bäume zu pflanzen und 

6. die Grasnarbe zu schädigen und zu entfernen. 

Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen, die der Erhaltung der 
Wehrfähigkeit, der Verteidigung oder der Unterhaltung 
des Deiches dienen. Bei anderen Hochwasserschutzanla­
gen bedarf die Erhöhung und Vertiefung der Erdoberflä­
che, die Errichtung, Erweiterung oder Veränderung von 
Anlagen und das Verlegen von Leitungen in dieser 
Schutzzone der Genehmigung. Die Genehmigung darf 
nur versagt werden, wenn die Maßnahme die Sicherheit 
der Hochwasserschutzanlage beeinträchtigen kann. 

(2) Die zuständige Behörde kann von einem Verbot nach 
Absatz 1 eine widerrufliche Befreiung erteilen, wenn 

1. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit 
die Maßnahme erfordern oder 

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte 
führt. 

Wenn die Behörde bei Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Nummer 2 keine Befreiung erteilt, hat der nach 
§ 78 Absatz 2 zur Deichunterhaltung Verpflichtete eine 
Entschädigung zu leisten. 

(3) Die zuständige Behörde wird ermächtigt, durch ord­
nungsbehördliche Verordnung weitergehende Regelungen 
zum Schutz von Deichen und anderen Hochwasser­
schutzanlagen zu treffen. In der Verordnung können ins­
besondere Ausnahmen und Befreiungen von den Verbo­
ten des § 96 Absatz 1 zugelassen, weitere Schutzzonen 
festgelegt, weitere Verbote und Gebote ausgesprochen 
sowie Genehmigungsvorbehalte und Anzeigepflichten 
geregelt werden. § 35 Absatz 5 gilt entsprechend. 

Unterabschnitt 2 
Überschwemmungsgebiete 

§ 83 
Festset7i.ung und vorläufige Sicherung 

von Uberschwemmungsgebieten 
(zu § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Überschwemmungsgebiete nach § 76 Absatz 2 Num­
mer 2 des Wasserhaushaltsgesetzes sind auch solche Ge­
biete, die für Zwecke der Rückhaltung von Hochwasser 
oder der Hochwasserentlastung rückgewinnbar sind. 
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(2) Die Festsetzung erfolgt durch ordnungsbehördliche 
Verordnung der zuständigen Behörde. Die Verordnung 
nach Satz 1 ist unbefristet; § 32 des Ordnungsbehörden­
gesetzes findet keine Anwendung. Die zuständige Be­
hörde. legt den Entwurf der Verordnung und die Karten 
des Uberschwemmungsgebiets für die Dauer von zwei 
Monaten zur Einsicht durch jedermann öffentlich aus 
und weist durch ortsübliche Bekanntmachung in ihrem 
Amtsblatt auf die Auslegung und die Möglichkeit der 
Stellungnahme hin. Die zuständige Behörde veranlasst, 
dass die Gemeinden, auf deren Gebiet sich das Über­
schwemmungsgebiet erstreckt, die Unterlagen nach 
Satz 3 für zwei Monate auslegen. Im Übrigen ist § 73 
Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt­
machung vom 12. November 1999 (Gv. NRW. S. 602) in 
der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwen­
den. 

(3) Als festgesetzte Überschwemmungsgebiete gelten, 
ohne dass es einer weiteren Festsetzung bedarf, 

1. Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern und Dei­
chen oder Hochufern und 

2. Gebiete, die auf der Grundlage einer Planfeststellung 
oder Plangenehmigung für die Hochwasserentlastung 
oder Rückhaltung beansprucht werden. 

Die Überschwemmungsgebiete nach Satz 1 werden in 
Karten mit deklaratorischer Bedeutung eingetragen. Die 
zuständige Behörde legt die Karten des Uberschwem­
mungsgebiets für die Dauer von zwei Monaten zur Ein­
sicht durch jedermann öffentlich aus und weist auf die 
Auslegung durch ortsübliche Bekanntmachung hin. 

(4) Die zuständige Behörde legt die Karte eines Über­
schwemmungsgebiets nach § 76 Absatz 1 des Wasser­
haushaltsgesetzes, das bereits ermittelt, aber noch nicht 
festgesetzt ist, zur vorläufigen Sicherung für die Dauer 
von vier Wochen öffentlich aus und weist auf die Ausle­
gung durch öffentliche Bekanntmachung hin. Für Ge­
biete nach Satz 1 gilt § 84 entsprechend. Die vorläufige 
Sicherung eI?:det mit Inkrafttreten der förmlichen Fest­
setzung des Uberschwemmungsgebietes oder Einstellung 
des Festsetzungsverfahrens, spätestens jedoch fünf Jahre 
nach der öffentlichen Bekanntmachung. 

§ 84 
Besondere Bestimmungen für Überschwemmungsgebiete 

(zu § 78 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Bei Vorhaben nach § 78 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
des Wasserhaushaltsgesetzes, die nach anderen Rechts­
vorschriften einer Genehmigung oder einer sonstigen 
Zulassung bedürfen und bei deren Erteilung auch die 
Genehmigungsvoraussetzungen nach § 78 Absatz 3 
Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes zu prüfen sind, 
schließt die Genehmigung oder sonstige Zulassung auch 
die Genehmigung nach § 78 Absatz 3 Satz 1 des Wasser­
haushaltsgesetzes ein. Die zuständige Behörde hat im 
Einvernehmen mit der für die Genehmigung nach § 78 
Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes zuständigen Be­
hörde zu entscheiden. 

(2) Der zeitgleiche Ausgleich des Verlusts von verloren­
gehendem Rückhalteraum nach § 78 Absatz 3 Nummer 1 
des Wasserhaushaltsgesetzes kann bei kleinen Eingriffen 
über ein Hochwasserschutzregister mit Maßnahmen zur 
Schaffung von Rückhalteraum zum Ausgleich erfolgen. 
Das Hochwasserschutzregister führt die zuständige Be­
hörde. Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung das Hochwasser­
schutzregister zu regeln, insbesondere 

1. das Anlegen und Führen des Hochwasserschutzregis­
ters, 

2. die Durchführung des Ausgleichs im Einzelfall und 

3. die Kostenerstattung. 

(3) In festgesetzten Überschwemmungsgebieten sind 

1. Anlagen zur Trinkwasserversorgung so zu errichten 
und zu betreiben, dass sie auch bei Hochwasser so be­
trieben werden können, dass die Anforderungen der 
Trinkwasserverordnung gesichert eingehalten werden, es 
sei denn, die Versorgung wird bei Hochwasser sicherge-

stellt durch andere Anlag~p., die die Anforderung erfül­
len oder außerhalb eines Uberschwemmungsgebiets lie­
gen; vorhandene Anlagen zur Wasserversorgung sind bis 
zum 31. Dezember 2016 entsprechend nachzurüsten; 

2. Abwasseranlagen entsprechend den allgemein aner­
kannten Regeln der Technik hochwassersicher zu errich­
ten und zu betreiben; vorhandene Abwasseranlagen sind 
bis zum 31. Dezember 2021 entsprechend nachzurüsten; 

3. Anlagen nach § 62 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgeset­
zes nur so zu errichten und zu betreiben, dass wasserge­
fährdende Stoffe durch Hochwasser nicht abge­
schwemmt oder freigesetzt werden und auch nicht auf 
eine andere Weise in ein Gewässer oder eine Abwasser­
behandlungsanlage gelangen können. Vorhandene Anla­
gen nach § 62 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sind 
bis zum 31. Dezember 2021 entsprechend nachzurüsten. 

Die zuständige Behörde kann von Verboten, Beschrän­
kungen sowie Duldungs- und Handlungspflichten nach 
Satz 1 eine Befreiung erteilen, wenn der Schutzzweck 
nicht gefährdet wird oder überwiegende Gründe des 
Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. Sie hat eine Be­
freiung zu erteilen, soweit dies zur Vermeidung unzumut­
barer Beschränkungen des Eigentums erforderlich ist 
und hierdurch der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 

§ 85 

Melde-, Warn- und Alarmordnung zum Schutz 
vor Hochwasser 

(zu § 79 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, im Einvernehmen mit dem für Inneres zustän­
digen Ministerium durch Rechtsverordnung Regelungen 
zu treffen zur Meldung von Hochwasser, insbesondere 
zur Verpflichtung von Personen zur Teilnahme am Hoch­
wassernachrichtendienst, dessen Organisation und der 
Meldewege sowie zur Warnung vor Hochwasser. 

(2) Warn- und Alarmpläne für länderübergreifende 
oberirdische Gewässer sind mit den angrenzenden Län­
dern, für den Rhein als Wasserstraße mit dem Bund, ab­
zustimmen. 

(3) Aus der Einrichtung der Melde-, Warn- und Alarm­
dienste können Dritte keine Ansprüche ableiten. 

Abschnitt 6 

Wasserwirtschaftliche Planung, Grundlagen 
der Wasserwirtschaft 

Unterabschnitt 1 

Hochwasserrisikomanagementplanung nach § 75 
des Wasserhaushaltsgesetzes, Maßnahmenprogramm und 

Bewirtschaftungsplanung nach §§ 82, 83 
des Wasserhaushaltsgesetzes 

§ 86 

Beteiligung bei Maßnahmenprogramm und 
Bewirtschaftungsplan 

(zu §§ 82, 83, 85 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Für die nordrhein-westfälischen Anteile der in § 12 ge­
nannten Flussgebietseinheiten erarbeitet die oberste 
Wasserbehörde Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen 
und Bewirtschaftungsplänen der Flussgebietseinheiten 
und stellt sie im Einvernehmen mit den betroffenen 
obersten Landesbehörden und nach Anhörung des für 
den Umweltschutz zuständigen Ausschusses des Landta­
ges auf. Bei der Erarbeitung werden die Träger öffentli­
cher Belange und ihnen Gleichgestellte, insbesondere die 
Kreise und kreisfreien Städte, die anerkannten Natur­
schutzvereinigungen, die betroffenen Wasserverbände 
und die betroffenen regionalen Planungsträger gemäß 
§ 6 des Gesetzes zur Neufassung des Landesplanungsge­
setzes NRW vom 3. Mai 2005 (Gv. NRW. s. 430) in der je­
weils geltenden Fassung beteiligt. Sie wirken bei der Er­
arbeitung mit, insbesondere unterstützen sie die oberste 
Wasserbehörde und erteilen die erforderlichen Aus­
künfte. 
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§ 87 
Information und aktive Beteiligung der Öffentlichkeit 

bei der Hochwasserrisikomanagementplanung 
(zu § 79 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die zuständige Behörde legt 

1. die Bewertung der Hochwasserrisiken und die Festle­
gung der Risikogebiete nach § 73 Absatz 1 Satz 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes, 

2. die Gefahrenkarten und Risikokarten nach § 74 des 
Wasserhaushaltsgesetzes und 

3. die Risikomanagementpläne nach § 75 Absatz 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes 

und deren Überarbeitungen nach § 73 Absatz 6, § 74 Ab­
satz 6 und § 75 Absatz 6 des Wasserhaushaltsgesetzes für 
die Dauer von einem Monat zur Einsicht durch jeder­
mann öffentlich aus und weist auf die Auslegung durch 
öffentliche Bekanntmachung hin. 

§ 88 
Bekanntgabe und Verbindlichkeit der 

wasserwirtschaftlichen Planungen 
(zu §§ 75, 82, 83 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die oberste Wasserbehörde legt die Bewirtschaf­
tungspläne und Maßnahmenprogramme nach §§ 82, 83 
des Wasserhaushaltsgesetzes, soweit sie die nordrhein­
westfälischen Anteile der Flusseinzugsgebiete betreffen, 
aus und weist auf die Auslegung bei dem für die Umwelt 
zuständigen Ministerium und den zuständig~n Behörden 
im Ministerialblatt für das Land Nordrhem-Westfalen 
hin. Die zuständige Behörde, auf deren Gebiet sich die 
Planung erstreckt, legt den Bewirtschaftungsplan und 
das Maßnahmenprogramm zur Einsicht für jedermann 
aus und weist auf die Auslegung durch öffentliche Be­
kanntmachung hin. Die zuständige Behörde legt die Ri­
sikomanagementpläne nach § 75 des Wasserha~shaltsge­
setzes zur Einsicht für jedermann aus und weist auf die 
Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung hin. 

(2) Maßnahmen, die Risikomanagementpläne und Maß­
nahmenprogramme nach den §§ 75, 82 des Wasserhaus­
haltsgesetzes festlegen, sind durch Anordnungen oder 
sonstige Entscheidungen der zuständigen Behörden nach 
diesem Gesetz oder nach anderen Rechtsvorschriften 
durchzusetzen. Sind in den Plänen und Programmen 
nach Satz 1 planungsrechtliche Festlegungen vorgesehen, 
haben die öffentlichen Planungsträge.~ diese bei ihren 
Planungen zu berücksichtigen. Im Ubrigen sind die 
nordrhein-westfälischen Anteile der Risikomanagement­
pläne, Maßnahmenprogramme und der .Bewirtschaf­
tungspläne für alle behördlichen Entscheidungen ver­
bindlich. 

Unterabschnitt 2 
Grundlagen der Wasserwirtschaft, 

Daten und Dokumentation 

§ 89 
Grundlagen der Wasserwirtschaft 

(zu § 88 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die zuständigen Behörden ermitteln die Grundlagen 
der Wasserwirtschaft. Sie haben dabei die Regeln und 
Bestimmungen über das Erheben, Auswerten und Dar­
stellen der Grundlagen des Wasserhaushalts anzuwen­
den, die durch das für Umwelt zuständige Ministerium 
durch Bekanntgabe im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen eingeführt werden. Soweit solche 
Regeln nicht veröffentlicht sind, müssen mindestens die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik angewandt 
werden. Die zuständigen Behörden ermitteln ferner im 
Zusammenwirken mit den Fachverbänden der Wasser­
und Abfallwirtschaft den Stand der für die Wasserwirt­
schaft bedeutsamen Technik und beteiligen sich an des­
sen Entwicklung, soweit dies für die Bedürfnisse der 
Wasserwirtschaftsverwaltung des Landes erforderlich 
ist. Die Ergebnisse dieser Ermittlungen sind bei allen be­
hördlichen Entscheidungen zu berücksichtigen. Die zu­
ständigen Behörden geben über ihre Ermittlungen den 
Wasserbehörden, den Gemeinden und Gemeindeverbän­
den, den Wasserverbänden und anderen Trägern öffentli-

eher Belange Auskunft; sie können auch private Interes­
senten beraten. 

(2) Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend für Gemein­
den und Gemeindeverbände, Wasserverbände und andere 
öffentlich-rechtliche Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts, soweit diese zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben Grundlagen des Wasserhaushalts ermitteln. 
Sie gelten ebenfalls für Personen privaten Rechts, soweit 
diese zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht oder auf­
grund von Pflichten, die ihnen auf Grund wasserrecht­
licher Bestimmungen obliegen, Grundlagen des Wasser­
haushalts ermitteln. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichteten sowie 
die nach § 88 Absatz 1 und 2 des Wasserhaushaltsgeset­
zes Berechtigten übermitteln nach näherer Bestimmung 
durch die oberste Wasserbehörde die erhobenen Daten 
unentgeltlich an die zuständige Behörde, sofern sie mit 
der zuständigen Behörde nichts anderes vereinbart 
haben. Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu regeln, welche 
Daten zu übermitteln sind und nach welchen Anforde­
rungen sich die Übermittlung richtet. 

(4) Zur Erfüllung der in Absatz 1 genannten Aufgaben 
können auch personen- und betriebsbezogene Daten er­
hoben und weiter verarbeitet werden. Eine Veröffentli­
chung hat so zu erfolgen, dass Rückschlüsse auf Be­
triebs- oder Geschäftsgeheimnisse nicht gezogen werden 
können. Im Übrigen bleiben die Bestimmungen des Da­
tenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. S. 542) 
in der jeweils geltenden Fassung unberührt. 

§ 90 
Informations- und Dokumentationspflichten 

(zu §§ 51, 53, 76, 82, 83 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Die zuständigen Wasserbehörden fiihren über alle festge­
setzten und vorläufig gesicherten Uberschwemmungsge­
biete, Wasserschutz- und Heilquellenschutzgebiete Ver­
zeichnisse und Karten im Internet. Die zuständigen 
Wasserbehörden bewahren die Karten zur Bewertung 
der Hochwasserrisiken und der Festlegung der Risikoge­
biete nach § 73 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsge­
setzes, die Gefahrenkarten und Risikokarten nach § 74 
des Wasserhaushaltsgesetzes sowie die Risikomanage­
mentpläne nach. § 75 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgeset­
zes und deren Uberarbeitungen nach den § 73 Absatz 6, 
§ 74 Absatz 6 und § 75 Absatz 6 des Wasserhaushalts~e­
setzes sowie die Maßnahmenprogramme und BewIrt­
schaftungspläne nach § 82 des Wasserhaushaltsgesetz 
und deren Überarbeitung zur Einsicht für jedermann 
auf. Für die Nutzung der Daten für die Gebiete nach den 
Sätzen 1 und 2 werden keine Entgelte erhoben. 

Unterabschnitt 3 
Wasserbuch 

§ 91 
Einrichtung des Wasserbuchs 

(zu § 87 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Das Wasserbuch ist in digitaler Form als automati­
sierte Datei auf Datenträger von der zuständigen Be­
hörde anzulegen und zu führen. Die oberste Wasser­
behörde bestimmt die Einzelheiten der Wasserbuchfüh­
rung. Die für die Erteilung zuständigen Behörden haben 
die ins Wasserbuch aufzunehmenden Rechte in digitaler 
Form zur Verfügung zu stellen. 

(2) Berührt ein Gewässer mehrere Regierungsbezirke, 
kann die oberste Wasserbehörde eine Wasserbehörde mit 
der Anlegung und Führung des Wasserbuchs betrauen. 

§ 92 
Eintragung, Verfahren 

(zu § 87 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) In das Wasserbuch sind außer den in § 87 des Wasser­
haushaltsgesetzes genannten Rechtsverhältnissen einzu­
tragen 

1. Heilquellenschutzgebiete, 
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2. die von den §§ 23 und 62 abweichenden Unterhal-
tungspflichten und 

3. die Zwangsrechte. 

(2) Eintragungen in das Wasserbuch werden von Amts 
wegen vorgenommen, sobald das Rechtsverhältnis nach­
gewiesen ist. 

(3) Alte Rechte und alte Befugnisse, deren Rechtsbe­
stand nicht nachgewiesen ist, sind bei der Eintragung als 
"behauptete Rechte und Befugnisse" zu kennzeichnen; 
ihre Eintragung soll unterbleiben, wenn ihr Bestand of­
fenbar unmöglich ist. 

Kapitel 4 
Gewässeraufsicht 

§ 93 
Aufgaben der Gewässeraufsicht 

(zu § 100 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Aufgabe der Gewässeraufsicht ist es, 

1. die Gewässer, 

2. ihre Benutzung, 

3. die Indirekteinleitungen, 

4. die Beschaffenheit des Rohwassers für die öffentliche 
Trinkwasserversorgung , 

5. die Wasserschutzgebiete, 

6. die Überschwemmungsgebiete, 

7. die Talsperren und Rückhaltebecken, 

8. die Deiche und 

9. die Anlagen, die unter das Wasserhaushaltsgesetz, die­
ses Gesetz oder die dazu erlassenen Rechtsvorschrif­
ten fallen, 

auf Einhaltung aller Verpflichtungen nach dem Wasser­
haushaltsgesetz oder diesem Gesetz oder nach auf das 
Wasserhaushaltsgesetz oder dieses Gesetz gestützten 
Rechtsverordnungen, sowie zur Abwehr von Gefahren zu 
überwachen. Wird eine nach dem Wasserhaushaltsgesetz, 
diesem Gesetz oder den dazu erlassenen Vorschriften zu­
lassungs- oder anzeigepflichtige Handlung oder Anlage 
ohne Zulassung oder Anzeige durchgeführt oder errich­
tet, betrieben oder wesentlich geändert, kann die zustän­
dige Behörde verlangen, dass ein entsprechender Antrag 
gestellt wird oder eine Anzeige erfolgt. 

(2) Zur Gewässeraufsicht gehören die Bauüberwachung 
und die Bauzustandsbesichtigung der baulichen Anla­
gen. Die Vorschriften der § 81 Absatz 1 Satz 1 bis 3 und 
§ 82 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Landesbauordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (Gv. 
NRW. S. 256) in der jeweils geltenden Fassung gelten 
entsprechend. 

(3) Zur Gewässeraufsicht gehören Untersuchungen des 
natürlichen Wasserkreislaufs, auch soweit er außerhalb 
von Gewässern stattfindet, im Hinblick auf Klimaaus­
wirkungen. 

§ 94 
Überwachung von Abwassereinleitungen 

Einleitungen von Abwasser in Gewässer von im Jahres­
durchschnitt mehr als ein Kubikmeter je zwei Stunden 
sind in der Weise zu überwachen, dass mehrmals im Jahr 
Proben zu entnehmen und zu untersuchen sind. Ausge­
nommen sind Einleitungen von Abwasser, das keiner Be­
handlung bedarf, und Abwassereinleitungen, von denen 
keine erhebliche Beeinträdltigung des Wasserhaushalts 
zu erwarten ist. Die zur Uberwachung erforderlichen 
Probeentnahmen und Untersuchungen werden von den 
zuständigen Behörden oder von den von ihnen beauf­
tragten Untersuchungsstellen durchgeführt. Es dürfen 
keine Untersuchungsstellen beauftragt werden, die für 
den Abwassereinleiter auf wasserwirtschaftlichem Ge­
biet gegen Entgelt bereits in anderer Weise, insbesondere 
als Gutachter oder im Rahmen der Selbstüberwachung 
tätig sind. 

§ 95 
Gewässer- und Deichschau 

(1) Die fließenden Gewässer sind, soweit es zur Überwa­
chung der ordnungsmäßigen Gewässerunterhaltung ge­
boten ist, im Rahmen der Gewässeraufsicht durch die 
zuständige Behörde zu schauen. Dabei ist festzustellen, 
ob das Gewässer ordnungsgemäß unterhalten ist. 

(2) Den zur Gewässerunterhaltung Verpflichteten, den 
Eigentümern und Anliegern des Gewässers, den zur Be­
nutzung des Gewässers Berechtigten, den Fischereibe­
rechtigten und der unteren Landschaftsbehörde ist Gele­
genheit zur Teilnahme und zur Äußerung zu geben. Die 
Schautermine sind zwei Wochen vorher ortsüblich öf­
fentlich bekanntzumachen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 Satz 2 sind auf Deiche und 
Hochwasserschutzanlagen entsprechend anzuwenden. 
Den zur Unterhaltung Verpflichteten und den Eigentü­
mern der Hochwas.~erschutzanlage ist Gelegenheit zur 
Teilnahme und zur Außerung zu geben 

§ 96 
Kosten der Gewässeraufsicht 

(zu § 100 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Die Kosten der Gewässeraufsicht sind dem Benutzer 
eines Gewässers und dem Betreiber von Anlagen aufzu­
erlegen, soweit sich die Überwachung auf die Einhaltung 
i.p.rer Pflichten bezieht. In den sonstigen Fällen trägt der 
Uberwachte die Kosten, wenn die Uberwachung ergibt, 
dass von ihm wasserrechtliche Vorschriften und Ver­
pflichtungen nicht erfüllt worden sind. Kosten sind vom 
Gewässerbenutzer und Anlagenbetreiber nicht zu tragen 
für Besichtigungen gemäß § 95. 

(2) Soweit der Benutzer eines Gewässers der Eigentümer 
des Grundstücks ist, das für die Gewässerbenutzung er­
forderlich ist, oder der Anlagenbetreiber Eigentümer des 
Grundstücks ist, auf dem sich die Anlage befindet, wer­
den die Kosten für Maßnahmen nach Absatz 1 von den 
Kostenpflichtigen in ihrer Eigenschaft als Grundstücks­
eigentümer erhoben. Satz 1 gilt entsprechend, wenn der 
Benutzer oder der Anlageneigentümer Erbbauberechtig­
ter ist. In diesen Fällen ruhen die Kosten als öffentliche 
Last auf dem Grundstück oder dem Erbbaurecht. 

Kapitel 5 
Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen, 

Betretungsrechte, Mitwirkungspflichten 

§ 97 
Besondere Pflichten Dritter beim Gewässerausbau, 

Deichbau, der Gewässerunterhaltung und der 
Gewässer- und Deichschau 

(zu § 41 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Soweit es zur Vorbereitung oder Durchführung eines 
Gewässerausbaus erforderlich ist, haben die Anlieger 
und Hinterlieger nach vorheriger Ankündigung auf An­
ordnung der zuständigen Behörde zu dulden, dass der 
Unternehmer oder dessen Beauftragte die Grundstücke 
betreten und vorübergehend benutzen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Vorbereitung und 
Durchführung einer Maßnahme nach § 77 sowie für die 
ordnungsgemäße Unterhaltung einer Hochwasserschutz­
anlage. Für die Deichunterhaltung haben Anlieger und 
Hinterlieger außerdem zu dulden, dass aus ihren Grund­
stücken Bestandteile entnommen werden, wenn diese an­
derweitig nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
beschafft werden können. Die Eigentümer und Nut­
zungsberechtigten der an eine Hochwasserschutzanlage 
angrenzenden Grundstücke haben alles zu unterlassen, 
was die Unterhaltung oder Sicherheit des Deiches beein­
trächtigen kann. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die Durchführung 
einer Gewässer- oder Deichschau nach § 95. 

(4) An fließenden Gewässern zweiter Ordnung und an 
sonstigen fließenden Gewässern darf eine bauliche An­
lage innerhalb von drei Metern von der Böschungsober­
kante nur zugelassen werden, wenn ein Bebauungsplan 
die bauliche Anlage vorsieht oder öffentliche Belange 



582 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 22 vom 15. Juli 2016 

nicht entgegenstehen. Die Anlieger und Hinterlieger 
haben das Einebnen des bei der Gewässerunterhaltung 
anfallenden Aushubs auf ihren Grundstücken zu dulden, 
soweit bodenschutzrechtliche Bestimmungen nicht ent­
gegenstehen und dadurch die bisherige Nutzung nicht 
dauernd beeinträchtigt wird. 

(5) Alle nach § 101 des Wasserhaushaltsgesetzes und 
nach den Absätzen 1 bis 4 beabsichtigten Arbeiten und 
Maßnahmen sind dem Duldungspflichtigen rechtzeitig 
anzukündigen. 

(6) Entstehen durch Handlungen nach Absatz 1, Ab­
satz 2 Satz 1 und 2, Absatz 3 sowie Absatz 4 Satz 2 
Schäden, so hat der Geschädigte gegenüber dem Unter­
nehmer Anspruch auf Schadensersatz. Die zuständige 
Behörde setzt die Höhe des Schadensersatzes fest. 

§ 98 
Besondere Pflichten im Interesse der Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung bei der Erteilung von Wasser­
rechten, Anzeigeverfahren und Grundlagenermittlung 

(zu § 101 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) § 101 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt zum Zweck 
der Erfüllung der Wasserversorgungspflicht nach § 38 
sowie der Abwasserbeseitigungspflicht nach § 46 und für 
die Bediensteten der Gemeinde und die mit Berechti­
gungsausweis versehenen Beauftragen der Gemeinde 
entsprechend. Satz 1 gilt auch für Anlagen zur Ableitung 
von Abwasser, das der Gemeinde zu überlassen ist. Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch für eine Körperschaft oder ju­
ristische Person des öffentlichen Recht, der nach § 52 die 
Abwasserbeseitigungspflicht übertragen wurde. 

(2) § 101 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt entsprechend 
für Maßnahmen der zuständigen Behörde bei der Ertei­
lung von Wasserrechten, Prüfung von Anzeigen und der 
Grundlagenermittlung. 

§ 99 
Einschränkende Vorschriften 

(zu §§ 92, 93 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Vorschriften der §§ 92 und 93 des Wasserhaushaltsgeset­
zes gelten nicht für Gebäude, Hofräume, Gärten und 
Parkanlagen. Eine Verpflichtung zur Duldung der Vorha­
ben kann die zuständige Behörde jedoch anordnen, wenn 
Wasser oder Abwasser unterirdisch und in dichten Lei­
tungen durchgeleitet werden soll. 

§ 100 
Wasser- und Hochwassergefahr 

(1) Werden zur Abwendung einer durch Hochwasser, Eis­
gang, Uberfiutungen durch Starkregen oder andere Er­
eignisse bedingten gegenwärtigen Wassergefahr augen­
blickliche Vorkehrungen notwendig, so sind, sofern es 
ohne erhebliche eigene Nachteile geschehen kann, alle 
benachbarten Gemeinden, auch wenn sie nicht bedroht 
sind, verpflichtet, auf Anforderung der zuständigen Be­
hörde die erforderliche Hilfe zu leisten. 

(2) Ist ein Deich bei Hochwasser gefährdet, so haben alle 
Bewohner der bedrohten und, falls erforderlich, der be­
nachbarten Gebiete auf Anforderung der zuständigen 
Behörde zu den Schutzarbeiten Hilfe zu leisten und die 
erforderlichen Arbeitsgeräte, Beförderungsmittel und 
Baustoffe zur Verfügung zu stellen. Den in Anspruch ge­
nommenen Bewohnern des bedrohten Gebietes ist auf 
Verlangen Entschädigung zu gewähren. Der den in An­
spruch genommenen Bewohnern benachbarter Gebiete 
entstehende Schaden ist in entsprechender Anwendung 
der §§ 40 und 41 des Ordnungsbehördengesetzes zu er­
setzen. § 43 Absatz 2 des Ordnungsbehördengesetzes gilt 
entsprechend. Entschädigungspflichtig ist der Unterhal­
tungspflichtige. Kommt es zu keiner gütlichen Einigung, 
setzt die zuständige Behörde die Höhe der Entschädi­
gung fest. 

(3) Bei Hochwassergefahr sind die Unternehmer von 
Stauanlagen verpflichtet, die Anlagen nach näherer An­
ordnung der zuständigen Behörde ohne Entschädigung 
für die Hochwasserabführung und Hochwasserrückhal­
tung einzusetzen. 

Kapitel 6 

Enteignung, Entschädigung, Ausgleich 

§ 101 

Enteignung und Enteignungsverfahren 
(zu § 71 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Eine Enteignung ist zulässig, soweit sie für ein nach 
§ 68 des Wasserhaushaltsgesetzes festgestelltes oder ge­
nehmigtes Vorhaben notwendig ist, das dem Allgemein­
wohl, insbesondere der Erreichung der wasserwirtschaft­
lichen Ziele nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 und 2, 5 und 6 
und § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes, dem Hochwasser­
schutz, der öffentlichen Wasserversorgung, Abwasserbe­
seitigung, der Schifffahrt oder der Speicherung von 
Energie dient. 

(2) Eine Enteignung ist darüber hinaus für Zwecke der 
öffentlichen Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 
sowie für Vorhaben zum Schutz vor oder zum Ausgleich 
von Beeinträchtigungen des Natur- und Wasserhaushalts 
durch Wasserentzug zulässig. 

(3) Die §§ 96 bis 9§ des Wasserhaushaltsgesetzes gelten 
entsprechend. Im Ubrigen ist das Landesenteignungs­
und -entschädigungsgesetz entsprechend anzuwenden. 

§ 102 

Entschädigungsverfahren 
(zu §§ 22, 96 bis 99 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Soweit sich aus dem Wasserhaushaltsgesetz nichts 
anderes ergibt, finden auf Entschädigungsansprüche 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder diesem Gesetz die 
Vorschriften des Landesenteignungs- und -entschädi­
gungsgesetzes Anwendung. Für Streitigkeiten über das 
Bestehen und die Höhe eines Entschädigungsanspruchs 
ist derVerwaltungsrechtsweg gegeben. Von der Pflicht zur 
Erstattung des zunächst vom Land aufgewandten Ent­
schädigungsbetrages kann abgesehen werden, wenn dies 
im Einzelfall der Billigkeit entspricht. 

(2) Ist das in das Eigentum des Entschädigungspflichti­
gen übergehende Grundstück mit Rechten Dritter belas­
tet, so sind die Artikel 52 und 53 Absatz 1 des Einfüh­
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche anzuwen­
den. 

§ 103 

Ausgleichsverfahren 
(zu §§ 22, 52 Absatz 5, § 53 Absatz 5, § 78 Absatz 5 

und 6 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Auf das Ausgleichsverfahren findet das förmliche 
Verwaltungsverfahren nach Teil V Abschnitt 1 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen Anwendung. Die Kosten des Verfahrens tragen 
die Beteiligten nach dem Maß ihres schätzungsweise zu 
ermittelnden Vorteils. 

(2) Der Ausgleich wird auf Antrag eines Beteiligten 
durch die zuständige Behörde festgesetzt. Als landwirt­
schaftliche Nutzung eines Grundstücks gilt auch die 
gärtnerische Nutzung. Der Antrag setzt voraus, dass die 
Beteiligten sich ernsthaft und vergeblich um eine gütli­
che Einigung bemüht haben. Der Ausgleich ist, sofern 
nichts anderes vereinbart wird, durch einen jährlich zum 
10. Januar für das vorhergehende Kalenderjahr fällig 
werdenden Betrag in Geld zu leisten. Er erfolgt nur, 
wenn die wirtschaftlichen Nachteile jährlich 100 Euro 
übersteigen. Ein Ausgleich wird insoweit nicht geleistet, 
als es dem Betroffenen möglich ist, durch eigene Maß­
nahmen die wirtschaftlichen Nachteile zu mindern. Ein 
Ausgleichsanspruch besteht nicht, wenn anderweitige 
Leistungen für die Beschränkung der ordnungsgemäßen 
land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung eines Grund­
stücks gewährt werden. 
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Kapitel 7 
Verwaltungsverfahren, Rechtsverordnungen 

Abschnitt 1 
Verwaltungsverfahren 

§ 104 
Grundsätze 

Soweit das Wasserhaushaltsgesetz auf Bestimmungen 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes verweist, finden die 
entsprechenden Regelungen des Verwaltungsverfahrens­
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen Anwendung. 

§ 105 
Verfahren über die Erteilung von Zwangsrechten 

Zwangsrechte nach den §§ 91 bis 94 des Wasserhaus­
haltsgesetzes und der §§ 97, 98 und 27 sind im förmli­
chen Verwaltungsverfahren nach Teil V Abschnitt 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen zu erteilen. 

§ 106 
Verfahren über Antrag auf gehobene Erlaubnis 

oder Bewilligung 
(zu § 11 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Für das Verfahren über einen Antrag auf gehobene 
Erlaubnis oder eine Bewilligung gelten die Vorschriften 
über das förmliche Verwaltungsverfahren nach Teil V Ab­
schnitt 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen. § 73 Absatz 3 bis 5 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Ist die Erweiterung einer Gewässerbenutzung beab­
sichtigt, über die schon entschieden ist, gilt Absatz 1 
Satz 2 nur für die beabsichtigte Erweiterung. In der Be­
kanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass es sich um 
eine Erweiterung handelt. 

§ 107 
Gewässerausbauverfahren 

(zu § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

Dient der Gewässerausbau der Schifffahrt oder der Er­
richtung von Häfen, Lande- und UmschlagsteIlen, so be­
darf die Einleitung des Planfeststellungsverfahrens der 
Zustimmung der für Verkehr zuständigen obersten Lan­
desbehörde. Die Zustimmung darf nur versagt werden, 
wenn das Wohl der Allgemeinheit es erfordert. 

§ 108 
Sondervorschrift für Wasserverbände 

Die Pläne für die Durchführung von Unternehmen der 
Wasserverbände können in einem Planfeststellungsver­
fahren nach Teil V Abschnitt 2 des Verwaltungsverfah­
rensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen festge­
stellt werden, wenn der Verband es beantragt oder nach 
der Entscheidung der Aufsichtsbehörde des Verbands mit 
einer erheblichen Beeinträchtigung des Wohls der Allge­
meinheit oder mit Einwendungen zu rechnen ist. § 69 
Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes ist entsprechend 
anzuwenden. 

§ 109 
Sachverständige 

(1) Zur Prüfung von Anträgen und Anzeigen sowie zur 
Gewässeraufsicht und zur Abnahme, insbesondere bei 
einer Prüfung nach § 110, kann die zuständige Behörde 
sachverständige Personen oder Stellen heranziehen oder 
anordnen, dass die antragsstellende oder anzeigende 
oder die der Gewässeraufsicht unterliegende Person von 
sachverständigen Personen oder Stellen angefertigte 
Unterlagen vorzulegen hat. Bei staatlich anerkannten 
Sachverständigen wird mit Vorlage der Nachweise und 
Bescheinigungen vermutet, dass die bescheinigten An­
forderungen erfüllt sind. 

(2) Die Kosten für die Heranziehung sachverständiger 
Personen oder Stellen gelten als Auslagen im Sinne des 
§ 10 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
August 1999 (Gv. NRW. S. 524) in der jeweils geltenden 
Fassung. 

§ 110 
Bauordnungsrechtliche Anforderungen 

(1) Wenn bei der Zulassung von baulichen Anlagen die 
Einhaltung baurechtlicher Vorschriften nicht im Rahmen 
einer baurechtlichen Zulassung durch die Bauaufsichts­
behörde geprüft wird, hat die zuständige Behörde auch 
die Einhaltung der baurechtlichen Vorschriften zu prü­
fen. 

(2) Soweit Teile der Abwasserbehandlungsanlage Ge­
bäude im Sinne des § 2 Absatz 2 der Landesbauordnung 
sind, schließt die wasserrechtliche Zulassung die bau­
rechtliche Genehmigung oder eine Zustimmung nach 
§ 80 der Landesbauordnung ein. Die für die wasserrecht­
liche Zulassung zuständige Behörde beteiligt die zustän­
dige Bauaufsichtsbehörde. 

§ 111 
Sicherheitsleistung 

Die zuständige Behörde kann die Leistung einer Sicher­
heit verlangen, soweit sie erforderlich ist, um die Erfül­
lung von Nebenbestimmungen, Auflagen und sonstigen 
Verpflichtungen zu sichern. Der Staat und die Gebiets­
körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts 
sind von der Sicherheitsleistung frei; dasselbe gilt für 
sonstige öffentlich-rechtliche Körperschaften, sofern 
nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt wird. Auf Si­
cherheitsleistungen sind die §§ 232 und 234 bis 240 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches anzuwenden. 

Abschnitt 2 
Verordnungen 

§ 112 
Verordnungen der oberen und unteren Wasserbehörden 

(1) Erstreckt sich der Geltungsbereich einer Verordnung 
oder einzelner ihrer Bestimmungen nicht auf das Gebiet 
des Landes, eines Regierungsbezirks oder einer Gebiets­
körperschaft, ist der Geltungsbereich in der Verordnung 
zu beschreiben oder in Karten, Plänen oder Verzeichnis­
sen darzustellen, die einen Bestandteil der Verordnung 
bilden. Die Karten, Pläne oder Verzeichnisse müssen er­
kennen lassen, welche Grundflächen von der Verordnung 
betroffen werden. Im Zweifel gilt ein Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigter als nicht betroffen. 

(2) Sind Karten, Pläne oder Verzeichnisse Bestandteile 
einer Verordnung oder der vorläufigen Sicherung einer 
Fläche, kann die Verkündung dieser Teile dadurch ersetzt 
werden, dass sie während der Geltungsdauer derVerord­
nung zu jedermanns Einsicht bei den Gemeinden ausge­
legt werden, deren Gebiet von der Verordnung betroffen 
wird, sofern der Inhalt der Karten, Pläne oder Verzeich­
nisse zugleich in der Verordnung grob umschrieben wird. 
Im textlichen Teil der Verordnung müssen Ort und Zeit 
der Auslegung bezeichnet sein. 

§ 113 
Festsetzen von Wasserschutz- und 

Heilquellenschutzgebieten 

Verfahren zur Festsetzung von Wasserschutz- und Heil­
quellenschutzgebieten werden von Amts wegen eingelei­
tet und durchgeführt. Sie finden mit dem Erlass der Ver­
ordnung nach den §§ 51, 52 des Wasserhaushaltsgesetzes 
in Verbindung mit den §§ 35,36 zur Festsetzung des Was­
serschutz- oder Heilquellenschutzgebietes ihren Ab­
schluss. Der Entwurf der Verordnung und das zugrunde 
liegende Gutachten sind in den Gemeinden auszulegen, 
in denen sich die Verordnung auswirkt. Die Auslegung ist 
ortsüblich öffentlich bekanntzumachen. § 73 Absatz 4 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nord­
rhein-Westfalen ist entsprechend anzuwenden. Der Ent-
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wurf der Verordnung und das zugrunde liegende Gutach­
ten können mit den Beteiligten erörtert werden. 

Kapitel 8 
Behördenaufbau, Zuständigkeiten 

§ 114 
Behördenaufbau 

(1) Oberste Wasserbehörde ist das für Umwelt zustän­
dige Ministerium. 

(2) Obere Wasserbehörde ist die Bezirksregierung. 

(3) Untere Wasserbehörde ist der Kreis und die kreisfreie 
Stadt. 

§ 115 
Sonderordnungsbehörden 

Die Wasserbehörden sind Sonderordnungsbehörden. Die 
ihnen nach dem Wasserhaushaltsgesetz und diesem Ge­
setz obliegenden Aufgaben gelten als solche der Gefah­
renabwehr. 

§ 116 
Aufsichtsbehörden 

(1) Die Aufsicht über die unteren Wasserbehörden führt 
die obere Wasserbehörde. Die Aufsicht über die Bezirks­
regierung Arnsberg als Bergbehörde im Rahmen der Ge­
wässeraufsicht führt die oberste Wasserbehörde. 

(2) Die oberste Aufsicht wird von der obersten Wasser­
behörde geführt. 

§ 117 
Bestimmung der zuständigen Behörden 

(1) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, nach Anhörung der zuständigen Ausschüsse 
des Landtags durch Rechtsverordnung die Zuständigkei­
ten beim Vollzug dieses Gesetzes und der auf Grund die­
ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen zu bestim­
men. 

(2) Die gemeinsame nächsthöhere Behörde bestimmt die 
zuständige Behörde, wenn 

1. in derselben Sache die örtliche und sachliche Zustän­
digkeit mehrerer Behörden nach Wasserrecht begrün­
det ist oder 

2. eine einheitliche Regelung in benachbarten Bezirken 
oder eine zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele 
für oberirdische Gewässer und für das Grundwasser 
nach den Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes 
zweckmäßiger ist. 

(3) Ist auch eine Behörde eines anderen Landes zustän­
dig, so kann die oberste Wasserbehörde mit der zuständi­
gen Behörde des anderen Landes die gemeinsame zu­
ständige Behörde vereinbaren. 

Kapitel 9 
Verkehrliche Regelungen 

§ 118 
Schifffahrt 

(1) Welche Gewässer schiffbar sind, bestimmt das für 
Verkehr zuständige Ministerium im Einvernehmen mit 
dem für Umwelt zuständigen Ministerium durch Rechts­
verordnung. 

(2) Durch ordnungs behördliche Verordnung können ge­
regelt werden 

1. die Ausübung der Schifffahrt auf schiffbaren Gewäs­
sern im Interesse des Naturschutzes, der Sicherheit 
oder Leichtigkeit des Verkehrs, des Eigentums, der Fi­
scherei, der Reinhaltung und Unterhaltung des Ge­
wässers, des Immissionsschutzes und der öffentlichen 
Ordnung (Schifffahrtsverordnung); die technische Si­
cherheit der zum Verkehr zugelassenen Fahr:;::euge ist 
der zuständigen Behörde durch regelmäßige Uberprü-

fung durch einen anerkannten Schiffssachverständi­
gen unter Berücksichtigung der Binnenschiffsunter­
suchungsordnung vom 6. Dezember 2008 (BGBL I 
S. 2450) in der jeweils geltenden Fassung sowie der 
örtlichen Verhältnisse oder durch Vorlage eines 
Schiffsattests nach den Bestimmungen dieser Verord­
nung nachzuweisen und 

2. die Bereiche der Häfen und Umschlaganlagen sowie 
das dortige Verhalten im Interesse der Unterhaltung 
der Häfen und Umschlaganlagen unter Berücksichti­
gung der in Nummer 1 genannten Belange sowie die 
Versorgung des Wasserfahrzeuges oder der schwim­
menden Anlage mit elektrischer Energie von Land aus 
während der Liegezeit (Hafenverordnung). 

In der Verordnung ist zu bestimmen, welche Behörden 
für ihren Vollzug zuständig sind. 

(3) Ist eine einheitliche Schifffahrts- oder Hafenverord­
nung für ein Gebiet notwendig, das über den Zuständig­
keitsbereich einer nach Absatz 2 zuständigen Behörde 
hinausgeht, so erlässt sie das für Verkehr zuständige Mi­
nisterium im Einvernehmen mit dem für Umwelt zustän­
digen Ministerium. 

(4) Die Absätze 1 und 2 Nummer 1 gelten nicht für Bun­
deswasserstraßen. Absatz 2 Nummer 2 gilt nicht für 
Schutz- und Sicherheitshäfen, in denen kein Güterum­
schlag stattfindet. 

(5) Durch Rechtsverordnung kann das für den Verkehr 
zuständige Ministerium regeln 

1. die Einrichtung und Nutzung von Binnenschifffahrts­
informationsdiensten und 

2. die Anforderungen und technischen Spezifikationen 
für den Betrieb von Binnenschifffahrtsinformations­
diensten. 

§ 119 
Hafen- und Ufergeldtarife 

(1) Für die Inanspruchnahme öffentlicher Häfen, öffent­
licher Lande- oder Umschlagstellen ist Hafen- und Ufer­
geld nach Maßgabe von Tarifordnungen oder Abgabesat­
zungen zu erheben, in denen die Zahlungspflichtigen, die 
einzelnen Tatbestände sowie die Tarif- oder Abgabesätze 
unter Beachtung der Absätze 2 bis 4 festzusetzen sind. 
Hafengeld ist das für den Aufenthalt eines Wasserfahr­
zeuges oder einer sonstigen schwimmenden Anlage im 
Hafen oder in der Lande- oder Umschlagstelle, Ufergeld 
ist das bei Güterumschlag über das Ufer oder von Schiff 
zu Schiff, bei Schiffsverraumung unter Benutzung des 
Ufers oder bei Fahrgastverkehr erhobene Entgelt. Die 
Befugnis zur Erhebung von Entgelten für die Inan­
spruchnahme sonstiger Leistungen (zum Beispiel Um­
schlag, Lagerung) bleibt unberührt. 

(2) Das Hafen- und Ufergeld ist so zu bemessen, dass es 
zum Umfang und wirtschaftlichen Wert der Inanspruch­
nahme der Einrichtungen nicht in einem offensichtlichen 
Missverhältnis steht. Das Aufkommen aus Hafen- und 
Ufergeld soll die Kosten der Einrichtungen, für deren In­
anspruchnahme es erhoben wird, nicht übersteigen. Bei 
der Festlegung sind die Umweltauswirkungen der 
Schiffe zu berücksichtigen. 

(3) Die Tarifordnungen oder Abgabesatzungen werden 
nach Anhörung der zuständigen Industrie- und Handels­
kammer von dem Hafenbetreiber festgesetzt. 

(4) Die Tarifordnungen oder Abgabesatzungen sind von 
dem Hafenbetreiber ortsüblich bekanntzumachen. Die 
Tarifordnungen oder Abgabesatzungen werden, soweit 
nichts anderes bestimmt ist, am Tag nach ihrer Bekannt­
machung allgemein verbindlich. 

§ 120 
Fähren 

(1) Die Einrichtung und Ausübung eines Fährbetriebes 
bedarf der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung ist nicht erforderlich, soweit auf 
Grund staatlicher oder sonstiger Fährrechte (Fährregal, 
Fährgerechtigkeit, Fährgerechtsame) eine Fähre rechtmä­
ßig betrieben wird. 
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(3) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn Gründe des 
öffentlichen Verkehrsinteresses oder der Unzuverlässig­
keit des Unternehmers ihr entgegenstehen. 

(4) Die Fährrechte des Landes sind aufgehoben; sonstige 
Fährrechte können durch Erklärung des Inhabers aufge­
hoben werden. 

(5) Das für Verkehr zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung die Betriebs- und Be­
förderungspflicht unter Berücksichtigung der Verkehrs­
bedürfnisse im Rahmen des dem Unternehmen 
Zumutbaren zu regeln. 

§ 121 
Besondere Pflichten im Interesse der Schifffahrt 

und des Sports 

(1) Die Anlieger an schiffbaren Gewässern haben das 
Landen und Befestigen der Wasserfahrzeuge zu dulden, 
soweit nicht einzelne Strecken von der zuständigen Be­
hörde auf Grund eines Antrags der Anlieger ausge­
schlossen sind oder eine ordnungs behördliche Verord­
nung nach § 118 Absatz 2 oder 3 etwas anderes 
bestimmt. Dieselbe Verpflichtung besteht an privaten 
Lande- und Umschlagstellen, an diesen jedoch nur in 
Notfällen. Die Anlieger haben in Notfällen auch das 
zeitweilige Aussetzen der Ladung des Wasserfahrzeugs 
zu dulden. 

(2) Entstehen Schäden, so hat der Geschädigte Anspruch 
auf Schadensersatz. Den Schadensersatz hat der Eigen­
tümer des Wasserfahrzeugs zu leisten. Der Schadenser­
satzanspruch verjährt in einem Jahr. Die Verjährung be­
ginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der Schaden 
entstanden ist. 

Kapitel 10 
Wassergefährdende Stoffe 

§ 122 
Wassergefährdende Stoffe 

(zu §§ 62, 63 des Wasserhaushaltsgesetzes) 

(1) Das für Umwelt zuständige Ministerium und das für 
Bauen zuständige Ministerium werden ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem für die Wirtschaft, die Arbeit, 
den Verkehr, die Energie und die Gesundheit zuständigen 
Ministerium durch Rechtsverordnung zu bestimmen, wie 
Anlagen nach § 62 des Wasserhaushaltsgesetzes beschaf­
fen sein, hergestellt, errichtet, eingebaut, aufgestellt, ge­
ändert und betrieben werden müssen und wo diese Anla­
gen nicht errichtet, eingebaut oder aufgestellt und 
betrieben werden dürfen. In der Rechtsverordnung kön­
nen insbesondere Vorschriften erlassen werden über 

1. technische Anforderungen an Anlagen, wobei als all­
gemein anerkannte Regeln der Technik im Sinne des 
§ 62 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes auch tech­
nische Vorschriften und Baubestimmungen gelten, die 
durch das für Umwelt zuständige oder das für Bauen 
zuständige Ministerium durch Bekanntgabe im Minis­
terialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen einge­
führt sind; 

2. die Überwachung von Anlagen und ihre Überprüfung 
durch Sachverständige; 

3. die Zulassung von Sachverständigen nach § 1 der Ver­
ordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge­
fährdenden Stoffen vom 31. März 2010 (BGBL I 
s. 377) in der jeweils geltenden Fassung und die Be­
stimmung von Tätigkeiten nach § 3 Absatz 1 Satz 2 
der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit was­
sergefährdenden Stoffen, die nicht von Fachbetrieben 
ausgeführt werden müssen, und 

4. die Gebühren und Auslagen, di~. für vorgeschriebene 
oder behördlich angeordnete Uberwachungen und 
Prüfungen von dem Betreiber einer Anlage an einen 
Betrieb oder Sachverständigen im Sinne des § 1 der 
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge­
fährdenden Stoffen in der jeweils geltenden Fassung 
zu entrichten sind. 

(2) Die Gebühren nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 wer­
den nur zur Deckung des mit den Überwachungen und 

Prüfungen verbundenen Personal- und Sachaufwandes 
erhoben. Es kann bestimmt werden, dass eine Gebühr 
auch für eine Prüfung erhoben werden kann, die nicht 
begonnen oder nicht zu Ende geführt worden ist, wenn 
die Gründe vom Betreiber zu vertreten sind. Die Höhe 
der Gebührensätze richtet sich nach der Zahl der Stun­
den, die ein Überwachungsbetrieb oder Sachverständi­
ger durchschnittlich benötigt. In der Rechtsverordnung 
können auch nur Gebührenhöchstsätze festgelegt wer­
den. Auf bundesrechtliche Vorschriften kann Bezug ge­
nommen werden. 

(3) Treten wassergefährdende Stoffe aus einer Anlage 
aus und ist zu befürchten, dass diese in ein oberirdisches 
Gewässer, in den Untergrund oder in die Kanalisation 
eindringen, so ist dies unverzüglich der zuständigen Be­
hörde anzuzeigen. Anzeigepflichtig ist, wer die Anlage 
betreibt, instand hält, instand setzt, reinigt oder prüft. 

Kapitelll 
Bußgeld-, Überleitungs- und Schlussbestimmungen 

§ 123 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr­
lässig 

1. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 3 die Bezeichnung der 
Uferlinie beseitigt oder verändert, 

2. entgegen § 16 Satz 1 seiner Anzeigepflicht nicht 
nachkommt, 

3. entgegen § 19 Absatz 5 Satz 1 ein Gewässer ohne Ge­
nehmigung befährt oder einer mit einer solchen Ge­
nehmigung verbundenen vollziehbaren Auflage nach 
§ 19 Absatz 5 Satz 4 zuwiderhandelt, 

4. entgegen § 22 Absatz 1 Anlagen ohne Genehmigung 
errichtet, wesentlich verändert oder beseitigt, 

5. entgegen § 23 Absatz 1 oder 2 Satz 1 seiner Pflicht 
zur Unterhaltung einer Anlage oder einer Anord­
nung nach § 23 Absatz 3 Satz 1 nicht nachkommt, 

6. entgegen § 24 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1 
seiner Pflicht zur Anpassung der Anlage nicht nach­
kommt, 

7. entgegen § 25 Absatz 2 die Anlage nach Anordnung 
nicht beseitigt oder den früheren Zustand nicht wie­
der herstellt oder entgegen § 25 Absatz 3 Satz 2 sei­
ner Anzeigepflicht nicht nachkommt, 

8. entgegen § 26 Satz 1 eine Anlage ohne Genehmigung 
dauernd außer Betrieb setzt oder beseitigt, 

9. entgegen § 29 Absatz 4 nicht für die Erhaltung, 
Sichtbarkeit und Zugänglichkeit der Staumarke und 
der Festpunkte sorgt, seiner Anzeigepflicht nicht 
nachkommt oder entgegen § 29 Absatz 5 Satz 1 eine 
die Beschaffenheit der Staumarke oder der Fest­
punkte beeinflussende Handlung ohne Genehmigung 
vornimmt, 

10. entgegen § 30 aufgestautes Wasser ablässt, 

11. im Gewässerrandstreifen nach § 31 Absatz 1 Satz 1 
ohne Befreiung den Verboten nach § 38 Absatz 4 des 
Wasserhaushaltsgesetzes zuwiderhandelt, entgegen 
den Verboten nach § 31 Absatz 2 ohne Befreiung 
Dünge- und Pflanzenschutzmittel einsetzt oder 
Ackerbau betreibt oder im Gewässerrandstreifen 
nach § 31 Absatz 4 Satz lohne Befreiung dem Verbot 
nach § 31 Absatz 4 Satz 2 zuwiderhandelt, 

12. entgegen § 40 Absatz 1 Anlagen nicht nach dem dort 
vorgeschriebenen Stand der Technik errichtet oder 
errichten lässt oder betreibt oder vorhandene Anla­
gen entgegen § 40 Absatz 3 nicht unverzüglich den 
Anforderungen anpasst, 

13. entgegen § 41 Satz 1 seiner Anzeigepflicht nicht un­
verzüglich nachkommt, 

14. entgegen § 42 Absatz 1 das Rohwasser nicht durch 
eine geeignete Stelle untersuchen lässt oder Untersu­
chungsergebnisse nicht vorlegt, 



586 Gesetz- undVerordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 22 vom 15. Juli 2016 

15. entgegen § 49 Absatz 5 und 6, § 51 seiner Fflicht zur 
Abwasserbeseitigung nicht, nicht richtig, nicht voll­
ständig oder nicht rechtzeitig nachkommt, 

16. entgegen § 56 Absatz 2 seiner Verpflichtung hinsicht­
lich der Unterhaltung und des Personals nicht oder 
nicht rechtzeitig nachkommt, 

17. entgegen § 57 Absatz 1 und 2 Abwasseranlagen ohne 
die erforderliche Anzeige, Genehmigung oder Zulas­
sung betreibt oder, im Falle der Genehmigungs­
freiheit nach § 57 Absatz 2, eine nicht den jeweils in 
Betracht kommenden Regeln der Technik entspre­
chende Anlage betreibt, 

18. entgegen § 58 Absatz 1 und 2 Abwasser ohne Geneh­
migung einleitet oder entgegen § 58 Absatz 3 seiner 
Anzeigepflicht nicht nachkommt, 

19. entgegen § 59 Absatz 2 seiner Pflicht zur Selbstüber­
wachung nicht nachkommt oder Nachweise, Auf­
zeichnungen und Untersuchungsergebnisse nicht, 
nicht vollständig oder nicht fristgemäß vor~.egt oder 
entgegen § 59 Absatz 3 seiner Fflicht zur Uberprü­
fung nicht nachkommt, Mängel nicht unverzüglich 
abstellt oder seiner Unterrichtungspflicht nicht 
nachkommt, 

20. entgegen § 76 Absatz 2 nicht seiner Pflicht nach­
kommt, Anlagen innerhalb einer angemessenen Frist 
anzupassen oder entgegen § 76 Absatz 3 Satz 1 Anla­
gen ohne Genehmigung errichtet oder betreibt oder 
entgegen § 76 Absatz 5 nicht seiner Pflicht zur 
Selbstüberwachung oder zur Vorlage des Sicherheits­
berichts nachkommt, 

21. entgegen § 78 Absatz 2, 3 oder 5, § 77 Satz 3 seiner 
Pflicht zur Unterhaltung oder Sanierung oder Wie­
derherstellung des Deiches oder anderer Hochwas­
serschutzanlagen nicht nachkommt, 

22. entgegen § 84 Absatz 3 Anlagen zur Wasserversor­
gung oder Abwasseranlagen oder Anlagen nach § 62 
Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes ohne Befrei­
ung nicht entsprechend den Anforderungen errichtet 
und betreibt oder innerhalb der Fristen nicht nach­
rüstet, 

23. entgegen § 89 Absatz 2 Daten nicht zur Verfügung 
stellt, 

24. entgegen § 100 Absatz 3 einer vollziehbaren Anord­
nung nicht nachkommt, 

25. entgegen § 122 Absatz 3 seiner Anzeigepflicht nicht 
nachkommt, 

26. einer Rechtsverordnung nach § 13, § 35 Absatz 1 
Satz 3, § 57 Absatz 1 Satz 7, § 59 Absatz 1 oder 4, 
§ 120 Absatz 5 oder § 122 Absatz 1 zuwiderhandelt, 
sofern die Verordnung für einen bestimmten Tatbe­
stand auf diese Bußgeldbestimmung verweist, 

27. einer ordnungsbehördlichen Verordnung nach § 20, 
§ 35 Absatz 1 Satz 1, § 82 Absatz 3, § 83 Absatz 2 
Satz 1, oder § 118 Absatz 2 oder 3 zuwiderhandelt, 
sofern die ordnungsbehördliche Verordnung für ei­
nen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldbe­
stimmung verweist, 

28. einer Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 3, § 24 Ab­
satz 3 oder § 86 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgeset­
zes zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldbe­
stimmung verweist, oder 

29. einer Rechtsverordnung nach § 50 Absatz 5 des Was­
serhaushaltsgesetzes zuwiderhandelt, sofern die 
Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldbestimmung verweist oder einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 50 Absatz 5 des 
Wasserhaushaltsgesetzes zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres 
Wissen unrichtige Angaben macht oder unrichtige Pläne 
oder Unterlagen vorlegt, um einen nach diesem Gesetz 
vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu ver­
hindern. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu fünfzigtausend Euro geahndet werden. 

§ 124 
Einschränkung von Grundrechten 

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte aus Artikel 
2 Absatz 2 Satz 1 und 2 (körperliche Unversehrtheit und 
Freiheit der Person), Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 (Recht 
auf Freiheit der Berufswahl), Artikel 13 (Unverletzlich­
keit der Wohnung) und Artikel 14 (Eigentum) des Grund­
gesetzes eingeschränkt. 

§ 125 
Überleitung 

(1) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits begonnene 
Verfahren sind nach den bisher geltenden Verfahrensvor­
schriften zu Ende zu führen. 

(2) Eine Genehmigung, die vor dem 16. Juli 2016 

1. nach § 99 des Landeswassergesetzes in der bis dahin 
geltenden Fassung erteilt worden ist, gilt als Geneh­
migung nach § 22 fort, 

2. nach § 58 Absatz 2 des Landeswassergesetzes in der 
bis dahin geltenden Fassung erteilt worden ist, gilt als 
Genehmigung nach § 57 Absatz 2 fort. 

(3) Eine Erlaubnis, die vor dem 16. Juli 2016 nach § 44 
Absatz 1 des Landeswassergesetzes in der bis dahin gel­
tenden Fassung im vereinfachten Verfahren erteilt worden 
ist, gilt fort. 

(4) Die auf Grund des bisherigen Rechts erlassenen ord­
nungsbehördlichen Verordnungen gelten bis zum Inkraft­
treten von auf Grund dieses Gesetzes erlassenen entspre­
chenden Verordnungen fort; Abweichungen vom Verbot 
des § 35 Absatz 2 Satz 2 durch eine Wasserschutzgebiets­
verordnung nach § 35 Absatz 1 Satz 1 muss nach dem 
16. Juli 2016 getroffen werden. § 35 Absatz 1 Satz 2 gilt 
auch für die auf Grund bisherigen Rechts erlassenen 
entsprechenden Verordnungen. § 83 Absatz 2 Satz 2 gilt 
auch für die auf Grund bisherigen Rechts erlassenen 
entsprechenden Verordnungen. 

(5) Heilquellen, die auf Grund bisherigen Rechts staat­
lich anerkannt sind oder deren Gemeinnützigkeit auf 
Grund bisherigen Rechts festgestellt ist, gelten als aner­
kannte Heilquellen nach § 53 Absatz 2 des Wasserhaus­
haltsgesetzes. 

(6) § 35 Absatz 2 gilt nicht für die oberirdische Gewin­
nung von Bodenschätzen im Sinne von § 35 Absatz 2 
Satz 1 in Bereichen, die vor dem 16. Juli 2016 nach den 
Bestimmungen des Raumordnungsrechts auf Ebene der 
Regionalplanung als Vorranggebiete für die Sicherung 
und den oberirdischen Abbau von oberflächennaher Bo­
denschätzen mit der Wirkung von Eignungsgebieten 
festgelegt worden sind. § 35 Absatz 2 gilt nicht für die 
oberirdische Gewinnung von Bodenschätzen im Sinne 
von § 35 Absatz 2 Satz 1, die vor dem ... [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] zugelassen 
worden sind. 

(7) Ein vor dem 16. Juli 2016 bereits begonnenes Zulas­
sungsverfahren wird nach den Regelungen zum Verfah­
ren der bis dahin geltenden Fassung des Landeswasser­
gesetzes zu Ende geführt. 

§ 126 
Inkrafttreten, Berichtspflicht 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Die Landesregierung erstattet dem Landtag innerhalb 
von 1 0 Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
einen Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes." 
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Anlage 1 (zu § 2 Absatz 1) 

A Gewässer erster Ordnung 

1. Landesgewässer 

Bezeichnung Endpunkte des Gewässers 
des Gewässers 

Ems 

Lippe 

Ruhr 

Sieg 

Wehr in Warendorf 

Einmündung der 
Pader 

bei Schloß Neuhaus 

Einmündung der 
Möhne 

Landesgrenze 

Oberhalb der 
Eisenbahnbrücke 
südlich Rheine 
(Ems-km 44,775) 

Rhein 

Oberhalb der 
Schloßbrücke 

in Mülheim (Ruhr) 

Rhein 

Zu den vorstehend aufgeführten Gewässerstrecken gehö­
ren die natürlichen Gewässer, die sich von ihnen abzwei­
gen und wieder mit ihnen vereinen (Nebenarme), Alt­
arme und Mündungsarme. 

H. Bundeswasserstraßen 

1. Dortmund-Ems-Kanal 

2. Ems 

3. Mittellandkanal 

4. Griethauser Altrhein mit Spoykanal 

5. Wesel-Datteln-Kanal und Datteln-Hamm-Kanal 

6. Rhein 

7. Rhein-Herne-Kanal mitVerbindungskanal zur Ruhr 

8. Ruhr 

9. Weser 

mit den im Verzeichnis der Reichswasserstraßen (Anlage 
1} zu dem Gesetz über den Staatsvertrag betreffend den 
Ubergang der Wasserstraßen von den Ländern auf das 
Reich vom 29. Juli 1921 - RGBl. S. 961) aufgeführten, in 
Nordrhein-Westfalen liegenden Strecken. 

Agger 

Berkel 

Bocholter Aa 

Dinkel 

B Gewässer zweiter Ordnung 

Ems, soweit nicht Gewässer erster Ordnung 

Emscher 

Erft 

Issel 

Lenne 

Lippe, soweit nicht Gewässer erster Ordnung 

Niers 

Ruhr, soweit nicht Gewässer erster Ordnung 

Rur 

Sieg von der Quelle bis zur Landesgrenze 

Wes er, soweit nicht Gewässer erster Ordnung 

Wupper 

587 
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Anlage 2 (zu § 12) 

Flussgebietseinheiten in Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Hessen 

Flussgebietseinheiten in 
Nordrhein-Westfalen 

D Ems 

D Maas 

D Rhein 

D Weser 
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Tabelle 2 

Stoff 

Picolinafen 

Propiconazol 

Chlortoluron 

Terbutylazin 

Metazachlor 

Metolachlor 

Isoproturon 

2,4-D 

MCPA 

Dichlorprop (2 ,4-DP) 

Mecoprop (MCPP) 

Metribuzin 

Chlor idazon 

Bentazon 

Pirirnicarb 

Epoxiconazol 

Bromoxynil 

Diflufenican 

Chlorpyrifos-ethyl 

"'" " 

Anjage 3 (zu § 31 Absatz 1) 

Anlage 4 (zu § 74 Absatz 1 Satz 1) 

Planungseinheiten und Verwaltungsgrenzen 
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77 

Artikel 2 
Nordrhein-westfälisches Gesetz zur Ausführung des 

Abwasserabgabengesetzes - (Abwasserabgabengesetz 
Nordrhein-Westfalen - AbwAG NRW) 

Teil 1 
Abgabepflicht, Umlage der Abgabe 

§ 1 
Abgabepflicht anderer als der Abwassereinleiter 

(zu §§ 8, 9 des Abwasserabgabengesetzes) 

(1) Die Gemeinden sind außer für eigene Einleitungen 
auch an Stelle der Abwassereinleiter abgabepflichtig, die 
weniger als acht Kubikmeter je Tag Schmutzwasser aus 
Haushaltungen oder ähnliches Schmutzwasser einleiten 
(Kleineinleiter). Sie sind ferner, vorbehaltlich der Rege­
lung in Absatz 2, für alle Einleitungen von Nieder­
schlagswasser aus öffentlichen Kanalisationen (§ 7 Ab­
satz 1 Satz 1 des Abwasserabgabengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2005 
(BGBL I S. 114) in der jeweils geltenden Fassung abga­
bepflichtig. 

(2) Der Einleiter von Abwasser aus einer Abwasserbe­
handlungsanlage ist außer für seine Einleitung auch an 
Stelle Dritter für die Einleitungen von Niederschlags­
wasser aus einer Kanalisation abgabepflichtig, sofern 
aus ihr Niederschlagswasser ganz oder teilweise seiner 
Abwasserbehandlungsanlage zugeführt wird. 

§2 

Umlage der Abgabe durch Gemeinden 
und Abwasserverbände 

(zu § 9 des Abwasserabgabengesetzes) 

(1) Die Gemeinden legen 

1. die von ihnen für eigene Einleitungen zu entrichten­
den, 

2. die von ihnen nach § 1 Absatz 1 an Stelle von Abwas­
sereinleitern zu entrichtenden und 

3. die nach Absatz 2 von Abwasserverbänden auf sie 
umgelegten 

Abwasserabgaben durch Gebühren nach §§ 6 und 7 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (Gv. NRW. S. 712) in der 
jeweils geltenden Fassung auf die Eigentümer und Nut­
zungsberechtigten der Grundstücke, auf denen das Ab­
wasser anfällt, und auf die Abwassereinleiter um. Die 
Abwälzung kann im Rahmen der Erhebung von Abwas­
sergebühren erfolgen. 

(2) Die Abwasserverbände legen die für die eigenen Ein­
leitungen, für Einleitungen Dritter im Sinne von § 1 Ab­
satz 2 und für Flusskläranlagen zu entrichtenden Ab­
wasserabgaben im Rahmen der Erhebung von 
Verbandsbeiträgen auf die Mitglieder um, deren Abwas­
ser der Verband ganz oder teilweise behandelt und ein­
leitet. 

(3) Bei der Abwälzung und der Umlage nach den Absät­
zen 1 und 2 ist von Maßstäben auszugehen, die zu der 
Schädlichkeit des Abwassers nicht in einem offensichtli­
chen Missverhältnis stehen. 

§3 
Ausnahmen von der Abgabepflicht, Verrechnung 

(zu § 10 des Abwasserabgabengesetzes) 

(1) Der Abgabepflichtige hat im Fall des § 10 Absatz 3 
des Abwasserabgabengesetzes den zuständigen Behör­
den innerhalb eines Monats nach dem Zeitpunkt der 
vorgesehenen Inbetriebnahme der Abwasserbehand­
lungsanlage anzuzeigen, ob die Anlage in Betrieb ge­
nommen wurde. Kann die Anlage zum vorgesehenen 
Zeitpunkt nicht in Betrieb genommen werden, ist den 
zuständigen Behörden der neue Zeitpunkt der vorgese­
henen Inbetriebnahme anzuzeigen. 

(2) Im Fall des § 10 Absatz 3 des Abwasserabgabengeset­
zes sind die entstandenen Aufwendungen von den Abga­
bepflichtigen schriftlich gegenüber der zuständigen Be­
hörde nachzuweisen. Diese kann für die Prüfung des 
Nachweises die Vorlage von Sachverständigengutachten 
und Bestätigungen durch einen Wirtschaftsprüfer auf 
Kosten der Abgabepflichtigen verlangen. 

(3) Zum Nachweis der nach § 10 Absatz 3 des Abwasser­
abgabengesetzes geforderten Minderung der Fracht hat 
der Abgabepflichtige die zur Nachprüfung erforderlichen 
Angaben zu machen und die dazugehörigen Unterlagen 
vorzulegen. Die Angaben müssen mindestens enthalten: 

1. eine Beschreibung des zu behandelnden Abwasser­
stroms und der Frachtverminderung, 

2. eine Beschreibung der beabsichtigten Behandlungs­
maßnahmen, 

3. eine Darstellung über die Auswirkungen auf die Ge­
samteinleitung, sofern die Minderung der Fracht in 
einem zu behandelnden Teilstrom erfolgt, 

4. eine Darstellung der beabsichtigten Nachweisführung 
zur Frachtverminderung. 

Die Unterlagen sind der zuständigen Behörde sechs Mo­
nate vor der Errichtung oder Erweiterung der Anlage 
vorzulegen, sofern die Minderung der Fracht in einem zu 
behandelnden Teilstrom erfolgen soll. Die zuständige Be­
hörde kann zum Nachweis der Minderung der Schad­
stofffracht ein mit ihr abgestimmtes Messprogramm von 
dem Abgabepflichtigen verlangen, das einen Zeitraum 
von sechs Monaten vor und nach der Inbetriebnahme der 
Abwasserbehandlungsanlage umfassen soll. 

(4) Zu der insgesamt geschuldeten Abgabe nach § 10 
Absatz 3 und 4 des Abwasserabgabengesetzes gehört 
auch die Abgabe, die für das Einleiten von verschmutz­
tem Niederschlagswasser aus dem der Abwasserbehand­
lungsanlage zugehörigen Kanalisationsnetz erhoben 
wird. 

(5) Im Fall des § 10 Absatz 4 des Abwasserabgabengeset­
zes haben die Abgabepflichtigen der zuständigen Be­
hörde die Anzeige gemäß § 57 Absatz 1 des Landeswas­
sergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Juni 1995 (Gv. NRW. S. 926) in der jeweils geltenden Fas­
sung vorzulegen, sofern sie für die Errichtung und Er­
weiterung der Abwasseranlage erforderlich ist. Hinsicht­
lich der Mitteilung über die Inbetriebnahme der Anlage, 
des Nachweises der Aufwendungen und der Frachtver­
minderung gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. Für 
den Fall, dass das Abwasser einer Abwasserbehand­
lungsanlage zugeführt wird, die noch nicht den Anforde­
rungen des § 60 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBL I S. 2585) in der jeweils geltenden Fassung 
entspricht, hat der Abgabepflichtige die Anpassung die­
ser Anlage durch eine bestandskräftige, die Anpassung 
anordnende Entscheidung der zuständigen Behörde 
nachzuweisen. 

(6) Ein Abwasserverband kann nach § 10 Absatz 3 und 4 
des Abwasserabgabengesetzes auch Aufwendungen ver­
rechnen, die von einem Mitglied des Abwasserverbandes 
erbracht worden sind. Die verrechneten Aufwendungen 
sind dem Mitglied zu erstatten. 

(7) Entstehen einer Gemeinde Aufwendungen dadurch, 
dass das Abwasser aus einer vorhandenen Einleitung der 
Abwasserbehandlungsanlage einer Nachbargemeinde 
zugeführt wird, können diese Aufwendungen nach § 10 
Absatz 4 des Abwasserabgabengesetzes von der Nach­
bargemeinde verrechnet werden. Die verrechneten Auf­
wendungen sind der Gemeinde zu erstatten, bei der diese 
entstanden sind. 

(8) Im Falle des § 59 des Wasserhaushaltsgesetzes darf 
der Abgabepflichtige unter den Voraussetzungen des § 10 
Absatz 3 des Abwasserabgabengesetzes Aufwendungen 
verrechnen, die der Erzeuger von gewerblichem oder in­
dustriellem Abwasser für die Errichtung oder Erweite­
rung einer Abwasserbehandlungsanlage vor Einleitung 
in die private Abwasseranlage des Abgabepflichtigen tä­
tigt. Die verrechneten Aufwendungen sind dem Abwas­
sererzeuger vom Abgabepflichtigen zu erstatten. 

(9) Aufwendungen einer Gemeinde oder eines Abwasser­
verbandes für Anlagen zur Behandlung von Nieder-



• 

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 22 vom 15. Juli 2016 591 

schlagswasser können auch dann nach § 10 Absatz 3 des 
Abwasserabgabengesetzes verrechnet werden, wenn die 
Gemeinde oder der Abwasserverband selbst nicht für die 
Einleitung des Niederschlagswassers abgabepflichtig ist, 
sondern eine Nachbargemeinde oder ein Dritter, dem in­
soweit die Abwasserbeseitigungspflicht durch wasserbe­
hördliche Entscheidung übertragen worden ist. Absatz 7 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(10) Ein gewerbliches Mitglied eines Abwasserverbandes, 
dem durch wasserbehördliche Entscheidung Abwasser­
beseitigungspflichten des Verbandes oder einer Mit­
gliedsgemeinde zur gemeinsamen oder alleinigen Aufga­
benwahrnehmung übertragen worden sind, kann unter 
den Voraussetzungen des § 10 Absatz 3 und 4 des Abwas­
serabgabengesetzes die Aufwendungen verrechnen, die 
dem Abwasserverband oder der Mitgliedsgemeinde ent­
standen sind. Absatz 8 Satz 2 gilt entsprechend. 

Teil 2 
Bewertungsgrundlagen 

§4 
Besonderheit bei Nachklärteichen 

(zu § 3 des Abwasserabgabengesetzes) 

Wird ein Gewässer oder ein Gewässerteil als Nachklär­
teich zur Abwasserbehandlung in Anspruch genommen 
und ist er der Abwasserbehandlungsanlage klärtech­
nisch unmittelbar zugeordnet, bleibt auf Antrag des Ab­
gabepflichtigen die Zahl der Schadeinheiten insoweit 
außer Ansatz, als sie nach dem geschätzten Wirkungs­
grad der zur Nachklärung errichteten und betriebenen 
Einrichtungen vermindert wird. Den Umfang der Ver­
minderung schätzt die zuständige Behörde. 

Teil 3 
Ermitteln der Schädlichkeit 

§5 
Ermitteln auf Grund des wasserrechtlichen Bescheides 

(zu §§ 2,4, 9 des Abwasserabgabengesetzes) 

(1) Die zuständige Behörde hat in dem die Abwasserein­
leitung zulassenden oder sie nachträglich beschränken­
den Bescheid zur Ermittlung der Zahl der Schadeinhei­
ten der Schmutzwassereinleitung von Amts wegen 
festzusetzen 

1. die Jahresschmutzwassermenge und 

2. die Überwachungswerte (§ 4 Absatz 1 des Abwasser-
abgabengesetzes). 

Sofern Schmutzwasser und Niederschlagswasser ver­
mischt eingeleitet werden, sind die Jahresschmutzwas­
sermenge für das Schmutzwasser und die Überwa­
chungswerte für das Abwasser (§ 2 Absatz 1 des Abwas­
serabgabengesetzes) festzusetzen. Enthalten bereits 
erteilte Bescheide die nach den Sätzen 1 und 2 erforder­
lichen Angaben nicht, sind die Bescheide nachträglich zu 
ergänzen. Die festgesetzte Jahresschmutzwassermenge 
ist mindestens einmal in fünf Jahren zu überprüfen und 
erforderlichenfalls neu festzusetzen. Der Einleiter hat 
dazu auf Anforderung die Jahresschmutzwassermenge 
entsprechend Absatz 2 zu ermitteln und bis zum 1. März 
des darauf folgenden Jahres der zuständigen Behörde 
zusammen mit den dabei zugrunde gelegten Messergeb­
nissen und Daten mitzuteilen. 

(2) Die Jahresschmutzwassermenge wird aus einzelnen 
von Niederschlag unbeeinflussten Schmutzwassermengen 
in kürzeren Zeiträumen hochgerechnet. Dabei sind regel­
mäßig wiederkehrende Schwankungen des Schmutz­
wasseranfalls im Verlauf des Jahres oder kürzerer Zeitab­
schnitte angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Die Überwachungswerte werden nach Maßgabe der 
Anlage zu § 3 des Abwasserabgabengesetzes festgesetzt. 

(4) Ist die Einhaltung eines Überwachungswertes von 
einer bestimmten Abwassertemperatur oder einer zeitli­
chen Begrenzung abhängig, wird dieser Wert der Ermitt­
lung der Schadeinheiten nach § 4 Absatz 1 des Abwas­
serabgabengesetzes für das gesamte Veranlagungsjahr 
zugrunde gelegt. 

(5) Wird das Wasser eines Gewässers in einer Flussklär­
anlage gereinigt, kann die zuständige Behörde durch 
Rechtsverordnung bestimmen, dass die Abgabe für 
Schmutzwassereinleitungen in dem Bereich, für den die 
Kläranlage bestimmt ist (Einzugsbereich der Kläran­
lage), vom Betreiber der Flusskläranlagen zu zahlen ist 
und nach der Zahl der Schadeinheiten im Gewässer un­
terhalb der Flusskläranlagen berechnet wird. In der Ver­
ordnung sind die Gewässer oder Gewässerabschnitte zu 
bestimmen, die zum Einzugsbereich der Kläranlage ge­
hören, dabei sind unverschmutzte oder sanierte Gewäs­
ser oder Gewässerabschnitte nicht einzubeziehen. Der 
Einzugsbereich ist der Entwicklung jeweils anzupassen. 
Die wasserrechtliche oder verbandsaufsichtliche Geneh­
migung der Flusskläranlagen gilt als Bescheid im Sinne 
des § 4 Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes, wenn in 
ihr die nach Absatz 1 erforderlichen Angaben enthalten 
sind. Der für die Flusskläranlagen Abgabepflichtige 
zahlt auch die Abgabe für das über eine öffentliche Ka­
nalisation im Einzugsgebiet der Flusskläranlagen einge­
leitete Niederschlagswasser. Die in § 8 Absatz 2 vorgese­
hene Freistellung von der Abgabepflicht gilt auch, wenn 
die entsprechenden Voraussetzungen im Zusammenhang 
mit dem Betrieb der Flusskläranlagen vorliegen. 

(6) Ein Abwassereinleiter, dessen Abwassereinleitung 
nicht durch einen den Anforderungen des § 4 Absatz 1 
des Abwasserabgabengesetzes in Verbindung mit Ab­
satz 1 entsprechenden Bescheid zugelassen ist, hat der 
zuständigen Behörde unverzüglich die Daten und Unter­
lagen vorzulegen und die Auskünfte zu erteilen, die zur 
Ermittlung der nach Absatz 1 in den Bescheid aufzuneh­
menden Angaben erforderlich sind. Er hat insbesondere 
die jährlich zum 1. März von ihm für das vorangegan­
gene Jahr entsprechend Absatz 2 ermittelte Jahres­
schmutzwassermenge und die dabei zugrunde gelegten 
Messergebnisse und Daten mitzuteilen. Er hat ferner die 
erforderlichen Ermittlungen zu dulden. § 101 des Was­
serhaushaltsgesetzes gilt entsprechend. 

(7) Erklärt ein Abwassereinleiter gemäß § 4 Absatz 5 des 
Abwasserabgabengesetzes gegenüber der zuständigen 
Behörde, dass er im Erklärungszeitraum eine geringere 
als die im Bescheid für einen bestimmten Zeitraum be­
grenzte Abwassermenge einhalten wird, hat er auch an­
zugeben, welche Schmutzwassermenge sich für den Er­
klärungszeitraum daraus ergibt. Treffen diese Angaben 
und Nachweise nicht zu oder weist die Festsetzungsbe­
hörde nach, dass die vom Abwassereinleiter erklärte Ab­
wassermenge überschritten wurde, ist für den gesamten 
Erklärungszeitraum die diesem Zeitraum entsprechende 
Schmutzwassermenge der Festsetzung der Jahres­
schmutzwassermenge im Bescheid zu entnehmen. Der 
Abwassereinleiter hat die zur Überprüfung seiner Anga­
ben erforderlichen Ermittlungen zu dulden. § 101 des 
Wasserhaushaltsgesetzes gilt entsprechend. 

(8) Das Messprogramm und der Nachweis der Einhal­
tung des Wertes nach § 4 Absatz 5 des Abwasserabga­
bengesetzes muss gemäß den Festlegungen im Bescheid, 
im Fall der Erklärung nach § 6 des Abwasserabgabenge­
setzes gemäß den Bestimmungen des § 7 durchgeführt 
werden. Die Proben sind im Erklärungszeitraum einmal 
in einem Zeitraum von zwei Wochen an unterschiedli­
chen Tagen zu unterschiedlichen Tageszeiten zu entneh­
men. In jedem Zwei-Wochen-Zeitraum muss ein Messer­
gebnis aus dem Messprogramm vorliegen. Der erste 
Zwei-Wochen-Zeitraum beginnt mit dem ersten Tag des 
Erklärungszeitraumes. Diese Proben ersetzen die an die­
sem Tag geforderte Probe für die Selbstüberwachung. 
Die Ergebnisse der amtlichen Überwachung werden in 
der zeitlichen Reihenfolge in das Messprogramm einge­
ordnet. Wird eine geringere Abwassermenge, als im Be­
scheid festgelegt, erklärt, ist die Abwassermenge konti­
nuierlich zu messen. Die Messergebnisse sind der 
zuständigen Behörde spätestens zwei Monate nach Ab­
lauf des Erklärungszeitraumes vorzulegen. Ein nach die­
sem Absatz durchgeführtes Messprogramm gilt als be­
hördlich zugelassen. 
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§6 
Überwachung der Abwassereinleitung 

(zu §§ 4, 6 des Abwasserabgabengesetzes) 

Die Überwachung nach § 4 Absatz 4 und 5 und nach § 6 
Absatz 1 .. und 2 des Abwasserabgabengesetzes obliegt der 
für die Uberwachung der Abwassereinleitung zuständi­
gen Behörde:. § 101 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt zum 
Zwecke der Uberwachung entsprechend. 

§7 
Ermitteln in sonstigen Fällen 

(zu § 6 des Abwasserabgabengesetzes) 

(1) Im Fall der Erklä!:ung nach § 6 des Abwasserabga­
bengesetzes sind die Uberwachungswerte nach den Ein­
heiten für die Konzentration gemäß der Anlage zu § 3 
des Abwasserabgabengesetzes, der Verdünnungsfaktor 
für die Giftigkeit gegenüber Fischeiern in ganze!).. Zahlen 
anzugeben. Die Einhaltung der erklärten Uberwa­
chungswerte wird nach den auf der Grundlage des § 57 
des Wasserhaushaltsgesetzes getroffenen Regelungen mit 
qualifizierter Stichprobe überprüft. 

(2) Die Schätzung der Überwachungswerte und der Jah­
resschmutzwassermenge nach § 6 Absatz 1 Satz 3 und 4 
des Abwasserabgabengesetzes erfolgt durch die zustän­
dige Behörde. § 101 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt 
zum Zwecke der Schätzung entsprechend. 

§8 
Abgabefreiheit bei Kleineinleitungen und bei Einleitung 

von verschmutztem Niederschlagswasser 
(zu §§ 7, 8 des Abwasserabgabengesetzes) 

(1) Bei der Berechnung der Zahl der Schadeinheiten für 
Kleineinleitungen nach § 8 des Abwasserabgabenge­
setzes bleiben die Einwohner unberücksichtigt, deren 
gesamtes Schmutzwasser im Rahmen landbaulicher 
Bodenbehandlung auf landwirtschaftlich, forstwirt­
schaftlich oder gärtnerisch genutzten Böden aufgebracht 
wird oder deren gesamtes Schmutzwasser in einer den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen­
den Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird, sofern 
die Gemeinde ihrer Verpflichtung zum Einsammeln, Ab­
fahren und Aufbereiten des in der Anlage anfallenden 
Schlamms gemäß § 46 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 des 
Landeswassergesetzes nachkommt oder sofern die Ab­
wasserbeseitigungspflicht insoweit gemäß § 49 Absatz 5 
Satz 2 des Landeswassergesetzes übertragen worden ist. 

(2) Die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 7 des Ab­
wasserabgabengesetzes) bleibt auf Antrag abgabefrei, 
wenn 

1. die Anlagen zur Beseitigung des Niederschlagswas­
sers und deren Betrieb den Voraussetzungen des § 57 
Absatz 1 Nummer 3 und des § 60 des Wasserhaus­
haltsgesetzes entsprechen; solange und soweit die 
Bundesregierung von der Ermächtigung zum Erlass 
einer Rechtsverordnung gemäß § 23 Absatz 1 Num­
mer 5 des Wasserhaushaltsgesetzes keinen Gebrauch 
gemacht hat, müssen die Anlagen den nach Maßgabe 
des Landeswassergesetzes eingeführten Regeln der 
Technik für die Trenn- und Mischkanalisation ent­
sprechen, 

2. die Einleitung des mit Niederschlagswasser vermisch­
ten Abwassers hinsichtlich der in der Anlage zu § 3 
des Abwasserabgabengesetzes genannten Parameter 
den Mindestanforderungen nach § 57 Absatz 1 Num­
mer 1 des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen und 

3. eine Selbstüberwachung nach Maßgabe der §§ 2, 3, 5 
Absatz 1, § 6 Satz 2 der Selbstüberwachungsverord­
nung Abwasser vom 17. Oktober 2013 (Gv. NRW 
S. 602) in der jeweils geltenden Fassung erfolgt. 

Enthält bei Satz 1 Nummer 2 die Erlaubnis oder die Er­
klärung nach § 6 Absatz 1 des Abwasserabgabengesetzes 
für die Einleitung schärfere Anforderungen, müssen 
auch diese eingehalten sein. Im Einzugsgebiet einer 
Flusskläranlage sind bei gewerblichen Einleitungen von 
Niederschlagswasser die Mindestanforderungen für die 
Stoffe, die nicht in der Flusskläranlage nach dem Stand 
der Technik gemäß § 57 Absatz 1 Nummer 1 des Wasser­
haushaltsgesetzes behandelt werden, an der Einleitung 

in das Gewässer einzuhalten. Der Antrag nach Satz 1 ist 
bis spätestens drei Monate nach Ablauf des Veranla­
gungszeitraums (Ausschlussfrist) zu stellen. Die Nach­
weisunterlagen zur Begründung des fristgemäß gestell­
ten Antrags sind spätestens sechs Monate nach Ablauf 
des Veranlagungszeitraums beizubringen; die zuständige 
Behörde kann die Frist verlängern. 

(3) Werden Anlagen zur Behandlung von Niederschlags­
wasser errichtet oder erweitert, so können die für die Er­
richtung oder Erweiterung entstandenen Aufwendungen 
mit der für die in den drei Jahren vor der vorgesehenen 
Inbetriebnahme der Anlage für das Einleiten von Nie­
derschlagswasser aus dem Kanalisationsnetz geschulde­
ten Abgabe verrechnet werden. Die § 3 Absatz 1 und 2, 
§ 10 Absatz 3 Satz 3,4 Halbsatz 1 und Satz 5 des Abwas­
serabgabengesetzes gelten entsprechend. Bei Anschlüs­
sen nach § 10 Absatz 4 des Abwasserabgabengesetzes 
gilt Absatz 3 Satz 1 entsprechend. 

(4) Bei der Festsetzung der Abwasserabgabe nach den 
Absätzen 1 und 2 ist von den Verhältnissen am 31. De­
zember des Kalenderjahres auszugehen. 

§9 
Abzug der Vorbelastung 

(zu § 4 des Abwasserabgabengesetzes) 

Die Schätzung der Vorbelastung nach § 4 Absatz 3 Satz 1 
des Abwasserabgabengesetzes erfolgt durch die zustän­
dige Behörde. Die Vorbelastung ist für die Zeit nach der 
AntragsteIlung (§ 4 Absatz 3 Satz 1 des Abwasserabga­
bengesetzes) zu berücksichtigen. 

Teil 4 
Festsetzen und Erheben der Abgabe 

§ 10 
Abgabeerklärung 

(zu § 11 des Abwasserabgabengesetzes) 

Wird die Abgabe nicht auf Grund des die Abwasserein­
leitung zulassenden Bescheids oder auf Grund der Ge­
nehmigung einer Flusskläranlage ermittelt, hat der Ab­
gabepflichtige unbeschadet seiner Verpflichtung nach § 6 
Absatz 1 des Abwasserabgabengesetzes die für die Er­
mittlung oder Schätzung der Abgabe notwendigen Daten 
und Unterlagen der zuständigen Behörde unaufgefordert 
spätestens drei Monate nach Ablauf des Veranlagungs­
zeitraums vorzulegen (Abgabeerklärung). Ist der Abga­
bepflichtige nicht selbst Abwassereinleiter, hat ihm die­
ser die notwendigen Daten und Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen. Die zuständige Behörde kann die 
Frist zur Abgabeerklärung längstens um ein halbes Jahr 
verlängern. Ist nach dem Abwasserabgabengesetz oder 
diesem Gesetz eine Schätzung oder eine Entscheidung 
über eine Abgabenbefreiung oder die Ermäßigung des 
Abgabesatzes vorgesehen, haben die Abgabepflichtigen 
die hierfür erforderlichen Angaben zu machen. 

§11 
Festsetzen der Abgabe 

(1) Die Abgabe wird von der zuständigen Behörde jähr­
lich festgesetzt. Der Festsetzungsbescheid bedarf der 
Schriftform. 

(2) Die Festsetzungsfrist beträgt zwei Jahre nach Ablauf 
des Veranlagungszeitraums. Im Fall der Abgabeerklärung 
beginnt die Festsetzungsfrist mit der Vorlage der not­
wendigen Daten und Unterlagen, im Fall der endgültigen 
Abrechnung nach § 10 Absatz 3 des Abwasserabgaben­
gesetzes nach Ablauf des Jahres, in dem die errichtete 
oder erweiterte Abwasserbehandlungsanlage in Betrieb 
genommen worden ist. 

(3) Die Festsetzungsfrist beträgt zehn Jahre, soweit eine 
Abgabe hinterzogen oder leichtfertig verkürzt worden 
ist. 

§ 12 
Fälligkeit, Verjährung 

(1) Die Abgabe ist innerhalb von drei Monaten nach Be­
kanntgabe des Festsetzungsbescheides zu entrichten. 
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(2) Der Anspruch auf Zahlung der Abgabe und der An­
spruch auf Erstattung überzahlter Beträge sowie Rück­
zahlungen nach den § 10 Absatz 3 und 4 des Abwasser­
abgabengesetzes verjähren in fünf Jahren. Die Verjäh­
rung des Anspruchs auf Zahlung der Abgabe beginnt mit 
Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Abgabe fällig ge­
worden ist, und die Verjährung des Anspruchs auf Er­
stattung in dem Jahr, in dem der Erstattungsanspruch 
entstanden ist. 

§ 13 

Einziehen der Abgabe, Stundung, Erlass, 
Niederschlagung 

(1) Die Abgabe wird von der zuständigen Behörde einge­
zogen. 

(2) Die zuständige Behörde kann die Abgabe ganz oder 
teilweise stunden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit 
eine erhebliche Härte für den Abgabeschuldner bedeuten 
würde und der Anspruch durch die Stundung nicht ge­
fährdet erscheint. 

(3) Die zuständige Behörde kann die Abgabe ganz oder 
teilweise erlassen, wenn deren Einziehung nach Lage des 
einzelnen Falls unbillig wäre; unter den gleichen Voraus­
setzungen können bereits entrichtete Beträge erstattet 
oder angerechnet werden. 

(4) Die zuständige Behörde kann die Abgabe nieder­
schlagen, wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Er­
folg haben wird, oder wenn die Kosten der Einziehung 
außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen. 

Teil 5 

Verwenden der Abgabe, Ordnungswidrigkeiten 

§ 14 

Zweckbindung 
(zu § 13 des Abwasserabgabengesetzes) 

(1) Die Einnahmen aus der Abgabe werden nach Abzug 
des Aufwands gemäß § 15 entsprechend der Zweckbin­
dung in § 13 des Abwasserabgabengesetzes verwendet. 

(2) Der gleichen Zweckbindung unterliegen Rückflüsse 
aus Zuwendungen, die aus dem Aufkommen der Abwas­
serabgabe gewährt wurden. 

§ 15 

Verwaltungsaufwand 
(zu § 13 des Abwasserabgabengesetzes) 

Der für Festsetzen und Erheben ger Abgabe entstehende 
Aufwand wird ganz, der bei der Uberwachung gemäß § 4 
Absatz 4 und 5 und § 6 des Abwasserabgabengesetzes 
und § 6 entstehende Aufwand wird zu einem Drittel aus 
dem Aufkommen gedeckt. 

§ 16 

Mittelvergabe 
(zu § 13 des Abwasserabgabengesetzes) 

(1) Aus dem Abgabeaufkommen sind Maßnahmen, die 
der Erhaltung oder Verbesserung der Gewässergüte die­
nen, zu fördern unter Berücksichtigung 

1. örtlicher und regionaler Schwerpunkte für die Sanie­
rung von Gewässern und 

2. sektoraler Schwerpunkte der Gewässerverschmutzung 
durch besonders schädliche Faktoren. 

Zu den förderfähigen Maßnahmen nach § 13 des Abwas­
serabgabengesetzes zählen insbesondere die zur Errei­
chung der Bewirtschaftungsziele nach den §§ 27 und 47 
des Wasserhaushaltsgesetzes erforderlichen Vorhaben. 
Dabei sind die in Maßnahmenprogrammen vorgesehenen 
Maßnahmen vorrangig zu berücksichtigen. 

(2) Die zuständige Behörde fördert die einzelnen Maß­
nahmen in der Reihenfolge ihrer Dringlichkeit nach Wei­
sung der obersten Wasserbehörde. 

§ 17 
Entsprechende Anwendung anderer Vorschriften 

Bei Vollzug dieses Gesetzes sind folgende Vorschriften in 
ihrer jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwen­
den: 

1. aus der Abgabenordnung in der Fassung der Bekannt­
machung vom 1. Oktober 2002 (BGBL I S. 3866; 2003 I 
S. 61) die Bestimmungen über 

a) die steuerlichen Begriffsbestimmungen (§ 3 Ab-
satz 3), 

b) den Steuerpflichtigen (§§ 32,34 und 35), 

c) das Steuerschuldverhältnis (§§ 42,44,45 und 48), 

d) die Haftung (§§ 69 bis 71, 73 bis 75 und 77), 

e) Fristen, Termine, Wiedereinsetzung und Amtshilfe 
(§§ 108 bis 117), 

f) über dieVerwaltungsakte (§§ 118 bis 132), 

g) Form, Inhalt und Berichtigung von Steuererklä­
rungen (§ 150 Absatz 1, § 153 Absatz 1), 

h) über die Festsetzungsverjährung (§ 171 Absatz 1 
bis 3 a, 12 und 13), 

i) Leistungsort, Tag der Zahlung (§ 224 Absatz 1 und 
2), Aufrechnung (§ 226), Zahlungsverjährung 
(§§ 230 und 231), Verzinsung (§§ 233, 234 bis 236, 
237 Absatz 1,2 und 4, §§ 238 und 239), Säumniszu­
schläge (§ 240); 

2. aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch die Bestimmungen 
über die Art der Sicherheitsleistung (§§ 232, 234 bis 
240). 

§ 18 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt unbeschadet des § 15 des 
Abwasserabgabengesetzes, wer 

1. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 3 Absatz 1 und 
5 der Anzeigepflicht über die Inbetriebnahme einer 
Abwasserbehandlungsanlage nicht nachkommt, 

2. vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 10 Satz 1 seine 
Abgabeerklärung nicht, nicht richtig, nicht vollstän­
dig oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 

3. wider besseres Wissen unrichtige Angaben macht oder 
unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um einen 
nach diesem Gesetz vorgesehene Festsetzung zu ver­
hindern. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 50 000 Euro geahndet werden. 

§ 19 
Ermächtigung 

Das für Umwelt zuständige Ministerium wird ermäch­
tigt, nach Anhörung des für Umwelt zuständigen Aus­
schusses des Landtags durch Rechtsverordnung die 
Zuständigkeiten beim Vollzug dieses Gesetzes zu bestim­
men. 

§ 20 
Inkrafttreten, Berichtspflicht 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 
Die Landesregierung erstattet dem Landtag innerhalb 
von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
einen Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes. 

77 

Artikel 3 
Änderung des Aggerverbandsgesetzes 

Das Aggerverbandsgesetz vom 15. Dezember 1992 (Gv. 
NRW. 1993 S. 20), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 21. März 2013 (Gv. NRW. S. 148) geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 
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1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Sechsten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

"Sechster Teil: Finanzplanung, Wirtschaftsfüh­
rung und Rechnungswesen, 

Beiträge'.' 

b) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 (weggefallen)'.' 

c) Die Angabe zu § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22a Wirtschaftsplan, Finanzplanung'.' 

d) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswe­
sen, Wirtschaftsführung'.' 

e) Die Angabe zum Zehnten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zehnter Teil: Auflösung, Übergangsvorschrift, 
Inkrafttreten '.' 

f) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 39 (weggefallen)'.' 

g) Die Angabe zu § 42 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 42 Inkrafttreten'.' 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Verband ist berechtigt, das kleine Landes­
siegel in abgewandelter Form zu verwenden." 

3. Dem § 2 Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 

"In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit entscheidet 
der Verbandsrat über die Auftragsübernahme. Der 
Verbandsversammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben." 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Bei Planung, Bau und Betrieb der Anlagen nach 
Satz 1 können die Möglichkeiten der Anlage zur 
Energieerzeugung genutzt werden, sofern dies mit 
der Erledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeugung, 
die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
Anlagen nach Satz 1 stehen, geplant, gebaut, be­
trieben und unterhalten werden." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) DerVerband stellt über die zur Erfüllung sei­
ner Aufgaben und übernommenen Pflichten erfor­
derlichen Unternehmen, die in einem Zeitraum 
'[.on jeweils sechs Jahren durchzuführen sind, 
Ubersichten auf (Sechsjahresübersichten). Satz 1 
gilt nicht für die Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des 
Landeswassergesetzes vom 25. Juni 1995 (Gv. 
NRW S. 133)." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

5. § 4 Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben. 

6. Dem § 6 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Mitglied des Verbandes ist ferner jedes Unterneh­
men oder sein Rechtsnachfolger gleich welcher 
Rechtsform, das ein anderes Unternehmen zu einer 
Verrichtung bestellt hat, welches Unternehmen des 
Verbandes verursacht oder erschwert hat, oder wei­
ter verursacht, erschwert oder erwarten lässt. 

Ein Unternehmen, das von einem anderen Unterneh­
men abhängig ist, gilt als von diesem Unternehmen 
zur Verrichtung bestellt." 

7. § 11 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 werden die Wörter "Haushalts-, 
Kassen- und" gestrichen. 

b) In Nummer 8 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort "und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 9 wird angefügt: 

,,9. die Art der Ausweisung und Abrechnung ge­
genüber dem vorteilhabenden Mitglied für die 
nach § 4 Absatz 1 übernommenen Aufgaben." 

8. In § 12 Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter ,,§ 65 
Abs. 2 des Landeswassergesetzes bleibt" durch die 
Wörter ,,§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (Gv. NRW, 
S. 559) und das Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 
des Wasserentnahmeentgeltgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Januar 2004 (Gv. NRW 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (Gv. NRW S. 884) geändert wor­
den ist, bleiben" ersetzt. 

9. In § 13 Absatz 1 werden nach den Wörtern "dem Mit­
glied" die Wörter "oder bei einer Anstalt des öffentli­
chen Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Gemein­
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. 
NRW S. 666), die zuletzt durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 25. Juni 2015 (Gv. NRW S. 496) geändert 
worden ist," eingefügt. 

10. § 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3. die Feststellung des Wirtschaftsplans und sei­
ner Änderungen, die Aufstellung der Finanzpla­
nung (§ 22 a) sowie die Entscheidung über die In­
anspruchnahme von Rücklagen,'.' 

b) In Nummer 4 und Nummer 6 werden jeweils die 
Wörter "der Jahresrechnung oder" gestrichen. 

c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

" 7. die Aufstellung der Übersichten gemäß § 3 Ab­
satz 2 und des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

11. § 15 Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Eine gemeinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzvereinigun­
gen, die im Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge­
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBL I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBL I S. 1474) geändert worden ist, nach ih­
rer Satzung landesweit tätig sind, kann mit beraten­
der Stimme an den öffentlichen Sitzungen der Ver­
bandsversammlung teilnehmen." 

12. § 17 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Entwürfe der Übersichten gemäß § 3 Absatz 2 
und Entwurf des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

,,6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, insbe­
sondere über das Eingehen von Bürgschaften, Pa­
tronatserklärungen und Gewährverträgen, ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflichtung,'.' 

c) In Nummer 7 werden nach dem W9rt "Handelsge­
werbe" die Wörter "sowie bei Anderungen der 
diesen Geschäften zugrunde liegenden Verträgen" 
eingefügt. 

d) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

,,13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner Än­
derungen und der Finanzplanung (§ 22 a)." 

13. Dem § 19 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Der Vorstand hat entsprechend den Regelungen 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 16. November 2004 (Gv. NRW 
S. 644, ber. 2005 S. 15) in der jeweils geltenden Fas­
sung seine Vergütung im Jahresabschluss individuali­
siert offen zu legen." 

14. In § 20 Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe ,,5" 
die Wörter "sowie zu § 2 Absatz 4 Satz 4" eingefügt. 
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15. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung 

und Rechnungswesen, Beiträge'.' 

16. § 22 wird aufgehoben. 

17. § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22a 
Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

(1) Der Verband wirtschaftet nach den Grundsätzen 
des kaufmännischen Rechnungswesens. Für die 
Buchführung des Verbandes, die Kostenrechnung 
und den Jahresabschluss sind § 19 Absatz 1 Satz 1,2 
erste Alternative, Absatz 2 und 3, §§ 21,22 Absatz 1, 
die §§ 23 und 24 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen entsprechend anzu­
wenden. 

(2) Die Verbandsversammlung stellt für jedes Wirt­
schaftsjahr vor seinem Beginn den Wirtschaftsplan 
fest und beschließt über den Gesamtbetrag der auf­
zunehmenden Kredite, den Gesamtbetrag der Ver­
pflichtungsermächtigungen und den Höchstbetrag 
der Kredite zur Liquiditätssicherung. Der Wirt­
schaftsplan muss ausgeglichen sein. Wirtschaftsjahr 
ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, 
dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. Dem 
Wirtschaftsplan sind als Anlagen der Nachweis der 
Rücklagen und die Finanzplanung beizufügen. Die 
§§ 15 bis 18 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 

(4) Der von der Verbandsversammlung festgestellte 
Wirtschaftsplan ist unverzüglich mit seinen Anlagen 
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern, 
wenn 

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgs­
plan erheblich verscttlechtern wird und diese Ver­
schlechterung eine Anderung des Vermögenspla­
nes bedingt, 

2. höhere Kredite erforderlich werden, 

3. im Vermögensplan über- und außerplanmäßige 
Ausgaben für Investitionen durch Einsparungen 
oder Mehreinnahmen nicht gedeckt werden kön­
nen, 

4. im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermäch­
tigungen vorgesehen werden sollen oder 

5. eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in 
der Stellenübersicht vorgesehenen Stellen erfor­
derlich wird, es sei denn, dass es sich um eine vor­
übergehende Einstellung von Aushilfskräften 
handelt. 

(6) Änderungen des Wirtschaftsplanes sind der Auf­
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Zur Stärkung einer wirtschaftlichen Betriebsfüh­
rung kann die Aufsichtsbehörde im Einzelfall zeit­
lich begrenzte Abweichungen und Ergänzungen un­
ter Beachtung der Grundsätze des kaufmännischen 
Rechnungswesens von und zu den in Absatz 1 und 3 
genannten Regelungen der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen über den Wirt­
schaftsplan, den Jahresabschlus~., die Buchführung, 
die Deckungsfähigkeit und die Ubertragbarkeit zu­
lassen. 

(8) Ist der Wirtschaftsplan bis zum Beginn des Wirt­
schaftsjahres nicht festgestellt, gelten die Ansätze 
und Kreditermächtigungen des Vorjahres vorläufig 
weiter. Sieht der Wirtschaftsplanentwurf für das be­
treffende Jahr niedrigere Ansätze und eine niedrigere 
Kreditermächtigung vor, gelten diese. Die Beiträge 
sind nach der Beitragsliste des Vorjahres vorbehalt­
lich einer späteren Verrechnung zu zahlen. 

(9) Die Verbandsversammlung stellt jährlich mit dem 
Wirtschaftspl!=ln eine fünf jährige Finanzplanung auf, 
die mit den Ubersichten gemäß § 3 Absatz 2 ab zu-

stimmen ist und Umfang sowie Zusammensetzung 
der voraussichtlichen Ausgaben und Deckungsmög­
lichkeiten darstellt. Das erste Planungsjahr der Fi­
nanzplanung ist das laufende Wirtschaftsjahr. Die 
Finanzplanung muss in den einzelnen Jahren ausge­
glichen sein. 

(10) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss in der 
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres für das vergange­
ne Wirtschaftsjahr auf. Die mit der Prüfung des Jah­
resabschlusses betraute Stelle soll alle fünf Jahre ge­
wechselt werden. Der Jahresabschluss ist nach den 
Vorschrifj;en der Satzung über die Regelung für die 
für die Offentlichkeit bestimmten Mitteilungen zu 
veröffentlichen. 

18. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 
Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswesen, 

Wirtschaftsführung'.' 

b) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushaltswirt­
schaft oder" und "Vermögenshaushalts oder" ge­
strichen. 

c) In Absatz 2 werden die Wörter "Haushalts-, Kas­
sen- und" gestrichen. 

19. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushalts- oder" 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort "Vermögens­
haushalts" durch das Wort "Vermögensplans" er­
setzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 4 Abs. 2 
Nr. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 24 Abs. 2 des 
Landeswassergesetzes" durch die Wörter ,,§ 13 
Absatz 2 Nummer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter "zu Beiträ­
gen für die Zeit danach" durch die Wörter "vor 
Erlöschen seiner Mitgliedschaft nach § 6 Absatz 2 
Satz 2 zu Beiträgen für die Zeit nach seinem Aus­
scheiden" ersetzt. 

20. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter "der Einzel­
pläne" und die Wörter "Haushalts- oder" gestri­
chen. 

b) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort "Haushaltsjah­
res" durch das Wort "Wirtschaftsjahres" ersetzt 
und werden die Wörter "eines Nachtrags zum 
Haushaltsplan oder" gestrichen. 

21. In § 28 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort "Innenministe­
rium" durch die Wörter "für Inneres zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

22. § 29 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort "Landesbe­
amten" die Wörter "oder tarifbeschäftigten Per­
son" eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder vergleichbaren tarifbeschäftig­
ten Person" eingefügt. 

23. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter "Ministe­
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz" durch die Wörter "für Um­
welt zuständige Ministerium" ersetzt. 

24. In § 36 Absatz 2 werden jeweils die Wörter "Haus­
halts- oder" gestrichen. 

25. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 4 werden die Wörter "den 
Dienstvertrag mit dem Vorstand" 
durch das Wort "Dienstverträge" er­
setzt. 
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bbb) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

,,5. zur Bestellung von Sicherheiten al­
ler Art, insbesondere über das Einge­
hen von Bürgschaften, Patronatserklä­
rungen und Gewährverträgen ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflich­
tung." 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 
und 3 eingefügt: 

,,(2) Der Beschluss nach § 17 Absatz 5 Nummer 7 
ist unter folgenden Maßgaben genehmigungsfä­
hig: 

1. Die Bildung beziehungsweise der Eintritt ist 
zur Erfüllung der verbandseigenen Aufgaben 
zwar nicht erforderlich, aber dienlich, 

2. es besteht ein Zusammenhang mit den hoheit­
lichen Verbandsaufgaben, die selbst beim Ver­
band verbleiben, 

3. die Ausführung der dem Verband nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben wird nicht 
beeinträchtigt, 

4. es besteht keine Interessenskollision mit dem 
Verband und 

5. § 3 Absatz 3 des Vergütungsoffenlegungsgeset­
zes vom 17. Dezember 2009 (Gv. NRW. S. 950) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen­
dung. 

(3) Das Nähere zu Absatz 1 Nummer 2 und 5 re­
gelt die Satzung." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

26. Die Überschrift des Zehnten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zehnter Teil 
Auflösung, Übergangsvorschrift, Inkrafttreten '.' 

27. § 39 wird aufgehoben. 

28. § 42 wird wie folgt geändert: 

77 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 42 
Inkrafttreten '.' 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 4 
Änderung des Eifel-Rur-Verbandsgesetzes 

Das Eifel-Rur-Verbandsgesetz vom 7. Februar 1990 (Gv. 
NRW. S. 106), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 21. März 2013 (Gv. NRW. S. 148) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Sechsten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 

Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen, Beiträge'.' 

b) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 (weggefallen)'.' 

c) Die Angabe zu § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22a Wirtschaftsplan, Finanzplanung'.' 

d) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswe­
sen, Wirtschaftsführung'.' 

e) Die Angabe zum Zehnten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zehnter Teil 
Auflösung, Übergangsvorschrift" 

f) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 39 (weggefallen)'.' 

g) Die Angabe zu Artikel 3 wird wie folgt gefasst: 

"Artikel3 
Inkrafttreten '.' 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Verband ist berechtigt, das kleine Landes­
siegel in abgewandelter Form zu verwenden." 

3. Dem § 2 Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 

"In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit entscheidet 
der Verbandsrat über die Auftragsübernahme. Der 
Verbandsversammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben." 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Bei Planung, Bau und Betrieb der Anlagen nach 
Satz 1 können die Möglichkeiten der Anlage zur 
Energieerzeugung genutzt werden, sofern dies mit 
der Erledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeugung, 
die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
Anlagen nach Satz 1 stehen, geplant, gebaut, be­
trieben und unterhalten werden." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) DerVerband stellt über die zur Erfüllung sei­
ner Aufgaben und übernommenen Pflichten erfor­
derlichen Unternehmen, die in einem Zeitraum 
y'on jeweils sechs Jahren durchzuführen sind, 
Ubersichten auf (Sechsjahresübersichten). Satz 1 
gilt nicht für die Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des 
Landeswassergesetzes vom 25. Juni 1995 (Gv. 
NRW. S. 133)." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Absatz 4 wird Absatz 3. 

5. § 4 Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben. 

6. § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort 
" Kreise " die Wörter "und die Städteregion Aa­
ehen" eingefügt. 

b) Die folgenden Sätze werden angefügt: 

"Mitglied des Verbandes ist ferner jedes Unter­
nehmen oder sein Rechtsnachfolger gleich wel­
cher Rechtsform, das ein anderes Unternehmen zu 
einer Verrichtung bestellt hat, welches Unterneh­
men des Verbandes verursacht oder erschwert hat, 
oder weiter verursacht, erschwert oder erwarten 
lässt. 

Ein Unternehmen, das von einem anderen Unter­
nehmen abhängig ist, gilt als von diesem Unter­
nehmen zur Verrichtung bestellt." 

7. § 11 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 werden die Wörter "Haushalts-, 
Kassen- und" gestrichen. 

b) In Nummer 8 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort" und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 9 wird angefügt: 

,,9. die Art der Ausweisung und Abrechnung ge­
genüber dem vorteilhabenden Mitglied für die 
nach § 4 Absatz 1 übernommenen Aufgaben." 

8. In § 12 Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter ,,§ 65 
Abs. 2 des Landeswassergesetzes bleibt" durch die 
Wörter ,,§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. 
S. 559) und das Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 
des Wasserentnahmeentgeltgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Januar 2004 (GV. NRW. 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (Gv. NRW. S. 884) geändert wor­
den ist, bleiben" ersetzt. 
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9. In § 13 Absatz 1 werden nach den Wörtern "dem Mit­
glied" die Wörter "oder bei einer Anstalt des öffentli­
chen Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Gemein­
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 25. Juni 2015 (Gv. NRW. S. 496) geändert 
worden ist," eingefügt. 

10. § 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3. die Feststellung des Wirtschaftsplans und sei­
ner Anderungen, die Aufstellung der Finanzpla­
nung (§ 22 a) sowie die Entscheidung über die In­
anspruchnahme von Rücklagen,'.' 

b) In Nummer 4 und Nummer 6 werden jeweils die 
Wörter "der Jahresrechnung oder" gestrichen. 

c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

,,7. die Aufstellung der Übersichten gemäß § 3 Ab­
satz 2 und des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

11. § 15 Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Eine gemeinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzvereinigun­
gen, die im Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge­
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBL I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBL I S. 1474) geändert worden ist, nach ih­
rer Satzung landesweit tätig sind, kann mit beraten­
der Stimme an den öffentlichen Sitzungen der Ver­
bandsversammlung teilnehmen." 

12. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 Nummer 2 werden nach dem Wort 
" Kreise " die Wörter "und die Städteregion Aa­
chen" eingefügt. 

b) In Satz 4 werden nach dem Wort "Kreise," die 
Wörter "Städteregion Aachen," eingefügt. 

13. § 17 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Entwürfe der Übersichten gemäß § 3 Absatz 2 
und Entwurf des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

,,6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, insbe­
sondere über das Eingehen von Bürgschaften, Pa­
tronatserklärungen und Gewährverträgen, ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflichtung,'.' 

c) In Nummer 7 werden nach dem Wort "Handelsge­
werbe" die Wörter "sowie bei Änderungen der 
diesen Geschäften zugrunde liegenden Verträgen" 
eingefügt. 

d) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

,,13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner Än­
derungen und der Finanzplanung (§ 22 a)." 

14. Dem § 19 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Der Vorstand hat entsprechend den Regelungen 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 16. November 2004 (Gv. NRW. 
S. 644, ber. 2005 S. 15) in der jeweils geltenden Fas­
sung seine Vergütung im Jahresabschluss individuali­
siert offen zu legen." 

15. In § 20 Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe ,,5" 
die Wörter "sowie zu § 2 Absatz 4 Satz 4" eingefügt. 

16. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung 

und Rechnungswesen, Beiträge'.' 

17. § 22 wird aufgehoben. 

18. § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22a 
Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

(1) Der Verband wirtschaftet nach den Grundsätzen 
des kaufmännischen Rechnungswesens. Für die 
Buchführung des Verbandes, die Kostenrechnung 
und den Jahresabschluss sind § 19 Absatz 1 Satz 1,2 
erste Alternative, Absatz 2 und 3, §§ 21,22 Absatz 1, 
§§ 23 und 24 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen entsprechend anzuwen­
den. 

(2) Die Verbandsversammlung stellt für jedes Wirt­
schaftsjahr vor seinem Beginn den Wirtschaftsplan 
fest und beschließt über den Gesamtbetrag der auf­
zunehmenden Kredite, den Gesamtbetrag der Ver­
pflichtungsermächtigungen und den Höchstbetrag 
der Kredite zur Liquiditätssicherung. Der Wirt­
schaftsplan muss ausgeglichen sein. Wirtschaftsjahr 
ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, 
dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. Dem 
Wirtschaftsplan sind als Anlagen der Nachweis der 
Rücklagen und die Finanzplanung beizufügen. Die 
§§ 15 bis 18 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 

(4) Der von der Verbandsversammlung festgestellte 
Wirtschaftsplan ist unverzüglich mit seinen Anlagen 
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern, 
wenn 

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgs­
plan erheblich versclllechtern wird und diese Ver­
schlechterung eine Anderung des Vermögenspla­
nes bedingt, 

2. höhere Kredite erforderlich werden, 

3. im Vermögensplan über- und außerplanmäßige 
Ausgaben für Investitionen durch Einsparungen 
oder Mehreinnahmen nicht gedeckt werden kön­
nen, 

4. im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermäch­
tigungen vorgesehen werden sollen oder 

5. eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in 
der Stellenübersicht vorgesehenen Stellen erfor­
derlich wird, es sei denn, dass es sich um eine vor­
übergehende Einstellung von Aushilfskräften 
handelt. 

(6) Änderungen des Wirtschaftsplanes sind der Auf­
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Zur Stärkung einer wirtschaftlichen Betriebsfüh­
rung kann die Aufsichtsbehörde im Einzelfall zeit­
lich begrenzte Abweichungen und Ergänzungen un­
ter Beachtung der Grundsätze des kaufmännischen 
Rechnungswesens von und zu den in Absatz 1 und 3 
genannten Regelungen der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen über den Wirt­
schaftsplan, den Jahresabschlus~., die Buchführung, 
die Deckungsfähigkeit und die Ubertragbarkeit zu­
lassen. 

(8) Ist der Wirtschaftsplan bis zum Beginn des Wirt­
schaftsjahres nicht festgestellt, gelten die Ansätze 
und Kreditermächtigungen des Vorjahres vorläufig 
weiter. Sieht der Wirtschaftsplanentwurf für das be­
treffende Jahr niedrigere Ansätze und eine niedrigere 
Kreditermächtigung vor, gelten diese. Die Beiträge 
sind nach der Beitragsliste des Vorjahres vorbehalt­
lich einer späteren Verrechnung zu zahlen. 

(9) Die Verbandsversammlung stellt jährlich mit dem 
Wirtschaftspl~n eine fünf jährige Finanzplanung auf, 
die mit den Ubersichten gemäß § 3 Absatz 2 abzu­
stimmen ist und Umfang sowie Zusammensetzung 
der voraussichtlichen Ausgaben und Deckungsmög­
lichkeiten darstellt. Das erste Planungsjahr der Fi­
nanzplanung ist das laufende Wirtschaftsjahr. Die 
Finanzplanung muss in den einzelnen Jahren ausge­
glichen sein. 

(10) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss in der 
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres für das vergange-



598 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 22 vom 15. Juli 2016 

ne Wirtschaftsjahr auf. Die mit der Prüfung des Jah­
resabschlusses betraute Stelle soll alle fünf Jahre ge­
wechselt werden. Der Jahresabschluss ist nach den 
Vorschrif:ten der Satzung über die Regelung für die 
für die Offentlichkeit bestimmten Mitteilungen zu 
veröffentlichen." 

19. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 
Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswesen, 

Wirtschaftsführung'.' 

b) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushaltswirt­
schaft oder" und "Vermögenshaushalts oder" ge­
strichen. 

c) In Absatz 2 werden die Wörter "Haushalts-, Kas­
sen- und" gestrichen. 

20. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushalts- oder" 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort "Vermögens­
haushalts" durch das Wort "Vermögensplans" er­
setzt. 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 4 Abs. 2 
Nr. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 24 Abs. 2 des 
Landeswassergesetzes" durch die Wörter ,,§ 13 
Absatz 2 Nummer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

d) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter "zu Beiträ­
gen für die Zeit danach" durch die Wörter "vor 
Erlöschen seiner Mitgliedschaft nach § 6 Absatz 2 
Satz 2 zu Beiträgen für die Zeit nach seinem Aus­
scheiden" ersetzt. 

21. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter "der Einzel­
pläne" und die Wörter "Haushalts- oder" gestri­
chen. 

b) In Absatz 6 Satz 1 werden jeweils die Wörter 
"Haushalts- oder" gestrichen. 

22. In § 28 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort "Innenministe­
rium" durch die Wörter "für Inneres zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

23. § 29 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort "Landesbe­
amten" die Wörter "oder tarifbeschäftigten Per­
son" eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder vergleichbaren tarifbeschäftig­
ten Person" eingefügt. 

24. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter "Ministe­
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz" durch die Wörter "für Um­
welt zuständige Ministerium" ersetzt. 

25. In § 36 Absatz 2 werden jeweils die Wörter "Haus­
halts- oder" gestrichen. 

26. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 4 werden die Wörter "den 
Dienstvertrag mit dem Vorstand" 
durch das Wort "Dienstverträge" er­
setzt. 

bbb) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

,,5. zur Bestellung von Sicherheiten al­
ler Art, insbesondere über das Einge­
hen von Bürgschaften, Patronatserklä­
rungen und Gewährverträgen ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflich­
tung." 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 
und 3 eingefügt: 

,,(2) Der Beschluss nach § 17 Absatz 5 Nummer 7 
ist unter folgenden Maßgaben genehmigungsfä­
hig: 

1. Die Bildung beziehungsweise der Eintritt ist 
zur Erfüllung der verbandseigenen Aufgaben 
zwar nicht erforderlich, aber dienlich, 

2. es besteht ein Zusammenhang mit den hoheit­
lichen Verbandsaufgaben, die selbst beim Ver­
band verbleiben, 

3. die Ausführung der dem Verband nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben wird nicht 
beeinträchtigt, 

4. es besteht keine Interessenskollision mit dem 
Verband und 

5. § 3 Absatz 3 des Vergütungsoffenlegungsgeset­
zes vom 17. Dezember 2009 (Gv. NRW S. 950) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen­
dung. 

(3) Das Nähere zu Absatz 1 Nummer 2 und 5 re­
gelt die Satzung." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

27. Die Überschrift des Zehnten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zehnter Teil 
Auflösung, Übergangsvorschrift '.' 

28. § 39 wird aufgehoben. 

29. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

77 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

"Artikel 3 
Inkrafttreten '.' 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

Artikel 5 
Änderung des Emschergenossenschaftsgesetzes 

Das Emschergenossenschaftsgesetz vom 7. Februar 1990 
(Gv. NRW S. 144), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset­
zes vom 21. März 2013 (Gv. NRW S. 148) geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Sechsten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

"Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge'.' 

b) Die Angabe zu § 21 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 21 (weggefallen)'.' 

c) Die Angabe zu § 21 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 21 a Wirtschaftsplan, Finanzplanung'.' 

d) Die Angabe zu § 23 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 23 Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswe­
sen, Wirtschaftsführung'.' 

e) Die Angabe zum Zehnten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zehnter Teil 
Auflösung'.' 

f) Die Angabe zu § 38 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 38 (weggefallen)'.' 

g) Die Angabe zu § 40 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 40 (weggefallen)'.' 

h) Die Angabe zu Artikel 2 wird wie folgt gefasst: 

"Artikel 2 
Inkrafttreten '.' 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
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,,(3) Die Genossenschaft ist berechtigt, das kleine 
Landessiegel in abgewandelter Form zu verwenden." 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 1 wird aufgehoben. 

b) Dem Absatz 5 werden folgende Sätze angefügt: 

"In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit entschei­
det der Genossenschaftsrat über die Auftrags­
übernahme. Der Genossenschaftsversammlung ist 
die Auftragsübernahme in der nächsten Sitzung 
bekannt zu geben." 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Bei Planung, Bau und Betrieb der Anlagen nach 
Satz 1 können die Möglichkeiten der Anlage zur 
Energieerzeugung genutzt werden, sofern dies mit 
der Erledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeugung, 
die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
Anlagen nach Satz 1 stehen, geplant, gebaut, be­
trieben und unterhalten werden." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Die Genossenschaft stellt über die zur Erfül­
lung ihrer Aufgaben und übernommenen Pflich­
ten erforderlichen Unternehmen, die in einem 
Zeitrallm von jeweils sechs Jahren durchzuführen 
sind, Ubersichten auf (Sechsjahresübersichten). 
Satz 1 gilt nicht für die Aufgaben nach § 53 Ab­
satz 1 des Landeswassergesetzes vom 25. Juni 
1995 (Gv. NRW. S. 133)." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

5. Dem § 5 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Mitglied der Genossenschaft ist ferner jedes Unter­
nehmen oder sein Rechtsnachfolger gleich welcher 
Rechtsform, das ein anderes Unternehmen zu einer 
Verrichtung bestellt hat, welches Unternehmen der 
Genossenschaft verursacht oder erschwert hat, oder 
weiter verursacht, erschwert oder erwarten lässt. 

Ein Unternehmen, das von einem anderen Unterneh­
men abhängig ist, gilt als von diesem Unternehmen 
zur Verrichtung bestellt." 

6. § 10 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 8 werden die Wörter "Haushalts-, 
Kassen- und" gestrichen. 

b) In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort "und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 10 wird angefügt: 

,,10. die Art der Ausweisung und Abrechnung ge­
genüber dem vorteilhabenden Mitglied für die 
nach § 2 Absatz 3 Satz 2 und 3 übernommenen 
Aufgaben." 

7. In § 11 Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter ,,§ 65 
Abs. 2 des Landeswassergesetzes bleibt" durch die 
Wörter ,,§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. NRW, 
S. 559) und das Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 
des Wasserentnahmeentgeltgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Januar 2004 (GV. NRW. 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 884) geändert wor­
den ist, bleiben" ersetzt. 

8. In § 12 Absatz 1 werden nach den Wörtern "dem Ge­
nossen" die Wörter "oder bei einer Anstalt des öf­
fentlichen Rechts des Genossen nach § 114 a der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (Gv. NRW. S. 666), die zuletzt durch Gesetz vom 
3. Februar 2015 (Gv. NRW. S. 208) geändert worden 
ist," eingefügt. 

9. § 13 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3. d~e Feststellung des Wirtschaftsplans und sei­
ner Anderungen, die Aufstellung der Finanzpla-

nung (§ 21a) sowie die Entscheidung über die In­
anspruchnahme von Rücklagen,'.' 

b) In Nummer 4 und Nummer 6 werden jeweils die 
Wörter "der Jahresrechnung und" gestrichen. 

c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

,,7. die Aufstellung der Übersichten gemäß § 3 Ab­
satz 2 und des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

10. § 14 Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Eine gemeinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzvereinigun­
gen, die im Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge­
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBL I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBL I S. 1474) geändert worden ist, nach ih­
rer Satzung landesweit tätig sind, kann mit beraten­
der Stimme an den öffentlichen Sitzungen der Ver­
bandsversammlung teilnehmen." 

11. § 16 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Entwürfe der Übersichten gemäß § 3 Absatz 2 
und Entwurf des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

,,6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, insbe­
sondere über das Eingehen von Bürgschaften, Pa­
tronatserklärungen und Gewährverträgen, ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflichtung,'.' 

c) In Nummer 7 werden nach dem Wort "Handelsge­
werbe" die Wörter "sowie bei Anderungen der 
diesen Geschäften zugrunde liegenden Verträgen" 
eingefügt. 

d) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

,,13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner Än­
derungen und der Finanzplanung (§ 21 a).'.' 

12. Dem § 18 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Vorstand hat entsprechend den Regelungen 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 16. November 2004 (Gv. NRW. 
S. 644, ber. 2005 S. 15) in der jeweils geltenden fas­
sung seine Vergütung im Jahresabschluss individuali­
siert offen zu legen." 

13. In § 19 Absatz 4 Satz 1 werden nach der Angabe ,,5" 
die Wörter "sowie zu § 2 Absatz 5 Satz 4" eingefügt. 

14. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge'.' 

15. § 21 wird aufgehoben. 

16. § 21 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 21a 
Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

(1) Die Genossenschaft wirtschaftet nach den 
Grundsätzen des kaufmännischen Rechnungswesens. 
Für die Buchführung der Genossenschaft, die Kos­
tenrechnung und den Jahresabschluss sind § 19 Ab­
satz 1 Satz, 2 erste Alternative, Absatz 2 und 3, §§ 21, 
22 Absatz 1, §§ 23 und 24 der Eigenbetriebsverord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen entspre­
chend anzuwenden. 

(2) Die Genossenschaftsversammlung stellt für jedes 
Wirtschaftsjahr vor seinem Beginn den Wirtschafts­
plan fest und beschließt über den Gesamtbetrag der 
aufzunehmenden Kredite, den Gesamtbetrag der Ver­
pflichtungsermächtigungen und den Höchstbetrag 
der Kredite zur Liquiditätssicherung. Der Wirt­
schaftsplan muss ausgeglichen sein. Wirtschaftsjahr 
ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, 
dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. Dem 
Wirtschaftsplan sind als Anlagen der Nachweis der 
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Rücklagen und die Finanzplanung beizufügen. Die 
§§ 15 bis 18 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 

(4) Der von der Genossenschaftsversammlung fest­
gestellte Wirtschaftsplan ist unverzüglich mit seinen 
Anlagen der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern, 
wenn 

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgs­
plan erheblich verscttlechtern wird und diese Ver­
schlechterung eine Anderung des Vermögenspla­
nes bedingt, 

2. höhere Kredite erforderlich werden, 

3. im Vermögensplan über- und außerplanmäßige 
Ausgaben für Investitionen durch Einsparungen 
oder Mehreinnahmen nicht gedeckt werden kön­
nen, 

4. im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermäch­
tigungen vorgesehen werden sollen oder 

5. eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in 
der Stellenübersicht vorgesehenen Stellen erfor­
derlich wird, es sei denn, dass es sich um eine vor­
übergehende Einstellung von Aushilfskräften 
handelt. 

(6) Änderungen des Wirtschaftsplanes sind der Auf­
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Zur Stärkung einer wirtschaftlichen Betriebsfüh­
rung kann die Aufsichtsbehörde im Einzelfall zeit­
lich begrenzte Abweichungen und Ergänzungen un­
ter Beachtung der Grundsätze des kaufmännischen 
Rechnungswesens von und zu den in Absatz 1 und 3 
genannten Regelungen der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen über den Wirt­
schaftsplan, den Jahresabschluss., die Buchführung, 
die Deckungsfähigkeit und die Ubertragbarkeit zu­
lassen. 

(8) Ist der Wirtschaftsplan bis zum Beginn des Wirt­
schaftsjahres nicht festgestellt, gelten die Ansätze 
und Kreditermächtigungen des Vorjahres vorläufig 
weiter. Sieht der Wirtschaftsplanentwurf für das be­
treffende Jahr niedrigere Ansätze und eine niedrigere 
Kreditermächtigung vor, gelten diese. Die Beiträge 
sind nach der Beitragsliste des Vorjahres vorbehalt­
lich einer späteren Verrechnung zu zahlen. 

(9) Die Genossenschaftsversammlung stellt jährlich 
mit dem Wirtschaftsplan..eine fünf jährige Finanzpla­
nung auf, die mit den Ubersichten gemäß § 3 Ab­
satz 2 abzustimmen ist und Umfang sowie Zusam­
mensetzung der voraussichtlichen Ausgaben und 
Deckungsmöglichkeiten darstellt. Das erste Pla­
nungsjahr der Finanzplanung ist das laufende Wirt­
schaftsjahr. Die Finanzplanung muss in den einzel­
nen Jahren ausgeglichen sein. 

(10) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss in der 
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres für das vergange­
ne Wirtschaftsjahr auf. Die mit der Prüfung des Jah­
resabschlusses betraute Stelle soll alle fünf Jahre ge­
wechselt werden. Der Jahresabschluss ist nach den 
Vorschrift.en der Satzung über die Regelung für die 
für die Offentlichkeit bestimmten Mitteilungen zu 
veröffentlichen." 

17. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 23 
Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswesen, 

Wirtschaftsführung'.' 

b) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushaltswirt­
schaft oder" und "Vermögenshaushalts oder" ge­
strichen. 

c) In Absatz 2 werden die Wörter "Haushalts-, Kas­
sen- und" gestrichen. 

18. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushalts- oder" 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort "Vermögens­
haushalts" durch das Wort "Vermögensplans" er­
setzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 4 Abs. 2 
Nr. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 24 Abs. 2 des 
Landeswassergesetzes" durch die Wörter ,,§ 13 
Absatz 2 Nummer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter "zu Beiträ­
gen für die Zeit danach" durch die Wörter "vor 
Erlöschen seiner Mitgliedschaft nach § 5 Absatz 2 
Satz 2 zu Beiträgen für die Zeit nach seinem Aus­
scheiden" ersetzt. 

19. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter "der Einzel­
pläne" und die Wörter "Haushalts- oder" gestri­
chen. 

b) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort "Haushaltsjah­
res" durch das Wort "Wirtschaftsjahres" ersetzt 
und werden die Wörter "eines Nachtrags zum 
Haushaltsplan oder" gestrichen. 

20. In § 27 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort "Innenministe­
rium" durch die Wörter "für Inneres zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

21. § 28 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort "Landesbe­
amten" die Wörter "oder tarifbeschäftigten Per­
son" eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder vergleichbaren tarifbeschäftig­
ten Person" eingefügt. 

c) In Nummer 3 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder tarifbeschäftigten Person" ein­
gefügt und der Punkt durch ein Komma ersetzt. 

22. In § 33 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter "Ministe­
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz" durch die Wörter "für Um­
welt zuständige Ministerium" ersetzt. 

23. In § 35 Absatz 2 werden jeweils die Wörter "Haus­
halts- oder" gestrichen. 

24. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

,,5. zur Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von Bürg­
schaften, Patronatserklärungen und Gewähr­
verträgen ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Verpflichtung." 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 
und 3 eingefügt: 

,,(2) Der Beschluss nach § 16 Absatz 5 Nummer 7 
ist unter folgenden Maßgaben genehmigungsfä­
hig: 

1. Die Bildung beziehungsweise der Eintritt ist 
zur Erfüllung der verbandseigenen Aufgaben 
zwar nicht erforderlich, aber dienlich, 

2. es besteht ein Zusammenhang mit den hoheit­
lichen Aufgaben der Genossenschaft, die selbst 
bei der Genossenschaft verbleiben, 

3. die Ausführung der der Genossenschaft nach 
Gesetz und Satzung obliegenden Aufgaben 
wird nicht beeinträchtigt, 

4. es besteht keine Interessenskollision mit der 
Genossenschaft und 

5. § 3 Absatz 3 des Vergütungsoffenlegungsgeset­
zes vom 17. Dezember 2009 (Gv. NRW. s. 950) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen­
dung. 

(3) Das Nähere zu Absatz 1 Nummer 2 und 5 re­
gelt die Satzung." 
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c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

25. Die Überschrift des Zehnten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zehnter Teil 
Auflösung': 

26. § 38 wird aufgehoben. 

27. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 
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a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

" Artikel 2 
Inkrafttreten ': 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 6 
Änderung des Gesetzes über den Erftverband 

Das Gesetz über den Erftverband in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 3. Januar 1986 (Gv. NRW. S. 54), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 21. März 2013 
(Gv. NRW. S. 148) geändert worden ist, wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Sechsten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 

Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen, Beiträge': 

b) Die Angabe zu § 30 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 30 (weggefallen)': 

c) Die Angabe zu § 30 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 30a Wirtschaftsplan, Finanzplanung': 

d) Die Angabe zu § 32 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 32 Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswe­
sen, Wirtschaftsführung': 

e) Die Angabe zum Zwölften Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

" Zwölfter Teil 
Auflösung, Übergangsvorschrift, Inkrafttreten ': 

f) Die Angabe zu § 59 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 59 (weggefallen)': 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Verband ist berechtigt, das kleine Landes­
siegel in abgewandelter Form zu verwenden." 

3. Dem § 2 Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 

"In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit entscheidet 
der Verbandsrat über die Auftragsübernahme. Der 
Delegiertenversammlung ist die Auftragsübernahme 
in der nächsten Sitzung bekannt zu geben." 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Bei Planung, Bau und Betrieb der Anlagen nach 
Satz 1 können die Möglichkeiten der Anlage zur 
Energieerzeugung genutzt werden, sofern dies mit 
der Erledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeugung, 
die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
Anlagen nach Satz 1 stehen, geplant, gebaut, be­
trieben und unterhalten werden." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) DerVerband stellt über die zur Erfüllung sei­
ner Aufgaben und übernommenen Pflichten erfor­
derlichen Unternehmen, die in einem Zeitraum 
von jeweils sechs Jahren durchzuführen sind, 
Übersichten auf (Sechsjahresübersichten). Satz 1 
gilt nicht für die Aufgaben nach § 53 Absatz des 
Landeswassergesetzes vom 25. Juni 1995 (Gv. 
NRW. S. 133." 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

d) Absatz 5 wird Absatz 4. 

5. § 4 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird aufgehoben. 

b) Die Wörter ,,§ 2 Abs. 1 Nr. 7" werden durch die 
Wörter ,,§ 2 Absatz 1 Nummer 9" ersetzt. 

6. § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nummer 6 Buchstabe a werden nach 
den Wörtern "Grundwasser fördern," die Wörter 
"fördern lassen," eingefügt. 

b) In Satz 2 Buchstabe a werden nach den Wörtern 
"Grundwasser fördern" ein Komma und die Wör­
ter ", fördern lassen" eingefügt. 

c) Die folgenden Sätze werden angefügt: 

"Mitglied des Verbandes ist ferner jedes Unter­
nehmen oder sein Rechtsnachfolger gleich wel­
cher Rechtsform, das ein anderes Unternehmen zu 
einer Verrichtung bestellt hat, welches Unterneh­
men des Verbandes verursacht oder erschwert hat, 
oder weiter verursacht, erschwert oder erwarten 
lässt. 

Ein Unternehmen, das von einem anderen Unterneh­
men abhängig ist, gilt als von diesem Unternehmen 
zur Verrichtung bestellt." 

7. § 14 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 werden die Wörter "Haushalts-, 
Kassen- und" gestrichen. 

b) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort "und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

,,7. die Art der Ausweisung und Abrechnung ge­
genüber dem vorteilhabenden Mitglied für die 
nach § 4 Absatz 2 übernommenen Aufgaben." 

8. In § 15 Absatz 3 Satz 7 werden die Wörter ,,§ 65 
Abs. 2 des Landeswassergesetzes bleibt" durch die 
Wörter ,,§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (Gv. NRW, 
S. 559) und das Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 
des Wasserentnahmeentgeltgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Januar 2004 (Gv. NRW. 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (Gv. NRW. S. 884) geändert wor­
den ist, bleiben" ersetzt. 

9. In § 16 Absatz 1 werden nach den Wörtern "dem Mit­
glied" die Wörter "oder bei einer Anstalt des öffentli­
chen Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Gemein­
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 25. Juni 2015 (Gv. NRW. S. 496) geändert 
worden ist," eingefügt. 

10. § 22 Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Eine gemeinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzvereinigun­
gen, die im Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge­
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBL I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBL I S. 1474) geändert worden ist, nach ih­
rer Satzung landesweit tätig sind, kann mit beraten­
der Stimme an den öffentlichen Sitzungen der Ver­
bandsversammlung teilnehmen." 

11. § 23 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3. dJe Feststellung des Wirtschaftsplans und sei­
ner Anderungen, die Aufstellung der Finanzpla­
nung (§ 30 a) sowie die Entscheidung über die In­
anspruchnahme von Rücklagen,': 

b) In Nummer 4 und Nummer 6 werden jeweils die 
Wörter "der Jahresrechnung oder" gestrichen. 
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c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

,,7. die Aufstellung der Übersichten gemäß § 3 Ab­
satz 3 und des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,': 

12. § 25 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Entwürfe der Übersichten gemäß § 3 Absatz 3 
und Entwurf des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,': 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

,,6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, insbe­
sondere über das Eingehen von Bürgschaften, Pa­
tronatserklärungen und Gewährverträgen, ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflichtung,': 

c) In Nummer 7 werden nach dem ~9rt "Handelsge­
werbe" die Wörter "sowie bei Anderungen der 
diesen Geschäften zugrunde liegenden Verträgen" 
eingefügt. 

d) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

,,13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner Än­
derungen und der Finanzplanung (§ 30 a)." 

13. Dem § 27 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Der Vorstand hat entsprechend den Regelungen 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 16. November 2004 (GV. NRW. 
S. 644, ber. 2005 S. 15) in der jeweils geltenden Fas­
sung seine Vergütung im Jahresabschluss individuali­
siert offen zu legen." 

14. In § 28 Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe ,,5" 
die Wörter "sowie zu § 2 Absatz 4 Satz 4" eingefügt. 

15. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 

Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen, Beiträge': 

16. § 30 wird aufgehoben. 

17. § 30 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 30a 
Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

(1) Der Verband wirtschaftet nach den Grundsätzen 
des kaufmännischen Rechnungswesens. Für die 
Buchführung des Verbandes, die Kostenrechnung 
und den Jahresabschluss sind § 19 Absatz 1 Satz 1,2 
erste Alternative, Absatz 2 und 3, §§ 21, 22 Absatz 1, 
§§ 23 und 24 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen entsprechend anzuwen­
den. 

(2) Die Delegiertenversammlung stellt für jedes 
Wirtschaftsjahr vor seinem Beginn den Wirtschafts­
plan fest und beschließt über den Gesamtbetrag der 
aufzunehmenden Kredite, den Gesamtbetrag der Ver­
pflichtungsermächtigungen und den Höchstbetrag 
der Kredite zur Liquiditätssicherung. Der Wirt­
schaftsplan muss ausgeglichen sein. Wirtschaftsjahr 
ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, 
dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. Dem 
Wirtschaftsplan sind als Anlagen der Nachweis der 
Rücklagen und die Finanzplanung beizufügen. Die 
§§ 15 bis 18 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 

(4) Der von der Delegiertenversammlung festgestell­
te Wirtschaftsplan ist unverzüglich mit seinen Anla­
gen der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern, 
wenn 

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgs­
plan erheblich versc~lechtern wird und diese Ver­
schlechterung eine Anderung des Vermögenspla­
nes bedingt, 

2. höhere Kredite erforderlich werden, 

3. im Vermögensplan über- und außerplanmäßige 
Ausgaben für Investitionen durch Einsparungen 
oder Mehreinnahmen nicht gedeckt werden kön­
nen, 

4. im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermäch­
tigungen vorgesehen werden sollen oder 

5. eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in 
der Stellenübersicht vorgesehenen Stellen erfor­
derlich wird, es sei denn, dass es sich um eine vor­
übergehende Einstellung von Aushilfskräften 
handelt. 

(6) Änderungen des Wirtschaftsplanes sind der Auf­
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Zur Stärkung einer wirtschaftlichen Betriebsfüh­
rung kann die Aufsichtsbehörde im Einzelfall zeit­
lich begrenzte Abweichungen und Ergänzungen un­
ter Beachtung der Grundsätze des kaufmännischen 
Rechnungswesens von und zu den in Absatz 1 und 3 
genannten Regelungen der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen über den Wirt­
schaftsplan, den Jahresabschlus~., die Buchführung, 
die Deckungsfähigkeit und die Ubertragbarkeit zu­
lassen. 

(8) Ist der Wirtschaftsplan bis zum Beginn des Wirt­
schaftsjahres nicht festgestellt, gelten die Ansätze 
und Kreditermächtigungen des Vorjahres vorläufig 
weiter. Sieht der Wirtschaftsplanentwurf für das be­
treffende Jahr niedrigere Ansätze und eine niedrigere 
Kreditermächtigung vor, gelten diese. Die Beiträge 
sind nach der Beitragsliste des Vorjahres vorbehalt­
lich einer späteren Verrechnung zu zahlen. 

(9) Die Delegiertenversammlung stellt jährlich mit 
dem Wirtschaftsplan eine fünf jährige Finanzplanung 
auf, die mit den Übersichten gemäß § 3 Absatz 3 ab­
zustimmen ist und Umfang sowie Zusammensetzung 
der voraussichtlichen Ausgaben und Deckungsmög­
lichkeiten darstellt. Das erste Planungsjahr der Fi­
nanzplanung ist das laufende Wirtschaftsjahr. Die 
Finanzplanung muss in den einzelnen Jahren ausge­
glichen sein. 

(10) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss in der 
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres für das vergange­
ne Wirtschaftsjahr auf. Die mit der Prüfung des Jah­
resabschlusses betraute Stelle soll alle fünf Jahre ge­
wechselt werden. Der Jahresabschluss ist nach den 
Vorschri:f):en der Satzung über die Regelung für die 
für die Offentlichkeit bestimmten Mitteilungen zu 
veröffentlichen. 

18. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 32 

Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswesen, 
Wirtschaftsführung': 

b) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushaltswirt­
schaft oder" und die Wörter "Vermögenshaushalts 
oder" gestrichen. 

c) In Absatz 2 wird die Angabe "Haushalts-, Kas­
sen- und" gestrichen. 

19. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushalts- oder" 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort "Vermögens­
haushalts" durch das Wort "Vermögensplans" er­
setzt. 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 4 Abs. 2 
Nr. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 24 Abs. 2 des 
Landeswassergesetzes" durch die Wörter ,,§ 13 
Absatz 2 Nummer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

d) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter "zu Beiträ­
gen für die Zeit danach" durch die Wörter "vor 
Erlöschen seiner Mitgliedschaft nach § 6 Absatz 2 
Satz 2 zu Beiträgen für die Zeit nach seinem Aus­
scheiden" ersetzt. 
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20. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter "der Einzel­
pläne" und die Wörter "Haushalts- und" gestri­
chen. 

b) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort "Haushaltsjah­
res" durch das Wort "Wirtschaftsjahres" ersetzt 
und werden die Wörter "eines Nachtrags zum 
Haushaltsplan oder" gestrichen. 

21. In § 40 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort "Innenministe­
rium" durch die Wörter "für Inneres zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

22. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder vergleichbaren tarifbeschäftig­
ten Personen" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort "Beisitzer" 
die Wörter "oder tarifbeschäftigten Personen" 
eingefügt, das Wort "Innenministerium" wird 
durch die Wörter "für Inneres zuständigen Minis­
terium" und die Wörter "Ministerium für Wirt­
schaft und Mittelstand, Energie und Verkehr" 
werden durch die Wörter "für Bergbau zuständi­
gen Ministerium" ersetzt. 

23. In § 54 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter "Ministe­
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz" durch die Wörter "für Um­
welt zuständige Ministerium" ersetzt. 

24. In § 56 Absatz 2 werden die Wörter "Haushalts­
und" und die Wörter "Haushalts- oder" gestrichen. 

25. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 4 werden die Wörter "den 
Dienstvertrag mit dem Vorstand" 
durch das Wort "Dienstverträge" er­
setzt. 

bbb) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

,,5. zur Bestellung von Sicherheiten al­
ler Art, insbesondere über das Einge­
hen von Bürgschaften, Patronatserklä­
rungen und Gewährverträgen ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflich­
tung." 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 
und 3 eingefügt: 

,,(2) Der Beschluss nach § 25 Absatz 5 Nummer 7 
ist unter folgenden Maßgaben genehmigungsfä­
hig: 

1. Die Bildung beziehungsweise der Eintritt ist 
zur Erfüllung der verbandseigenen Aufgaben 
zwar nicht erforderlich, aber dienlich, 

2. es besteht ein Zusammenhang mit den hoheit­
lichen Verbandsaufgaben, die selbst beim Ver­
band verbleiben, 

3. die Ausführung der dem Verband nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben wird nicht 
beeinträchtigt, 

4. es besteht keine Interessenskollision mit dem 
Verband und 

5. § 3 Absatz 3 des Vergütungsoffenlegungsgeset­
zes vom 17. Dezember 2009 (Gv. NRW S. 950) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen­
dung. 

(3) Das Nähere zu Absatz 1 Nummer 2 und 5 re­
gelt die Satzung." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

26. Die Überschrift des Zwölften Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zwölfter Teil 
Auflösung, Übergangs vorschrift '.' 

27. § 59 wird aufgehoben. 

28. § 62 wird wie folgt geändert: 
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a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 62 
Inkrafttreten '.' 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 7 
Änderung des Linksniederrheinischen Entwässerungs-

Genossenschafts-Gesetzes 

Das Linksniederrheinische Entwässerungs-Genossen­
schafts-Gesetz vom 7. Februar 1990 (Gv. NRW S. 210), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. März 
2013 (Gv. NRW S. 148) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Sechsten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

"Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge'.' 

b) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 (weggefallen)'.' 

c) Die Angabe zu § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 a Wirtschaftsplan, Finanzplanung'.' 

d) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswe­
sen, Wirtschaftsführung" 

e) Die Angabe zum Zehnten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zehnter Teil 
Auflösung'.' 

f) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 39 (weggefallen)'.' 

g) Die Angabe zu § 41 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 41 (weggefallen)'.' 

h) Die Angabe zu Artikel 2 wird wie folgt gefasst: 

"Artikel 2 
Inkrafttreten '.' 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Die Genossenschaft ist berechtigt, das kleine 
Landessiegel in abgewandelter Form zu verwenden." 

3. Dem § 2 Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 

"In Fallen besonderer Eilbedürftigkeit entscheidet 
der Genossenschaftsrat über die Auftragsübernahme. 
Der Genossenschaftsversammlung ist die Auftrags­
übernahme in der nächsten Sitzung bekannt zu ge­
ben." 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Bei Planung, Bau und Betrieb der Anlagen nach 
Satz 1 können die Möglichkeiten der Anlage zur 
Energieerzeugung genutzt werden, sofern dies mit 
der Erledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeugung, 
die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
Anlagen nach Satz 1 stehen, geplant, gebaut, be­
trieben und unterhalten werden." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Die Genossenschaft stellt über die zur Erfül­
lung ihrer Aufgaben und übernommenen Pflich­
ten erforderlichen Unternehmen, die in einem 
Zeitraum von jeweils sechs Jahren durchzuführen 
sind, Übersichten auf (Sechsjahresübersichten). 
Satz 1 gilt nicht für die Aufgaben nach § 53 Ab-
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satz 1 des Landeswassergesetzes vom 25. Juni 
1995 (GV. NRW. S. 133)." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

5. § 4 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird aufgehoben. 

b) In Satz 2 werden die Wörter ,,§ 2 Abs. 1 Nr. 7" 
durch die Wörter ,,§ 2 Absatz 1 Nummer 8" er­
setzt. 

6. Dem § 6 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Mitglied des Verbandes ist ferner jedes Unterneh­
men oder sein Rechtsnachfolger gleich welcher 
Rechtsform, das ein anderes Unternehmen zu einer 
Verrichtung bestellt hat, welches Unternehmen der 
Genossenschaft verursacht oder erschwert hat, oder 
weiter verursacht, erschwert oder erwarten lässt. 

Ein Unternehmen, das von einem anderen Unterneh­
men abhängig ist, gilt als von diesem Unternehmen 
zur Verrichtung bestellt." 

7. § 11 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 werden die Wörter "Haushalts-, 
Kassen- und" gestrichen. 

b) In Nummer 8 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort "und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 9 wird angefügt: 

,,9. die Art der Ausweisung und Abrechnung ge­
genüber dem vorteilhabenden Genossen für die 
nach § 4 Absatz 1 übernommenen Aufgaben." 

8. In § 12 Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter ,,§ 65 
Abs. 2 des Landeswassergesetzes bleibt" durch die 
Wörter ,,§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GY. NRW, 
S. 559) und das Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 
des Wasserentnahmeentgeltgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Januar 2004 (GV. NRW. 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 884) geändert wor­
den ist, bleiben" ersetzt. 

9. In § 13 Absatz 1 werden nach den Wörtern "dem Ge­
nossen" die Wörter "oder bei einer Anstalt des öf­
fentlichen Rechts des Genossen nach § 114a der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Gesetz vom 
3. Februar 2015 (GY. NRW. S. 208) geändert worden 
ist," eingefügt. 

10. § 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3. d~e Feststellung des Wirtschaftsplans und sei­
ner Anderungen, die Aufstellung der Finanzpla­
nung (§ 22 a) sowie die Entscheidung über die In­
anspruchnahme von Rücklagen,'.' 

b) In Nummer 4 und Nummer 6 werden jeweils die 
Wörter "der Jahresrechnung oder" gestrichen. 

c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

" 7. die Aufstellung der Übersichten gemäß § 3 Ab­
satz 2 und des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

11. § 15 Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Eine gemeinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzvereinigun­
gen, die im Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge­
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBL I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBL I S. 1474) geändert worden ist, nach ih­
rer Satzung landesweit tätig sind, kann mit beraten­
der Stimme an den öffentlichen Sitzungen der Ver­
bandsversammlung teilnehmen." 

12. § 17 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Entwürfe der Übersichten gemäß § 3 Absatz 2 
und Entwurf des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

,,6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, insbe­
sondere über das Eingehen von Bürgschaften, Pa­
tronatserklärungen und Gewährverträgen, ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflichtung,'.' 

c) In Nummer 7 werden nach dem Wort "Handelsge­
werbe" die Wörter "sowie bei Änderungen der 
diesen Geschäften zugrunde liegenden Verträgen" 
eingefügt. 

d) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

,,13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner Än­
derungen und der Finanzplanung (§ 22 a)." 

13. Dem § 19 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Der Vorstand hat entsprechend den Regelungen 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 16. November 2004 (GY. NRW. 
S. 644, ber. 2005 S. 15) in der jeweils geltenden Fas­
sung seine Vergütung im Jahresabschluss individuali­
siert offen zu legen." 

14. In § 20 Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe ,,5" 
die Wörter "sowie zu § 2 Absatz 4 Satz 4" eingefügt. 

15. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge '.' 

16. § 22 wird aufgehoben. 

17. § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22a 
Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

(1) Die Genossenschaft wirtschaftet nach den 
Grundsätzen des kaufmännischen Rechnungswesens. 
Für die Buchführung der Genossenschaft, die Kos­
tenrechnung und den Jahresabschluss sind § 19 Ab­
satz 1 Satz 1, 2 erste Alternative, Absatz 2 und 3, 
§§ 21, 22 Absatz 1, §§ 23 und 24 der Eigenbetriebs­
verordnung für das Land Nordrhein-Westfalen ent­
sprechend anzuwenden. 

(2) Die Genossenschaftsversammlung stellt für jedes 
Wirtschaftsjahr vor seinem Beginn den Wirtschafts­
plan fest und beschließt über den Gesamtbetrag der 
aufzunehmenden Kredite, den Gesamtbetrag derVer­
pflichtungsermächtigungen und den Höchstbetrag 
der Kredite zur Liquiditätssicherung. Der Wirt­
schaftsplan muss ausgeglichen sein. Wirtschaftsjahr 
ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, 
dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. Dem 
Wirtschaftsplan sind als Anlagen der Nachweis der 
Rücklagen und die Finanzplanung beizufügen. Die 
§§ 15 bis 18 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 

(4) Der von der Genossenschaftsversammlung fest­
gestellte Wirtschaftsplan ist unverzüglich mit seinen 
Anlagen der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern, 
wenn 

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgs­
plan erheblich versc~lechtern wird und diese Ver­
schlechterung eine Anderung des Vermögenspla­
nes bedingt, 

2. höhere Kredite erforderlich werden, 

3. im Vermögensplan über- und außerplanmäßige 
Ausgaben für Investitionen durch Einsparungen 
oder Mehreinnahmen nicht gedeckt werden kön­
nen, 

4. im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermäch­
tigungen vorgesehen werden sollen oder 

5. eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in 
der Stellenübersicht vorgesehenen Stellen erfor­
derlich wird, es sei denn, dass es sich um eine vor­
übergehende Einstellung von Aushilfskräften 
handelt. 
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(6) Änderungen des Wirtschaftsplanes sind der Auf­
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Zur Stärkung einer wirtschaftlichen Betriebsfüh­
rung kann die Aufsichtsbehörde im Einzelfall zeit­
lich begrenzte Abweichungen und Ergänzungen un­
ter Beachtung der Grundsätze des kaufmännischen 
Rechnungswesens von und zu den in Absatz 1 und 3 
genannten Regelungen der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen über den Wirt­
schaftsplan, den Jahresabschluss, die Buchführung, 
die Deckungsfähigkeit und die Übertragbarkeit zu­
lassen. 

(8) Ist der Wirtschaftsplan bis zum Beginn des Wirt­
schaftsjahres nicht festgestellt, gelten die Ansätze 
und Kreditermächtigungen des Vorjahres vorläufig 
weiter. Sieht der Wirtschaftsplanentwurf für das be­
treffende Jahr niedrigere Ansätze und eine niedrigere 
Kreditermächtigung vor, gelten diese. Die Beiträge 
sind nach der Beitragsliste des Vorjahres vorbehalt­
lich einer späteren Verrechnung zu zahlen. 

(9) Die Genossenschaftsversammlung stellt jährlich 
mit dem Wirtschaftsplan .. eine fünf jährige Finanzpla­
nung auf, die mit den Ubersichten gemäß § 3 Ab­
satz 2 abzustimmen ist und Umfang sowie Zusam­
mensetzung der voraussichtlichen Ausgaben und 
Deckungsmöglichkeiten darstellt. Das erste Pla­
nungsjahr der Finanzplanung ist das laufende Wirt­
schaftsjahr. Die Finanzplanung muss in den einzel­
nen Jahren ausgeglichen sein. 

(10) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss in der 
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres für das vergange­
ne Wirtschaftsjahr auf. Die mit der Prüfung des Jah­
resabschlusses betraute Stelle soll alle fünf Jahre ge­
wechselt werden. Der Jahresabschluss ist nach den 
Vorschrift.en der Satzung über die Regelung für die 
für die Offentlichkeit bestimmten Mitteilungen zu 
veröffentlichen." 

18. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 
Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswesen, 

Wirtschaftsführung'.' 

b) In Absatz 1 wird das Wort "Haushaltswirtschaft" 
durch das Wort "Wirtschaftsführung" ersetzt und 
werden die Wörter "Vermögenshaushalts oder" 
gestrichen. 

c) In Absatz 2 werden die Wörter "Haushalts-, Kas­
sen- und" gestrichen. 

19. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushalts- oder" 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort "Vermögens­
haushalts" durch das Wort "Vermögensplans" er­
setzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 4 Abs. 2 
Nr. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 24 Abs. 2 des 
Landeswassergesetzes" durch die Wörter ,,§ 13 
Absatz 2 Nummer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter "zu Beiträ­
gen für die Zeit danach" durch die Wörter "vor 
Erlöschen seiner Mitgliedschaft nach § 6 Absatz 2 
Satz 2 zu Beiträgen für die Zeit nach seinem Aus­
scheiden" ersetzt. 

20. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter "der Einzel­
pläne" und die Wörter "Haushalts- oder" gestri­
chen. 

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter "Haushalts­
jahres oder" und die Wörter "eines Nachtrags 
zum Haushaltsplan oder" gestrichen. 

21. In § 28 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort "Innenministe­
rium" durch die Wörter "für Inneres zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

22. § 29 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort "Landesbe­
amten" die Wörter "oder tarifbeschäftigten Per­
son" eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder vergleichbaren tarifbeschäftig­
ten Person" eingefügt. 

c) In Nummer 3 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder tarifbeschäftigten Person" ein­
gefügt. 

23. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter "Ministe­
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz" durch die Wörter "für Um­
welt zuständige Ministerium" ersetzt. 

24. In § 36 Absatz 2 werden jeweils die Wörter "Haus­
halts- oder" gestrichen. 

25. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 4 werden die Wörter "den 
Dienstvertrag mit dem Vorstand" 
durch das Wort " Dienstverträge " er­
setzt. 

bbb) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

,,5. zur Bestellung von Sicherheiten al­
ler Art, insbesondere über das Einge­
hen von Bürgschaften, Patronatserklä­
rungen und Gewährverträgen ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflich­
tung." 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 
und 3 eingefügt: 

,,(2) Der Beschluss nach § 17 Absatz 5 Nummer 7 
ist unter folgenden Maßgaben genehmigungsfä­
hig: 

1. Die Bildung beziehungsweise der Eintritt ist 
zur Erfüllung der verbandseigenen Aufgaben 
zwar nicht erforderlich, aber dienlich, 

2. es besteht ein Zusammenhang mit den hoheit­
lichen Aufgaben der Genossenschaft, die selbst 
bei der Genossenschaft verbleiben, 

3. die Ausführung der der Genossenschaft nach 
Gesetz und Satzung obliegenden Aufgaben 
wird nicht beeinträchtigt, 

4. es besteht keine Interessenskollision mit der 
Genossenschaft und 

5. § 3 Absatz 3 des Vergütungsoffenlegungsgeset­
zes vom 17. Dezember 2009 (Gv. NRW. S. 950) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen­
dung. 

(3) Das Nähere zu Absatz 1 Nummer 2 und 5 re­
gelt die Satzung." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

26. Die Überschrift des Zehnten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zehnter Teil 
Auflösung, Inkrafttreten '.' 

27. § 39 wird aufgehoben. 

28. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

77 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

" Artikel 2 
Inkrafttreten '.' 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

ArtikelS 
Änderung des Lippeverbandsgesetzes 
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Das Lippeverbandsgesetz vom 7. Februar 1990 (GV. NRW. 
S. 162), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. 
März 2013 (GV. NRW. S. 148) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Sechsten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 

Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 
Rechnungswesen, Beiträge': 

b) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 (weggefallen)': 

c) Die Angabe zu § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 a Wirtschaftsplan, Finanzplanung': 

d) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswe­
sen, Wirtschaftsführung': 

e) Die Angabe zum Zehnten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

" Zehnter Teil 
Auflösung': 

f) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 39 (weggefallen)': 

g) Die Angabe zu § 41 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 41 (weggefallen)': 

h) Die Angabe zu Artikel 2 wird wie folgt gefasst: 

" Artikel 2 
Inkrafttreten ': 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Verband ist berechtigt, das kleine Landes­
siegel in abgewandelter Form zu verwenden." 

3. Dem § 2 Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 

"In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit entscheidet 
der Verbandsrat über die Auftragsübernahme. Der 
Verbandsversammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben." 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Bei Planung, Bau und Betrieb der Anlagen nach 
Satz 1 können die Möglichkeiten der Anlage zur 
Energieerzeugung genutzt werden, sofern dies mit 
der Erledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeugung, 
die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
Anlagen nach Satz 1 stehen, geplant, gebaut, be­
trieben und unterhalten werden." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) DerVerband stellt über die zur Erfüllung sei­
ner Aufgaben und übernommenen Pflichten erfor­
derlichen Unternehmen, die in einem Zeitraum 
v.on jeweils sechs Jahren durchzuführen sind, 
Ubersichten auf (Sechsjahresübersichten). Satz 1 
gilt nicht für die Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des 
Landeswassergesetzes vom 25. Juni 1995 (Gv. 
NRW. S. 133)." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

5. § 4 Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben. 

6. Dem § 6 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Mitglied des Verbandes ist ferner jedes Unterneh­
men oder sein Rechtsnachfolger gleich welcher 
Rechtsform, das ein anderes Unternehmen zu einer 
Verrichtung bestellt hat, welches Unternehmen des 
Verbandes verursacht oder erschwert hat, oder wei­
ter verursacht, erschwert oder erwarten lässt. 

Ein Unternehmen, das von einem anderen Unterneh­
men abhängig ist, gilt als von diesem Unternehmen 
zur Verrichtung bestellt." 

7. § 11 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 8 werden die Wörter "Haushalts-, 
Kassen- und" gestrichen. 

b) In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort" und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 10 wird angefügt: 

,,10. die Art der Ausweisung und Abrechnung ge­
genüber dem vorteilhabenden Mitglied für die 
nach § 4 Absatz 1 übernommenen Aufgaben." 

8. In § 12 Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter ,,§ 65 
Abs. 2 des Landeswassergesetzes bleibt" durch die 
Wörter ,,§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (Gv. NRW. 
S. 559) und das Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 
des Wasserentnahmeentgeltgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Januar 2004 (Gv. NRW. 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (Gv. NRW. S. 884) geändert wor­
den ist, bleiben" ersetzt. 

9. In § 13 Absatz 1 werden nach den Wörtern "dem Mit­
glied" die Wörter "oder bei einer Anstalt des öffentli­
chen Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Gemein­
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Gesetz vom 3. Febru­
ar 2015 (Gv. NRW. S. 208) geändert worden ist," ein­
gefügt. 

10. § 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3. d~e Feststellung des Wirtschaftsplans und sei­
ner Anderungen, die Aufstellung der Finanzpla­
nung (§ 22 a) sowie die Entscheidung über die In­
anspruchnahme von Rücklagen,': 

b) In Nummer 4 und Nummer 6 werden jeweils die 
Wörter "der Jahresrechnung oder" gestrichen. 

c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

,,7. die Aufstellung der Übersichten gemäß § 3 Ab­
satz 2 und des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,': 

11. § 15 Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Eine gemeinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzvereinigun­
gen, die im Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge­
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, nach ih­
rer Satzung landesweit tätig sind, kann mit beraten­
der Stimme an den öffentlichen Sitzungen der Ver­
bandsversammlung teilnehmen." 

12. § 17 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Entwürfe der Übersichten gemäß § 3 Absatz 2 
und Entwurf des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,': 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

,,6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, insbe­
sondere über das Eingehen von Bürgschaften, Pa­
tranatserklärungen und Gewährverträgen, ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflichtung,': 

c) In Nummer 7 werden nach dem ~9rt "Handelsge­
werbe" die Wörter "sowie bei Anderungen der 
diesen Geschäften zugrunde liegenden Verträgen" 
eingefügt. 

d) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

,,13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner Än­
derungen und der Finanzplanung (§ 22 a)." 

13. Dem § 19 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Vorstand hat entsprechend den Regelungen 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 16. November 2004 (GV. NRW. 
S. 644, ber. 2005 S. 15) in der jeweils geltenden Fas-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 22 vom 15. Juli 2016 607 

sung seine Vergütung im Jahresabschluss individuali­
siert offen zu legen." 

14. In § 20 Absatz 4 Satz 1 werden nach der Angabe ,,5" 
die Wörter "sowie zu § 2 Absatz 4 Satz 4" eingefügt. 

15. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge'.' 

16. § 22 wird aufgehoben. 

17. § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22a 
Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

(1) Der Verband wirtschaftet nach den Grundsätzen 
des kaufmännischen Rechnungswesens. Für die 
Buchführung des Verbandes, die Kostenrechnung 
und den Jahresabschluss sind § 19 Absatz 1 Satz 1,2 
erste Alternative, Absatz 2 und 3, §§ 21, 22 Absatz 1, 
§§ 23 und 24 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen entsprechend anzuwen­
den. 

(2) Die Verbandsversammlung stellt für jedes Wirt­
schaftsjahr vor seinem Beginn den Wirtschaftsplan 
fest und beschließt über den Gesamtbetrag der auf­
zunehmenden Kredite, den Gesamtbetrag der Ver­
pflichtungsermächtigungen und den Höchstbetrag 
der Kredite zur Liquiditätssicherung. Der Wirt­
schaftsplan muss ausgeglichen sein. Wirtschaftsjahr 
ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, 
dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. Dem 
Wirtschaftsplan sind als Anlagen der Nachweis der 
Rücklagen und die Finanzplanung beizufügen. Die 
§§ 15 bis 18 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 

(4) Der von der Verbandsversammlung festgestellte 
Wirtschaftsplan ist unverzüglich mit seinen Anlagen 
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern, 
wenn 

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgs­
plan erheblich verschlechtern wird und diese Ver­
schlechterung eine Änderung des Vermögenspla­
nes bedingt, 

2. höhere Kredite erforderlich werden, 

3. im Vermögensplan über- und außerplanmäßige 
Ausgaben für Investitionen durch Einsparungen 
oder Mehreinnahmen nicht gedeckt werden kön­
nen, 

4. im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermäch­
tigungen vorgesehen werden sollen oder 

5. eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in 
der Stellenübersicht vorgesehenen Stellen erfor­
derlich wird, es sei denn, dass es sich um eine vor­
übergehende Einstellung von Aushilfskräften 
handelt. 

(6) Änderungen des Wirtschaftsplanes sind der Auf­
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Zur Stärkung einer wirtschaftlichen Betriebsfüh­
rung kann die Aufsichtsbehörde im Einzelfall zeit­
lich begrenzte Abweichungen und Ergänzungen un­
ter Beachtung der Grundsätze des kaufmännischen 
Rechnungswesens von und zu den in Absatz 1 und 3 
genannten Regelungen der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen über den Wirt­
schaftsplan, den Jahresabschlus~) die Buchführung, 
die Deckungsfähigkeit und die Ubertragbarkeit zu­
lassen. 

(8) Ist der Wirtschaftsplan bis zum Beginn des Wirt­
schaftsjahres nicht festgestellt, gelten die Ansätze 
und Kreditermächtigungen des Vorjahres vorläufig 
weiter. Sieht der Wirtschaftsplanentwurf für das be­
treffende Jahr niedrigere Ansätze und eine niedrigere 
Kreditermächtigung vor, gelten diese. Die Beiträge 

sind nach der Beitragsliste des Vorjahres vorbehalt­
lich einer späteren Verrechnung zu zahlen. 

(9) Die Verbandsversammlung stellt jährlich mit dem 
Wirtschaftspl~n eine fünf jährige Finanzplanung auf, 
die mit den Ubersichten gemäß § 3 Absatz 2 abzu­
stimmen ist und Umfang sowie Zusammensetzung 
der voraussichtlichen Ausgaben und Deckungsmög­
lichkeiten darstellt. Das erste Planungsjahr der Fi­
nanzplanung ist das laufende Wirtschaftsjahr. Die 
Finanzplanung muss in den einzelnen Jahren ausge­
glichen sein. 

(10) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss in der 
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres für das vergange­
ne Wirtschaftsjahr auf. Die mit der Prüfung des Jah­
resabschlusses betraute Stelle soll alle fünf Jahre ge­
wechselt werden. Der Jahresabschluss ist nach den 
Vorschriften der Satzung über die Regelung für die 
für die Offentlichkeit bestimmten Mitteilungen zu 
veröffentlichen. 

18. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 
Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswesen, 

Wirtschaftsführung'.' 

b) In Absatz 1 wird werden die Wörter "Haushalts­
wirtschaft oder" und die Wörter "Vermögenshaus­
halts oder" gestrichen. 

c) In Absatz 2 werden die Wörter "Haushalts-, Kas­
sen- und" gestrichen. 

19. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushalts- oder" 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort "Vermögens­
haushalts" durch das Wort "Vermögensplans" er­
setzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 4 Abs. 2 
Nr. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 24 Abs. 2 des 
Landeswassergesetzes" durch die Wörter ,,§ 13 
Absatz 2 Nummer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter "zu Beiträ­
gen für die Zeit danach" durch die Wörter "vor 
Erlöschen seiner Mitgliedschaft nach § 6 Absatz 2 
Satz 2 zu Beiträgen für die Zeit nach seinem Aus­
scheiden" ersetzt. 

20. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter "der Einzel­
pläne" und die Wörter "Haushalts- oder" gestri­
chen. 

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter "Haushalts­
jahres oder" und die Wörter "eines Nachtrags 
zum Haushaltsplan oder" gestrichen. 

21. In § 28 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort "Innenministe­
rium" durch die Wörter "für Inneres zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

22. § 29 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort "Landesbe­
amten" die Wörter "oder tarifbeschäftigten Per­
son" eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder vergleichbaren tarifbeschäftig­
ten Person" eingefügt. 

c) In Nummer 3 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder tarifbeschäftigten Person" ein­
gefügt. 

23. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter "Ministe­
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz" durch die Wörter "für Um­
welt zuständige Ministerium" ersetzt. 

24. In § 36 Absatz 2 werden jeweils die Wörter "Haus­
halts- oder" gestrichen. 
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25. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

,,5. zur Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von Bürg­
schaften, Patronatserklärungen und Gewähr­
verträgen ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Verpflichtung." 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 und 3 
eingefügt: 

,,(2) Der Beschluss nach § 17 Absatz 5 Nummer 7 
ist unter folgenden Maßgaben genehmigungsfä­
hig: 

1. Die Bildung beziehungsweise der Eintritt ist 
zur Erfüllung der verbandseigenen Aufgaben 
zwar nicht erforderlich, aber dienlich, 

2. es besteht ein Zusammenhang mit den hoheit­
lichen Verbandsaufgaben, die selbst beim Ver­
band verbleiben, 

3. die Ausführung der dem Verband nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben wird nicht 
beeinträchtigt, 

4. es besteht keine Interessenskollision mit dem 
Verband und 

5. § 3 Absatz 3 des Vergütungsoffenlegungsgeset­
zes vom 17. Dezember 2009 (Gv. NRW. S. 950) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen­
dung. 

(3) Das Nähere zu Absatz 1 Nummer 2 und 5 re­
gelt die Satzung." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

26. Die Überschrift des Zehnten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Zehnter Teil 
Auflösung'.' 

27. § 39 wird aufgehoben. 

28. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 
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a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

" Artikel 2 
Inkrafttreten '.' 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 9 
Änderung des Niersverbandsgesetzes 

Das Niersverbandsgesetz vom 15. Dezember 1992 (GV. 
NRW. 1993 S. 8), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 21. März 2013 (GV. NRW. S. 148) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Sechsten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

"Sechster Teil: Finanzplanung, Wirtschafts­
führung und Rechnungswesen, Beiträge'.' 

b) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 (weggefallen)'.' 

c) Die Angabe zu § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 a Wirtschaftsplan, Finanzplanung'.' 

d) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswe­
sen, Wirtschaftsführung'.' 

e) Die Angabe zum Zehnten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

" Zehnter Teil: Auflösung, Inkrafttreten'.' 

f) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 39 (weggefallen)'.' 

g) Die Angabe zu § 41 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 41 (weggefallen)'.' 

h) Die Angabe zu § 42 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 42 Inkrafttreten'.' 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Verband ist berechtigt, das kleine Landes­
siegel in abgewandelter Form zu verwenden." 

3. Dem § 2 Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 

"In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit entscheidet 
der Verbandsrat über die Auftragsübernahme. Der 
Verbandsversammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben." 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Bei Planung, Bau und Betrieb der Anlagen nach 
Satz 1 können die Möglichkeiten der Anlage zur 
Energieerzeugung genutzt werden, sofern dies mit 
der Erledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeugung, 
die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
Anlagen nach Satz 1 stehen, geplant, gebaut, be­
trieben und unterhalten werden." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) DerVerband stellt über die zur Erfüllung sei­
ner Aufgaben und übernommenen Pflichten erfor­
derlichen Unternehmen, die in einem Zeitraum 
v:on jeweils sechs Jahren durchzuführen sind, 
Ubersichten auf (Sechsjahresübersichten). Satz 1 
gilt nicht für die Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des 
Landeswassergesetzes vom 25. Juni 1995 (Gv. 
NRW. S. 133)." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Absatz 4 wird Absatz 3. 

5. § 4 Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben. 

6. Dem § 6 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Mitglied des Verbandes ist ferner jedes Unterneh­
men oder sein Rechtsnachfolger gleich welcher 
Rechtsform, das ein anderes Unternehmen zu einer 
Verrichtung bestellt hat, welches Unternehmen des 
Verbandes verursacht oder erschwert hat, oder wei­
ter verursacht, erschwert oder erwarten lässt. 

Ein Unternehmen, das von einem anderen Unterneh­
men abhängig ist, gilt als von diesem Unternehmen 
zur Verrichtung bestellt." 

7. § 11 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 werden die Wörter "Haushalts-, 
Kassen- und" gestrichen. 

b) In Nummer 8 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort "und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 9 wird angefügt: 

,,9. die Art der Ausweisung und Abrechnung ge­
genüber dem vorteilhabenden Mitglied für die 
nach § 4 Absatz 1 übernommenen Aufgaben." 

8. In § 12 Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter ,,§ 65 
Abs. 2 des Landeswassergesetzes bleibt" durch die 
Wörter ,,§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. NRW, 
S. 559) und das Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 
des Wasserentnahmeentgeltgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Januar 2004 (Gv. NRW. 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 884) geändert wor­
den ist, bleiben" ersetzt. 

9. In § 13 Absatz 1 werden nach den Wörtern "dem Mit­
glied" die Wörter "oder bei einer Anstalt des öffentli­
chen Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Gemein­
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
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zes vom 25. Juni 2015 (Gv. NRW. s. 496) geändert 
worden ist," eingefügt. 

10. § 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3. die Feststellung des Wirtschaftsplans und sei­
ner Anderungen, die Aufstellung der Finanzpla­
nung (§ 22 a) sowie die Entscheidung über die In­
anspruchnahme von Rücklagen,'.' 

b) In Nummer 4 und Nummer 6 werden jeweils die 
Wörter "der Jahresrechnung oder" gestrichen. 

c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

,,7. die Aufstellung der Übersichten gemäß § 3 Ab­
satz 2 und des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

11. § 15 Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Eine gemeinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzvereinigun­
gen, die im Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge­
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBL I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBL I S. 1474) geändert worden ist, nach ih­
rer Satzung landesweit tätig sind, kann mit beraten­
der Stimme an den öffentlichen Sitzungen der Ver­
bandsversammlung teilnehmen." 

12. § 17 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Entwürfe der Übersichten gemäß § 3 Absatz 2 
und Entwurf des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

,,6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, insbe­
sondere über das Eingehen von Bürgschaften, Pa­
tronatserklärungen und Gewährverträgen, ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflichtung,'.' 

c) In Nummer 7 werden nach dem Wort "Handelsge­
werbe" die Wörter "sowie bei Änderungen der 
diesen Geschäften zugrunde liegenden Verträgen" 
eingefügt. 

d) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

,,13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner Än­
derungen und der Finanzplanung (§ 22 a)." 

13. Dem § 19 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Der Vorstand hat entsprechend den Regelungen 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 16. November 2004 (Gv. NRW. 
S. 644, ber. 2005 S. 15) in der jeweils geltenden Fas­
sung seine Vergütung im Jahresabschluss individuali­
siert offen zu legen." 

14. In § 20 Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe ,,5" 
die Wörter "sowie zu § 2 Absatz 4 Satz 4" eingefügt. 

15. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge'.' 

16. § 22 wird aufgehoben. 

17. § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22a 
Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

(1) Der Verband wirtschaftet nach den Grundsätzen 
des kaufmännischen Rechnungswesens. Für die 
Buchführung des Verbandes, die Kostenrechnung 
und den Jahresabschluss sind § 19 Absatz 1 Satz 1,2 
erste Alternative, Absatz 2 und 3, §§ 21, 22 Absatz 1, 
§§ 23 und 24 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen entsprechend anzuwen­
den. 

(2) Die Verbandsversammlung stellt für jedes Wirt­
schaftsjahr vor seinem Beginn den Wirtschaftsplan 
fest und beschließt über den Gesamtbetrag der auf­
zunehmenden Kredite, den Gesamtbetrag der Ver-

pflichtungsermächtigungen und den Höchstbetrag 
der Kredite zur Liquiditätssicherung. Der Wirt­
schaftsplan muss ausgeglichen sein. Wirtschaftsjahr 
ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, 
dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. Dem 
Wirtschaftsplan sind als Anlagen der Nachweis der 
Rücklagen und die Finanzplanung beizufügen. Die 
§§ 15 bis 18 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 

(4) Der von der Verbandsversammlung festgestellte 
Wirtschaftsplan ist unverzüglich mit seinen Anlagen 
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern, 
wenn 

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgs­
plan erheblich verschlechtern wird und diese Ver­
schlechterung eine Änderung des Vermögensplanes 
bedingt, 

2. höhere Kredite erforderlich werden, 

3. im Vermögensplan über- und außerplanmäßige 
Ausgaben für Investitionen durch Einsparungen 
oder Mehreinnahmen nicht gedeckt werden kön­
nen, 

4. im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermäch­
tigungen vorgesehen werden sollen oder 

5. eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in 
der Stellenübersicht vorgesehenen Stellen erfor­
derlich wird, es sei denn, dass es sich um eine vor­
übergehende Einstellung von Aushilfskräften 
handelt. 

(6) Änderungen des Wirtschaftsplanes sind der Auf­
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Zur Stärkung einer wirtschaftlichen Betriebsfüh­
rung kann die Aufsichtsbehörde im Einzelfall zeit­
lich begrenzte Abweichungen und Ergänzungen un­
ter Beachtung der Grundsätze des kaufmännischen 
Rechnungswesens von und zu den in Absatz 1 und 3 
genannten Regelungen der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen über den Wirt­
schaftsplan, den Jahresabschlus~) die Buchführung, 
die Deckungsfähigkeit und die Ubertragbarkeit zu­
lassen. 

(8) Ist der Wirtschaftsplan bis zum Beginn des Wirt­
schaftsjahres nicht festgestellt, gelten die Ansätze 
und Kreditermächtigungen des Vorjahres vorläufig 
weiter. Sieht der Wirtschaftsplanentwurf für das be­
treffende Jahr niedrigere Ansätze und eine niedrigere 
Kreditermächtigung vor, gelten diese. Die Beiträge 
sind nach der Beitragsliste des Vorjahres vorbehalt­
lich einer späteren Verrechnung zu zahlen. 

(9) Die Verbandsversammlung stellt jährlich mit dem 
Wirtschaftspl~n eine fünf jährige Finanzplanung auf, 
die mit den Ubersichten gemäß § 3 Absatz 2 abzu­
stimmen ist und Umfang sowie Zusammensetzung 
der voraussichtlichen Ausgaben und Deckungsmög­
lichkeiten darstellt. Das erste Planungsjahr der Fi­
nanzplanung ist das laufende Wirtschaftsjahr. Die 
Finanzplanung muss in den einzelnen Jahren ausge­
glichen sein. 

(10) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss in der 
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres für das vergange­
ne Wirtschaftsjahr auf. Die mit der Prüfung des Jah­
resabschlusses betraute Stelle soll alle fünf Jahre ge­
wechselt werden. Der Jahresabschluss ist nach den 
Vorschrift.en der Satzung über die Regelung für die 
für die Offentlichkeit bestimmten Mitteilungen zu 
veröffentlichen." 

18. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 
Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswesen, 

Wirtschaftsführung'.' 
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b) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushaltswirt­
schaft oder" und die Wörter" Vermögenshaushalts 
oder" gestrichen. 

c) In Absatz 2 werden die Wörter "Haushalts-, Kas­
sen- und" gestrichen. 

19. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushalts- oder" 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort "Vermögens­
haushalts" durch das Wort "Vermögensplans" er­
setzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 4 Abs. 2 
Nr. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 24 Abs. 2 des 
Landeswassergesetzes" durch die Wörter ,,§ 13 
Absatz 2 Nummer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter "zu Beiträ­
gen für die Zeit danach" durch die Wörter "vor 
Erlöschen seiner Mitgliedschaft nach § 6 Absatz 2 
Satz 2 zu Beiträgen für die Zeit nach seinem Aus­
scheiden" ersetzt. 

20. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter "der Einzel­
pläne" und die Wörter "Haushalts- oder" gestri­
chen. 

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter "Haushalts­
jahres oder" und die Wörter "eines Nachtrags 
zum Haushaltsplan oder" gestrichen. 

21. In § 28 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort "Innenministe­
rium" durch die Wörter "für Inneres zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

22. § 29 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort "Landesbe­
amten" die Wörter "oder tarifbeschäftigten Per­
son" eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder vergleichbaren tarifbeschäftig­
ten Person" eingefügt. 

23. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter "Ministe­
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz" durch die Wörter "für Um­
welt zuständige Ministerium" ersetzt. 

24. In § 36 Absatz 2 werden jeweils die Wörter "Haus­
halts- oder" gestrichen. 

25. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 4 werden die Wörter "den 
Dienstvertrag mit dem Vorstand" 
durch das Wort "Dienstverträge" er­
setzt. 

bbb) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

,,5. zur Bestellung von Sicherheiten al­
ler Art, insbesondere über das Einge­
hen von Bürgschaften, Patronatserklä­
rungen und Gewährverträgen ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflich­
tung." 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 
und 3 eingefügt: 

,,(2) Der Beschluss nach § 17 Absatz 5 Nummer 7 
ist unter folgenden Maßgaben genehmigungsfä­
hig: 

1. Die Bildung beziehungsweise der Eintritt ist 
zur Erfüllung der verbandseigenen Aufgaben 
zwar nicht erforderlich, aber dienlich, 

2. es besteht ein Zusammenhang mit den hoheit­
lichen Verbandsaufgaben, die selbst beim Ver­
band verbleiben, 

3. die Ausführung der dem Verband nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben wird nicht 
beeinträchtigt, 

4. es besteht keine Interessenskollision mit dem 
Verband und 

5. § 3 Absatz 3 des Vergütungsoffenlegungsgeset­
zes vom 17. Dezember 2009 (Gv. NRW. S. 950) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen­
dung. 

(3) Das Nähere zu Absatz 1 Nummer 2 und 5 re­
gelt die Satzung." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

26. Die Überschrift des Zehnten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zehnter Teil 
Auflösung, Inkrafttreten '.' 

27. § 39 wird aufgehoben. 

28. § 42 wird wie folgt geändert: 
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a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 42 
Inkrafttreten '.' 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 10 
Änderung des Ruhrverbandsgesetzes 

Das Ruhrverbandsgesetz vom 7. Februar 1990 (Gv. NRW. 
S. 178), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 21. 
März 2013 (Gv. NRW. S. 148) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Sechsten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge'.' 

b) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 (weggefallen)'.' 

c) Die Angabe zu § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 a Wirtschaftsplan, Finanzplanung'.' 

d) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 Rücklagen, Rechnungs- und Prufungswe­
sen, Wirtschaftsführung'.' 

e) Die Angabe zum Zehnten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

" Zehnter Teil 
Auflösung'.' 

f) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 39 (weggefallen)'.' 

g) Die Angabe zu § 41 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 41 (weggefallen)'.' 

h) Die Angabe zu Artikel 3 wird wie folgt gefasst: 

" Artikel 3 
Inkrafttreten '.' 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Verband ist berechtigt, das kleine Landes­
siegel in abgewandelter Form zu verwenden." 

3. Dem § 2 Absatz 5 werden folgende Sätze angefügt: 

"In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit entscheidet 
der Verbandsrat über die Auftragsübernahme. Der 
Verbandsversammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben." 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 
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"Bei Planung, Bau und Betrieb der Anlagen nach 
Satz 1 können die Möglichkeiten der Anlage zur 
Energieerzeugung genutzt werden, sofern dies mit 
der Erledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeugung, 
die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
Anlagen nach Satz 1 stehen, geplant, gebaut, be­
trieben und unterhalten werden." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) DerVerband stellt über die zur Erfüllung sei­
ner Aufgaben und übernommenen Pflichten erfor­
derlichen Unternehmen, die in einem Zeitraum 
,:,:on jeweils sechs Jahren durchzuführen sind, 
Ubersichten auf (Sechsjahresübersichten). Satz 1 
gilt nicht für die Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des 
Landeswassergesetzes vom 25. Juni 1995 (Gv. 
NRW S. 133)." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

5. § 4 Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben. 

6. Dem § 6 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Mitglied des Verbandes ist ferner jedes Unterneh­
men oder sein Rechtsnachfolger gleich welcher 
Rechtsform, das ein anderes Unternehmen zu einer 
Verrichtung bestellt hat, welches Unternehmen des 
Verbandes verursacht oder erschwert hat, oder wei­
ter verursacht, erschwert oder erwarten lässt. 

Ein Unternehmen, das von einem anderen Unterneh­
men abhängig ist, gilt als von diesem Unternehmen 
zur Verrichtung bestellt." 

7. § 11 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 8 werden die Wörter "Haushalts-, 
Kassen- und" gestrichen. 

b) In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort" und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 10 wird angefügt: 

,,10. die Art der Ausweisung und Abrechnung ge­
genüber dem vorteilhabenden Mitglied für die 
nach § 4 Absatz 1 übernommenen Aufgaben." 

8. In § 12 Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter ,,§ 65 
Abs. 2 des Landeswassergesetzes bleibt" durch die 
Wörter ,,§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. NRW, 
S. 559) und das Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 
des Wasserentnahmeentgeltgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Januar 2004 (GV. NRW 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (Gv. NRW S. 884) geändert wor­
den ist, bleiben" ersetzt. 

9. In § 13 Absatz 1 werden nach den Wörtern "dem Mit­
glied" die Wörter "oder bei einer Anstalt des öffentli­
chen Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Gemein­
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. 
NRW S. 666), die zuletzt durch Gesetz vom 3. Febru­
ar 2015 (Gv. NRW S. 208) geändert worden ist," ein­
gefügt. 

10. § 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3. die Feststellung des Wirtschaftsplans und sei­
ner Änderungen, die Aufstellung der Finanzpla­
nung (§ 22 a) sowie die Entscheidung über die In­
anspruchnahme von Rücklagen,'.' 

b) In Nummer 4 und Nummer 6 werden jeweils die 
Wörter "der Jahresrechnung oder" gestrichen. 

c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

,,7. die Aufstellung der Übersichten gemäß § 3 Ab­
satz 2 und des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

11. § 15 Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Eine gemeinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzvereinigun­
gen, die im Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge­
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBL I S. 2542), das zuletzt 

durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBL I S. 1474) geändert worden ist, nach ih­
rer Satzung landesweit tätig sind, kann mit beraten­
der Stimme an den öffentlichen Sitzungen der Ver­
bandsversammlung teilnehmen." 

12. § 17 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Entwürfe der Übersichten gemäß § 3 Absatz 2 
und Entwurf des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,'.' 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

,,6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, insbe­
sondere über das Eingehen von Bürgschaften, Pa­
tronatserklärungen und Gewährverträgen, ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflichtung,'.' 

c) In Nummer 7 werden nach dem Wort "Handelsge­
werbe" die Wörter "sowie bei Änderungen der 
diesen Geschäften zugrunde liegenden Verträgen" 
eingefügt. 

d) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

,,13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner Än­
derungen und der Finanzplanung (§ 22 a)." 

13. Dem § 19 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Vorstand hat entsprechend den Regelungen 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 16. November 2004 (Gv. NRW 
S. 644, ber. 2005 S. 15) in der jeweils geltenden Fas­
sung seine Vergütung im Jahresabschluss individuali­
siert offen zu legen." 

14. In § 20 Absatz 4 Satz 1 werden nach der Angabe ,,5" 
die Wörter "sowie zu § 2 Absatz 5 Satz 4" eingefügt. 

15. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge'.' 

16. § 22 wird aufgehoben. 

17. § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22a 
Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

(1) Der Verband wirtschaftet nach den Grundsätzen 
des kaufmännischen Rechnungswesens. Für die 
Buchführung des Verbandes, die Kostenrechnung 
und den Jahresabschluss sind § 19 Absatz 1 Satz 1,2 
erste Alternative, Absatz 2 und 3, §§ 21, 22 Absatz 1, 
§§ 23 und 24 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land N ordrhein-Westfalen entsprechend anzuwen­
den. 

(2) Die Verbandsversammlung stellt für jedes Wirt­
schaftsjahr vor seinem Beginn den Wirtschaftsplan 
fest und beschließt über den Gesamtbetrag der auf­
zunehmenden Kredite, den Gesamtbetrag der Ver­
pflichtungsermächtigungen und den Höchstbetrag 
der Kredite zur Liquiditätssicherung. Der Wirt­
schaftsplan muss ausgeglichen sein. Wirtschaftsjahr 
ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, 
dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. Dem 
Wirtschaftsplan sind als Anlagen der Nachweis der 
Rücklagen und die Finanzplanung beizufügen. Die 
§§ 15 bis 18 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 

(4) Der von der Verbandsversammlung festgestellte 
Wirtschaftsplan ist unverzüglich mit seinen Anlagen 
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern, 
wenn 

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgs­
plan erheblich versctllechtern wird und diese Ver­
schlechterung eine Anderung des Vermögenspla­
nes bedingt, 

2. höhere Kredite erforderlich werden, 
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3. im Vermögensplan über- und außerplanmäßige 
Ausgaben für Investitionen durch Einsparungen 
oder Mehreinnahmen nicht gedeckt werden kön­
nen, 

4. im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermäch­
tigungen vorgesehen werden sollen oder 

5. eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in 
der Stellenübersicht vorgesehenen Stellen erfor­
derlich wird, es sei denn, dass es sich um eine vor­
übergehende Einstellung von Aushilfskräften 
handelt. 

(6) Änderungen des Wirtschaftsplanes sind der Auf­
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Zur Stärkung einer wirtschaftlichen Betriebsfüh­
rung kann die Aufsichtsbehörde im Einzelfall zeit­
lich begrenzte Abweichungen und Ergänzungen un­
ter Beachtung der Grundsätze des kaufmännischen 
Rechnungswesens von und zu den in Absatz 1 und 3 
genannten Regelungen der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen über den Wirt­
schaftsplan, den Jahresabschlus!?" die Buchführung, 
die Deckungsfähigkeit und die Ubertragbarkeit zu­
lassen. 

(8) Ist der Wirtschaftsplan bis zum Beginn des Wirt­
schaftsjahres nicht festgestellt, gelten die Ansätze 
und Kreditermächtigungen des Vorjahres vorläufig 
weiter. Sieht der Wirtschaftsplanentwurf für das be­
treffende Jahr niedrigere Ansätze und eine niedrigere 
Kreditermächtigung vor, gelten diese. Die Beiträge 
sind nach der Beitragsliste des Vorjahres vorbehalt­
lich einer späteren Verrechnung zu zahlen. 

(9) Die Verbandsversammlung stellt jährlich mit dem 
Wirtschaftspl!ln eine fünf jährige Finanzplanung auf, 
die mit den Ubersichten gemäß § 3 Absatz 2 abzu­
stimmen ist und Umfang sowie Zusammensetzung 
der voraussichtlichen Ausgaben und Deckungsmög­
lichkeiten darstellt. Das erste Planungsjahr der Fi­
nanzplanung ist das laufende Wirtschaftsjahr. Die 
Finanzplanung muss in den einzelnen Jahren ausge­
glichen sein. 

(10) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss in der 
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres für das vergange­
ne Wirtschaftsjahr auf. Die mit der Prüfung des Jah­
resabschlusses betraute Stelle soll alle fünf Jahre ge­
wechselt werden. Der Jahresabschluss ist nach den 
Vorschriften der Satzung über die Regelung für die 
für die Öffentlichkeit bestimmten Mitteilungen zu 
veröffentlichen." 

18. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 
Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswesen, 

Wirtschaftsführung" 

b) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushaltswirt­
schaft oder" und die Wörter" Vermögenshaushalts 
oder" gestrichen. 

c) In Absatz 2 werden die Wörter "Haushalts-, Kas­
sen- und" gestrichen. 

19. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushalts- oder" 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort "Vermögens­
haushalts" durch das Wort "Vermögensplans" er­
setzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 4 Abs. 2 
Nr. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 24 Abs. 2 des 
Landeswassergesetzes" durch die Wörter ,,§ 13 
Absatz 2 Nummer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter "zu Beiträ­
gen für die Zeit danach" durch die Wörter "vor 
Erlöschen seiner Mitgliedschaft nach § 6 Absatz 2 
Satz 2 zu Beiträgen für die Zeit nach seinem Aus­
scheiden" ersetzt. 

20. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter "der Einzel­
pläne" und die Wörter "Haushalts- oder" gestri­
chen. 

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter "Haushalts­
jahres oder" und die Wörter "eines Nachtrags 
zum Haushaltsplan oder" gestrichen. 

21. In § 28 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort "Innenministe­
rium" durch die Wörter "für Inneres zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

22. § 29 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort "Landesbe­
amten" die Wörter "oder tarifbeschäftigten Per­
son" eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder vergleichbaren tarifbeschäftig­
ten Person" eingefügt. 

23. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter "Ministe­
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz" durch die Wörter "für Um­
welt zuständige Ministerium" ersetzt. 

24. In § 36 Absatz 2 werden jeweils die Wörter "Haus­
halts- oder" gestrichen. 

25. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

,,5. zur Bestellung von Sicherheiten aller Art, 
insbesondere über das Eingehen von Bürg­
schaften, Patronatserklärungen und Gewähr­
verträgen ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Verpflichtung." 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 
und 3 eingefügt: 

,,(2) Der Beschluss nach § 17 Absatz 5 Nummer 7 
ist unter folgenden Maßgaben genehmigungsfä­
hig: 

1. Die Bildung beziehungsweise der Eintritt ist 
zur Erfüllung der verbandseigenen Aufgaben 
zwar nicht erforderlich, aber dienlich, 

2. es besteht ein Zusammenhang mit den hoheitli­
chen Verbandsaufgaben, die selbst beim Ver­
band verbleiben, 

3. die Ausführung der dem Verband nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben wird nicht 
beeinträchtigt, 

4. es besteht keine Interessenskollision mit dem 
Verband und 

5. § 3 Absatz 3 des Vergütungsoffenlegungsgeset­
zes vom 17. Dezember 2009 (Gv. NRW. S. 950) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen­
dung. 

(3) Das Nähere zu Absatz 1 Nummer 2 und 5 re­
gelt die Satzung." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

26. Die Überschrift des Zehnten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Zehnter Teil 
Auflösung'.' 

27. § 39 wird aufgehoben. 

28. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

" Artikel 3 
Inkrafttreten '.' 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 
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Artikel 11 
Änderung des Wupperverbandsgesetzes 

Das Wupperverbandsgesetz vom 15. Dezember 1992 (GY. 
NRW. 1993 S. 40), das zuletzt durch Artikel 10 des Geset­
zes vom 21. März 2013 (GY. NRW. S. 148) geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zum Sechsten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

" Sechster Teil: 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge': 

b) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 (weggefallen)': 

c) Die Angabe zu § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22 a Wirtschaftsplan, Finanzplanung': 

d) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswe­
sen, Wirtschaftsführung': 

e) Die Angabe zum Zehnten Teil wird wie folgt ge­
fasst: 

"Zehnter Teil: 
Auflösung, Inkrafttreten ': 

f) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 39 (weggefallen)': 

g) Die Angabe zu § 41 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 41 (weggefallen)': 

h) Die Angabe zu § 42 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 42 Inkrafttreten ': 

2. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Der Verband ist berechtigt, das kleine Landes­
siegel in abgewandelter Form zu verwenden." 

3. Dem § 2 Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt: 

"In Fällen besonderer Eilbedürftigkeit entscheidet 
der Verbandsrat über die Auftragsübernahme. Der 
Verbandsversammlung ist die Auftragsübernahme in 
der nächsten Sitzung bekannt zu geben." 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Bei Planung, Bau und Betrieb der Anlagen nach 
Satz 1 können die Möglichkeiten der Anlage zur 
Energieerzeugung genutzt werden, sofern dies mit 
der Erledigung der Aufgaben nach § 2 vereinbar 
ist. Dabei können Anlagen zur Energieerzeugung, 
die in einem funktionalen Zusammenhang mit 
Anlagen nach Satz 1 stehen, geplant, gebaut, be­
trieben und unterhalten werden." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) DerVerband stellt über die zur Erfüllung sei­
ner Aufgaben und übernommenen Pflichten erfor­
derlichen Unternehmen, die in einem Zeitraum 
,:,.on jeweils sechs Jahren durchzuführen sind, 
Ubersichten auf (Sechsjahresübersichten). Satz 1 
gilt nicht für die Aufgaben nach § 53 Absatz 1 des 
Landeswassergesetzes vom 25. Juni 1995 (GY. 
NRW. S. 133)." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

5. § 4 Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben. 

6. Dem § 6 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

"Mitglied des Verbandes ist ferner jedes Unterneh­
men oder sein Rechtsnachfolger gleich welcher 
Rechtsform, das ein anderes Unternehmen zu einer 
Verrichtung bestellt hat, welches Unternehmen des 
Verbandes verursacht oder erschwert hat, oder wei­
ter verursacht, erschwert oder erwarten lässt. 

Ein Unternehmen, das von einem anderen Unterneh­
men abhängig ist, gilt als von diesem Unternehmen 
zur Verrichtung bestellt." 

7. § 11 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 werden die Wörter "Haushalts-, 
Kassen- und" gestrichen. 

b) In Nummer 8 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort "und" ersetzt. 

c) Folgende Nummer 9 wird angefügt: 

,,9. die Art der Ausweisung und Abrechnung ge­
genüber dem vorteilhabenden Mitglied für die 
nach § 4 Absatz 1 übernommenen Aufgaben." 

8. In § 12 Absatz 2 Satz 7 werden die Wörter ,,§ 65 
Abs. 2 des Landeswassergesetzes bleibt" durch die 
Wörter ,,§ 2 Absatz 2 des Abwasserabgabengesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GY. NRW, 
S. 559) und das Wasserentnahmeentgelt gemäß § 2 
des Wasserentnahmeentgeltgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Januar 2004 (GY. NRW. 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (GY. NRW. S. 884) geändert wor­
den ist, bleiben" ersetzt. 

9. In § 13 Absatz 1 werden nach den Wörtern "dem Mit­
glied" die Wörter "oder bei einer Anstalt des öffentli­
chen Rechts des Mitgliedes nach § 114a der Gemein­
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GY. 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 25. Juni 2015 (GY. NRW. S. 496) geändert 
worden ist," eingefügt. 

10. § 14 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3. dJe Feststellung des Wirtschaftsplans und sei­
ner Anderungen, die Aufstellung der Finanzpla­
nung (§ 22 a) sowie die Entscheidung über die In­
anspruchnahme von Rücklagen,': 

b) In Nummer 4 und Nummer 6 werden jeweils die 
Wörter "der Jahresrechnung oder" gestrichen. 

c) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

,,7. die Aufstellung der Übersichten gemäß § 3 Ab­
satz 2 und des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,': 

11. § 15 Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Eine gemeinsame Vertreterin oder ein gemeinsamer 
Vertreter der anerkannten Naturschutzvereinigun­
gen, die im Sinne des § 63 des Bundesnaturschutzge­
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBL I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBL I S. 1474) geändert worden ist, nach ih­
rer Satzung landesweit tätig sind, kann mit beraten­
der Stimme an den öffentlichen Sitzungen der Ver­
bandsversammlung teilnehmen." 

12. § 17 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Entwürfe der Übersichten gemäß § 3 Absatz 2 
und Entwurf des Abwasserbeseitigungskonzeptes 
nach § 53 des Landeswassergesetzes,': 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

,,6. Bestellung von Sicherheiten aller Art, insbe­
sondere über das Eingehen von Bürgschaften, Pa­
tronatserklärungen und Gewährverträgen, ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflichtung,': 

c) In Nummer 7 werden nach dem Wort "Handelsge­
werbe" die Wörter "sowie bei Änderungen der 
diesen Geschäften zugrunde liegenden Verträgen" 
eingefügt. 

d) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

,,13. Entwurf des Wirtschaftsplans und seiner Än­
derungen und der Finanzplanung (§ 22 a)." 

13. Dem § 19 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Der Vorstand hat entsprechend den Regelungen 
der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nord-
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rhein-Westfalen vom 16. November 2004 (Gv. NRW. 
S. 644, ber. 2005 S. 15) in der jeweils geltenden Fas­
sung seine Vergütung im Jahresabschluss individuali­
siert offen zu legen." 

14. In § 20 Absatz 3 Satz 1 werden nach der Angabe ,,5" 
die Wörter "sowie zu § 2 Absatz 4 Satz 4" eingefügt. 

15. Die Überschrift des Sechsten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

"Sechster Teil 
Finanzplanung, Wirtschaftsführung und 

Rechnungswesen, Beiträge ': 

16. § 22 wird aufgehoben. 

17. § 22 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 22a 
Wirtschaftsplan, Finanzplanung 

(1) Der Verband wirtschaftet nach den Grundsätzen 
des kaufmännischen Rechnungswesens. Für die 
Buchführung des Verbandes, die Kostenrechnung 
und den Jahresabschluss sind § 19 Absatz 1 Satz 1,2 
erste Alternative, Absatz 2 und 3, §§ 21,22 Absatz 1, 
§§ 23 und 24 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen entsprechend anzuwen­
den. 

(2) Die Verbandsversammlung stellt für jedes Wirt­
schaftsjahr vor seinem Beginn den Wirtschaftsplan 
fest und beschließt über den Gesamtbetrag der auf­
zunehmenden Kredite, den Gesamtbetrag der Ver­
pflichtungsermächtigungen und den Höchstbetrag 
der Kredite zur Liquiditätssicherung. Der Wirt­
schaftsplan muss ausgeglichen sein. Wirtschaftsjahr 
ist das Kalenderjahr. 

(3) Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, 
dem Vermögensplan und der Stellenübersicht. Dem 
Wirtschaftsplan sind als Anlagen der Nachweis der 
Rücklagen und die Finanzplanung beizufügen. Die 
§§ 15 bis 18 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 

(4) Der von der Verbandsversammlung festgestellte 
Wirtschaftsplan ist unverzüglich mit seinen Anlagen 
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(5) Der Wirtschaftsplan ist unverzüglich zu ändern, 
wenn 

1. das Jahresergebnis sich gegenüber dem Erfolgs­
plan erheblich verschlechtern wird und diese Ver­
schlechterung eine Änderung des Vermögenspla­
nes bedingt, 

2. höhere Kredite erforderlich werden, 

3. im Vermögensplan über- und außerplanmäßige 
Ausgaben für Investitionen durch Einsparungen 
oder Mehreinnahmen nicht gedeckt werden kön­
nen, 

4. im Vermögensplan weitere Verpflichtungsermäch­
tigungen vorgesehen werden sollen oder 

5. eine erhebliche Vermehrung oder Hebung der in 
der Stellenübersicht vorgesehenen Stellen erfor­
derlich wird, es sei denn, dass es sich um eine vor­
übergehende Einstellung von Aushilfskräften 
handelt. 

(6) Änderungen des Wirtschaftsplanes sind der Auf­
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(7) Zur Stärkung einer wirtschaftlichen Betriebsfüh­
rung kann die Aufsichtsbehörde im Einzelfall zeit­
lich begrenzte Abweichungen und Ergänzungen un­
ter Beachtung der Grundsätze des kaufmännischen 
Rechnungswesens von und zu den in Absatz 1 und 3 
genannten Regelungen der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen über den Wirt­
schaftsplan, den Jahresabschluss, die Buchführung, 
die Deckungsfähigkeit und die Übertragbarkeit zu­
lassen. 

(8) Ist der Wirtschaftsplan bis zum Beginn des Wirt­
schaftsjahres nicht festgestellt, gelten die Ansätze 
und Kreditermächtigungen des Vorjahres vorläufig 
weiter. Sieht der Wirtschaftsplanentwurf für das be-

treffende Jahr niedrigere Ansätze und eine niedrigere 
Kreditermächtigung vor, gelten diese. Die Beiträge 
sind nach der Beitragsliste des Vorjahres vorbehalt­
lich einer späteren Verrechnung zu zahlen. 

(9) Die Verbandsversammlung stellt jährlich mit dem 
Wirtschaftspl~n eine fünf jährige Finanzplanung auf, 
die mit den Ubersichten gemäß § 3 Absatz 2 abzu­
stimmen ist und Umfang sowie Zusammensetzung 
der voraussichtlichen Ausgaben und Deckungsmög­
lichkeiten darstellt. Das erste Planungsjahr der Fi­
nanzplanung ist das laufende Wirtschaftsjahr. Die 
Finanzplanung muss in den einzelnen Jahren ausge­
glichen sein. 

(10) Der Vorstand stellt den Jahresabschluss in der 
ersten Hälfte des Wirtschaftsjahres für das vergange­
ne Wirtschaftsjahr auf. Die mit der Prüfung des Jah­
resabschlusses betraute Stelle soll alle fünf Jahre ge­
wechselt werden. Der Jahresabschluss ist nach den 
Vorschri:f):en der Satzung über die Regelung für die 
für die Offentlichkeit bestimmten Mitteilungen zu 
veröffentlichen." 

18. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 24 

Rücklagen, Rechnungs- und Prüfungswesen, 
Wirtschaftsführung': 

b) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushaltswirt­
schaft oder" und die Wörter" Vermögenshaushalts 
oder" gestrichen. 

c) In Absatz 2 werden die Wörter "Haushalts-, Kas­
sen- und" gestrichen. 

19. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Haushalts- oder" 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort "Vermögens­
haushalts" durch das Wort "Vermögensplans" er­
setzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 4 Abs. 2 
Nr. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 24 Abs. 2 des 
Landeswassergesetzes" durch die Wörter ,,§ 13 
Absatz 2 Nummer 4 des Wasserhaushalts-geset­
zes" ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter "zu Beiträ­
gen für die Zeit danach" durch die Wörter "vor 
Erlöschen seiner Mitgliedschaft nach § 6 Absatz 2 
Satz 2 zu Beiträgen für die Zeit nach seinem Aus­
scheiden" ersetzt. 

20. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter "der Einzel­
pläne" und die Wörter "Haushalts- oder" gestri­
chen. 

b) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort "Haushaltsjah­
res" durch das Wort "Wirtschaftsjahres" ersetzt 
und werden die Wörter "eines Nachtrags zum 
Haushaltsplan oder" gestrichen. 

21. In § 28 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort "Innenministe­
rium" durch die Wörter "für Inneres zuständige Mi­
nisterium" ersetzt. 

22. § 29 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort "Landesbe­
amten" die Wörter "oder tarifbeschäftigten Per­
son" eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort "Beamten" 
die Wörter "oder vergleichbaren tarifbeschäftig­
ten Person" eingefügt. 

23. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter "Ministe­
rium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz" durch die Wörter "für Um­
welt zuständige Ministerium" ersetzt. 

24. In § 36 Absatz 2 werden jeweils die Wörter "Haus­
halts- oder" gestrichen. 
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25. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 4 werden die Wörter "den 
Dienstvertrag mit dem Vorstand" 
durch das Wort "Dienstverträge" er­
setzt. 

bbb) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

,,5. zur Bestellung von Sicherheiten al­
ler Art, insbesondere über das Einge­
hen von Bürgschaften, Patronatserklä­
rungen und Gewährverträgen ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Verpflich­
tung." 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 
und 3 eingefügt: 

,,(2) Der Beschluss nach § 17 Absatz 5 Nummer 7 
ist unter folgenden Maßgaben genehmigungsfä­
hig: 

1. Die Bildung beziehungsweise der Eintritt ist 
zur Erfüllung der verbandseigenen Aufgaben 
zwar nicht erforderlich, aber dienlich, 

2. es besteht ein Zusammenhang mit den hoheit­
lichen Verbandsaufgaben, die selbst beim Ver­
band verbleiben, 

3. die Ausführung der dem Verband nach Gesetz 
und Satzung obliegenden Aufgaben wird nicht 
beeinträchtigt, 

4. es besteht keine Interessenskollision mit dem 
Verband und 

5. § 3 Absatz 3 des Vergütungsoffenlegungsgeset­
zes vom 17. Dezember 2009 (Gv. NRW. S. 950) 
in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen­
dung. 

(3) Das Nähere zu Absatz 1 Nummer 2 und 5 re­
gelt die Satzung." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4. 

26. Die Überschrift des Zehnten Teils wird wie folgt ge­
fasst: 

" Zehnter Teil 
Auflösung, Inkrafttreten '.' 

27. § 39 wird aufgehoben. 

28. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 42 
Inkrafttreten '.' 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 
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Artikel 12 
Änderung des Kurortegesetzes vom 11. Dezember 2007 

In § 13 des Kurortegesetzes vom 11. Dezember 2007 (Gv. 
NRW. 2008 S. 8), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2015 (GV. NRW. S. 666) geändert worden 
ist, werden die Wörter ,,§ 16 Abs. 2 des Wassergesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen" durch die Wörter 
,,§ 53 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), in der jeweils geltenden Fassung" 
ersetzt. 

77 
Artikel 13 

Änderung des Wasserentnahmeentgeltgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Das Wasserentnahmeentgeltgesetz des Landes Nord­
rhein-Westfalen vom 27. Januar 2004 (Gv. NRW. 
S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 884) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird die Angabe ,,§§ 32, 33, 34 und 
35" durch die Angabe ,,§§ 17, 19, 20 und 21" er­
setzt. 

b) In Nummer 3 wird die Angabe ,,§ 16 LWG" durch 
die Wörter ,,§ 53 des Wasserhaushaltsgesetzes" er­
setzt. 

2. Dem § 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird er­
mächtigt, nach Anhörung des für Umwelt zuständigen 
Ausschuss des Landtags durch Rechtsverordnung die 
Zuständigkeiten für den Vollzug dieses Gesetzes ZU 

bestimmen." 

3. In § 8 Absatz 2 werden nach dem Wort "über" die 
Wörter "Anforderungen an die Maßnahmen zum 
Schutz des entnommenen Rohwassers," eingefügt. 

77 
Artikel 14 

Änderung der Kommunalabwasserverordnung 

Die Kommunalabwasserverordnung vom 30. September 
1997 (GV. NRW. S. 372), die zuletzt durch Artikel 140 des 
Gesetzes vom 5. April 2005 (Gv. NRW. S. 332) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,,§ 53 LWG" durch 
die Wörter ,,§ 46 des Landeswassergesetzes vom 25. 
Juni 1995 (Gv. NRW. S. 133) in der jeweils gelten­
den Fassung" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,§ 53 Abs. 4 LWG" 
durch die Wörter ,,§ 49 Absatz 5 des Landeswas­
sergesetzes" ersetzt. 

c) Absatz 2 a wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,§ 53 Absatz 1 
Satz 4 LWG" durch die Wörter ,,§ 47 des Lan­
deswassergesetzes " ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter ,,§ 53 Absatz 1 
Satz 9 LWG" durch die Wörter ,,§ 47 Absatz 2 
Satz 2 des Landeswassergesetzes" ersetzt. 

d) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,,18 b" durch 
die Angabe ,,60" und die Angabe ,,§ 57 LWG" 
durch die Wörter ,,§ 57 des Landeswassergesetzes" 
ersetzt. 

2. In § 5 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,§ 53 Abs. 1 
und § 54 Abs. 3 LWG" durch die Wörter ,,§ 46 Ab­
satz 1 und § 53 Absatz 3 des Landeswassergesetzes" 
ersetzt. 

3. In § 7 Absatz 1 wird die Angabe ,,7a" durch die An­
gabe ,,57" ersetzt. 

4. § 8 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 
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,,2. nach Maßgabe von §§ 58, 59 des Wasserhaushalts­
gesetzes und § 59 Absatz 1 und 2 des Landeswasser­
gesetzes einer Genehmigung bedarf." 

Artikel 15 
Änderung der JGS-AnlagenV 

Die JGS-AnlagenV vom 13. November 1998 (Gv. NRW. 
S. 647), die zuletzt durch Verordnung vom 10. Februar 
2006 (Gv. NRW. S. 74) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 Satz 2 wird die Angabe ,,19 g Abs. 2" durch die 
Wörter ,,62 Absatz 1 Satz 2" ersetzt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 19 Abs. 1 
Nm. 1 und 2 WHG" durch die Wörter ,,§ 51 
Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Wasserhaus­
haltsgesetzes" ersetzt. 
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bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,,§ 16 LWG" 
durch die Wörter ,,§ 53 des Wasser-haushalts­
gesetzes" ersetzt. 

ce) In Nummer 3 wird die Angabe ,,§ 36 a Abs. 1 
WHG" durch die Wörter ,,§ 86 Absatz 1 Num­
mer 1 des Wasserhaushalts-gesetzes" ersetzt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

,,(5) Überschwemmungsgebiete im .~inne dieser 
Verordnung sind Gebiete, die als Uberschwem­
mungsgebiete nach § 76 Absatz 2 und 3 des Was­
serhaushaltsgesetzes in Verbindung mit § 86 Ab­
satz 2 und 4 des Landeswassergesetzes vom 25. 
Juni 1995 (Gv. NRW. S. 133) in der jeweils gelten­
den Fassung festgesetzt oder vorläufig gesichert 
sind." 

Artikel 16 
Änderung der Verordnung über zuständige 

Aufsichtsbehörden nach dem Gesetz über Wasser-
und Bodenverbände 

Die Verordnung über zuständige Aufsichtsbehörden nach 
dem Gesetz über Wasser- und Bodenverbände vom 14. 
Juli 1992 (Gv. NRW. S. 321), die zuletzt durch Artikel 144 
des Gesetzes vom 5. April 2005 (Gv. NRW. S. 306) geän­
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 werden die Wörter "Ministerium für Umwelt 
und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher­
schutz" durch die Wörter "für Umwelt zuständige Mi­
nisterium" und die Wörter "der Oberkreisdirektor" 
durch die Wörter "die Landrätin oder der Landrat" 
ersetzt. 

2. In § 3 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter "gemäß 
§ 137 Nr. 1 des Landeswassergesetzes" durch die Wör­
ter "gemäß der Zuständigkeitsverordnung Umwelt­
schutz vom 3. Februar 2015 (Gv. NRW. S. 268) in der 
jeweils geltenden Fassung" ersetzt. 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 
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a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 5 
Inkrafttreten '.' 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

Artikel 17 
Änderung der Allgemeinen Hafenverordnung 

In § 47 Absatz 1 und 2 der Allgemeinen Hafenverord­
nung vom 8. Januar 2000 (Gv. NRW. S. 34), die zuletzt 
durch Verordnung vom 21. Oktober 2015 (Gv. NRW. 
S. 733) geändert worden ist, werden jeweils die Wörter 
,,§ 161 Absatz 1 Nummer 2 Landeswassergesetz" durch 
die Wörter ,,§ 123 Absatz 2 Nummer 2 des Landeswas­
sergesetzes vom 25. Juni 1995 (Gv. NRW. s. 133) in der 
jeweils geltenden Fassung" ersetzt. 
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Artikel 18 
Änderung der Emissionserklärungsverordnung 

In § 2 Satz 3 der Emissionserklärungsverordnung vom 
24. Januar 2002 (Gv. NRW. S. 68), die durch Artikel 105 
des Gesetzes vom 5. April 2005 (Gv. NRW. S. 351) geän­
dert worden ist, wird die Angabe ,,§ 53 Abs. 6 LWG" 
durch die Wörter ,,§ 50 des Landeswassergesetzes vom 
25. Juni 1995 (Gv. NRW. S. 133) in der jeweils geltenden 
Fassung" ersetzt. 
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Artikel 19 
Änderung der Verordnung über Anlagen zum Umgang 

mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 

Die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser­
gefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe vom 20. 
März 2004 (Gv. NRW. S. 274), die zuletzt durch Verord-

nung vom 13. Dezember 2012 (Gv. NRW. S. 676) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Satz 1 wird die Angabe ,,19 g Abs. 1 und 2" 
durch die Angabe ,,62 Absatz 1" ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 12 wird wie folgt geändert: 

aal In Nummer 1 wird die Angabe ,,19 Abs. 1 
Nrn. 1 und 2" durch die Wörter ,,51 Absatz 1 
Nummer 1 und 2" ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter ,,§ 16 Abs. 3 
des Landeswassergesetzes" durch die Wörter 
,,§ 53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

ce) In Nummer 3 wird die Angabe ,,36a Abs. 1" 
durch die Angabe ,,86" ersetzt. 

dd) In Nummer 4 werden die Wörter ,,§ 15 Abs. 5 
des Landeswassergesetzes" durch die Wörter 
,,§ 52 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

b) In Absatz 13 werden die Wörter ,,§ 112 Abs. 1 und 
Abs. 3 Landeswassergesetz" durch die Wörter 
,,§ 76 Absatz 2 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes 
sowie § 83 Absatz 2 und 3 des Landeswasserge­
setzes vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 133) in der 
jeweils geltenden Fassung" ersetzt. 

3. In § 4 Satz 1 wird die Angabe ,,19g Abs. 3" durch die 
Angabe ,,62 Absatz 2" ersetzt. 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1wird die Angabe ,,19g Abs. 1 
und 2" durch die Angabe ,,62 Absatz 1" ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter ,,§ 19 des Wasser­
haushaltsgesetzes in Verbindung mit § 14, § 15 
Abs. 5 und § 16 Abs. 3 und 4" durch die Wörter 
,,§§ 51, 52 und 53 Absatz 4 des Wasserhaushalts­
gesetzes in Verbindung mit § 35" ersetzt. 

5. In § 8 Absatz 1 wird die Angabe ,,19h Abs. 1 Satz 1" 
durch die Wörter ,,63 Absatz 1 Satz 1" und die Anga­
be ,,§ 19h Abs. 3 Wasserhaushaltsgesetz" durch die 
Wörter ,,§ 63 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

6. § 10 Absatz 1wird wie folgt geändert: 

a) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe 
,,19g Abs. 1" durch die Wörter ,,62 Absatz 1 
Satz 1" ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird die Angabe ,,7a" durch die An­
gabe ,,57" ersetzt. 

7. In § 11 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 19i 
Abs. 2 Satz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes" durch 
die Wörter ,,§ 1 Absatz 2 Satz 3 der Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof­
fen vom 31. März 2010 (BGBL I S. 377)" ersetzt. 

8. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 19 i Abs. 2 
Satz 3 Nrn. 1 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
durch die Wörter ,,§ 1 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 
und 3 der Verordnung über Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 19i 
Abs. 2 Satz 3 Nrn. 2 und 5 des Wasserhaushalts­
gesetzes" durch die Wörter ,,§ 1 Absatz 2 Satz 3 
Nummer 2 und 5 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen" 
ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1werden die Wörter ,,(§19i 
Abs. 2 Satz 3 Nr. 4 des Wasserhaushaltsgesetzes)" 
durch die Wörter ,,§ 1 Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 
der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen" ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,,19g" durch 
die Angabe ,,62" ersetzt. 

e) In Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe 
,,§ 19i Wasserhaushaltsgesetz" durch die Wörter 
,,§ 1 der Verordnung über Anlagen zum Umgang 
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mit wassergefährdenden Stoffen und des § 64 Ab­
satz 2 Nummer 3 des Wasserhaushaltsgesetzes" 
ersetzt. 

9. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In dem Satzteil vor Nummer 1 und in Nummer 1 
werden jeweils die Wörter ,,§ 191 des Wasserhaus­
haltsgesetzes" durch die Wörter ,,§ 3 der Verord­
nung über Anlagen zum Umgang mit wasserge­
fährdenden Stoffen" ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird die Angabe ,,19g Abs. 1 und 2" 
durch die Angabe ,,62 Absatz 2" ersetzt. 

10. In § 14 werden die Wörter ,,§ 191 Abs. 2 NT. 2 des 
Wasserhaushaltsgesetzes" durch die Wörter ,,§ 3 Ab­
satz 2 Nummer 2 der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen" ersetzt. 

11. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 191 des 
Wasserhaushaltsgesetzes" durch die Wörter ,,§ 3 
der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen" und die Wörter 
,,§ 191 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes" durch 
die Wörter ,,§ 3 Absatz 2 der Verordnung über An­
lagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof­
fen" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,19g Abs.1 und 2" 
durch die Angabe ,,62 Absatz 1" ersetzt. 

12. § 16 wird wie folgt geändert: 
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a) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe 
,,161 Abs. 1 Nr. 4" durch die Wörter ,,127 Absatz 2 
Nummer 1" ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird die Angabe ,,§ 19h Wasser­
haushaltsgesetz" durch die Wörter ,,§ 63 des Was­
serhaushaltsgesetzes" ersetzt. 

Artikel 20 
Änderung der Selbstüberwachungsverordnung 

kommunal 

Die Selbstüberwachungsverordnung kommunal vom 25. 
Mai 2004 (GY. NRW. S. 322), die zuletzt durch Artikel 2 
der Verordnung vom 21. Oktober 2014 (GY. NRW. S. 679) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Absatz 2 Satz 2 und § 9 Satz 1 und Satz 4 wird 
jeweils die Angabe ,,§ 116 LWG" durch die Wörter 
,,§ 93 des Landeswassergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GY. NRW. S. 133) in der jeweils geltenden Fassung" 
ersetzt. 

2. Anlage 4 wird wie folgt geändert: 
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a) In Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 116 LWG" durch 
die Wörter ,,§ 93 des Landeswassergesetzes" er­
setzt. 

b) In Nummer 4 wird die Angabe ,,§§ 53 bis 54 LWG" 
durch die Wörter ,,§§ 46 und 49 Absatz 1 bis 6 des 
Landeswassergesetzes " ersetzt. 

Artikel 21 
Änderung der Badegewässerverordnung 

§ 2 Satz 1 der Badegewässerverordnung vom 11. Dezem­
ber 2007 (GY. NRW. 2008 S. 138), die zuletzt durch Ver­
ordnung vom 25. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 641) geän­
dert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

"Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die Begriffs­
bestimmungen für Oberftächengewässer nach § 2 Num­
mer 1 der Oberftächengewässerverordnung vom 20. Juli 
2011 (BGBL I S. 1429), für Grundwasser und Einzugsge­
biet nach § 3 Nummer 3 und 13 des Wasserhaushaltsge­
setzes vom 31. Juli 2009 (BGBL I S. 2585), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. November 2014 
(BGW. I S. 1724) geändert worden ist, sowie für betrof­
fene Offentlichkeit nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe e 
der Richtlinie 2011/92/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten (ABI. L 26 vom 28.1.2012, S. 1), die 
zuletzt durch Richtlinie 2014/52/EU (ABI. L 124 vom 
25.4.2014, S. 1) geändert worden ist." 
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Artikel 22 
Änderung der Verordnung über die Schiffbarkeit 

von Gewässern 

In den §§ 1 und 2 der Verordnung über die Schiffbarkeit 
von Gewässern vom 7. September 2009 (GY. NRW. 
S. 515), die durch Verordnung vom 15. Oktober 2014 (GY. 
NRW. S. 676) geändert worden ist, werden jeweils die 
Wörter ,,§ 37 Absatz 2 Landeswassergesetz" durch die 
Wörter ,,§ 118 Absatz 1 des Landeswassergesetzes vom 
25. Juni 1995 (GY. NRW. S. 133) in der jeweils geltenden 
Fassung" ersetzt. 
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Artikel 23 
Änderung der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser 

Die Selbstüberwachungsverordnung Abwasser vom 17. 
Oktober 2013 (GY. NRW. S. 602) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter ,,§ 53 Ab­
satz 1 Landeswassergesetz" durch die Wörter ,,§ 46 
Absatz 1 des Landeswassergesetzes vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 133) in der jeweils geltenden Fassung" 
ersetzt. 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 4 werden die Wörter ,,§ 53 Ab­
satz 1 e Satz 1 Nummer 1 Landeswassergesetz" 
durch die Wörter ,,§ 46 Absatz 2 Nummer 1 des 
Landeswassergesetzes " ersetzt. 

b) In Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter ,,§ 53 Ab­
satz 1 e Satz 1 Nummer 2 Landeswassergesetz" 
durch die Wörter ,,§ 46 Absatz 2 Nummer 2 des 
Landeswassergesetzes " ersetzt. 

3. In § 14 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die 
Wörter ,,§ 161 Absatz 1 Nummer 4 Landeswasserge­
setz" durch die Wörter ,,§ 123 Absatz 2 Nummer 1 des 
Landeswassergesetzes " ersetzt. 
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Artikel 24 
Aufhebung der Ge~ässerbestandsaufnahme-, 
Einstufungs- und Uberwachungsverordnung 

Die Gewässerbestandsaufnahme-, Einstufungs- und 
Überwachungsverordnung vom 10. Februar 2006 (GY. 
NRW. S. 52) wird aufgehoben. 
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Artikel 25 
Aufhebung der Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 

2000/76/EG über die Verbrennung von Abfällen 

Die Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2000176/ 
EG über die Verbrennung von Abfällen vom 31. Juli 2003 
(GY. NRW. S. 517, ber. S. 616) wird aufgehoben. 

641 

Artikel 26 
Änderung der Eigenbetriebsverordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen 

§ 10 Absatz 2 Satz 2 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2004 
(GV.NRW. S.644, ber. 2005 S. 15), die zuletzt durch Arti­
kel 1 der Verordnung vom 13. August 2012 (GY. NRW. 
s. 296) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 2 wird aufgehoben. 

2. Nummer 3 wird Nummer 2. 
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Artikel 27 
Änderung des Landesabfallgesetzes 

§ 36 des Landesabfallgesetzes vom 21. Juni 1988 (Gv. 
NRW. S. 250), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes 
vom 21. März 2013 (Gv. NRW. S. 148) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst: 

,,§ 36 
Kosten der Überwachung 

(1) Die Kosten der Überwachung sind den Betreibern 
von Anlagen, in denen Abfälle erzeugt, behandelt oder 
entsorgt werden, auch wenn diese Anlagen stillgelegt 
sind, aufzuerlegen, soweit sich die Überwachung auf die 
Einhaltung ihrer Pflichten bezieht; dies gilt auch für die 
Kosten von notwendigen Sachverständigen oder sach­
,!.erständigen Stellen. In den sonstigen Fällen trägt der 
Uberwachte die Kosten, wenn die Uberwachung ergibt, 
dass von ihm abfallrechtliche Vorschriften und Verpflich­
tungen nicht erfüllt worden sind. 

(2) Soweit nach Absatz 1 verantwortliche Eigentümer 
des Grundstücks ist, a~t dem sich die Anlage befindet, 
werden die Kosten der Uberwachung nach Absatz 1 von 
den Kostenpflichtigen in ihrer Eigenschaft als Grund­
stückseigentümer erhoben. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn der nach Absatz 1 Verantwortliche Erbbauberech­
tigter ist. In diesen Fällen ruhen die Kosten als öffentli­
che Last auf dem Grundstück oder dem Erbbaurecht." 

77 

Artikel 28 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände 
(Wasserverbandsgesetz - WVG) vom 120 Februar 1991 

(BGBL I So 405) im Lande Nordrhein-Westfalen 

Das Gesetz zur Ausführung des Gesetzes über Wasser­
und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz - WVG) vom 
12. Februar 1991 (BGBL I S. 405) im Lande Nordrhein­
Westfalen vom 7. März 1995 (Gv. NRW. S. 248), das durch 
Artikel 149 des Gesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. 
S. 306) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 15 wird folgender fünfter Teil eingefügt: 

"Fünfter Teil 
Regelungen von zulässigen Aufgaben 

(zu § 2WVG) 

§ 16 
Aufgaben 

(1) Wasser- und Bodenverbände können neben den in 
§ 2 des Wasserverbandsgesetzes vom 12. Februar 1991 
(BGBL I S. 405) in der jeweils geltenden Fassung be­
schriebenen Aufgaben die Aufgabe übernehmen, Maß­
nahmen nach § 31 Absatz 5 Satz 2 des Landeswasser­
gesetzes vom 25. Juni 1995 (Gv. NRW. S. 133) in der 
jeweils geltenden Fassung ihrer Mitglieder zu organi­
sieren und zu koordinieren. 

(2) Die Aufgabe der Abwasserbeseitigung nach § 2 
Nummer 9 des Wasserverbandsgesetzes erfolgt nach 
Maßgabe des Landeswassergesetzes." 

2. Der bisherige § 16 wird § 17 und wie folgt gefasst: 

,,§ 17 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1995 in Kraft." 

2129 

Artikel 29 
Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglich-

keitsprüfung in Nordrhein -Westfalen 

In der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung im Lande Nordrhein-Westfalen vom 29. 
April 1992 (Gv. NRW. S. 175), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 16. März 2010 (Gv. NRW. s. 185) geän-

dert worden ist, werden die Nummern 1, 2 und 3 aufge­
hoben. 

Artikel 30 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Juli 2016 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 
sowie für den Justizminister 

(Lo So) Ralf J ä ger 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 
zugleich für den Minister 

für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Garrelt D u i n 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r 0 s c h e k 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Christina Kam p man n 

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei 
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zugleich für den Finanzminister 

Franz-Josef L e r sc h - M e n s e 

- Gv. NRW. 2016 S. 559 

Gesetz zur Änderung 
des Umweltinformationsgesetzes 

Nordrhein -Westfalen 
Vom 80 Juli 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Umweltinformationsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

Artikel 1 
Änderung des Umweltinformationsgesetzes 

Nordrhein -Westfalen 

Das Umweltinformationsgesetz Nordrhein-Westfalen 
vom 29. März 2007 (Gv. NRW. S. 142, ber. S. 658) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Informationspflichtige Stellen sind 

1. die Behörden und Einrichtungen des Landes, 
die Gemeinden und Gemeindeverbände sowie 
die sonstigen Stellen der öffentlichen Verwal-
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tung. Gremien, die diese Stellen beraten, gelten 
als Teil der Stelle, die deren Mitglieder beruft. 
Zu den informationspflichtigen Stellen gehören 
nicht: 

a) die obersten Landesbehörden, soweit und so­
lange sie im Rahmen der Gesetzgebung tätig 
werden, und 

b) die Gerichte des Landes, soweit sie nicht 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahr­
nehmen; 

2. natürliche oder juristische Personen des Privat­
rechts, soweit sie öffentliche Aufgaben wahr­
nehmen oder öffentliche Dienstleistungen er­
bringen, die im Zusammenhang mit der Umwelt 
stehen, insbesondere solche der umweltbezoge­
nen Daseinsvorsorge, und dabei der Kontrolle 
der in Nummer 1 genannten informationspflich­
tigen Stellen unterliegen." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Kontrolle im Sinne des Absatz 2 Nummer 2 
liegt vor, wenn 

1. die Person des Privatrechts bei der Wahrneh­
mung der öffentlichen Aufgabe oder bei der Er­
bringung der öffentlichen Dienstleistung gegen­
über Dritten besonderen Pflichten unterliegt 
oder über besondere Rechte verfügt, insbeson­
dere ein Kontrahierungszwang oder ein An­
schluss- und Benutzungszwang besteht, 

2. eine oder mehrere der in Absatz 2 Nummer 1 
genannten informationspflichtigen Stellen des 
öffentlichen Rechts allein oder zusammen, un­
mittelbar oder mittelbar 

a) die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des 
Unternehmens besitzen, 

b) über die Mehrheit der mit den Anteilen des 
Unternehmens verbundenen Stimmrechte 
verfügen oder 

c) mehr als die Hälfte der Mitglieder des Ver­
waltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans 
des Unternehmens bestellen können oder 

3. mehrere juristische Personen des öffentli­
chen Rechts zusammen unmittelbar oder 
mittelbar über eine Mehrheit im Sinne der 
Nummer 2 Buchstaben abis c verfügen 
und zumindest der hälftige Anteil an der 
Mehrheit den in Absatz 2 Nummer 2 ge­
nannten juristischen Personen des öffent­
lichen Rechts zuzuordnen ist." 

2. In § 2 wird Satz 3 und 4 wie folgt gefasst: 

"Der freie Zugang zu Umweltinformationen in Nord­
rhein-Westfalen und die Verbreitung dieser Umwelt­
informationen richtet sich nach den Vorschriften des 
Umweltinformationsgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 27. Oktober 2014 (BGBL I 
S. 1643) mit Ausnahme von §§ 1,2 Absatz 1 und 2, § 3 
Absatz 2 Satz 2 und 3, § 6 Absatz 2 und 5 sowie der 
§§ 11 bis 14 sowie nach den Vorschriften dieses Geset­
zes. Soweit im Umweltinformationsgesetz auf die in­
formationspflichtige Stelle nach § 2 Absatz 1 des Um­
weltinformationsgesetzes verwiesen wird, wird dies 
durch die informationspflichtige Stelle nach § 1 Ab­
satz 2 dieses Gesetzes ersetzt." 

3. In § 3 Absatz 2 werden die Wörter "Sinne des § 1 
Abs. 2 Nr. 1 UIG NRW" durch die Wörter "Sinn des 
§ 1 Absatz 2 Nummer 1" ersetzt. 

4. In § 4 Satz 2 wird die Angabe ,,§ 2 UIG NRW i.V.m. 
§ 10 Abs. 1,3 und 6 UIG" durch die Wörter ,,§ 2 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 10 Absatz 1,3 und 6 des 
Umweltinformationsgesetzes" ersetzt. 

5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 2 UIG NRW 
i.V.m. § 7 Abs. 1 und 2 UIG" durch die Wörter ,,§ 2 
dieses Gesetzes in Verbindung mit § 7 Absatz 1 und 
2 des Umweltinformationsgesetzes" und die An­
gabe ,,§ 2 UIG NRW i.V.m. § 10 UIG" durch die 

Wörter ,,§ 2 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 10 
des Umweltinformationsgesetzes" ersetzt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter "Sinne des § 1 
Abs. 2 Nr. 2 UIG NRW" durch die Wörter 
"Sinn des § 1 Absatz 2 Nummer 2" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,,§ 1 Abs. 2 Nr. 1 
UIG NRW" durch die Wörter ,,§ 1 Absatz 2 
Nummer 1" ersetzt. 

6. § 7 wird aufgehoben. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Juli 2016 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 
sowie für den Justizminister 

(L. S.) Ralf J ä ger 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 
zugleich für den Minister 

für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Garrelt D u i n 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r 0 s c h e k 

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei 
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Franz-Josef L e r s c h - M e n s e 

- Gv. NRW. 2016 S. 618 

Gesetz zur Änderung 
des Landesministergesetzes und weiterer Gesetze 

Vom 8. Juli 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Landesministergesetzes und weiterer Gesetze 

1102 
Artikel 1 

Gesetz zur Änderung des Landesministergesetzes 

Das Landesministergesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 2. Juli 1999 (Gv. NRW. S. 218), das zuletzt 
durch Artikel 18 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (Gv. 
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NRW. S. 310) geändert worden ist, wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Die Urkunde für die Ministerpräsidentin oder 
den Ministerpräsidenten wird von der Landtags­
präsidentin oder dem Landtagspräsidenten, die 
Urkunde für die Ministerinnen und Minister von 
der Ministerpräsidentin oder dem Ministerpräsi­
denten vollzogen." 

b) In Absatz 2 wird das Wort "Minister" durch die 
Wörter "Ministerinnen und Minister" ersetzt. 

2. Nach § 4 werden folgende §§ 4a bis 4c eingefügt: 

,,§ 4a 

(1) Mitglieder der Landesregierung, die beabsichti­
gen, innerhalb der ersten zwölf Monate nach ihrem 
Ausscheiden aus dem Amt eine Erwerbstätigkeit 
oder sonstige Beschäftigung außerhalb des öffent­
lichen Dienstes aufzunehmen, haben dies der Lan­
desregierung schriftlich anzuzeigen. Satz 1 gilt für 
ehemalige Mitglieder der Landesregierung entspre­
chend. 

(2) Die Anzeigepflicht entsteht, sobald ein Mitglied 
oder ehemaliges Mitglied der Landesregierung mit 
Vorbereitungen für die Aufnahme einer Beschäfti­
gung beginnt oder ihm eine Beschäftigung in Aus­
sicht gestellt wird. Die Anzeige soll mindestens einen 
Monat vor Aufnahme der Tätigkeit erfolgen. Wird die 
Frist nicht eingehalten, kann die Landesregierung 
die Aufnahme der Tätigkeit bis zur Dauer von höchs­
tens einem Monat untersagen. 

§ 4b 

(1) Die Landesregierung kann die Erwerbstätigkeit 
oder sonstige Beschäftigung für die Zeit der ersten 
zwölf Monate nach dem Ausscheiden aus dem Amt 
ganz oder teilweise untersagen, soweit zu besorgen 
ist, dass durch die Beschäftigung öffentliche Interes­
sen beeinträchtigt werden. Von einer Beeinträchti­
gung ist insbesondere dann auszugehen, wenn die 
angestrebte Beschäftigung 

1. in Angelegenheiten oder Bereichen ausgeübt wer­
den soll, in denen das ehemalige Mitglied der 
Landesregierung während der Amtszeit tätig war, 

oder 

2. das Vertrauen der Allgemeinheit in die Integrität 
der Landesregierung beeinträchtigt werden kann. 

Die Untersagung ist zu begründen. 

(2) Die Landesregierung wird bei ihrer Entschei­
dung über eine Untersagung von einem Gremium be­
raten, das eine Empfehlung ausspricht. Die Aufgabe 
des Gremiums wird der für die Aufgaben nach § 33 
der Geschäftsordnung der Landesregierung Nord­
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Juni 2005 (MBl. NRW. S. 604) gebildeten Mi­
nisterehrenkommission übertragen. Diese hat ihre 
Empfehlung zu begründen. Sie gibt die Empfehlung 
nicht öffentlich ab. 

(3) Die Entscheidung ist unter Mitteilung der Emp­
fehlung des Gremiums zu veröffentlichen. 

§ 4c 

Wird die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder 
sonstigen Beschäftiguu,g nach § 4b Absatz 1 Satz 1 
untersagt, so wird das Ubergangsgeld in Abweichung 
von § 10 Absatz 2 und 3 für die Dauer der Untersa­
gung in Höhe des Amtsgehalts und des Familienzu­
schlags gewährt." 

3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Buchstabe a, c, und d werden jeweils 
die Wörter "des Ministerpräsidenten" durch die 
Wörter "der Ministerpräsidentin oder des Minis­
terpräsidenten" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort "Minister" durch die 
Wörter "Ministerinnen und Minister" ersetzt. 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 1 werden die Wörter "der Mi­
nisterpräsident" durch die Wörter "die 
Ministerpräsidentin oder der Minister­
präsident" und das Wort "Minister" 
durch die Wörter "Ministerinnen und 
Minister" ersetzt. 

bbb) In Satz 2 wird das Wort "Landesbeam­
ten" durch die Wörter "Landesbeam­
tinnen und Landesbeamten" ersetzt. 

bb) In Buchstabe b werden die Wörter "den Be­
amten" durch die Wörter "den Beamtinnen 
oder den Beamten" ersetzt. 

cc) In Buchstabe c werden die Wörter "der Mi­
nisterpräsident" durch die Wörter "die Mi­
nisterpräsidentin oder der Ministerpräsi­
dent" ersetzt. 

dd) In Buchstabe d werden die Wörter "den Lan­
desbeamten" durch die Wörter "den Landes­
beamtinnen oder den Landesbeamten" er­
setzt. 

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort "Landesbesol­
dungsgesetzes" und dem Wort "Landesbeamten­
gesetzes" jeweils die Wörter "vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310)" eingefügt. 

5. In § 8 Absatz 3 werden die Wörter "vom Innenminis­
ter und von dem Finanzminister" durch die Wörter 
"von dem für Inneres zuständigen Ministerium und 
dem Finanzministerium " ersetzt. 

6. In § 9 Absatz 2 werden die Wörter "für die Landes­
beamten geltenden versorgungsrechtlichen" durch 
die Wörter "in Nordrhein-Westfalen geltenden beam­
tenversorgungsrech tlichen" ersetzt. 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Wörter "der Berechtigte" 
durch die Wörter "die oder der Berechtigte" er­
setzt. 

b) In Absatz 3 Nummer 1 wird das Wort "Für" durch 
das Wort "für" ersetzt. 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

,,(5) Auf das Übergangsgeld werden Erwerbs- und 
Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 66 Ab­
satz 5 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
vom 14. Juni 2016 (Gv. NRW. S. 310) in der jeweils 
geltenden Fassung angerechnet." 

8. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort "fünf" durch das Wort 
"zwei" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Ruhegehaltfähig ist die Amtszeit als Mitglied 
der Landesregierung und die Zeit nach Artikel 62 
Absatz 3 der Landesverfassung." 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Das Ruhegehalt beträgt mindestens 9,566 
Prozent des Amtsgehalts und des Familienzu­
schlags; es erhöht sich bis zu einer Amtszeit von 
zehn vollen Jahren um 4,783 Prozent für jedes 
Jahr und für jedes weitere Jahr um 2,391 Prozent 
bis zu einem Höchstsatz von 71,75 Prozent. Der 
Ruhegehaltssatz ist auf zwei Dezimalstellen aus­
zurechnen. Dabei ist die zweite Dezimalstelle um 
eins zu erhöhen, wenn in der dritten Stelle eine 
der Ziffern fünf bis neun verbleiben würde. Zur 
Ermittlung der gesamten ruhegehaltfähigen 
Amtsjahre sind etwa anfallende Tage unter Be­
nutzung des Nenners dreihundertfünfundsechzig 
umzurechnen; die Sätze 2 und 3 gelten entspre­
chend." 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,,(4) Der Anspruch auf Ruhegehalt ruht bis zum 
Ende des Monats, in dem 
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1. die für Landesbeamtinnen und -beamte gel­
tende Regelaltersgrenze erreicht wird, 

2. bei mindestens zehnjähriger Amtszeit bis zur 
Vollendung des 62. Lebensjahres oder 

3. das Ruhegehalt auf Antrag vorzeitig ab Vollen­
dung des 60. Lebensjahres in Anspruch genom­
men wird. 

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 vermindert sich 
das Ruhegehalt um 3,6 Prozent für jedes Jahr, um 
das das ehemalige Mitglied der Landesregierung das 
Ruhegehalt vor Ende des Monats, in dem es die für 
Landesbeamtinnen und -beamte geltende Alters­
grenze erreicht, vorzeitig in Anspruch nimmt; das 
Ruhegehalt vermindert sich auch um 3,6 Prozent für 
jedes Jahr, um das das ehemalige Mitglied der Lan­
desregierung im Falle des Satzes 1 Nummer 2 vor 
Erreichen des 62. Lebensjahres das Ruhegehalt vor­
zeitig in Anspruch nimmt. Die Minderung des Ruhe­
gehalts darf 14,4 Prozent nicht überschreiten. Der 
Anspruch ruht ferner bis zum Ende des Monats, für 
den die Landesregierung den Eintritt der Dienstun­
fähigkeit im Sinne des § 26 des Beamtenstatusgeset­
zes vom 17. Juni 2008 (BGBL I S. 1010) in der jeweils 
geltenden Fassung feststellt." 

9. In § 13 Absatz 1 werden die Wörter "der für Landes­
beamte geltenden versorgungsrechtlichen" durch die 
Wörter "der in Nordrhein-Westfalen geltenden be­
amtenversorgungsrechtlichen " ersetzt. 

10. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter "Wird ein Beam­
ter oder Richter" durch die Wörter "Wird ei­
ne Beamtin oder ein Beamter oder eine Rich­
terin oder ein Richter" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Im Fall einer Verletzung durch Unfall bleibt 
der Anspruch auf das Heilverfahren unbe­
rührt." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Endet das Amtsverhältnis als Mitglied der 
Landesregierung, so tritt die Beamtin oder der 
Beamte oder die Richterin oder der Richter, wenn 
sie oder er nicht weiter im jeweiligen Amt ver­
wendet wird, aus dem Beamten- beziehungsweise 
Richterdienstverhältnis in den Ruhestand." 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort "Beamten" durch die 
Wörter "Beamtinnen und Beamten" ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter "Vertreter der 
Minister" durch die Wörter "Vertreterinnen 
und Vertreter der Ministerinnen und Minis­
ter" ersetzt. 

11. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

,,(2) Steht einem Mitglied der Landesregierung 
auf Grund eines früheren Dienstverhältnisses als 
Beamtin oder Beamter oder Richterin oder Rich­
ter oder eines früheren Amtsverhältnisses als 
Bundesministerin oder Bundesminister oder Lan­
desministerin oder Landesminister ein Anspruch 
auf Ruhegehalt oder auf eine ruhegehaltähnliche 
VersC!rgung zu, so werden das Amtsgehalt oder 
das Ubergangsgeld nur insoweit gezahlt, als sie 
das Ruhegehalt oder die ruhegehalt ähnliche Ver­
sorgung übersteigen." 

12. § 17 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 17 

(1) Ein Anspruch auf Ruhegehalt nach diesem Ge­
setz ruht, soweit er zusammen mit Erwerbs- oder Er­
werbsersatzeinkommen im Sinne des § 66 Absatz 5 
des Landesbeamtenversorgungsgesetzes die dem Ver­
sorgungsanspruch zu Grunde liegenden Amtsbezüge 
überschreitet. Dies gilt nur bis zum Erreichen der für 

das jeweilige Mitglied der Landesregierung fiktiv zu 
ermittelnden beamtenrechtlichen Regelaltersgrenze. 

(2) Ein Anspruch auf Ruhegehalt nach diesem Ge­
setz ruht, soweit er zusammen mit einem Anspruch 
auf Ruhegehalt oder auf eine ruhegehaltähnliche 
Versorgung auf Grund eines früheren Amtsverhält­
nisses als Bundesministerin oder Bundesminister 
oder Landesministerin oder Landesminister, beam­
tenversorgungsrechtlichen Ansprüchen und anderen 
Leistungen im Sinne des § 68 des Landesbeamten­
versorgungsgesetzes 71,75 Prozent der dem Versor­
gungsanspruch zu Grunde liegenden Amtsbezüge 
überschreitet. 

(3) Erhält ein früheres Mitglied der Landesregierung 
öffentlich-rechtliche Alterssicherungen neben dem 
Ruhegehalt, bei denen die Zeit der Mitgliedschaft in 
der Landesregierung berücksichtigt wird, wird das 
Ruhegehalt um den Betrag gekürzt, der aus der Be­
rücksichtigung dieser Zeiten im anderen System ent­
standen ist. 

(4) Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ruhen 
neben der Entschädigung aus der Mitgliedschaft im 
Bundestag oder im Europäischen Parlament um 50 
Prozent, höchstens jedoch um 50 Prozent der Ent­
schädigung nach § 11 Absatz 1 des Abgeordnetenge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
Februar 1996 (BGBL I S. 326) in der jeweils gelten­
den Fassung beziehungsweise § 9 des Europaabge­
ordnetengesetzes vom 6. April 1979 (BGBL I S. 413) 
in der jeweils geltenden Fassung. Der ruhende Betrag 
darf jedoch den nach Anwendung von Anrechnungs-, 
Ruhens- oder sonstigen Kürzungsbestimmungen ver­
bleibenden Betrag der Entschädigung nicht überstei­
gen. 

(5) Beim Zusammentreffen eines Anspruchs auf 
Ubergangsgeld und eines Anspruchs auf Ruhegehalt 
aus dem Amtsverhältnis werden die höheren Bezüge 
gezahlt. 

(6) Für ein ehemaliges Mitglied der Landesregierung 
oder seine Hinterbliebenen gilt § 69 des Landesbe­
amtenversorgungsgesetzes einschließlich der dazu 
ergangenen Ubergangsvorschriften entsprechend. 

(7) Die Absätze 1 bis 3 finden auf Hinterbliebene 
entsprechende Anwendung." 

13. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

,,(6) Auf die zum 16. Juli 2016 vorhandenen Versor­
gungsfälle findet vorbehaltlich besonderer 
Regelungen dieses Gesetz in der vor diesem 
Zeitpunkt geltenden Fassung Anwendung. Die Ver­
sorgungsansprüche der Mitglieder der Landesre­
gierung, die am 16. Juli 2016 im Amt sind und ih­
rer Hinterbliebenen richten sich nach der bis zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung dieses Geset­
zes; binnen sechs Monaten nach Ende der Amtszeit 
kann auch Versorgung nach der geltenden Fassung 
des Landesministergesetzes beantragt werden. 
Wird ein ehemaliges Mitglied der Landesregierung 
nach dem 16. Juli 2016 erneut in ein Amtsverhält­
nis berufen, kann es binnen sechs Monaten nach 
Beendigung des Amtes Versorgungansprüche auch 
nach der bis zum zu diesem Zeitpunkt geltenden 
Fassung dieses Gesetzes beantragen." 

14. § 20 wird aufgehoben. 

2005 

Artikel 2 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Amt eines 

Parlamentarischen Staatssekretärs für besondere Regie-
rungsaufgaben im Lande Nordrhein-Westfalen 

Das Gesetz über das Amt eines Parlamentarischen 
Staatssekretärs für besondere Regierungsaufgaben im 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 11. März 1986 (Gv. 
NRW. S. 109), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 25. Oktober 2011 (Gv. NRW. S. 498) geändert wor­
den ist, wird wie folgt geändert: 
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1. In § 7 werden die Wörter ,,§§ 3,4 und 15 bis 18" durch 
die Wörter ,,§§ 3 bis 4 d und 15 bis 18" ersetzt und 
nach dem Wort " anzuwenden " ein Semikolon und die 
Wörter ,,§ 4 a Absatz 1 des Landesministergesetzes je­
doch mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Landes­
regierung das zuständige Mitglied der Landesregie­
rung tritt" eingefügt. 

2. § 9 Satz 2 wird aufgehoben. 

20320 

Artikel 3 
Gesetz zur Änderung des 

Landes beamtenversorgungsgesetzes 

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz vom 14. Juni 2016 
(Gv. NRW. S. 310) wird wie folgt geändert:" 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 93 
folgende Angabe eingefügt: 

,,§ 93a Übergangsvorschrift zur Änderung der Gleich­
stellung von Zeiten nach § 6 Absatz 4'.' 

2. § 6 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden hinter dem Wort "Landesre­
gierung," die Wörter "soweit diese Zeit nicht im 
Rahmen eines aus diesem Amtsverhältnis zuste­
henden Anspruchs auf Ruhegehalt oder einer ru­
hegehaltähnlichen Versorgung berücksichtigt wird 
und noch kein Ruhegehalt aus dem Amtsverhältnis 
gezahlt wird," eingefügt. 

b) In Nummer 3 wird das Komma am Ende durch die 
Wörter "und diese Zeit nicht im Rahmen eines aus 
diesem Amtsverhältnis zustehenden Anspruchs auf 
Ruhegehalt oder einer ruhegehaltähnlichen Versor­
gung berücksichtigt wird und noch kein Ruhege­
halt aus dem Amtsverhältnis gezahlt wird," ersetzt. 

3. Nach § 69i wird folgender § 93a eingefügt: 

,,§ 93a 
Übergangsvorschrift zur Änderung der Gleichstellung 

von Zeiten nach § 6 Absatz 4 

Auf die zum 16. Juli 2016 vorhandenen Versorgungs­
fälle ist § 6 Absatz 4 in der vor diesem Zeitpunkt gel­
tenden Fassung anzuwenden." 

20020 

Artikel 4 
Gesetz zur Änderung des Korruptions-

bekämpfungsgesetzes 

In § 18 Absatz 1 des Korruptionsbekämpfungsgesetzes 
vom 16. Dezember 2004 (Gv. NRW. 2005 S. 8), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 
(Gv. NRW. S. 875) geändert worden ist, werden die Wör­
ter "ehemalige Mitglieder der Landesregierung sowie" 
gestrichen. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Juli 2016 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

(L. S.) Ralf J ä ger 

- Gv. NRW. 2016 S. 619 
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Gesetz 
zur überbrückenden Verbesserung 
der finanziellen Ausstattung der 

Kindertagesbetreuung 
(Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes) 

Vom 8. Juli 2016 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur überbrückenden Verbesserung der finanziellen 

Ausstattung der Kindertagesbetreuung 
(Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes) 

Artikel 1 

Das Kinderbildungsgesetz vom 30. Oktober 2007 (Gv. 
NRW. S. 462), das zuletzt durch Artikel 4 des Ersten all­
gemeinen Gesetzes zur Stärkung der Sozialen Inklusion 
in Nordrhein-Westfalen vom 14. Juni 2016 (Gv. NRW. 
S. 442) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 19 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

"Die Kindpauschalen erhöhen sich abweichend von 
Satz 1 in den Kindergartenjahren 201612017, 20171 
2018 und 201812019 jährlich um 3 Prozent." 

2. § 20 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 bis 4 werden wie folgt gefasst: 

" Trägern, denen nicht das Eigentum oder das Erb­
baurecht am Gebäude der Einrichtung zusteht und 
die nicht wirtschaftlich dem Eigentümer gleichge­
stellt sind, soll neben dem Zuschuss nach Absatz 1 
ein zusätzlicher Zuschuss auf der Grundlage der 
zu zahlenden Kaltmiete geleistet werden (Mietzu­
schuss), soweit eine aus Landesmitteln erfolgte In­
vestitionsförderung dem nicht entgegensteht. Vor­
aussetzung ist, dass das Mietverhältnis am 28. 
Februar 2007 bestand. Von diesem Mietzuschuss 
sind ein Betrag von 2 798,13 Euro für jede Gruppe 
in der Tageseinrichtung und der in Absatz 1 zu­
grunde liegende Eigenanteil des Trägers abzuzie­
hen, soweit der Mietzuschuss diese Summe über­
steigt. Für den Betrag in Satz 3 gilt § 19 Absatz 2 
Satz 1 entsprechend." 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

"Näheres wird durch Rechtsverordnung geregelt." 

3. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,,19,96" durch 
die Angabe ,,22,46" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Das Land gewährt dem Jugendamt in den 
Kindergartenjahren 201612017, 2017/2018 und 
201812019 für jedes Kind einen zusätzlichen Zu­
schuss zu den Kindpauschalen pro Kindergarten­
jahr, dessen Höhe sich je nach Gruppenform und 
Betreuungszeit aus Anlage 3 zu dieser Vorschrift 
ergibt. Voraussetzung ist, dass das Jugendamt den 
Zuschuss an die Träger der Einrichtungen seines 
Bezirks weiterleitet." 

4. § 21b Absatz 2 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 21 Absatz 3 Satz 4 und Satz 5 gelten entspre­
chend." 

5. In § 22 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,758" durch 
die Angabe" 781" ersetzt. 

6. § 26 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,,1. Art und Höhe zu den Mietzuschüssen sowie 
Ausnahmen zur Gewährung festzusetzen,'.' 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

,,2. die Zuschüsse nach § 22 Absatz 1 alle zwei 
Jahre erstmals zum Kindergartenjahr 20181 2019 
anzupassen,'.' 
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7. Der Anlage 2 zu § 21 wird folgende Anlage angefügt: 

"Anlage 3 zu § 21 

Zuschüsse Gruppen- Gruppen- Gruppen-
gemäß § 21 form I form 11 form 111 
Absatz 2 zu den 
Kindpauschalen 
für die Kinder-
gartenjahre 
201612017, 
2017/2018 und 
2018/2019 

25 Stunden 112,96 232,88 83,37 

35 Stunden 151,36 312,47 111,29 

45 Stunden 194,11 400,75 178,36 

Für die Kinder mit Behinderung oder Kinder, die von 
einer wesentlichen Behinderung bedroht sind, und bei 
denen dies von einem Träger der Eingliederungshilfe 
festgestellt wurde, erhält der Träger der Einrichtung zu 
dem 3,5fachen Satz der Kindpauschale IIIb einen zu­
sätzlichen Zuschuss gemäß § 21 Absatz 2 in Höhe von 
389,52 Euro. In den Fällen, in denen diese Kinder in der 
Gruppenform 11 mit 45 Stunden wöchentlicher Betreu­
ungszeit betreut werden, beträgt der zusätzliche Zu­
schuss 446,83 Euro." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2016 in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Juli 2016 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

(L. S.) Ralf J ä ger 

Für die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 

Garrelt D u i n 

Für den Finanzminister 

Der Minister 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

und Chef der Staatskanzlei 

Franz-Josef L e r sc h - M e n s e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Christina Kam p man n 

- Gv. NRW. 2016 S. 622 
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